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Zusammenfassung 
 
Der Regierungsrat legt den Planungsbericht über die sozialen Einrichtungen 
vor. Das Gesetz über soziale Einrichtungen regelt Leistungen für Kinder und Ju-
gendliche mit Förder- und Betreuungsbedarf, für Erwachsene mit Behinderun-
gen und für die sozialtherapeutische Suchttherapie. Der Aufgabenbereich hat 
sich seit dem letzten Bericht erfreulich entwickelt. Es drängen sich keine Para-
digmenwechsel auf. Den sich fortsetzenden gesellschaftlichen und wirtschaftli-
chen Wandel gilt es zu berücksichtigen. Für die bedarfsorientierte Weiterent-
wicklung der Angebote in der Planungsperiode 2024–2027 wurden 14 priori-
täre Massnahmen definiert. 
 
Die sozialen Einrichtungen im Kanton Luzern erbringen Leistungen von hoher Quali-
tät. Ihre Mitarbeitenden gewährleisten den Schutz und die Förderung der betreuten 
Menschen. Menschenwürde, Selbstbestimmung und Wahlfreiheit sind Leitmotive.  
Die rechtlichen Grundlagen dieser Leistungen legt das Gesetz über soziale Einrich-
tungen (SEG). Zu Beginn der Planungsperiode 2020–2023 wurde das SEG einer Teil-
revision unterzogen. Die damals neu eingeführten Leistungstypen und Finanzie-
rungsmodelle haben sich seither bewährt. Die Strategie «ambulant und stationär» 
zeigt Wirkung, das stationäre Angebot im Kanton Luzern ist bedarfsorientiert und 
ambulante Leistungen werden gezielt auf- und ausgebaut. Die zunehmend perso-
nenzentrierte Ausrichtung aller Akteure führte zu einer höheren Angebotsvielfalt und 
zeugt von einem wandlungsfähigen System. Die Herausforderungen der Pandemie 
wurden erfolgreich gemeistert. Der Regierungsrat beabsichtigt daher, die bewährten 
Strategien fortzuführen. 
 
Zugleich machen demografische, wirtschaftliche, gesellschaftliche und fachliche 
Trends eine inhaltliche Weiterentwicklung und mengenmässige Anpassung der An-
gebote unumgänglich. Der Bericht bündelt die wichtigsten Handlungsfelder zu 14 
prioritären Massnahmen für die Planungsperiode 2024–2027. In der öffentlichen Ver-
nehmlassung, die von Januar bis April 2023 stattfand, wurde die strategische Aus-
richtung bekräftigt. Die Bedarfsszenarien sowie die inhaltlich und finanziell priorisier-
ten Massnahmen wurden befürwortet. 
 
Zum einen soll der Auf- und Ausbau ambulanter Angebote fortgesetzt werden, wo-
bei stationäre Angebote weiterhin überwiegen werden. Die interprofessionelle Zu-
sammenarbeit an den Schnittstellen zur Psychiatrie, zur Sonderschulung und zur 
Langzeitpflege ist auszubauen. Flexible, durchlässige, vielfältige Angebote und die 
Sozialraumorientierung sollen gefördert werden. Ergänzende Betreuungsangebote 
entlasten Angehörige und dämpfen die Kosten, wenn dadurch Heimaufenthalte ver-
mieden werden. Der Bericht knüpft zudem an die kantonale Klimastrategie und den 
digitalen Wandel an. Personalthemen sind von grosser Bedeutung, damit die sozia-
len Einrichtungen tragfähig, kompetent und handlungsfähig bleiben. 
 
Das Kostenbewusstsein der sozialen Einrichtungen ist generell hoch und die beste-
henden Steuerungsinstrumente sind wirkungsvoll. Der Aufgabenbereich lag seit dem 
Jahr 2020 in jedem Jahr im Budget. Bis 2027 rechnet der Regierungsrat mit einem 
Aufwandwachstum in der Grössenordnung von rund 2 Prozent pro Jahr (exkl. Teue-
rung). Kostentreibend wirken dabei ähnliche Faktoren wie im Gesundheitswesen, ins-
besondere der medizinische Fortschritt, die zunehmenden psychischen Belastungen 
in der Gesellschaft und demografische Entwicklungen wie Alterung und Migration.  
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Der Regierungsrat des Kantons Luzern an den Kantonsrat 
 
 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin  
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir unterbreiten Ihnen den Planungsbericht über die sozialen Einrichtungen nach 
dem Gesetz über soziale Einrichtungen für die Jahre 2024–2027. 

1 Einleitung 
Das Gesetz über soziale Einrichtungen (SEG) vom 19. März 2007 (SRL Nr. 894) regelt 
die Planung, Steuerung, Aufsicht und Finanzierung von Leistungen für betreuungs-
bedürftige Kinder und Jugendliche, für Erwachsene mit Behinderungen sowie für die 
Suchttherapie. 

1.1 Über den Planungsbericht 
Alle vier Jahre unterbreiten wir Ihnen einen Planungsbericht über die Angebote und 
Leistungen nach diesem Gesetz zur Kenntnisnahme (§§ 3, 8 SEG).  
 
Der vorliegende Bericht enthält Aussagen über die Entwicklung des Bedarfs, die be-
reitzustellenden Angebote und notwendigen Massnahmen für die Jahre 2024 bis 
2027 sowie über deren Finanzierung. Im einleitenden Kapitel erläutern wir die recht-
lichen, politischen und finanziellen Rahmenbedingungen.  
 
Die folgenden drei Kapitel sind nach Zielgruppen geordnet: Angebote für Kinder, Ju-
gendliche und junge Erwachsene in Kapitel 2 (Bereich A), für Erwachsene mit Behin-
derungen in Kapitel 3 (Bereich B) und für suchttherapeutische Angebote in Kapitel 4 
(Bereich C). In allen Bereichen werden sowohl stationäre als auch ambulante Leistun-
gen erbracht. Als ambulant gelten Leistungen, die ausserhalb von betreuten Wohn-, 
Gruppen- oder Tagesstrukturen und ausserhalb der Räumlichkeiten einer sozialen 
Einrichtung erbracht werden.  
 
Zu jeder Zielgruppe nennen wir die erbrachten Leistungen und die anerkannten An-
bieter, zeigen gesellschaftliche Trends auf, entwickeln Szenarien zum zukünftigen Be-
darf und benennen notwendige Angebote, Entwicklungsprojekte und Massnahmen. 
Der Blick in die Zukunft ist naturgemäss mit einer hohen Unsicherheit behaftet, dem 
tragen wir mit verschiedenen Szenarien Rechnung. Es folgen Kapitel mit zielgrup-
penübergreifenden Massnahmen und einem Überblick über die finanziellen Auswir-
kungen (Kap. 5) sowie zu den Ergebnissen der öffentlichen Vernehmlassung (Kap. 6). 
 
Es handelt sich um den dritten Planungsbericht nach dem SEG. Er baut auf den kon-
zeptionellen Grundlagen auf, die in den beiden früheren Berichten erarbeitet worden 
sind. Den ersten Planungsbericht B 36 haben wir Ihnen am 3. April 2012 vorgelegt. 
Den zweiten Bericht hat Ihr Rat am 2. Dezember 2019 diskutiert und zustimmend zur 
Kenntnis genommen (B 15 vom 15. Oktober 2019; im Folgenden «Planungsbericht 
2020»). Er legte die Grundlage für die bedarfsgerechte Weiterentwicklung der Ange-
bote in den Jahren 2020 bis 2023.  
 

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
https://www.lu.ch/downloads/lu/kr/botschaften/2011-2015/b_036.pdf
https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/CdwsFiles?fileid=a5d0087944e94728ae4be6cde290213f
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Mit dem Planungsbericht 2020 hat Ihr Rat die Bemerkung überwiesen, den vorlie-
genden Bericht mit einem Wirkungsbericht zu ergänzen. Die Bemerkung stand im 
Kontext der Beratungen zur Teilrevision des SEG per 1. Januar 2020. Wir kommen 
dem Auftrag nach, indem wir einerseits in den Kapiteln 2 bis 5 den Umsetzungsstand 
und die Wirkungen der im Planungsbericht 2020 angekündigten Massnahmen eva-
luieren und andererseits in Kapitel 3 die Wirkungen der Teilrevision des SEG vertieft 
aufzeigen.  
 
Mit Bezug zu diesem Planungsbericht haben Sie zudem das Postulat P 896 von Mi-
chael Ledergerber vom 20. Juni 2022 teilweise erheblich erklärt. Der Vorstoss regt 
Ausführungen zur Umsetzung der Uno-Behindertenrechtskonvention (Uno-BRK; SR 
0.109) an. Dieser Anregung kommen wir in Kapitel 3 nach. Weiter gehen wir in Kapi-
tel 2.6 auf den Gegenstand des Postulats P 132 von Michael Ledergerber vom 22. 
Oktober 2019, der Anfrage A 238 von Hans Stutz vom 18. Mai 2020, der Anfrage A 
538 von Andy Schneider vom 15. März 2021 sowie der Anfrage A 818 von Melanie 
Setz Isenegger vom 21. März 2022 ein. 
 
Der Planungsbericht ist unter der Leitung der Dienststelle Soziales und Gesellschaft 
(Disg) in Zusammenarbeit mit den Dienststellen Volksschulbildung, Gesundheit und 
Sport sowie Asyl- und Flüchtlingswesen und mit weiteren Fachpersonen entstanden. 
Mit allen sozialen Einrichtungen findet ein regelmässiger Austausch statt. Der Pro-
jektsteuerung gehörten Thomas Lehmann (Sozialvorsteher Emmen), Noëlle Bucher 
(Departementssekretärin GSD) und Edith Lang (Dienststellenleiterin Disg) an. 

1.2 Das Gesetz über soziale Einrichtungen 
Das SEG vom 19. März 2007 löste auf den 1. Januar 2008 im Zuge der Neugestaltung 
des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen (NFA) 
das bis dahin geltende Heimfinanzierungsgesetz vom 16. September 1986 ab (HFG, 
vgl. laufende Gesetzessammlung des Kantons Luzern 1986, S. 175; SRL Nr. 894 alt). 
Planung, Finanzierung und Aufsicht der Institutionen für Menschen mit Behinderun-
gen gingen von der Invalidenversicherung auf die Kantone über. 
 
Das SEG wurde zuletzt per 1. Januar 2020 teilrevidiert (B 171 vom 28. Mai 2019). Die 
Teilrevision beinhaltete insbesondere die Einführung ambulanter Leistungen für Er-
wachsene mit Behinderungen sowie die leistungsorientierte Abgeltung nach indivi-
duellem Betreuungsbedarf für die stationären Angebote im Bereich B. Die Teilrevi-
sion förderte damit die gesellschaftliche Integration und die Selbstbestimmung der 
betreuungsbedürftigen Personen unter Berücksichtigung von Grundsätzen der Ethik, 
der Wirtschaftlichkeit, der Wirksamkeit und der Qualität. 
 
Das SEG wird vom Regierungsrat, vom Gesundheits- und Sozialdepartement (GSD), 
von der paritätisch von Kanton und Gemeinden besetzten Kommission für soziale 
Einrichtungen (Koseg) und von der Dienststelle Soziales und Gesellschaft (Disg) voll-
zogen. In der Verordnung zum Gesetz über soziale Einrichtungen (SEV) vom 7. Ja-
nuar 2020 (SRL Nr. 894b) erlassen wir die Ausführungsbestimmungen zum SEG. 
 
Die Koseg anerkennt die sozialen Einrichtungen im Kanton, auf die das Gesetz An-
wendung findet, und erteilt ihnen jeweils auf vier Jahre abgeschlossene Leistungs-
aufträge. Aktuell handelt es sich um über 40 mehrheitlich private Institutionen, wel-
che den gesetzlichen Versorgungsauftrag operativ umsetzen. Die Leistungsaufträge 
definieren die durch die Einrichtungen bereitzustellenden Angebote. Die Koseg, die 

https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/CdwsFiles?fileid=a5d0087944e94728ae4be6cde290213f
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/CdwsFiles?fileid=a5d0087944e94728ae4be6cde290213f
https://www.lu.ch/-/klu/ris/cdws/document?fileid=2e16433068574544a9c83ec2c79e6493
https://fedlex.data.admin.ch/eli/cc/2014/245
https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/detail?ges=a731d14aa85b424bac15f3de3398f6a6&back=1&geschaeftsnr=132&art=-0-1-2-3&bart=-0-1-2-3-4&vart=-0-1-2-3&wart=1&gart=1&status=-0-1
https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/detail?ges=331fd3348dc644faa10d9230b7d9df3f&back=1&text=Planungsbericht%20SEG*&art=-1&bart=-0-1-2-3-4&vart=-0-1-2-3&wart=1&gart=1&status=-0-1
https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/detail?ges=b1fec97cf1f64fefaaa39d3b649c96b7&back=1&text=Planungsbericht%20SEG*&art=-1&bart=-0-1-2-3-4&vart=-0-1-2-3&wart=1&gart=1&status=-0-1
https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/detail?ges=b1fec97cf1f64fefaaa39d3b649c96b7&back=1&text=Planungsbericht%20SEG*&art=-1&bart=-0-1-2-3-4&vart=-0-1-2-3&wart=1&gart=1&status=-0-1
https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/detail?ges=7c3770e439c34392bff9d29c9ce8df45&back=1&geschaeftsnr=818&art=-0-1-2-3&bart=-0-1-2-3-4&vart=-0-1-2-3&wart=1&gart=1&status=-0-1
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/detail?ges=241f1554acae4c8f94ed5a8f2c4058f9&back=1&geschaeftsnr=171&art=-0-1-2-3&bart=-0-1-2-3-4&vart=-0-1-2-3&wart=1&gart=1&status=-0-1
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894b
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sozialen Einrichtungen und die betroffenen Organisationen nehmen zum Planungs-
bericht Stellung (§§ 7, 8 SEG). 
 
Die sozialen Einrichtungen sind Teil eines institutionellen und informellen Unterstüt-
zungssystems. Neben den Institutionen aus dem Sozial-, Bildungs- und Gesundheits-
wesen übernehmen karitative Organisationen und Kirchen sowie Familienangehörige 
und weitere Privatpersonen Verantwortung für betreuungsbedürftige Mitmenschen. 

1.3 Leistung und Finanzierung 
In den jährlichen Leistungsvereinbarungen mit dem GSD werden die Details der Leis-
tungserbringung, der Berichterstattung und der Finanzierung sowie maximale Leis-
tungsmengen festgelegt. Die institutionellen Leistungen sind am langfristigen Bedarf 
auszurichten und nachhaltig zu finanzieren. Die Kosten werden je hälftig vom Kanton 
Luzern und den Luzerner Gemeinden, anteilsmässig nach ihrer Einwohnerzahl, getra-
gen. 
 
Das GSD misst der Wirtschaftlichkeit der Leistungserbringung bei der Aushandlung 
der Leistungsvereinbarungen ein hohes Gewicht bei. Das Globalbudget der Leis-
tungsgruppe «Soziale Einrichtungen» wurde seit der Teilrevision des SEG per 1. Ja-
nuar 2020 nie überschritten. Die finanzielle Situation der sozialen Einrichtungen ist 
im Allgemeinen zufriedenstellend, viele verfügen über gewisse Reserven im Schwan-
kungsfonds. Die Einführung der leistungsorientierten Abgeltung hat im Ansatz zu ei-
ner Nivellierung der Preise geführt. Der Prozess dürfte sich in den kommenden Jah-
ren fortsetzen. Die Einführung von Normtarifen ist nicht zweckmässig und daher 
nicht vorgesehen. 
 
Die knapp berechneten Platzkontingente und die hohe Auslastung der Angebote 
sind betriebswirtschaftlich sinnvoll und ermöglichen die effiziente Leistungserbrin-
gung. Diese Ausgangslage erschwert es jedoch, immer zeitgerecht adäquate Lösun-
gen für den konkreten individuellen Bedarf zu finden. Dies betrifft insbesondere spe-
zialisierte Angebote für alle Zielgruppen und Luzerner Angebote im Kinder- und Ju-
gendbereich. Verschiedene Massnahmen wie der Neubau des Wohnheims Sonne-
garte mit Platzausbau tragen zu einer Entspannung bei. Der Fachpersonalmangel 
bleibt allerdings eine akute Herausforderung für viele soziale Einrichtungen. Darauf 
gehen wir in Kapitel 5 vertieft ein. 
 
Die Disg prüft und bewilligt die individuellen Kostenübernahmegesuche im Einzelfall. 
Der individuelle Anspruch stützt sich auf eine Indikation einer Behörde oder einer 
unabhängigen Fachstelle. Sie klärt ab, ob und in welchem Umfang ein Bedarf an 
Leistungen besteht. Insbesondere bei Kindern und Jugendlichen dienen die Leistun-
gen häufig dem Schutz und der Förderung. Neben dem Wohnen umfassen sie auch 
die sozialpädagogische Begleitung und Unterstützung für eine möglichst selbstän-
dige Lebensführung. 

1.4 Weitere Rechtsgrundlagen 
Gleichzeitig mit dem SEG trat per 1. Januar 2008 das Bundesgesetz über die Instituti-
onen zur Förderung der Eingliederung von invaliden Personen (IFEG) vom 6. Oktober 
2006 (SR 831.26) in Kraft. Es gewährleistet Menschen mit Behinderungen den Zu-
gang zu einer Institution zur Förderung der Eingliederung und verpflichtet die Kan-
tone, Konzepte zur Förderung der Eingliederung von Menschen mit Behinderungen 
zur erarbeiten. Der Kanton Luzern hat diese Aufgaben im SEG umgesetzt.  

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
https://fedlex.data.admin.ch/eli/cc/2007/802
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Weitere wichtige Rechtsgrundlagen für den Versorgungsauftrag nach dem SEG sind 
die Verordnung über die Sonderschulung (SRL Nr. 409), das Kindes- und Erwachse-
nenschutzrecht (KESR) sowie die Interkantonale Vereinbarung für soziale Einrichtun-
gen (IVSE) vom 20. September 2002 / 14. September 2007 / 23. November 2018 (SRL 
Nr. 896). Letztere verfolgt das Ziel, den Aufenthalt von Personen mit speziellen Be-
treuungs- und Förderungsbedürfnissen in sozialen Einrichtungen ausserhalb ihres 
Wohnkantons ohne Hindernisse zu gewährleisten. Der Kanton Luzern trat der IVSE 
per 1. Januar 2006 bei. Sie regelt Platzierungs- und Finanzierungsmodalitäten, ver-
einheitlicht die Abläufe und setzt Qualitätsmindestvorgaben zum Schutz der betreu-
ten Personen. Die IVSE ermöglicht spezialisierte überregionale Angebote, fördert die 
Wahlfreiheit der betreuten Personen und federt Auslastungsschwankungen ab. In 
Luzerner Einrichtungen leben und arbeiten also sowohl Luzernerinnen und Luzerner 
als auch ausserkantonale Personen und umgekehrt erbringen soziale Einrichtungen 
in anderen Kantonen Leistungen für Luzernerinnen und Luzerner. 
 
Unter die IVSE fällt auch die ausserkantonale Sonderschulung (der sogenannte Be-
reich D), welche nicht unter das SEG fällt. Hingegen sind Platzierungen von Kindern 
und Jugendlichen in Pflegefamilien seit dem 1. Januar 2016 schweizweit nicht mehr 
der IVSE unterstellt. Ebenfalls nicht Bestandteil der IVSE sind ambulante Angebote. 
Der Kanton Luzern würde eine Ausweitung der IVSE auch auf diese genannten Ange-
botstypen grundsätzlich begrüssen, was eine höhere Übereinstimmung mit dem 
Geltungsbereich des SEG herstellen würde. 
 
Für die Finanzierung der Leistungen sind zudem Bestimmungen aus der Verordnung 
über die Ergänzungsleistungen zur AHV/IV vom 30. November 2007 (ELV; SRL 
Nr. 881a) von Bedeutung, zu deren Umsetzung die Disg und das Sozialversiche-
rungszentrum WAS Wirtschaft Arbeit Soziales zusammenarbeiten. 
 
Der Kanton Luzern handelt in enger Kooperation mit den anderen Zentralschweizer 
Kantonen. Gemeinsam mit allen Zentralschweizer Kantonen wurde das Zentral-
schweizer Rahmenkonzept zur Behindertenpolitik in den Bereichen Wohnen, Arbeit 
und Beschäftigung erarbeitet (2019). Mehrmals jährlich wird die Zusammenarbeit in 
strategischen und operativen Gremien koordiniert. Zudem nimmt der Kanton Luzern 
auch an IVSE-Regionalkonferenzen und am interkantonalen Kennzahlenvergleich teil. 
 
Weitere strategische, rechtliche und konzeptionelle Grundlagen werden in den je-
weiligen Kapiteln erwähnt. 

2 Angebote für Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene 

2.1 Grundlagen und Konzepte 
Kinder und Jugendliche brauchen für eine gesunde Entwicklung beständige, verläss-
liche, feinfühlige und liebevolle Bezugspersonen, körperliche Unversehrtheit und Si-
cherheit, individuelle und entwicklungsgerechte Erfahrungen, stabile und unterstüt-
zende Gemeinschaften, Grenzen und Strukturen. 
 
 

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/409
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/896
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/896
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/896
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/881a
https://disg.lu.ch/-/media/DISG/Dokumente/Themen/Soziale_Einrichtungen/Rahmenkonzpet2019_Projekt_WAMB.pdf
https://disg.lu.ch/-/media/DISG/Dokumente/Themen/Soziale_Einrichtungen/Rahmenkonzpet2019_Projekt_WAMB.pdf
https://disg.lu.ch/-/media/DISG/Dokumente/Themen/Soziale_Einrichtungen/Rahmenkonzpet2019_Projekt_WAMB.pdf


8 

2.1.1 Zielgruppe und Angebote 
Das SEG sieht Leistungen vor für Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene  

‒ mit einem besonderen Förder- und Betreuungsbedarf, der von den Eltern 
respektive Sorgeberechtigten nicht oder nicht alleine abgedeckt werden 
kann (z. B. aufgrund einer Verhaltensauffälligkeit oder Behinderung), 

‒ deren Eltern ihre Erziehungsaufgaben nicht ausreichend wahrnehmen kön-
nen (z. B. aufgrund einer psychischen Erkrankung) oder 

‒ deren Eltern verstorben sind, 
sowie für die Familien dieser Kinder und Jugendlichen. 
 
Die Leistungen können bis zum vollendeten 25. Altersjahr erbracht werden, sofern 
die Nutzenden vor Erreichen der Volljährigkeit in eine Einrichtung eingetreten sind 
oder ambulante Leistungen bezogen haben. 
 
Es handelt sich dabei um den sogenannten Bereich A innerhalb des SEG, der in der 
IVSE um den Bereich D (Sonderschulung, siehe Kap. 2.3) ergänzt wird. 
 
Der Bedarf der Kinder, Jugendlichen und jungen Erwachsenen an Leistungen aus 
dem SEG ergibt sich vor diesem Hintergrund  

‒ aufgrund einer sozialpädagogischen Indikation, die eine Wohnstruktur in ei-
nem Heim ohne Sonderschule oder einen Platz in einer Pflegefamilie erfor-
dert, 

‒ aufgrund einer sozialpädagogischen Indikation und einer Behinderung in den 
Bereichen Verhalten und sozio-emotionale Entwicklung oder in den Berei-
chen Sprache, Körper, Motorik, Gesundheit oder kognitive Entwicklung, die 
eine Wohnstruktur mit Sonderschule erfordern, 

‒ aufgrund einer sozialpädagogischen Indikation, die ein ambulantes Angebot 
in der Herkunftsfamilie oder für aus dem Heim oder der Pflegefamilie ausge-
tretene Jugendliche und junge Erwachsene erfordert. 

 
Als stationäre Plätze gelten alle nach dem SEG anerkannten Plätze in Kinder- und Ju-
gendheimen mit und ohne interne Sonderschule sowie die Plätze in Pflegefamilien, 
die durch einen nach dem SEG anerkannten Dienstleistungsanbieter der Familien-
pflege begleitet werden. Die Grundleistung umfasst immer Wohnen und Betreuung 
für die ausserfamiliär untergebrachten Kinder, Jugendlichen und jungen Erwachse-
nen. 
 
Die Angebote der einzelnen Einrichtungen richten sich an unterschiedliche Zielgrup-
pen mit spezifischem Bedarf. Die differenzierte Angebotsplanung und Tarifgestal-
tung erfolgt im Kanton Luzern nach Angebotstypen in Anlehnung an die Kategorien 
des Bundesamtes für Justiz. Die komplette Übersicht der Angebotstypen befindet 
sich im Planungsbericht 2020 (S. 20–24). Die Koseg führt zudem eine aktuelle Liste 
der nach dem SEG anerkannten Einrichtungen und ihrer Angebote. 
 
Die Angebotstypen werden in den Kapiteln 2.2 bis 2.6 zu Angebotskategorien zu-
sammengefasst. Alle diese Kapitel starten mit einem Rückblick auf die Entwicklungen 
der letzten Jahre und einer Evaluation der Massnahmen aus dem Planungsbericht 
2020. Basierend auf aktuellen gesellschaftlichen, fachlichen und volkswirtschaftlichen 
Entwicklungen werden dann Bedarfsszenarien erarbeitet und Massnahmen für die 

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/896
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/CdwsFiles?fileid=a5d0087944e94728ae4be6cde290213f
https://disg.lu.ch/-/media/DISG/Dokumente/Themen/Soziale_Einrichtungen/Liste_der_sozialen_Einrichtungen_im_Kanton_Luzern.pdf
https://disg.lu.ch/-/media/DISG/Dokumente/Themen/Soziale_Einrichtungen/Liste_der_sozialen_Einrichtungen_im_Kanton_Luzern.pdf
https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/CdwsFiles?fileid=a5d0087944e94728ae4be6cde290213f
https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/CdwsFiles?fileid=a5d0087944e94728ae4be6cde290213f
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Planungsperiode 2024–2027 festgelegt. Das Kapitel 2.1 erläutert einleitend allge-
meine Grundlagen und Konzepte, die für alle Angebotskategorien relevant sind. 

2.1.2 Rechtliche Grundlagen 
Uno-Übereinkommen über die Rechte des Kindes 
Die Schweiz hat das Übereinkommen über die Rechte des Kindes (Uno-Kinderrechts-
konvention; SR 0.107) im Jahr 1997 ratifiziert und in Kraft gesetzt. Die Konvention 
verfolgt folgende Grundprinzipien:  

‒ Recht auf Nichtdiskriminierung: Kein Kind darf aufgrund seines Geschlechts, 
seiner Herkunft, Sprache, Religion oder Hautfarbe benachteiligt werden. 

‒ Kindeswohl: Bei jeder hinsichtlich des Kindes getroffenen Entscheidung soll 
das Kindeswohl vorrangig berücksichtigt werden. 

‒ Recht auf Leben, Überleben und eine optimale Entwicklung: Das Kind soll in 
seiner Entwicklung gefördert werden und Zugang zu Gesundheitsversorgung 
und Bildung haben. 

‒ Recht auf Mitwirkung: Das Kind soll seine Meinung zu allen seine Person be-
treffenden Fragen oder Verfahren äussern können. Seine Meinung soll bei 
Entscheidungen mitberücksichtigt werden.  

 
Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass die für die Fürsorge für das Kind oder dessen 
Schutz verantwortlichen Institutionen, Dienste und Einrichtungen den von den zu-
ständigen Behörden festgelegten Normen entsprechen. Das gilt insbesondere in Be-
zug auf Sicherheit und Gesundheit, Zahl und fachliche Eignung des Personals und 
eine ausreichende Aufsicht. Die Entscheidung, ein Kind ausserhalb des Elternhauses 
in einer sozialen Einrichtung zu platzieren, hat unter Berücksichtigung der oben ge-
nannten Grundprinzipien zu erfolgen. Die Aufsicht über die sozialen Einrichtungen 
im Kinder- und Jugendbereich ist darauf ausgerichtet.  
 
Eine weitere rechtliche Grundlage ist das Übereinkommen über die Rechte von Men-
schen mit Behinderungen (Uno-BRK; SR 0.109). Diese Inhalte werden im Kapitel 3 
vertieft behandelt, kommen aber für Kinder und Jugendliche mit Behinderungen 
ebenso zur Anwendung. 
 
Kindesschutz 
In der Bundesverfassung (BV; SR 101) ist das Grundrecht der Kinder und Jugendli-
chen auf besonderen Schutz ihrer Unversehrtheit und auf Förderung ihrer Entwick-
lung verankert (Art. 11). Sie anerkennt die gemeinsame Verantwortung von Bund 
und Kantonen für die Entwicklung der Kinder und Jugendlichen (Art. 41 und Art. 67). 
 
Das Schweizerische Zivilgesetzbuch (ZGB; SR 210) regelt die Rechte der Kinder und 
Jugendlichen. Eltern bestimmen als Inhaber der elterlichen Sorge über den Aufent-
haltsort des Kindes (Art. 301a Abs.1). Ist das Kindeswohl gefährdet und sind die El-
tern nicht in der Lage, die Situation zu beheben, so haben Kindesschutzbehörden o-
der Gerichte (Eheschutz- oder Scheidungsfälle) die notwendigen Massnahmen ein-
zuleiten (Art. 307 Abs. 1). Mögliche Massnahmen reichen von Ermahnungen, Wei-
sungen und Erziehungsaufsicht (Art. 307 Abs. 3) über Beistandschaften mit unter-
schiedlichen Aufgaben (Art. 308), Entzug des Aufenthaltsbestimmungsrechts 
(Art. 310) mit Platzierung in Heim- oder Familienpflege bis zum Entzug der elterli-
chen Sorge (Art. 311/312) mit Errichtung einer Vormundschaft und ausserfamiliärer 
Unterbringung. Je nach Gefährdung werden diese Massnahmen auch kombiniert an-
gewendet. 

https://fedlex.data.admin.ch/eli/cc/1998/2055_2055_2055
https://fedlex.data.admin.ch/eli/cc/2014/245
https://fedlex.data.admin.ch/eli/cc/1999/404
https://fedlex.data.admin.ch/eli/cc/24/233_245_233
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Verordnung über die Aufnahme von Pflegekindern 
Die Verordnung über die Aufnahme von Pflegekindern (Pflegekinderverordnung 
[PAVO]; SR 211.222.338) regelt die Bedingungen für die Aufnahme beziehungsweise 
die ausserfamiliäre Unterbringung von Minderjährigen ausserhalb des Elternhauses. 
Sie ist für alle involvierten Stellen verbindlich. Für die Leistungen nach dem SEG sind 
die Regelungen der PAVO zur Familienpflege (Art. 4–11) und zur Heimpflege (Art. 
13–20) relevant. Die Verordnung hält fest, dass die Aufnahme von Minderjährigen 
ausserhalb des Elternhauses einer Bewilligung bedarf und der Aufsicht untersteht. 
Bei der Erteilung oder dem Entzug einer Bewilligung sowie bei der Ausübung der 
Aufsicht ist vorrangig das Kindeswohl beziehungsweise das übergeordnete Kindesin-
teresse zu berücksichtigen.  
 
Im Kanton Luzern sind die Standortgemeinden der Pflegefamilien für deren Bewilli-
gung und Aufsicht zuständig. Der Gemeinderat kann die Erfüllung seiner Aufgaben 
an eine geeignete Stelle innerhalb oder ausserhalb der Gemeindeverwaltung über-
tragen, zum Beispiel an ein Sozialberatungszentrum (SOBZ, § 8 Abs. 1 und 2 EGZGB; 
SRL Nr. 200; sowie Art. 1 Abs. 2 PAVO). 

2.1.3 Wirkungs- und Leistungskette 
Die Angebote der Kinder-, Jugend- und Familienpolitik werden durch die Gemein-
den, auf kantonaler Ebene oder als Verbundaufgaben vom Sozial-, Bildungs- oder 
Gesundheitswesen bereitgestellt. Sie lassen sich im Kanton Luzern wie folgt in drei 
Bereiche gliedern (Abb. 2.1). 
 

Abb. 2.1: Leistungs- und Wirkungskette der Kinder-, Jugend- und Familienpolitik im 
Kanton Luzern; Quelle: Disg 
 
Bei den allgemeinen Angeboten der Kinder- und Jugendförderung geht es um die 
Befähigung und Stärkung der Kinder, Jugendlichen, jungen Erwachsenen und ihrer 
Familien. Zu den allgemeinen Angeboten gehören die Kinder- und Jugendarbeit 

https://fedlex.data.admin.ch/eli/cc/1977/1931_1931_1931
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
https://fedlex.data.admin.ch/eli/cc/1977/1931_1931_1931
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/200
https://fedlex.data.admin.ch/eli/cc/1977/1931_1931_1931
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(ausserschulisch: offen, verbandlich, in Vereinen oder kirchlich), familienergänzende 
Kinderbetreuung und Spielgruppen, Angebote in der frühen Kindheit, Elternbildung, 
Kinder- und Jugendparlamente sowie weitere konkrete Massnahmen und Projekte. 
 
Als selektive Angebote sind Beratungsangebote und Unterstützung zur Bewältigung 
von allgemeinen Herausforderungen und schwierigen Lebenslagen zu verstehen. 
Hierzu zählen die Mütter- und Väterberatung, Beratung für Kinder und Jugendliche, 
Erziehungsberatung, Schulsozialarbeit, frühe Sprachförderung sowie Förderangebote 
und Angebote der schulischen Dienste im Rahmen der Regelschule. Ebenso zählen 
dazu die medizinisch-therapeutischen Angebote des Kinder- und Jugendpsychiatri-
schen Diensts (KJPD) der Luzerner Psychiatrie (Lups) mit den Angeboten Abklärung, 
Beratung und Behandlung für Kinder und Jugendliche mit Problemen im psychi-
schen, psychosomatischen und psychosozialen Bereich, der Konsiliar- und Liai-
sonpsychiatrische Dienst im Kinderspital sowie die Heilpädagogisch-Psychiatrische 
Fachstelle (HPF) für Angehörige, Betreuende und Lehrpersonen, wenn Kinder oder 
Jugendliche mit einer Behinderung psychisch belastet sind. 
 
Die Angebote nach dem SEG sind indizierte Angebote im Bereich «ergänzende Hilfe 
zur Erziehung». Sie sind Teil eines Gesamtangebots der Kinder-, Jugend- und Famili-
enpolitik, welches ergänzend zur Familie, zum sozialen Umfeld und zur Schule die 
Bedingungen des Aufwachsens von Kindern und Jugendlichen verbessert. 
 
Die allgemeinen und die selektiven Angebote für Kinder, Jugendliche und Familien 
sind aus Sicht der ergänzenden Hilfen zur Erziehung als vorgelagerte Strukturen zu 
betrachten, haben eine präventive Wirkung und entlasten nachgelagerte Angebote 
in der Versorgungskette. Ein qualitativ und quantitativ gut ausgebautes und zugäng-
liches Leistungsangebot in den vorgelagerten zwei Bereichen trägt wesentlich dazu 
bei, dass weniger Leistungen der ergänzenden Hilfen zur Erziehung in Anspruch ge-
nommen werden müssen. Die Abstimmung beziehungsweise die Durchgängigkeit 
dieser Angebote und die Zusammenarbeit der Akteure untereinander prägen die 
Qualität dieser vorgelagerten Strukturen. 
 
Die ergänzende Hilfe zur Erziehung hängt unmittelbar mit abnehmenden Ressour-
cen beziehungsweise zunehmenden Belastungen der Kinder, Jugendlichen oder ihrer 
Familien zusammen. Gleichzeitig nimmt damit die Intensität und Verbindlichkeit ei-
ner allfälligen Massnahme zu. Während sich die allgemeinen und selektiven Ange-
bote an alle Kinder, Jugendlichen und Erwachsenen richten – beziehungsweise für 
bestimmte Gruppen angeboten werden – und bei Bedarf möglichst einfach zugäng-
lich sein sollten, braucht es für die ergänzende Hilfe zur Erziehung eine fachliche In-
dikation. 
 
Zu den ergänzenden Hilfen gehören stationäre Angebote wie Kinder- und Jugend-
heime und ambulante Angebote wie die sozialpädagogische Familienbegleitung  
oder die Übergangsbegleitung der Care Leaver. Die ambulanten Angebote haben 
das Ziel, stationäre Leistungen zu verhindern oder allenfalls zu verkürzen, indem eine 
Rückplatzierung in die Herkunftsfamilie ermöglicht oder mittels Nachbetreuung der 
Übergang in Ausbildung und Selbständigkeit nachhaltig gestaltet wird. Zentral sind 
jedoch Vorabklärungen der zuweisenden Stelle darüber, welche Massnahmen im Ein-
zelfall adäquat sind. Werden ambulante Leistungen als Ersatz für eine notwendige 
ausserfamiliäre Unterbringung angeordnet, steigt die Gefahr einer Verhärtung der 
ohnehin schwierigen Situation. Eine mögliche spätere ausserfamiliäre Unterbringung 

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
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könnte wegen der gescheiterten ambulanten Versuche mit verhärteten und komple-
xen Problemstellungen einhergehen.  
 
Ergänzend zu den Angeboten im Kanton Luzern werden auch ausserkantonale An-
gebote genutzt, damit optimale ausserfamiliäre Unterbringungen stattfinden und 
sehr spezialisierte Angebote kompetent und wirtschaftlich geführt werden können. 
Innerkantonale ausserfamiliäre Unterbringungen von Luzerner Kindern und Jugendli-
chen sind nicht in jedem Fall möglich und auch nicht in jedem Fall sinnvoll. Zeichnet 
sich eine Zunahme von ausserkantonalen Platzierungen ab, kann es aber sinnvoll 
sein, das Luzerner Angebot auszubauen – insbesondere, wenn die Zusammenarbeit 
mit anderen kantonalen Unterstützungssystemen wie der Kinder- und Jugendpsychi-
atrie angestrebt wird und genutzt werden soll. 
 
Unterbringungen von Kindern in einer Pflegefamilie sind eine Alternative zu ausser-
familiären Unterbringungen in sozialen Einrichtungen. Vor allem jüngere Kinder, de-
ren Aussicht auf eine Rückkehr in die Herkunftsfamilie gering ist, können so von ei-
nem familiären Umfeld mit konstanten Bezugspersonen profitieren und in ihren indi-
viduellen Lebens- und Entwicklungsthemen begleitet und unterstützt werden. Die 
zuweisenden Fachstellen müssen hinsichtlich eines passenden ausserfamiliären Un-
terbringungssettings den Betreuungs- und Unterstützungsbedarf des Kindes oder 
Jugendlichen klären. 

2.1.4 Schnittstellen und zuweisende Stellen 
Ergänzende Hilfen zur Erziehung kommen zum Zug, wenn Eltern nicht oder nur noch 
teilweise in der Lage sind, der elterlichen Sorge für das Wohl des Kindes nachkom-
men. Dies kann einerseits im Zusammenhang mit den individuellen sozioökonomi-
schen Ressourcen und Belastungen der Kinder, Jugendlichen und deren Eltern ste-
hen. Andererseits kann dies in einem behinderungsbedingten Betreuungs- und Pfle-
gebedarf der Kinder und Jugendlichen begründet sein. Gleichzeitig wirken sich auch 
gesellschaftliche und wirtschaftliche Entwicklungen und Rahmenbedingungen auf 
das Familienleben aus und können zu Belastungen werden.  
 
Eine ausserfamiliäre Unterbringung erfolgt in der Regel mit der Indikation einer un-
abhängigen Fachstelle. Der zuweisenden Stelle kommt bei der Auswahl des Ange-
bots der ergänzenden Hilfe eine entscheidende Rolle zu. Zu ihrer Aufgabe bei der Si-
cherstellung des Kindeswohls, des Kindesschutzes und der Förderung des Kindes  
oder des Jugendlichen gehört die sorgfältige Indikation, die Bestimmung des pas-
senden Angebots und die Regelung der Fallführung. Diese zuweisenden Stellen und 
ihre Schnittstellen sind im Folgenden beschrieben. 
 
Beratungsangebote, Sozialdienste und Mandatszentren 
Bei der Zuweisung für den Bezug von Leistungen nach dem SEG nehmen die beauf-
tragten Beratungszentren der Gemeinden, wie die SOBZ, das Zentrum für Soziales 
(Zenso), Contact (Familien- und Jugendberatung der Stadt Luzern) sowie die Sozial-
dienste, eine wichtige Rolle ein. Deren Fachpersonen stellen in der Regel die sozial-
pädagogische Indikation für die vereinbarte (freiwillige) ausserfamiliäre Unterbrin-
gung oder für eine ambulante Leistung aus und übernehmen die fachliche Beglei-
tung der Massnahmen. 
 
 
 

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
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Separative Sonderschulung 
Die separative Sonderschulung – bei interkantonalen Platzierungen handelt es sich 
um den sogenannten IVSE-Bereich D – liegt in der Zuständigkeit der Dienststelle 
Volksschulbildung (DVS). Eine Zuweisung zur separativen Sonderschulung erfolgt 
gemäss Kriterien pro Behinderungsbereich. Die integrative Sonderschulung wird der 
separativen vorgezogen. Eine separative Sonderschulung erfolgt, wenn dadurch di-
agnostisch ausgewiesen bessere Entwicklungsmöglichkeiten für die Kinder und Ju-
gendlichen gegeben sind und ihren Förder-, Betreuungs- und Therapiebedürfnissen 
dadurch angemessener Rechnung getragen werden kann. 
 
Asyl- und Flüchtlingswesen 
Die Dienststelle Asyl- und Flüchtlingswesen des Kantons Luzern ist zuständig für die 
Unterbringung, Betreuung und Integration von Menschen, die aus ihrer Heimat ge-
flüchtet sind und die seit weniger als zehn Jahren in der Schweiz leben. In der Regel 
werden Kinder und Jugendliche gemeinsam mit ihrer Familie untergebracht. Für die 
Nutzung ergänzender Hilfen zur Erziehung gelten dieselben Voraussetzungen wie 
bei den anderen Bevölkerungsgruppen. Unbegleitete Minderjährige (MNA) werden 
im Durchgangszentrum Grosshof, in betreuten Wohngruppen oder in Pflegefamilien 
untergebracht. Wenn für diese Kinder und Jugendlichen eine Indikation für eine am-
bulante oder stationäre ergänzende Hilfe zur Erziehung gegeben ist, kann die 
Dienststelle Asyl und Flüchtlingswesen auf Angebote nach dem SEG zurückgreifen. 
 
Gesundheitsversorgung 
Der KJPD der Lups sowie freischaffende psychiatrische und psychologische Fachper-
sonen bieten ärztliche, therapeutische und sozialpsychiatrische Leistungen gemäss 
dem Bundesgesetz über die Krankenversicherung (KVG; SR 832.10) an. Die Heilpäda-
gogisch-Psychiatrische Fachstelle (HPF) der Lups bietet heilpädagogisch-psychiatri-
sche Konsilien sowie ambulante Interventionen und Beratung an. Die Fachpersonen 
der ambulanten und stationären psychiatrischen Versorgung spielen bei der Zuwei-
sung in Leistungen nach dem SEG eine bedeutende Rolle. Eine spezialisierte statio-
näre psychiatrische Behandlung von Kindern und Jugendlichen mit einer Behinde-
rung fehlt im Kanton Luzern bisher. Grundlagen sind der Planungsbericht B 21 über 
die Gesundheitsversorgung im Kanton Luzern vom 20. Oktober 2015 (Aktualisierung 
in Arbeit) und der Planungsbericht B 83 über die psychiatrische Versorgung im Kan-
ton Luzern vom 7. September 2021. 
 
Berufliche Integration 
Von Integrationsmassnahmen (Berufsvorbereitung) für Jugendliche nach der obliga-
torischen Schulzeit und Hilfen für die erstmalige berufliche Ausbildung können Ju-
gendliche bis 25 Jahre profitieren, sofern die Voraussetzungen der Invalidenversiche-
rung erfüllt sind. Wird eine IV-Verfügung gesprochen, können auch Wohn- und Aus-
bildungsplätze subjektbezogen in nach dem SEG anerkannten Einrichtungen über 
die IV finanziert werden. Die IV bestellt selbst keine Plätze bei den sozialen Einrich-
tungen, sondern nutzt das vorhandene Angebot nach dem SEG, was die Planung er-
schwert. In der Planung und Finanzierung der Angebote sind solche durch die IV be-
legten Plätze mit zu berücksichtigen (vgl. Kap. 5).  
 
Kindes- und Erwachsenenschutz 
Interdisziplinäre Fachbehörden, die sogenannten Kindes- und Erwachsenenschutzbe-
hörden (Kesb), sorgen für die Anwendung des Kindes- und Erwachsenenschutzrech-
tes im Zivilrecht. Die Kesb sind für alle erstinstanzlichen Entscheide im Kindesschutz 

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
https://fedlex.data.admin.ch/eli/cc/1995/1328_1328_1328
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
https://gesundheit.lu.ch/-/media/Gesundheit/Dokumente/Gesundheitsversorgung/B21_Gesundheitsversorgung_Kanton_Luzern.pdf
https://www.lu.ch/-/klu/ris/cdws/document?fileid=2b24a9cae4504d738f936614fb018192
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
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zuständig, insbesondere für die umfassende Abklärung von Anträgen und Gefähr-
dungsmeldungen, für die Anordnung behördlicher Massnahmen wie einer 
Fremdplatzierung oder die Ernennung von Beistandschaften.  
 
Die Kindesschutzbehörde als Teil der Kesb sorgt dafür, dass Kinder und Jugendliche, 
die in einer Pflegefamilie oder in einem Heim betreut werden, über ihre Rechte, ins-
besondere Verfahrensrechte, entsprechend ihrem Alter aufgeklärt sind und eine Ver-
trauensperson zugewiesen erhalten, an die sie sich bei Fragen oder Problemen wen-
den können. Weiter sind sie an allen Entscheiden, die einen wesentlichen Einfluss auf 
ihr Leben haben, entsprechend ihrem Alter zu beteiligen (Art. 1 Abs. 1 und Art. 1a 
Abs. 1 und 2 PAVO). Im Kanton Luzern sind sieben Kesb für sieben Gruppen von Ge-
meinden zuständig.  
 
Strafverfahren gegen Jugendliche 
Eine weitere Schnittstelle besteht zwischen den sozialen Einrichtungen und der Ju-
gendanwaltschaft des Kantons Luzern. Letztere führt die Strafverfahren gegen Ju-
gendliche im Alter von 10 bis 18 Jahren, die im Kanton Luzern wohnhaft sind. Sie ist 
für die Strafuntersuchung zuständig, fällt einzelrichterliche Urteile und vollzieht die 
angeordneten Strafen und Massnahmen.  
 
Je nach Situation des Jugendlichen wird eine Einweisung in eine Institution angeord-
net (Schulheime, Jugendwohngruppen, Jugendheime mit interner Ausbildung, The-
rapieheime oder geschlossene Durchgangsheime). Die Kosten für diese Einweisun-
gen im Rahmen des Massnahmenvollzugs trägt das Justiz- und Sicherheitsdeparte-
ment. Bestimmte Einrichtungen im Kanton Luzern und in anderen Kantonen stellen 
die entsprechenden Plätze zur Verfügung. 

2.1.5 Durchlässigkeit, Flexibilisierung und Sozialraumorientierung 
Die Förderung der Durchlässigkeit und Flexibilisierung in der Angebotsgestaltung 
auf der einen Seite und verstärkte Sozialraumorientierung innerhalb der sozialpäda-
gogischen Arbeit auf der anderen Seite sind Entwicklungen, welche in den letzten 
Jahren zunehmend an Bedeutung gewonnen haben. Alle drei Begriffe hängen eng 
mit dem Grundprinzip der Bedarfsorientierung zusammen und sind für die Ausge-
staltung aller Angebote im Kinder- und Jugendbereich sowie im Erwachsenenbereich 
relevant.  
 
Durchlässigkeit ist eine Eigenschaft von Übergängen zwischen verschiedenen Ange-
boten innerhalb einer Angebotskette. Je besser die Angebote aufeinander abge-
stimmt sind, desto durchlässiger sind sie. Eine gut funktionierende Angebotsland-
schaft gewährleistet, dass leistungsbeziehende Personen jederzeit diejenigen Ele-
mente der Betreuung nutzen können, welche ihrem Bedarf entsprechen. Die Ange-
bote von sozialen Einrichtungen sollen derart gestaltet sein, dass aufgrund des indi-
viduellen Entwicklungsstands und Bedarfs Wechsel zu weniger stark oder stärker be-
treuten Wohnformen stattfinden können. Damit wird unterstützt, dass ausserfamiliär 
untergebrachte Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene Leistungen entsprechend 
ihren Zielen und ihres Bedarfs nutzen können. Zudem können Kinder und Jugendli-
che dank ambulanter Unterstützung innerhalb der Familie aufwachsen, weil sie in 
Krisensituationen auf ein zeitlich begrenztes stationäres Auffangnetz zählen können. 
Ambulante Leistungen können vor, während und nach einer stationären Betreuung 
zur Verbesserung des Kindeswohls beitragen, indem das familiäre System gestärkt 

https://fedlex.data.admin.ch/eli/cc/1977/1931_1931_1931
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wird. Ebenfalls berücksichtigt dieser Ansatz die Zusammenarbeit zwischen Angebo-
ten der Kinder- und Jugendpsychiatrie und der nach dem SEG anerkannten sozialen 
Einrichtungen sowie den Wechsel von und zu spezialisierten Angeboten nach dem 
SEG. Eine hohe Durchlässigkeit unterstützt die zuweisenden Stellen, schneller und 
gezielter auf Veränderungen der Situationen der Kinder, Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen reagieren zu können.  
 
Eng mit der Durchlässigkeit von Angeboten verknüpft ist die Möglichkeit der flexib-
len Nutzung. Ein flexibel konzipiertes Angebot hält die Möglichkeit bereit, dass Leis-
tungen individuell und bedarfsorientiert in Anspruch genommen werden können. 
Der Betreuungsbedarf von ausserfamiliär untergebrachten Kindern, Jugendlichen 
und jungen Erwachsenen ist dynamisch und kann sich schnell ändern. Diese Komple-
xität stellt einen hohen Anspruch an die Leistungserbringung von sozialen Einrich-
tungen. Um diesem Anspruch gerecht zu werden, müssen sich Angebote im Sinne 
der Flexibilisierung weiterentwickeln. Beispielsweise sollen sich Aufenthalte in sozia-
len Einrichtungen mit einem 365-Tage-Angebot nicht an starren Öffnungszeiten, 
sondern vielmehr am Bedarf der Betreuungsintensität, am Stand einer Kindeswohl-
gefährdung und an den individuellen Möglichkeiten des sozialen Umfelds orientie-
ren. Ein weiteres Beispiel ist ein stufenweises Erhöhen von Übernachtungen zu Hause 
bei der Herkunftsfamilie als Vorbereitungen auf eine Rückplatzierung, ohne dass 
dadurch der Platz auf der Wohngruppe gefährdet ist. Diese Übungsfelder bieten die 
Möglichkeit, noch zu bearbeitende Themen aufzudecken und aufzuarbeiten, damit 
eine Rückplatzierung nachhaltig gestaltet werden kann.  
 
Die Sozialraumorientierung wird verstanden als die konsequente Orientierung am 
Willen der Menschen und der damit verbundenen Frage, was sie selber zur Errei-
chung ihres Willensziels tun können. Der Einbezug der Familien und weiterer rele-
vanter Personen aus deren sozialräumlichem Umfeld in die Arbeit der sozialen Ein-
richtungen ist ein weiteres wichtiges Merkmal. Dies unterstützt die Eigeninitiative 
und Selbsthilfe und macht aus Betroffenen Beteiligte. Die Orientierung an den vor-
handenen Ressourcen der Menschen trägt dazu bei, dass die Verantwortung für die 
Bewältigung der eigenen Lebenssituation bei der Person bleibt. Damit zielt die pro-
fessionelle Sozialpädagogik darauf ab, sich selbst im Laufe der Arbeit mit den Leis-
tungsbeziehenden, deren Familien und ihrem sozialräumlichen Umfeld überflüssig 
zu machen. Eine gelingende sozialraumorientierte Arbeit setzt voraus, dass die Ak-
teure im Bereich des Kindesschutzes (Kesb, Berufsbeistandschaften, kommunale So-
zialdienste und kantonale Verwaltungsstellen) gut vernetzt sind und systematisch zu-
sammenarbeiten (Flexible Jugend- und Familienhilfe im Sozialraum, CURAVIVA 
Schweiz, 2010, S. 31). 
 
Flexible und durchlässige Angebote, welche sich am Sozialraum der ausserfamiliär 
untergebrachten Kinder, Jugendlichen, jungen Erwachsenen und ihrer Familien ori-
entieren, unterstützen den Anspruch des Kantons Luzern, passgenaue und damit be-
darfsorientierte Leistungen bereitzustellen. Damit sollen die Wirksamkeit und die 
Nachhaltigkeit der Leistungen erhöht, unnötige (Um-) Platzierungen vermieden, die 
Dauer der ergänzenden Hilfen zur Erziehung verkürzt und unnötige Kosten vermie-
den werden. Als Massnahme A6 für die Planungsperiode 2024 bis 2027 wollen wir 
deshalb die Flexibilisierung und Durchlässigkeit der Angebote gezielt erhöhen und 
die Sozialraumorientierung fördern. 

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
https://www.curaviva.ch/files/RJ591CM/flexible_jugend__und_familienhilfe_im_sozialraum__werkstattbuch__curaviva_schweiz_berner_fachhochschule__2010.pdf
https://www.curaviva.ch/files/RJ591CM/flexible_jugend__und_familienhilfe_im_sozialraum__werkstattbuch__curaviva_schweiz_berner_fachhochschule__2010.pdf
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2.1.6 Gesellschaftliche Entwicklungen 
Für die Bedarfsanalyse von Leistungen nach dem SEG sind die aktuellen gesellschaft-
lichen Entwicklungen zu berücksichtigen. Die ergänzenden Hilfen zur Erziehung rea-
gieren auf diese Veränderungen mit fachlichen Konzepten, welche zu Anpassungen 
an bestehenden oder zu neuen Angeboten führen. In diesem Kapitel werden The-
men aufgeführt, die Auswirkungen auf alle Angebote im Bereich A haben. Die ange-
botsspezifischen Entwicklungen werden in den entsprechenden Kapiteln 2.2 bis 2.6 
separat aufgeführt. 
 
Die Bevölkerungsgruppe der 0- bis 19-Jährigen wächst gemäss Lustat Bevölkerungs-
szenario (mittleres Szenario) zwischen 2025 und 2030 um durchschnittlich 0,7 Pro-
zent pro Jahr. 
 
Qualifizierte Abklärungen bei ausserfamiliärer Unterbringung 
Erziehungsberechtigte stimmen einer ausserfamiliären Unterbringung oft nur dann 
zu, wenn alle milderen in Frage kommenden Unterstützungsmassnahmen ausge-
schöpft worden sind. Auch bei angeordneten Platzierungen hat die Kesb den Auf-
trag, die mildeste angemessene Massnahme zu verfügen. Dies hat in den letzten 
Jahren die Nachfrage nach ambulanten Angeboten wie der aufsuchenden sozialpä-
dagogischen Familienbegleitung (aSPF) verstärkt. Dadurch finden ausserfamiliäre 
Unterbringungen später statt, und das durchschnittliche Eintrittsalter der Kinder und 
Jugendlichen steigt. 
 
Die Konferenz für Kinder- und Erwachsenenschutz (Kokes) gibt jährlich die Statistik 
der Anzahl Kinder mit Schutzmassnahmen heraus. Die jüngste Veröffentlichung 
zeigt, dass der Kanton Luzern Ende 2021 1924 Kinder mit Schutzmassnahmen auf-
wies. Dies sind 2,5 Prozent der Minderjährigen. Der schweizerische Durchschnitt liegt 
leicht höher bei 2,9 Prozent. 
 
Zunahme von psychischen Problemen bei Kindern und Jugendlichen 
Die Zahl der Hospitalisierungen wegen psychischer Störungen bei jungen Menschen 
zwischen 10 und 24 Jahren stieg 2021 um 17 Prozent, schreibt das Bundesamt für 
Statistik (BFS) in seiner Medienmitteilung vom 12. Dezember 2022. Auffallend ist die 
Zunahme um 26 Prozent bei Mädchen und jungen Frauen in dieser Altersgruppe. 
Spitaleinweisungen aufgrund von Suizidversuchen stiegen um 26 Prozent und am-
bulante psychiatrische Leistungen im Spital um 19 Prozent. Die Lups verzeichnete 
bereits vor der Pandemie einen zunehmenden Bedarf an psychiatrischen und psy-
chotherapeutischen Leistungen im Kinder- und Jugendbereich. Die Auslastung die-
ser Angebote ist sehr hoch. Im Zuge dieses beobachteten Anstiegs rechnen wir für 
die kommenden Jahre damit, dass die Inanspruchnahme von stationären Angeboten 
der Lups im Kinder- und Jugendbereich weiter zunimmt und jährlich um 1,3 Prozent 
wachsen wird (Planungsbericht B 83, S. 46). Aufgrund der Pandemie, aber auch durch 
die aktuellen Sorgen wie Krieg und Klimawandel, hat sich nach Einschätzung der 
Fachpersonen die Situation zusätzlich verschärft. Auch Kinder-, Jugend- und Famili-
enberatungsstellen haben während der Pandemie einen markanten Anstieg von Be-
ratungsleistungen gemeldet, welche sich auf hohem Niveau eingependelt haben.  
 
Die Angebote nach dem SEG sind, als wichtige Nahtstellen zu stationären und am-
bulanten psychiatrischen Versorgungsleistungen, direkt von diesen Entwicklungen 
betroffen. Die sozialen Einrichtungen sind vermehrt mit Kindern und Jugendlichen 

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
https://www.lustat.ch/files_ftp/daten/kt/0003/w015_001t_kt0003_zz_d_0000_001_292.xlsx
https://www.lustat.ch/files_ftp/daten/kt/0003/w015_001t_kt0003_zz_d_0000_001_292.xlsx
https://www.kokes.ch/application/files/6016/6307/1977/KOKES-Statistik_2021_Kinder_Bestand_Massnahmenarten_Details_A3.pdf
https://www.kokes.ch/application/files/6016/6307/1977/KOKES-Statistik_2021_Kinder_Bestand_Massnahmenarten_Details_A3.pdf
https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/aktuell/neue-veroeffentlichungen.assetdetail.23772011.html
https://www.lu.ch/-/klu/ris/cdws/document?fileid=2b24a9cae4504d738f936614fb018192
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
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konfrontiert, die psychische Probleme (Entwicklungsstörungen sowie klinisch-psychi-
atrische Syndrome) haben und in ihrem psychosozialen Funktionsniveau einge-
schränkt sind. Dies erfordert zum einen verstärkte fachliche Kompetenzen der sozia-
len Einrichtungen in diesen Themen. Zum anderen sind sie auch gefordert, ihre Leis-
tungen dem Bedarf dieser Anspruchsgruppen anzupassen. 
 
Anhaltend hohe Zahl von Schutz suchenden Kindern und Jugendlichen 
Die Lage in verschiedenen Krisengebieten zwingt weiterhin eine hohe Zahl von Per-
sonen zur Flucht, darunter auch begleitete und unbegleitete Kinder und Jugendliche. 
Wir rechnen mit einer anhaltend hohen Schutzbedürftigkeit im Asyl- und Flücht-
lingswesen und einem stark steigenden Bedarf an ambulanten und stationären er-
gänzenden Hilfen zur Erziehung für diese Gruppe von Kindern und Jugendlichen. 

2.1.7 Empfehlungen zur ausserfamiliären Unterbringung 
Im Herbst 2021 haben die Konferenz der kantonalen Sozialdirektorinnen und Sozial-
direktoren (Sodk) und die Konferenz für Kindes- und Erwachsenenschutz (Kokes) ge-
meinsam 42 umfassende Empfehlungen zur ausserfamiliären Unterbringung publi-
ziert. Sie stellen das Kindeswohl ins Zentrum und definieren qualitative Mindeststan-
dards sowohl für angeordnete als auch einvernehmliche ausserfamiliären Unterbrin-
gungen. Sie haben das Ziel, die Kinderrechte durch eine altersgerechte Partizipation 
des Kindes in allen Phasen der ausserfamiliären Unterbringung zu stärken. 
 
Im Kanton Luzern sind mehrere Stellen in den Prozess der ausserfamiliären Unter-
bringung involviert. In einem gemeinsamen Projekt unter der Leitung der Disg koor-
dinieren die Dienststellen Asyl- und Flüchtlingswesen, die DVS, der Verband der Lu-
zerner Gemeinden (VLG), die Kesb und die Mandatszentren die Umsetzung (vgl. Kap. 
2.2.2). 

2.2 Wohnen und Betreuung 
Die Angebote «Wohnen und Betreuung» sind Leistungen in Heimen für Kinder, Ju-
gendliche und junge Erwachsene, welche für eine kürzere oder längere Dauer eine 
ausserfamiliäre Wohnsituation mit einer sozialpädagogischen Betreuung und Förde-
rung benötigen. Voraussetzung ist in jedem Fall eine sozialpädagogische Indikation. 
Die Angebote lassen sich in verschiedene spezialisierte Dienstleistungen und Tages-
strukturen unterteilen. 

2.2.1 Zielgruppe und Angebote  
Angebotstyp 1: Wohnen und Betreuung 
Die Zielgruppe umfasst Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene bis 25 Jahre. Sie 
benötigen vorübergehend eine sozialpädagogische Betreuung und Förderung. Auf 
die Rückplatzierung in die Herkunftsfamilie wird laufend hingearbeitet. 
 
Angebotstyp 2: Wohnen und Betreuung mit Sonderschule Verhalten 
Siehe Kapitel 2.3.1. 
 
Angebotstyp 3: Notaufnahme 
Die Zielgruppe umfasst Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene. Sie benötigen 
umgehend einen geschützten Rahmen, um eine schwierige Situation zu beruhigen. 
Das Ziel der Platzierung ist die Abklärung und Sicherstellung einer dem Bedarf ent-
sprechenden Anschlusslösung. 
 

https://www.kokes.ch/application/files/1916/1130/8588/DE_Einzelseiten.pdf
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Angebotstyp 4: Beobachtung und Abklärung 
Die Zielgruppe umfasst Kinder und Jugendliche, deren kognitiver, emotionaler und 
körperlicher Entwicklungsstand beobachtet und abgeklärt werden muss. Ziel ist es, 
eine tragfähige und passende Anschlusslösung zu finden. 
 
Angebotstyp 5: Wohnen und Betreuung mit und ohne Sonderschule für schwer verhal-
tensauffällige Kinder und Jugendliche mit psychischen Problemen 
Die Zielgruppe umfasst Kinder und Jugendliche, die mit ihrem Verhalten und ihren 
psychischen Problemen den erzieherischen Rahmen im Elternhaus oder in einer an-
deren stationären Wohnform sprengen oder im Anschluss an einen Aufenthalt in der 
Kinder- oder Jugendpsychiatrie eine spezialisierte Betreuung benötigen. Ziel des 
Aufenthalts ist es, die Situation so weit zu stabilisieren, dass eine Rückplatzierung in 
die Herkunftsfamilie oder in eine andere stationäre Wohnform möglich wird. 
 
Angebotstyp 6: Wohnen und Betreuung mit Berufsfindung und Ausbildung 
Die Zielgruppe umfasst Jugendliche, die im Rahmen der Berufsfindung oder Ausbil-
dung auf Betreuung und Förderung angewiesen sind. Das Ziel ist, dass die Jugendli-
chen eine Lehrstelle finden oder die bereits begonnene Lehre erfolgreich abschlies-
sen.  
 
Angebotstyp 7: Progressionsplätze und teilbetreutes Wohnen 
Die Zielgruppe umfasst Jugendliche und junge Erwachsene, die eine höhere Selb-
ständigkeit bei der Lebensführung aufweisen, aber noch eine gezielte Betreuung 
und Förderung benötigen. Eine geregelte Tagesstruktur ist notwendig. Ziel ist es, die 
Jugendlichen auf die selbständige Lebensführung vorzubereiten. 
 
Angebotstyp 8: Angebote für Mutter und Kind 
Die Zielgruppe umfasst Mütter mit ihren Kindern, die in der Lebensführung und der 
Erziehung professionelle Betreuung und Förderung benötigen. Ziel ist es, sie auf die 
selbständige Lebensführung vorzubereiten und erzieherische Kompetenzen zu ver-
mitteln. Dieser Angebotstyp wird im Kanton Luzern nicht angeboten. 
 
Angebotstyp 9: Wohnen und Betreuung mit Sonderschule Behinderung 
Siehe Kapitel 2.3.1. 
 
Anerkannte Leistungserbringer 
Neun nach dem SEG anerkannte soziale Einrichtungen bieten im Kanton Luzern Leis-
tungen im Bereich Wohnen und Betreuung für Kinder, Jugendliche und junge Er-
wachsene an: Aussenwohngruppe Maihof, Compass Hubelmatt, Kinder und Jugend-
siedlung Utenberg, Kinderheim Titlisblick, Jugenddorf, Stiftung Villa Erica, Therapie-
heim Ufwind, Stiftung Wäsmeli und Wohnheim Dynamo. 
 
Straf- und Massnahmenvollzug und unterstützende Angebote 
Das Bundesamt für Justiz (BJ) ist zuständig für den Straf- und Massnahmenvollzug. 
Nach dem Bundesgesetz über die Leistungen des Bundes für den Straf- und Mass-
nahmenvollzug (LSMG; SR 341) und der zugehörigen Verordnung (LSMV; SR 341.1) 
legt es einheitliche Mindestanforderungen für stationäre Erziehungseinrichtungen 
für Minderjährige und junge Erwachsene fest. Damit soziale Einrichtungen durch das 
BJ anerkannt und mit Beiträgen unterstützt werden können, müssen sie bestimmte 
Anforderungen an die Qualität und die Zielgruppe erfüllen. Weiter sind die Zuwei-

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
https://fedlex.data.admin.ch/eli/cc/1986/1934_1934_1934
https://fedlex.data.admin.ch/eli/cc/2007/862
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sungskriterien klar geregelt. Die vom BJ anerkannten Erziehungseinrichtungen erhal-
ten Bundesbeiträge für das erzieherisch tätige Personal und unter gegebenen Um-
ständen auch Beiträge für Neubauten und Umbauten. Die vom BJ anerkannten Ein-
richtungen im Kanton Luzern sind die Kinder- und Jugendsiedlung Utenberg, das Ju-
genddorf, das Therapieheim Sonnenblick, die Stiftung Wäsmeli und das Wohnheim 
Dynamo. Diese Einrichtungen werden neben der kantonalen Aufsicht zusätzlich vom 
BJ beaufsichtigt. 

2.2.2 Rückblick und Evaluation 
Der Bedarf an Angeboten im Bereich Wohnen und Betreuung blieb über die letzten 
Jahre relativ stabil und bewegte sich seit 2012 zwischen 175 und 200 Personen. Trotz 
Bevölkerungswachstum nahm der Bedarf an Heimplätzen nicht zu und die Anteile 
von ausser- und innerkantonalen Platzierungen haben sich kaum verändert. Diese 
Zahlen enthalten alle oben genannten Angebotstypen, wobei rund zwei Drittel des 
Bedarfs auf den Angebotstyp 1 (Wohnen und Betreuung) entfällt. Zahlenmässig der 
zweitgrösste Bedarf zeigt sich im Angebotstyp 7 (Progression).  
 
Diese stabile Entwicklung wurde ermöglicht durch die Schaffung neuer präventiv 
wirkender ambulanter Angebote (Kap. 2.6) sowie durch Plätze in Pflegefamilien (Kap. 
2.4). Die weitere Entwicklung dieser Angebotskategorie ist entsprechend auch stark 
vom weiteren Verlauf in der Familienpflege sowie bei den ambulanten Angeboten 
abhängig. 
 
Längere Aufenthalte in den Notaufnahmen 
Die Nachfrage nach Angeboten der Notaufnahme blieb auf hohem Niveau stabil. 
Die Auslastung schwankte im Jahresverlauf stark und erreichte dennoch über das 
ganze Jahr gesehen sehr hohe Werte. Der Bedarf konnte zwischen 2018 und 2021 je-
doch vollumfänglich durch die sozialen Einrichtungen im Kanton Luzern abgedeckt 
werden. Bei einigen Nutzenden mussten die Kostenübernahmegarantien nach drei 
oder sechs Monaten Aufenthalt erneut verlängert werden. Die hohe Auslastung der 
Berufsbeistandschaften dürfte dazu beigetragen haben, dass sich die Suche nach ge-
eigneten Anschlusslösungen hinausgezögert hat. Weiter fechten vermehrt Eltern die 
Entscheide der Kesb vor Gericht an. Ebenfalls verzögert sich ein Austritt, wenn sich 
kurzfristig an der familiären oder persönlichen Situation des Kindes etwas Entschei-
dendes ändert. Das können Trennungen, Todesfälle oder auftretende psychische 
Probleme sein, welche die vorgesehene Anschlusslösung verunmöglichen und neue 
Abklärungen notwendig machen. 
 
Schaffung von zwei Angeboten für Jugendliche mit psychischen Problemen 
Mit der Umsetzung der Massnahme A1 des Planungsberichtes 2020 entstanden im 
Angebotstyp 5 neue Plätze für schwer verhaltensauffällige Kinder und Jugendliche 
mit psychischen Problemen. Dazu gehört das Angebot stabil der Stiftung Jugenddorf 
mit sechs Plätzen für stark verhaltensauffällige Jugendliche und junge Männer bis 25 
Jahre, welches in Kooperation mit dem KJPD der Lups betrieben wird (Personalaus-
leihe). Die Auslastung dieses Angebots liegt bei fast 100 Prozent. Weiter hat sich die 
nicht nach dem SEG anerkannte Kleinsteinrichtung Comovento per Juli 2022 mit der 
Stiftung Wäsmeli zusammengeschlossen. Die Aussenwohngruppe Comovento kann 
somit im Rahmen des SEG per Januar 2023 sechs Plätze für weibliche Jugendliche 
und junge Frauen bis 25 Jahre mit Verhaltensauffälligkeiten und psychischen Proble-

https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/CdwsFiles?fileid=a5d0087944e94728ae4be6cde290213f
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
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men anbieten. Durch die Schaffung dieser neuen Angebote und die enge Zusam-
menarbeit mit der Lups können Abbrüche in Einrichtungen durch Psychiatrieeinwei-
sungen und ausserkantonale Platzierungen in Spezialsettings vermieden werden.  
 
Konsiliar- und liaisonpsychiatrische Beratung und Begleitung angepasst 
Im Rahmen der Massnahme A1 des Planungsberichtes 2020 wurde auch der Bedarf 
an konsiliar- und liaisionpsychiatrischer Beratung und Begleitung der Einrichtungen 
analysiert. Einzelne Einrichtungen konnten durch das KJPD organsierte Weiterbil-
dungsworkshops durchführen. Die Lups hat die Kooperationsverträge mit den Ein-
richtungen erneuert. Diese Massnahme wird weitergeführt mit dem Ziel, die Tragfä-
higkeit der Institutionen und Angebote zu stärken. 
 
Kein zusätzlicher Bedarf nach Beobachtungs- und Abklärungsangebot 
Die Massnahme A2 des Planungsberichtes 2020 zielte darauf ab, ein Angebot an Be-
obachtung und Abklärung für Kinder und jüngere Jugendliche mit multiplen Prob-
lemlagen zu schaffen. Durch ein solches Angebot sollten tragfähige und passende 
Fremdplatzierungen gefunden werden. Doch gerade bei Kindern und jüngeren Ju-
gendlichen sind Umplatzierungen möglichst zu verhindern. Wir haben festgestellt, 
dass die Notaufnahmen und Kriseninterventions- und Notfallplätze den Auftrag der 
Abklärung im Rahmen der jeweils laufenden Kostenübernahmegarantien zusammen 
mit den Berufsbeistandschaften erfüllen können. Diese Massnahme A2 wird nicht 
mehr weitergeführt.  
 
Stärkung der Wirkung und der Nachhaltigkeit  
Mit der Massnahme A7 des Planungsberichtes 2020 «Konzeption Prozess zuwei-
sende Stellen» sollte die Wirkung und die Nachhaltigkeit der Leistungen nach dem 
SEG durch eine Klärung der Zuweisungsprozesse gestärkt werden. Die Empfehlun-
gen zur ausserfamiliären Unterbringung der Kokes und Sodk (vgl. Kap. 2.1.6) bein-
halten genau diese Festlegung des Unterbringungsprozesses auf kantonaler Ebene. 
Die Empfehlungen beinhalten auch das Thema der Einsetzung einer Vertrauensper-
son. Die Massnahme A7 ist damit im Prozess der Umsetzung. In diesem Rahmen soll 
auch geklärt werden, welche Stellen berechtigt sind, die fachliche Indikation für den 
Bezug einer Leistung nach dem SEG zu stellen und welche Pflichten dazu gehören, 
wie zum Beispiel die Platzierungsbegleitung. Bei der Indikationsprüfung für die Kos-
tenübernahmegarantie wird bereits jetzt die Einsetzung einer Vertrauensperson (Art. 
1a, Abs. 2b PAVO) abgefragt, um die zuweisenden Stellen zu sensibilisieren. 

2.2.3 Trends und Bedarfsszenarien 
Für die kommenden Jahre bis 2027 rechnet die Lups mit einem steigenden Bedarf an 
der Schnittstelle zur Psychiatrie. Der KJPD erwartet bei den folgenden Zielgruppen 
eine Zunahme: 

‒ junge Frauen mit latenter Suizidalität, ohne akuten psychiatrischen Behand-
lungsbedarf mit mittlerer bis hoher Intelligenz, 

‒ Jugendliche und junge Erwachsene mit hochfunktionalen Autismus-Spekt-
rum-Störungen, welche adäquate Ausbildungs- und Wohnangebote benöti-
gen, 

‒ Jugendliche, die bei Austritt aus der Psychiatrie noch keine Tagesstruktur ha-
ben und ein sozialpädagogisches Wohnangebot benötigen, 

‒ Jugendliche und junge Erwachsene mit einem psychiatrischen, psychothera-
peutischen und pädagogischen Hilfebedarf, welche aus verschiedenen Grün-
den nicht institutionsfähig sind.  

https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/CdwsFiles?fileid=a5d0087944e94728ae4be6cde290213f
https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/CdwsFiles?fileid=a5d0087944e94728ae4be6cde290213f
https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/CdwsFiles?fileid=a5d0087944e94728ae4be6cde290213f
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
https://fedlex.data.admin.ch/eli/cc/1977/1931_1931_1931
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Auch im Planungsbericht B 83 über die psychiatrische Versorgung im Kanton Luzern 
gehen wir von einer Zunahme bei den psychischen Problemen bei Kindern und Ju-
gendlichen aus. Der Bedarf an Hilfeleistungen steigt. Dies hat auch Auswirkungen 
auf die nach dem SEG anerkannten Angebote.  
 
Zunahme von psychischen Problemen erfordert interdisziplinäre Zusammenarbeit 
Unbestritten ist dabei, dass nur durch eine enge interdisziplinäre Zusammenarbeit 
zwischen psychiatrischem, psychotherapeutischem und sozialpädagogischem Fach-
personal den komplexen Themen der jungen Menschen zielführend eine adäquate 
Unterstützung gegeben werden kann. Das Personal der sozialen Einrichtungen be-
nötigt Basiskompetenzen im Hinblick auf die Einordnung psychiatrischer Störungs-
bilder und auf den adäquaten Umgang damit.  
 
Der Fachpersonalmangel im Gesundheitsbereich, insbesondere die geringe Verfüg-
barkeit an Kinder- und Jugendpsychiaterinnen und -psychiatern, führt zu einem Eng-
pass. Die Finanzierung der Leistungen an der Schnittstelle zwischen Gesundheitsver-
sorgung und sozialer Einrichtungen über das Krankenversicherungsgesetz (KVG; SR 
832.10) ist nicht gesichert. Der Gesundheitsversorgung fehlt ein entsprechender 
Leistungsauftrag. Dies führt zu höheren Pauschalen nach dem SEG, da konsiliarärztli-
che und psychotherapeutische Leistungen mit den Monatspauschalen abgegolten 
werden.  
 
Ausbildungsangebote 
Auch im Angebotstyp Wohnen und Betreuung mit Ausbildung ist der gesellschaftli-
che Trend spürbar, dass Ausbildungen öfters abgebrochen werden. Rund ein Fünftel 
aller Personen, welche 2016 einen Lehrvertrag abgeschlossen haben, haben diesen 
vorzeitig aufgelöst (Bundesamt für Statistik 2021). Dies führt einerseits dazu, dass Ju-
gendliche, welche ihre Lehre auf dem ersten Arbeitsmarkt aufgrund persönlicher 
Problematiken abgebrochen haben, zu einem gewissen Teil versuchen, ihre Berufs-
findung und Ausbildung in einer sozialen Einrichtung neu aufzugleisen oder weiter-
zuführen. Anderseits sind auch die Einrichtungen selbst mit vorzeitigen Abbrüchen 
der Jugendlichen konfrontiert. So neigen zum Beispiel Jugendliche bei Erreichen der 
Volljährigkeit sowie dem damit verbundenen Wegfall von Kindesschutzmassnahmen 
(z. B. Beistandschaft) dazu, die freiwillig vereinbarten Programme abzubrechen. 
Dadurch sind die Einrichtungen mit unterjährigen Belegungsschwankungen konfron-
tiert. 
 
Die Durchlässigkeit zur Weiterführung der Ausbildung auf dem ersten Arbeitsmarkt 
wird von Einrichtungen angestrebt, ist aber oft schwierig umzusetzen. Die Berufs-
wünsche der Jugendlichen verändern sich. Dem gegenüber stehen die erhöhten An-
forderungen und breiteren Ausbildungscurricula in der beruflichen Grundbildung, 
welche oft nicht mit den Realitäten der zu betreuenden Jugendlichen übereinstim-
men. Die Ausbildungsinstitutionen bieten unterschiedliche Ausbildungsniveaus an: 
Praktische Ausbildung PrA, Eidgenössisches Ausbildungsattest EFB und Eidgenössi-
sches Fähigkeitszeugnis EFZ. Sie haben weiterführende Strategien zu entwickeln, wie 
auf die aktuellen Herausforderungen reagiert und die Durchlässigkeit zum ersten Ar-
beitsmarkt gewährt werden kann. Die Angebote sind bezüglich Ausbildungsberufe, 
Ausbildungsniveaus und notwendiger Unterstützungsmassnahmen für die Jugendli-
chen à jour zu halten. Das Angebot Wohnen und Betreuung mit Berufsfindung er-
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fährt eine hohe Nachfrage. Jugendliche in sozialen Einrichtungen sind auf Berufsfin-
dungs- und Ausbildungsplätze nach dem SEG angewiesen, wenn die Voraussetzun-
gen für eine berufliche Massnahme der IV (noch) nicht gegeben sind. Es ist zu prü-
fen, ob die Kontingente an den Bedarf anzupassen sind. 
 
Zunahme von Asylsuchenden 
Die Zahl der Asylsuchenden stieg im Jahr 2022 auf das Niveau der Jahre 2015 und 
2016. Diese Zahl beinhaltet auch Familien mit ihren Kindern und insbesondere eine 
Zunahme von Minderjährigen nichtbegleiteten Asylsuchenden (MNA), die dem Kan-
ton Luzern zugewiesen werden. Die Dienststelle Asyl- und Flüchtlingswesen ist für 
die ausserfamiliäre Unterbringung im Kanton Luzern zuständig.  
 
Dieser Mengenzuwachs wird sich auf die Bedarfslage der ergänzenden Hilfen zur Er-
ziehung auswirken. Zudem wird eine starke Zunahme von Kindern, Jugendlichen und 
jungen Erwachsenen erwartet, welche an Persönlichkeitsstörungen leiden. Auch die 
allgemeine psychische Verfassung, ein unklarer Asyl- oder Aufenthaltsstatus sowie 
ein anderer Erziehungsstil und kultureller Hintergrund können sich auf den Bedarf 
auswirken.  
 
Für Ausländerinnen und Ausländer gelten dieselben Anspruchsvoraussetzungen für 
die Nutzung ergänzender Hilfen zur Erziehung wie für Schweizerinnen und Schwei-
zer. Dies gilt für Personen mit einer Niederlassungsbewilligung (Ausweis C) oder ei-
ner Aufenthaltsbewilligung (Ausweis B) ebenso wie für anerkannte Flüchtlinge mit 
Asylgewährung (Ausweise B und C), vorläufig aufgenommene Personen und aner-
kannte Flüchtlinge ohne Asylgewährung (Ausweis F), Asylsuchende (Ausweis N), ab-
gewiesene Asylsuchende sowie Schutzbedürftige (Ausweis S). 
 
Bedarfsszenarien 
Für die weitere Entwicklung der Angebote im Bereich Wohnen und Betreuung ohne 
Sonderschule haben wir ein hohes und ein tiefes Bedarfsszenario entwickelt. 
 
Im hohen Szenario gehen wir davon aus, dass der Bedarf an psychischen Hilfeleis-
tungen bei Kindern und Jugendlichen wie auch die Belastungen der Familien weiter 
zunehmen. Die weltpolitische Situation bleibt unruhig und belastend, die Migration 
aufgrund von Flüchtlingswellen bleibt hoch oder nimmt weiter zu. Die Dienstleis-
tungsanbieter der Familienpflege können nicht dem Bedarf entsprechend weitere 
Pflegefamilien rekrutieren, und ambulante Angebote stossen an ihre Grenzen. Die 
Kinder und Jugendlichen, welche weiterhin untergebracht werden müssen, sind oft 
stark belastet und brauchen ein tragfähiges sozialpädagogisches Setting. Die Zu-
nahme an Tagessonderschulplätzen und die Verhinderung von Platzierungen in der 
Schulzeit führen vermehrt zu späteren Platzierungen im nachobligatorischen Schul-
alter. Die Jugendstrafurteile nehmen zurzeit wieder leicht zu und führen auch zu zi-
vil- oder strafrechtlichen Massnahmen in sozialen Einrichtungen (vgl. Jugendstrafur-
teile, Bundesamt für Statistik, 2022). Das Angebot nach dem SEG wird ferner auch 
durch die IV mitbenutzt. In diesem Szenario rechnen wir damit, dass der Bedarf von 
heute rund 175 Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen ab dem Jahr 2024 
auf rund 200 Personen und bis zum Jahr 2027 auf rund 225 Personen ansteigen wird.  
 
Im tiefen Szenario geht der gesellschaftliche Trend weiter, zurückhaltend mit Fremd-
unterbringungen umzugehen. Ambulante Angebote zeigen zudem ihre Wirkung. Es 
gelingt, ausreichend neue Pflegefamilien zu rekrutieren, und insbesondere jüngere 
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Kinder werden eher in Pflegefamilien platziert. Ausserkantonale Platzierungen im 
Kanton Luzern nehmen leicht ab, da auch diese Kantone den Angebotstyp 5 aus-
bauen. Die frei werdenden Plätze stehen für interkantonale Personen zur Verfügung. 
Die durch die nach SEG anerkannten Anbieter bereitgestellten Plätze werden oft im 
späteren Verlauf durch berufliche Massnahmen der IV weiterfinanziert. Der Bedarf 
sinkt in diesem Szenario leicht weiter und pendelt sich auf einem Niveau von rund 
170 Personen ein. 

2.2.4 Massnahmen 2024–2027 
In der Planungsperiode bis 2027 werden wir für das Angebot Wohnen und Betreu-
ung folgende Massnahmen umsetzen: 
 
Massnahme A3: Schnittstelle SEG / Psychiatrie / Sonderschule 
Die weitere Zunahme von psychischen Problematiken führt dazu, dass die sozialen 
Einrichtungen sich mit psychischen Störungsbildern und dem adäquaten Umgang 
damit auf betrieblicher Ebene und fallbezogen auseinandersetzen müssen. Pädago-
gische Konzeptionen sind zu überprüfen und anzupassen. Den Bedarf an zusätzli-
chen Angeboten gilt es laufend zu überprüfen. Abbrüche in Einrichtungen bei Kri-
sensituationen durch Hospitalisierung in der Akutpsychiatrie (hin und her) sollen ver-
mieden werden.  
 
Als Massnahme für die Planungsperiode 2024 bis 2027 wollen wir daher die Koope-
ration in den Schnittstellenbereichen fördern, die interdisziplinäre Zusammenarbeit 
zwischen den Fachbereichen stärken und die Zuständigkeiten und Finanzierungsmo-
delle klären. Die interdisziplinäre Zusammenarbeit zwischen der Psychiatrie und der 
sozialen Einrichtungen und im Sonderschulbereich mit den Sonderschulen (DVS) ist 
eine wichtige Voraussetzung für eine gelingende pädagogische und therapeutische 
Förderung. Dies gilt auch für Angebote für Menschen mit geistiger Behinderung und 
psychiatrischer Diagnose. Die Zuständigkeiten und die Abgrenzung der Finanzierung 
solcher Kooperationsmodelle muss geklärt werden. 
 
Massnahme A6: Flexibilisierung, Durchlässigkeit und Sozialraumorientierung 
Ergänzende Hilfen zur Erziehung in Form von ausserfamiliärer Unterbringung in ei-
ner sozialen Einrichtung werden derzeit als Wocheninternate oder als 365-Tage-Be-
treuung angeboten. Flexible oder modulare Leistungen im Sinn von Teilzeitangebo-
ten (zwei bis drei Tage Internat pro Woche oder die Möglichkeit von Ferien-/Wo-
chenendaufenthalten) werden bisher nur in einzelnen Bereichen angeboten. Nach 
dem Grundsatz der Verhältnismässigkeit ist im Kinder- und Jugendschutz jeweils die 
mildeste dem individuellen Bedarf angemessene Massnahme zu treffen. Ressourcen 
der Familien und des Sozialraums sind zu nutzen. Teilzeitleistungen sind zudem 
wichtige Zwischenschritte in oder aus einer ausserfamiliären Unterbringung. Deshalb 
ist die Einführung von flexibleren und durchlässigeren Leistungen in der Planungs-
periode bis 2027 zu prüfen. Die Massnahme wird im Kapitel 2.3 weiter ausgeführt.  

2.3 Wohnen und Betreuung mit Sonderschule 

2.3.1 Zielgruppe und Angebote 
Die Zielgruppe des Angebots «Wohnen und Betreuung mit Sonderschule» umfasst 
Kinder und Jugendliche im Schulalter mit ausgewiesenem Sonderschulbedarf, wel-
che für eine kürzere oder längere Dauer eine ausserfamiliäre Wohnsituation mit ei-

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
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ner sozialpädagogischen Betreuung und Förderung benötigen. Sie besuchen auf-
grund einer Behinderung in den Bereichen Verhalten und sozio-emotionale Entwick-
lung, Körper, Motorik, Gesundheit, Sprachentwicklung oder kognitive Entwicklung 
eine interne Sonderschule. Es gibt folgende Angebotstypen: 
 
Angebotstyp 2: Wohnen und Betreuung mit Sonderschule Verhalten  
Die Zielgruppe umfasst Kinder und Jugendliche im schulpflichtigen Alter mit sozial-
pädagogischer Indikation, die aufgrund ihrer Behinderung im Verhalten oder in der 
sozio-emotionalen Entwicklung eine interne Sonderschule besuchen. Ziel der ausser-
familiären Unterbringung ist, die Kinder und Jugendlichen in ihrer emotionalen, sozi-
alen, kognitiven und gesundheitlichen Entwicklung zu fördern. Auf die Rückplatzie-
rung in die Herkunftsfamilie wird laufend hingearbeitet. 
 
Die nach dem SEG anerkannten Anbieter sind die Stiftung Jugenddorf St. Georg mit 
365-Tage-Betreuung für männliche Jugendliche auf Sekundarstufe, die Stiftung 
Schule und Wohnen Mariazell Sursee mit Wocheninternat auf Basis-, Primar- und Se-
kundarstufe für männliche Kinder und Jugendliche sowie die Stiftung Villa Erica mit 
Wocheninternat für weibliche und männliche Jugendliche auf Sekundarstufe. 
 
Angebotstyp 5: Wohnen und Betreuung mit und ohne Sonderschule für schwer verhal-
tensauffällige Kinder und Jugendliche mit psychischen Problemen  
Die Zielgruppe umfasst Kinder und Jugendliche, die mit ihrem Verhalten und auf-
grund ihrer psychischen Gesundheit den erzieherischen Rahmen im Elternhaus oder 
in einer anderen stationären Wohnform sprengen oder im Anschluss an einen Auf-
enthalt in der Kinder- oder Jugendpsychiatrie eine spezialisierte Betreuung in einer 
stationären Wohnform mit Sonderschulung benötigen. Ziel des Aufenthalts ist es, 
die Situation so weit zu stabilisieren, dass eine Rückplatzierung in die Herkunftsfami-
lie oder in eine andere stationäre Wohnform möglich wird. 
 
Zwei soziale Einrichtungen bieten Leistungen des spezialisierten Angebotstyps 5 
«Wohnen und Betreuung mit Sonderschule und psychischen Probleme» an: die Stif-
tung Jugenddorf mit 365-Tage-Betreuung für männliche Jugendliche auf Sekundar-
stufe sowie das Therapieheim Sonnenblick mit 365-Tage-Betreuung für weibliche Ju-
gendliche auf Sekundarstufe. 
 
Angebotstyp 9: Wohnen und Betreuung mit Sonderschule Behinderung 
Die Zielgruppe umfasst Kinder und Jugendliche, die aufgrund von Behinderungen in 
den Bereichen Sprachentwicklung, Körper, Motorik, Gesundheit oder kognitive Ent-
wicklung und zur Entlastung der Herkunftsfamilie auf eine stationäre Betreuung und 
Förderung angewiesen sind. Ziel der ausserfamiliären Unterbringung ist es, die emo-
tionale, kognitive, soziale und gesundheitliche Entwicklung zu fördern. Auf die Rück-
platzierung in die Herkunftsfamilie wird laufend hingearbeitet. Teilweise dienen Teil-
zeit- und ergänzende Betreuungsangebote (Wochenend- und Ferientage) der Stabi-
lisierung des Familiensystems, sodass ein Verbleib in der Familie möglich bleibt. In 
der Kombination von Wocheninternat und ergänzendem Betreuungsangebot kann 
in Einzelfällen ein 365-Tage-Angebot entstehen. 
 
Die nach dem SEG anerkannten Anbieter im Bereich Behinderung sind das Heilpäda-
gogische Kinderhaus Weidmatt für Kinder im Vorschulalter sowie das Heilpädagogi-
sche Zentrum Hohenrain, das Heilpädagogische Zentrum Schüpfheim und die 
rodtegg mit interner Sonderschule. 

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
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2.3.2 Rückblick und Evaluation 
Einer ausserfamiliären Unterbringung wird in der Regel nur noch zugestimmt, wenn 
alle anderen Unterstützungsmassnahmen ausgeschöpft sind (vgl. Kap. 2.1). Ambu-
lante Massnahmen und auch die integrative Sonderschulstrategie der DVS sowie der 
Ausbau von Tagessonderschulen vor allem im Bereich Verhalten zeigen zudem ihre 
Wirkung. Dies führte dazu, dass die Nachfrage nach ausserfamiliären Unterbringun-
gen in Wocheninternaten in den letzten Jahren weiterhin kontinuierlich abnahm. Von 
2012 bis 2021 sank der Bedarf um rund 40 Plätze im Bereich Verhalten und um rund 
60 Plätze im Bereich Behinderung. 
 
Bedarfsgerechte Reduktion der Wocheninternatsplätze 
Seit 2020 wurden deshalb zur bedarfsgerechten Reduktion der Sonderschulinter-
natsplätze bereits mehrere Massnahmen umgesetzt (Massnahme A3 des Planungs-
berichtes 2020). Dazu gehörte die Beendigung des Leistungsauftrags für Internats-
plätze mit dem Schul- und Wohnzentrum Malters (SWZ). Diese Einrichtung bietet ak-
tuell im Auftrag der DVS unter dem neuen Namen «Formidabel» an mehreren 
Standorten im Kanton Luzern Tageschulplätze an. Weiter folgte die inhaltliche Justie-
rung und Reduktion der Leistungsmengen mit der Stiftung Schule und Wohnen Ma-
riazell Sursee von 28 auf 16 Plätze (inkl. sieben neue Wohnplätze für Mädchen in Et-
tiswil ab Schuljahr 2023/2024). Eine bedarfsgerechte Reduktion des Angebots hat 
schliesslich auch in den beiden Heilpädagogischen Zentren Hohenrain und Schüpf-
heim sowie im Heilpädagogischen Kinderhaus Weidmatt stattgefunden. 
 
Trend zur vermehrten Teilzeitnutzung des Sonderschulinternates im Angebotstyp 9 
Neben der rückläufigen Zahl von Kindern und Jugendlichen, welche ein Wochenin-
ternat nutzen, zeichnet sich zudem im Bereich Behinderung ein Trend zur vermehr-
ten Teilzeitnutzung ab. So übernachteten beispielsweise am 1. Januar 2020 noch 67 
Prozent aller Lernenden mindestens 4 Nächte pro Woche im Internat. Knapp drei 
Jahre später (1.9.2022) waren es noch 59 Prozent. Im Bereich Verhalten sind Teilzeit-
nutzungen derzeit nicht möglich. 
 
Mehr ausserkantonale Unterbringungen in 365-Tage-Einrichtungen oder spezialisier-
ten Settings mit Sonderschule 
Gegenläufig zur Nachfrage nach Sonderschulplätzen in Wocheninternaten (185-
Tage-Angebote ohne Schulferien und Wochenenden) zeigte sich eine steigende 
Nachfrage nach Plätzen in Einrichtungen mit Betreuungsangeboten an 365 Tagen 
mit Sonderschule für Kinder und Jugendliche aufgrund komplexer Probleme. Dies 
führte im Bereich Verhalten in den Jahren seit 2018 zunehmend zu ausserkantonalen 
ausserfamiliären Unterbringungen (plus ca. 30 Kinder und Jugendliche) in entspre-
chenden sozialpädagogischen oder spezialisierten Institutionen mit Sonderschulan-
geboten. Es ist zudem im Bereich Verhalten im Kanton Luzern kein 365-Tage-Son-
derschulinternat für Kinder vorhanden. 
 
Im Bereich Behinderung ist die Zahl der ausserkantonalen Unterbringungen in spezi-
alisierten Institutionen geringer und seit längerem stabil. Gründe für ausserkantonale 
Unterbringungen können sein, dass innerkantonale Einrichtungen nur sehr be-
schränkt solche Angebote bereitstellen oder aufgrund ihrer fachlichen Ausrichtung 
nicht für diese Zielgruppe geeignet sind.  
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Steigender Betreuungsbedarf in Sonderschulinternaten, Bedarf nach Kooperationen 
mit der Lups sowie nach 365-Tage-Betreuungsangeboten  
Die Integration von Lernenden mit weniger schweren Behinderungen beziehungs-
weise mit geringerem oder mittlerem Betreuungsbedarf in die Regelschule nimmt 
zu. Dadurch steigt in der separativen Sonderschulung sowie in den Sonderschulin-
ternaten tendenziell der Anteil der Kinder und Jugendlichen, die einen erhöhten  
oder komplexen Schulungs- und Betreuungsbedarf aufweisen (z. B. Beeinträchtigun-
gen in der sozio-emotionale Entwicklung, psychiatrische Diagnosen oder hoher sozi-
alpädagogischer oder pflegerischer Bedarf). Die sinkende Akzeptanz von ausserfami-
liärer Unterbringung in Wocheninternaten führt verstärkt dazu, dass insbesondere 
diejenigen Kinder und Jugendliche Internatsbedarf haben, bei denen ein Verbleib in 
der Familie trotz ambulanter Unterstützung nicht möglich ist. Bei dieser Zielgruppe 
übersteigt der Bedarf tendenziell das Angebot eines Wocheninternats, vermehrt wird 
in Einzelfällen ein 365-Tage-Internatsangebot benötigt.  
 
Mit der Massnahme A1 im Planungsbericht 2020 war in diesem Kontext ein bedarfs-
gerechtes Angebot für Jugendliche mit Behinderung im Bereich kognitiver Entwick-
lung und psychischer Probleme mit psychiatrischer Begleitung zu schaffen. Diese 
Massnahme konnte noch nicht umgesetzt werden und wird deshalb in Zusammenar-
beit zwischen den Dienststellen Disg und DVS weitergeführt. Ein solches Angebot 
bedarf einer verstärkten Kooperation mit der Lups. Für die Schaffung solcher Betreu-
ungsangebote sind die Möglichkeiten der Finanzierung und der personellen Res-
sourcen zu prüfen und deren Limitierung zu berücksichtigen.  
 
Kooperationen und Weiterbildungen mit der Lups 
Mit der Massnahme A1 im Planungsbericht 2020 wurde die Kooperation zwischen 
der Lups und den sozialen Einrichtungen verstärkt. Einzelne Einrichtungen konnten 
ihr Team durch die Lups mit einem für die sozialen Einrichtungen entwickelten Lehr-
gang im Umgang mit psychischen Themen schulen. Diese Aktivitäten sollen in der 
neuen Berichtsperiode weitergeführt werden. 
 
Neue Plätze für männliche Jugendliche im Angebotstyp 5 mit Sonderschule 
Das neue Angebot «Stabil» des Jugenddorfs für männliche Jugendliche mit starken 
Verhaltensauffälligkeiten und psychischen Problemen mit und ohne Sonderschule ist 
ein weiteres erfolgreich umgesetztes Element der Massnahme A1 aus dem Pla-
nungsbericht 2020. Insbesondere für Schüler im schulpflichtigen Alter zeigt sich eine 
hohe Nachfrage. Da dieses Angebot auch ohne Sonderschulstatus genutzt werden 
kann, werden diese Plätze in der Auswertung «Wohnen und Betreuung» unter Kapi-
tel 2.2 ausgewiesen – ebenso die Plätze für Beobachtung und Abklärung, welche 
auch mit oder ohne Sonderschule besucht werden können. 

2.3.3 Trends und Bedarfsszenarien 
Schaffung Wocheninternatsplätze für Mädchen 
Wir verfolgen die Strategie, alle Mädchen mit Bedarf nach separativer Sonderschu-
lung im Bereich Verhalten und sozio-emotionale Entwicklung an demselben Ort zu 
beschulen. Die Mädchen waren in bisherigen Sonderschulklassen in der Minderheit. 
Die Stiftung Schule und Wohnen Mariazell Sursee realisiert im Auftrag der DVS und 
der Koseg in Ettiswil auf das Schuljahr 2023/2024 zwei Tagessonderschulklassen so-
wie eine Wocheninternatsgruppe für Mädchen. Mit sieben Plätzen für Schülerinnen 
aus dem zweiten und dritten Schulzyklus wird so eine Angebotslücke im Kanton Lu-
zern geschlossen. 
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Luzernerinnen und Luzerner sollen vermehrt innerkantonale Angebote nutzen  
Die ausserfamiliäre Unterbringung von Kindern und Jugendlichen in ausserkantona-
len Einrichtungen ist für die Betroffenen und ihre Angehörigen in der Regel zusätz-
lich einschneidend und führt zu Erschwernissen in der Umsetzung von sozialraum-
orientierten Konzepten. Ausserfamiliäre Unterbringungen während der Schulzeit füh-
ren zudem häufig dazu, dass die Jugendlichen und jungen Erwachsenen auch nach 
der obligatorischen Schulzeit weiterhin in ausserkantonalen Einrichtungen unterge-
bracht bleiben.  
 
Aus Gründen der qualitativen und finanziellen Steuerung liegt es im Interesse des 
Kantons Luzern, den Bedarf an 365-Tage-Angeboten mit Sonderschule innerkantonal 
abzudecken. Die bisherigen Leistungsangebote sollen an den aktuellen Bedarf ange-
passt werden. 
 
Weiter soll geprüft werden, wie bestehende innerkantonale Angebote im Bereich 
Verhalten vermehrt von Luzerner Jugendlichen genutzt werden können. Dafür sind 
einerseits Optimierungen in den Zuweisungsprozessen, der Aufnahmepraxis der Ein-
richtungen und der Bekanntheit der Angebote vorzunehmen. Andererseits sollen 
konzeptionelle Inhalte geprüft und die Angebote entsprechend weiterentwickelt 
werden. So sollten gemäss Rückmeldung des KJPD der Lups zum Beispiel weibliche 
Jugendliche mit psychischen Problemen trotz hohem Betreuungsbedarf auf ihrem 
entsprechenden schulischen Potenzial gefördert werden können. Gemäss Schulauf-
trag haben die Sonderschulen diese Lernenden individualisiert auf ihrem Niveau an-
gepasst zu beschulen (Sekundarniveau), in der Praxis seien diese Jugendlichen im 
Sonderschulsetting aber oft unterfordert.  
 
Der KJPD weist zudem darauf hin, dass der Bedarf an stationären Plätzen für Kinder 
und Jugendliche mit psychischen und komplexen Problemen nach wie vor zunimmt. 
Wir sehen die Notwendigkeit von interdisziplinären Kooperationsmodellen an der 
Schnittstelle zwischen psychiatrischer Versorgung und den Leistungen der sozialen 
Einrichtungen und der Sonderschulen (separativ). 
 
Das kantonale Sonderschulkonzept (2020) enthält eine Bedarfsplanung für die Son-
derschulung. Eine weitere Grundlage für die Sonderschulplanung bilden die Bil-
dungsszenarien der Lustat. Die Szenarien zur Anzahl der Lernenden in der separati-
ven Sonderschulung sind ein Indikator für den Bedarf an Leistungen im stationären 
Bereich nach dem SEG. Das aktuelle Szenario zeigt für die nächsten zehn Jahre (2023 
bis 2033) einen Anstieg um rund 50 auf rund 800 Lernende mit separativem Sonder-
schulbedarf.  
 
Kinder und Jugendliche im schulpflichtigen Alter haben ein Recht auf unentgeltli-
chen Schulunterricht. Für Lernende mit Sonderschulbedarf sind somit entsprechende 
Schulungsangebote bereitzustellen. Für die meisten Kinder und Jugendlichen reicht 
dazu die Massnahme der Tagessonderschule aus. Ein Teil der Kinder und Jugendli-
chen hat jedoch aufgrund einer zusätzlichen sozialpädagogischen Indikation einen 
Bedarf an stationären Leistungen und benötigt einen Internatsplatz.  
 
An die Tagessonderschulung stellt sich das Kriterium der Erreichbarkeit. Aus diesem 
Grund werden Tagesschülerinnen und -schüler prioritär innerkantonal beschult. Dies 
hatte in den letzten Jahren die Konsequenz, dass Schulplätze in Wocheninternaten 

https://volksschulbildung.lu.ch/-/media/Volksschulbildung/Dokumente/unterricht_organisation/sonderschulung/grundlagen_umsetzung/kt_konzept_sonderschulung_2020.pdf
https://www.lustat.ch/files_ftp/daten/kt/0003/w155_001t_kt0003_zz_d_0000_001.xlsx
https://www.lustat.ch/files_ftp/daten/kt/0003/w155_001t_kt0003_zz_d_0000_001.xlsx
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
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mit Tagesschülerinnen und -schülern besetzt wurden. Dadurch wurden Lernende mit 
Internatsbedarf tendenziell ausserkantonal platziert, insbesondere wenn der Bedarf 
das Wocheninternat überstieg. Aufgrund dieser gegenseitigen Abhängigkeiten hat 
die künftige Weiterentwicklung der sozialen Einrichtungen im Sonderschulbereich in 
enger Zusammenarbeit der beiden zuständigen kantonalen Dienststellen zu erfol-
gen. 
 
Flexible Angebote mit hoher Durchlässigkeit 
Gemäss Übereinkommen über die Rechte der Kinder soll der Familie als Grundein-
heit der Gesellschaft besonderer Schutz und Beistand gewährt werden. In diesem 
Sinne sollen Interventionen gefördert werden, welche das familiäre System stützen 
und die Ressourcen stärken. Die heutige Praxis orientiert sich an diesem übergeord-
neten Ziel. Um diesem Ziel noch besser entsprechen zu können, sollen bestehende 
Leistungen künftig flexibler ausgestaltet werden können. Modulare Leistungsange-
bote wie Teilzeitinternate und ergänzende Betreuungsangebote zum Beispiel an Wo-
chenenden und während der Ferien sollen kindswohlorientierte, situationsadäquate, 
bedarfsgerechte, zeitgemässe und tragfähige Lösungen schaffen. Daneben ermögli-
chen solche Strukturen auch fliessende Übergänge und eine hohe Durchlässigkeit, 
wie beispielsweise eine schrittweise Unterbringung von einem teilstationären Auf-
enthalt hin zu einem vollstationären Aufenthalt, und geben den Betroffenen Zeit, 
sich durch positive Erfahrungen auf den nächsten Schritt einzulassen. 
 
Bedarfsszenarien 
Wir haben für die weitere Planung der Angebotstypen «Wohnen und Betreuung Ver-
halten mit Sonderschule» sowie «Wohnen und Betreuung Behinderung mit Sonder-
schule» je ein hohes und ein tiefes Bedarfsszenario entwickelt.  
 
Dabei gehen wir von folgenden für beide Bedarfsszenarien relevanten Entwicklungen 
aus:  

‒ Die Bevölkerungsgruppe der 0- bis 19-Jährigen wächst zwischen 2025 und 
2030 um rund 0,7 Prozent pro Jahr (Lustat Bevölkerungsszenario, mittleres 
Szenario). Nach einem Rückgang in den letzten Jahren ist neu wieder eine 
leichte Zunahme an Lernenden mit Sonderschulbedarf zu erwarten, welche 
eine separative Sonderschulung benötigen. 

‒ Psychische Probleme bei Jugendlichen und der Bedarf an psychiatrischen, 
psychotherapeutischen Leistungen nehmen tendenziell zu.  

‒ Zurzeit beobachten wir eine hohe Migration, die weitere Entwicklung ist un-
klar.  

‒ Lernende mit Sonderschulbedarf aufgrund einer Behinderung erhalten un-
mittelbar Zugang zu Leistungen im Sonderschulbereich. Zugewanderte Ler-
nende mit Sonderschulbedarf im Bereich Verhalten und sozio-emotionale 
Entwicklung dagegen erhalten erst nach zwei Jahren den Sonderschulstatus. 
Wir rechnen mit einem zusätzlichen Bedarf an Plätzen für Wohnen und Be-
treuung mit Sonderschule im Bereich Verhalten.  

‒ Die zurückhaltende Praxis bei der ausserfamiliären Unterbringung bei jünge-
ren Lernenden mit Sonderschulbedarf kann aufgrund von zu wenig tiefgrei-
fenden Massnahmen zu vermehrten ausserfamiliären Unterbringungen im 
dritten Schulzyklus oder in der Adoleszenz führen.  

‒ Die Schliessung einer ausserkantonalen 365-Tage-Einrichtung im Bereich Ver-
halten, welche bisher Luzerner Jugendliche aufgenommen hatte, führt zu ei-
ner Verschiebung der Nachfrage zu innerkantonalen Angeboten. 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1998/2055_2055_2055/de
https://www.lustat.ch/files_ftp/daten/kt/0003/w015_001t_kt0003_zz_d_0000_001_292.xlsx
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Am Stichtag im September 2022 besuchten 80 Luzernerinnen und Luzerner ein Son-
derschulinternat im Bereich Verhalten und 95 im Bereich Behinderung. Ausgehend 
von den obigen Annahmen gehen wir im hohen Bedarfsszenario davon aus, dass die 
aktuellen Sonderschulinternatsplätze in den sozialen Einrichtungen nicht mehr wei-
ter reduziert werden können, sondern dem Bedarf anzupassen sind. Wir rechnen im 
Verlauf der Planungsperiode bis 2027 im Bereich Verhalten mit einem zunehmenden 
Bedarf von bis 100 bis 110 Lernende und im Bereich Behinderung mit einem stabilen 
Bedarf von rund 100 Kindern und Jugendlichen. Ziel ist eine Verlagerung von ausser-
kantonalen zu innerkantonalen Unterbringungen im Bereich Verhalten. 
 
Das tiefe Szenario geht davon aus, dass im Bereich Verhalten die vorübergehend sis-
tierten Angebote nicht weiterentwickelt und wiedereröffnet werden. Die Platzzahl 
soll aber auch im tiefen Szenario nicht weiter reduziert werden. Im Bereich Verhalten 
wird sich der Bedarf in diesem Szenario auf dem Stand von 2022 bei rund 80 Kindern 
und Jugendlichen stabilisieren. Im Bereich Behinderung gehen wir im tiefen Szenario 
davon aus, dass sich die Reduktion des Bedarfs verlangsamt, aber in abgeschwächter 
Form noch einige Jahre fortsetzt. Wir rechnen im tiefen Szenario bis 2027 mit rund 
20 Kindern und Jugendlichen weniger als im hohen Szenario. Das tiefe Szenario 
könnte eintreten, wenn die wachsende Inanspruchnahme von ambulanten oder er-
gänzenden Betreuungsangeboten künftige ausserfamiliäre Unterbringungen erfolg-
reich verhindern kann. Ein anderer Aspekt ist eine weiterhin grosse Zurückhaltung 
bei der Kesb und den Eltern für ausserfamiliäre Unterbringungen. 

2.3.4 Massnahmen 2024–2027 
Wir sehen für die Planungsperiode bis 2027 für das Angebot Wohnen und Betreu-
ung mit Sonderschule folgende Massnahmen vor. 
 
Massnahme A2: Die bedarfsgerechte Angebotsentwicklung der bestehenden Sonder-
schulinternate 
Kinder und Jugendliche mit komplexen Problematiken, die auch an Wochenenden 
und während der Ferien nicht im familiären Rahmen betreut werden können, werden 
heute ausserkantonal untergebracht, sofern sie nicht zur Zielgruppe der vorhande-
nen Luzerner Angebote gehören. Im Bereich Behinderung benötigen Eltern Entlas-
tung von komplexen Betreuungssituationen.  
 
Daher sollen in der Planungsperiode 2024–2027 die Angebote entsprechend an den 
Bedarf angepasst werden. Im Bereich Verhalten beinhaltet dies die Schaffung von 
365-Tage-Internatsplätzen ergänzend zu Wocheninternaten, und im Bereich Behin-
derung sind dies zusätzliche Wochenend- und Ferienplätze in Wocheninternaten, 
damit eine 365-Tage-Betreuung in Einzelfällen gewährleistet ist.  
 
Massnahme A3: Schnittstelle SEG / Psychiatrie / Sonderschule 
Die Massnahme zur Schnittstelle SEG und Psychiatrie wird im Kapitel 2.2 näher aus-
geführt. Für das Angebot Wohnen und Betreuung mit Sonderschule ist der Schulbe-
reich miteinzubeziehen. Ebenfalls zu berücksichtigen ist die oben erwähnte Weiter-
führung der Massnahme A1 aus dem Planungsbericht 2020. 
 
Massnahme A6: Flexibilisierung, Durchlässigkeit und Sozialraumorientierung 
Massnahmen zur ausserfamiliären Unterbringung werden nur noch mit grosser Zu-
rückhaltung und nach sorgfältiger Abwägung gesprochen. Im optimalen Fall können 

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/CdwsFiles?fileid=a5d0087944e94728ae4be6cde290213f
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vereinbarte Lösungen im Einverständnis mit den Eltern und Kindern getroffen wer-
den. Die Leistungen der Sonderschulinternate im Bereich Verhalten (Wohnen und 
Betreuung unter der Woche oder mit 365-Tage-Betreuung) stossen bei den Eltern oft 
auf Widerstand. Sie können trotz grundsätzlicher Einsicht aufgrund von Schuldge-
fühlen, Verlustängsten oder gesellschaftlichem Druck einer ausserfamiliären Unter-
bringung nicht zustimmen.  
 
Im Bereich Sonderschule Behinderung gibt es bereits die Möglichkeit, Internate nur 
Teilzeit zu nutzen (z. B. 2–3 Nächte pro Woche). Punktuelle ergänzende Betreuungs-
angebote sowie Teilzeitinternate bieten den Eltern die Möglichkeit, sich eher auf 
wichtige Unterstützungsmassnahmen einzulassen. In vielen Fällen sind solche nie-
derschwelligen Massnahmen ausreichend und ermöglichen dem Kind, trotz Belas-
tungen in der Familie zu Hause zu bleiben und sozialräumliche Ressourcen zu nut-
zen. Vorbehalte und Widerstände können so durch Erfahrungen abgebaut werden 
und zum Einverständnis für weitere Schritte führen. Weiter kann ein solches Teilzeit-
angebot ein wichtiger Zwischenschritt auf dem Weg zur vollständigen Rückplatzie-
rung sein und damit die Durchlässigkeit fördern. Im Bereich Verhalten sollen die An-
gebote entsprechend weiterentwickelt werden. Durch die Schaffung von flexiblen 
und modularen Massnahmen sollen passgenaue Lösungen geschaffen werden. 

2.4 Dienstleistungsangebote der Familienpflege 

2.4.1 Zielgruppe und Angebote 
Ausserfamiliäre Unterbringungen von Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachse-
nen in einer Pflegefamilie sind eine Alternative zur Betreuung in Heimen. Je nach In-
dikation wird eine ausserfamiliäre Unterbringung in einem Heim oder in einer Pfle-
gefamilie gewählt. Die ausserfamiliäre Unterbringung in einer Pflegefamilie ist insbe-
sondere bei kleinen Kindern einem Heimeintritt vorzuziehen, wenn die Aussicht auf 
eine Rückplatzierung in die Herkunftsfamilie gering ist. Auch ältere Kinder, Jugendli-
che und junge Erwachsene, die beispielsweise wegen Bindungsstörungen oder Trau-
mata auf einen konstanten und verlässlichen Bezugspersonenrahmen angewiesen 
sind, können von einer Unterbringung in einer Pflegefamilie profitieren. Die Rück-
platzierung in die Herkunftsfamilie wird laufend geprüft und ist, wenn möglich, an-
zustreben, weshalb die Biografie- und die Elternarbeit einen hohen Stellenwert ein-
nehmen. Ziel ist es, die Kinder, Jugendlichen und jungen Erwachsenen zu betreuen, 
sie in ihrer Entwicklung zu fördern und auf eine selbständige Lebensführung vorzu-
bereiten.  
 
Die Dienstleistungsanbieter in der Familienpflege (Daf) übernehmen die Rekrutie-
rung sowie Aus- und Weiterbildung von Pflegefamilien, welche ein Arbeitsverhältnis 
mit den Daf eingehen. Die Daf stehen ihren Pflegefamilien und den Pflegekindern 
fachlich zur Seite und nehmen an Standortgesprächen und anderen wichtigen Be-
sprechungen teil. Zusammen mit den Daf werden Ziele vereinbart und Förderpla-
nungen vorbereitet. 
 
Die Leistungsangebote der Daf umfassen Dauerpflegeplätze, Kriseninterventions- 
und Notfallplätze sowie ergänzende Betreuungsangebote. Letztere werden im Kapi-
tel 2.5 beschrieben. Der Lebensmittelpunkt von Kindern, Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen in einem Dauerpflegeplatz ist in der Pflegefamilie, dies im Unterschied 
zum Kriseninterventions- und Notfallplatz und zu den ergänzenden Betreuungsan-
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geboten. Die Zuweisung in eine Pflegefamilie, welche von einem nach dem SEG an-
erkannten Daf begleitet wird, erfolgt mittels Indikationsformular durch eine Fachper-
son einer Kinder-, Jugend- oder Familienberatungsstelle, einer Berufsbeistandschaft, 
eines kommunalen Sozialdienstes oder der Kesb.  
 
Die Luzerner Daf Caritas Schweiz, Fachstelle Kinderbetreuung und Subito Krisenin-
terventionen verfügen für ihre Angebote über eine Anerkennung nach dem SEG. Sie 
bieten Dauerpflegeplätze, Kriseninterventions- und Notfallplätze und ein Kontingent 
an ergänzenden Betreuungsangeboten an. Zusätzlich wurde der Fachstelle Pflege-
platzierungen von Compass Hubelmatt für ein spezifisches Angebot im Bereich der 
Familienpflege ein Leistungsauftrag erteilt. Sie bietet Dauerpflegeplätze für Kinder 
und Jugendliche an, welche zuvor auf einer Wohngruppe platziert waren und bereits 
das ergänzende Betreuungsangebot in Pflegefamilien in Anspruch genommen ha-
ben. 
 
Angebotstyp 10: Dauerpflegeplatz 
Die Zielgruppe umfasst Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene mit einer sozial-
pädagogischen Indikation. Vor allem jüngere Kinder, bei denen die Aussicht auf eine 
Rückkehr in die Herkunftsfamilie gering ist, können so von konstanten Bezugsperso-
nen und einem familiären Alltag und Umfeld profitieren. In einer auf Dauer ausge-
richteten familiären Betreuung wird bei Vorliegen von starken Verhaltensauffälligkei-
ten und bei besonderen psychischen Belastungen (Traumata) eine fachspezifische, 
unter Umständen traumapädagogische Betreuung und Begleitung durch Pflegeel-
tern mit einer fachlichen Spezialisierung angeboten.  
 
Angebotstyp 11: Kriseninterventions- und Notfallplätze in Pflegefamilien 
Die Zielgruppe umfasst Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene, die in einer Not- 
und Gefährdungssituation oder in einer akuten familiären Krise umgehend einen ge-
schützten familiären Rahmen benötigen. Das Ziel ist die Abklärung und Sicherstel-
lung einer dem Bedarf entsprechenden dauerhaften Anschlusslösung. Es wird ein 
Zuweisungsgrund im Rahmen einer sozialpädagogischen Indikation einer externen 
Fachperson oder Fachstelle vorausgesetzt. Bei Notfallplätzen erfolgt ein Eintritt in-
nerhalb von 24 Stunden, und die soziale Einrichtung ist für Zuweisende während 24 
Stunden an 7 Tagen pro Woche erreichbar. Bei Kriseninterventionsplätzen erfolgt 
eine Unterbringung innerhalb von 5 Arbeitstagen und ist somit im Gegensatz zu 
Notfallplätzen kurzfristig planbar. 

2.4.2 Rückblick und Evaluation 
Die im Planungsbericht 2020 angekündigte Erhöhung des Angebots an Dauerpfle-
geplätzen wurde vollzogen. Am 1. September 2022 waren 105 Luzerner Kinder, Ju-
gendliche und junge Erwachsene in Luzerner Daf untergebracht. 16 Luzerner Kinder 
und Jugendliche mussten in ausserkantonalen Daf platziert werden (Abb. 2.2).  
 
Obwohl der Bedarf an Dauerpflegeplätzen das innerkantonale Angebot gemäss den 
Leistungsaufträgen 2020–2023 nicht überstieg, konnten aus Kapazitätsgründen nicht 
alle Platzierungsanfragen berücksichtigt werden. Spezifisch bei ausserfamiliären Un-
terbringungen in Pflegefamilien prüfen die Daf nicht nur die Indikationsstellung, 
sondern klären auch ab, welche verfügbare Pflegefamilie zu den Kindern, Jugendli-
chen und jungen Erwachsenen passt. Dabei werden verschiedene Faktoren einbezo-
gen wie das Alter der Nutzenden und der Pflegeeltern, Anzahl und Alter der Kinder 

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/CdwsFiles?fileid=a5d0087944e94728ae4be6cde290213f
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der Pflegeeltern oder die Wohnumgebung. Fehlplatzierungen und Abbrüche können 
dadurch eher vermieden werden.  
 
Es ist daher notwendig, dass ein genügend grosses Kontingent an Pflegefamilien 
vorhanden ist und kontinuierlich Pflegefamilien rekrutiert werden. Wenn die aner-
kannten Anbieter keine Passung zwischen Nutzenden und Pflegefamilien herstellen 
können, müssen zuweisende Stellen ausserhalb des Wirkungskreises des SEG nach 
Lösungen suchen. In der Folge führte die Koseg einige aufwendige Einzelfallanerken-
nungen für die ausserfamiliäre Unterbringung in Pflegefamilien durch, welche nicht 
von nach dem SEG anerkannten Luzerner Daf begleitet werden. Bei Unterbringungen 
in Pflegefamilien, die von ausserkantonalen Daf begleitet werden, werden Einzelfall-
prüfungen nach § 29 SEG durchgeführt, da die Daf nicht der IVSE unterstellt sind.  
 
Während der Pandemie zeigte sich ein starker Anstieg des Bedarfs insbesondere an 
Kriseninterventions- und Notfallplätzen in Pflegefamilien. Anträge zur Verlängerung 
von Kriseninterventions- und Notfallplätzen wurden teilweise auch über 6 Monate 
hinaus bewilligt, wodurch sich auch die durchschnittliche Aufenthaltsdauer erhöht 
hat. 2022 ging zwar die Zahl der Kriseninterventions- und Notfallplatzierungen ins-
gesamt wieder leicht zurück, die Dauerpflegeplätze sind von diesem Rückgang aber 
nicht betroffen. Von 2016 bis 2022 hat sich die Zahl der Luzernerinnen und Luzerner 
in den durch die anerkannten Luzerner Daf begleiteten Pflegefamilien verdoppelt. 
 

 
Abb. 2.2: Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene in Pflegefamilien nach dem SEG 
Quelle: Disg 
 
Die Massnahme A5 im Planungsbericht 2020 über die Weiterentwicklung der Fami-
lienpflege durch Erarbeitung von Grundlagen für eine einheitliche Handhabung von 
Datengrundlagen zu Pflegeverhältnissen, Leistungen der Daf und deren Finanzie-
rung konnte bisher nicht vollumfänglich umgesetzt werden. Durch die Einführung 
der Fachapplikation SEG konnten Datengrundlagen geschaffen und deren einheitli-
che Handhabung verankert werden (vgl. Kap. 5). Hingegen konnten die Leistungen 

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/896
https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/CdwsFiles?fileid=a5d0087944e94728ae4be6cde290213f
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der Daf und das Thema der Finanzierungsmodelle noch nicht angegangen werden. 
Die Notwendigkeit der Umsetzung ist weiterhin gegeben, weshalb wir diese als 
Massnahme A5 «Konzeption Daf» für die Periode 2024–2027 erneut aufnehmen. 

2.4.3 Trends und Bedarfsszenarien 
Zusammen mit den im Kapitel 2.1 beschriebenen allgemeinen Entwicklungen haben 
die folgenden gesellschaftlichen Entwicklungen einen wesentlichen angebotsspezifi-
schen Einfluss auf den zukünftigen Bedarf an Pflegefamilienplätzen.  
 
Sämtliche Luzerner Daf äusserten Schwierigkeiten bei der Rekrutierung von neuen 
und geeigneten Pflegefamilien. Ausserkantonale Daf betreiben aktiv und intensiv 
Werbung im Kanton Luzern zur Rekrutierung von Pflegefamilien, was darauf schlies-
sen lässt, dass diese Problematik auch in anderen Kantonen besteht. Weiter haben 
sich Familienmodelle im Laufe der Zeit gewandelt. Die Erwerbstätigkeit beider Eltern-
teile nimmt zu und die Verfügbarkeit für die Familienarbeit nimmt ab. Da gleichzeitig 
der Bedarf an ausserfamiliären Unterbringungen in Pflegefamilien steigt, müssen 
Überlegungen gemacht werden, wie die Attraktivität der Arbeit als Pflegefamilie er-
höht werden kann und wie die Arbeitsbedingungen verbessert werden können, da-
mit sich mehr Familien die Arbeit als Pflegefamilie vorstellen können. Einerseits be-
fassen sich die Fachverbände aktiv mit der Problematik, andererseits muss auch der 
Kanton Luzern zur Lösung des Problems beitragen, damit Dauerpflegeplätze als er-
gänzende Hilfen zur Erziehung auch zukünftig den Nutzenden zugute kommen.  
 
In die Familienpflege sind im Kanton Luzern viele Stellen involviert. Gesetzlich sind 
auf kantonaler Ebene lediglich die Daf im SEG geregelt. Für die Finanzierung, die 
Aus- und Weiterbildung wie auch für die Anstellungsbedingungen für Pflegefamilien 
bei Daf gibt es keine gesetzliche Grundlage, auch nicht auf kantonaler Ebene.  
 
Während die Disg für die Aufsicht nach dem SEG und nach der PAVO und die Koseg 
für die Anerkennung der Daf nach dem SEG zuständig ist, sind die Luzerner Gemein-
den für die Aufsicht und die Bewilligung der Pflegefamilien nach der PAVO zustän-
dig. Der Verband Luzerner Gemeinden hat 2018 eine Wegleitung für die Aufsicht 
und Bewilligung von Familienpflegeverhältnissen publiziert, an der sich die Gemein-
den orientieren können. Da die PAVO viel Interpretationsspielraum im Bereich Auf-
sicht und Bewilligung bietet, dient die Disg trotz der Wegleitung für die Gemeinden 
als Auskunftsstelle. Einige Gemeinden haben die Aufsicht an die SOBZ respektive das 
Zenso delegiert, welche mehr Erfahrung mitbringen. Gemeinden, die nur selten mit 
Pflegeverhältnissen in Berührung kommen, müssen sich das Wissen jeweils zuerst 
aneignen und sich mit der komplexen Thematik intensiv befassen.  
 
Das Forschungsprojekt «Pflegekinder - Next Generation» steht unter dem Patronat 
der Palatin-Stiftung und wird gemeinsam von den massgebenden Fachorganisatio-
nen PACH (Pflege- und Adoptivkinder Schweiz) und Integras (Fachverband für So-
zial- und Sonderpädagogik), der Sodk (Konferenz der kantonalen Sozialdirektorin-
nen und Sozialdirektoren), dem BSV (Bundesamt für Sozialversicherungen), der Ko-
kes (Konferenz für Kindes- und Erwachsenenschutz) sowie weiteren Projektpartnern 
durchgeführt. Das Projekt soll die Bedingungen von Pflegekindern in der Schweiz 
langfristig verbessern. Diverse Forschungsgruppen von verschiedenen Hochschulen 
starteten ihre Studien ab April 2021. Bis 2026 sollen in einer letzten Phase die Ver-
besserungs- und Sensibilisierungsmassnahmen erarbeitet und vorgestellt werden. 

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
https://fedlex.data.admin.ch/eli/cc/1977/1931_1931_1931
https://www.vlg.ch/Dokumente/Empfehlungen-und-Leitf%C3%A4den/Bereich-GSD/PAVO/2018%20PAVO_Wegleitung_BewilligungAufsicht_Familienpflege.pdf
https://www.vlg.ch/Dokumente/Empfehlungen-und-Leitf%C3%A4den/Bereich-GSD/PAVO/2018%20PAVO_Wegleitung_BewilligungAufsicht_Familienpflege.pdf
https://pflegekinder-nextgeneration.ch/
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Der Kanton Luzern hat sich beim Teilprojekt «Gute Begleitung von Pflegeverhältnis-
sen» als Projektpartner zur Verfügung gestellt und wird die Erkenntnisse aus dem 
Forschungsprojekt in die eigene Arbeit einfliessen lassen.  
 
Der Fachverband DAF-Pflegekind wurde 2021 aus dem Netzwerk Interessengemein-
schaft institutioneller Pflegeplätze für Kinder und Jugendliche (IPK) und den Daf mit 
dem Integras-Label gegründet. Der Verband hat sich die bestmöglichen fachlichen 
Standards für die Begleitung von Pflegekindern und ihrer Pflegeeltern zum Ziel ge-
setzt. Die Uno-Kinderrechtskonvention, die Qualiti4Children Standards und die PAVO 
dienen als Grundlage. Es geht darum, die Integras-Standards weiterzuverfolgen, wei-
terzuentwickeln und damit einheitliche Qualitätsstandards für Daf zu setzen. Weiter 
setzt sich der Fachverband unter anderem auch dafür ein, dass die Interessen der 
Pflegekinder gegenüber der Verwaltung und der Politik eingebracht werden. Wir be-
grüssen die Gründung des Fachverbands und die Orientierung an einheitlichen Stan-
dards zur bestmöglichen Betreuung der Pflegekinder und ihren Pflegeeltern.  
 
Bedarfsszenarien 
In einem hohen Szenario gehen wir davon aus, dass sich das Wachstum der letzten 
Jahre fortsetzt und ausserfamiliäre Unterbringungen in Pflegefamilien von Daf ge-
genüber Kinder- und Jugendheimen zunehmend bevorzugt werden. Dies bedingt, 
dass genügend Pflegefamilien zur Verfügung stehen, um den Bedarf abdecken zu 
können. Aus dem Asyl- und Flüchtlingswesen erwarten wir einen starken Anstieg des 
Platzbedarfs in Pflegefamilien im Kanton Luzern. Das hohe Szenario geht von einem 
weiteren starken Anstieg des Bedarfs an Dauerpflegeplätzen und Kriseninterven-
tions- und Notfallplätzen in Pflegefamilien auf insgesamt 145 Plätze im Jahr 2024 
und auf 165 Plätze im Jahr 2027 aus. 
 
Ein tiefes Szenario kann eintreten, wenn die Leistungsmengen nicht weiter ansteigen, 
weil es nicht gelingt, die nötigen Pflegefamilien für die Deckung des Bedarfs zu rek-
rutieren. Auch könnten der Ausbau und die Weiterentwicklung der ergänzenden Be-
treuungsangebote ihre Wirkung entfalten und den steigenden Bedarf teilweise kom-
pensieren. Ebenfalls von einem tiefen Szenario kann ausgegangen werden, wenn die 
Zunahme im Bereich Asyl- und Flüchtlingswesen nicht so stark ausfällt und Kinder, 
Jugendliche, junge Erwachsene und ihre Familien mehrheitlich in den Strukturen der 
Dienststelle Asyl- und Flüchtlingswesen betreut und begleitet werden können. 

2.4.4 Massnahmen 2024–2027 
Auch in der kommenden Planungsperiode bis 2027 verfolgen wir das Ziel, dass ge-
nügend Pflegefamilien für alle Angebotstypen der Daf zur Verfügung stehen. Damit 
sollen einerseits die Eintritte in Pflegefamilien, welche durch ausserkantonale Daf be-
gleitet werden, gesenkt und andererseits gute Alternativen zur ausserfamiliären Un-
terbringungen in Kinder- und Jugendheimen bereitgestellt werden.  
 
Um die Anzahl von Luzerner Daf begleitete Pflegefamilien zu erhöhen, soll geprüft 
werden, ob zusätzliche Luzerner Daf die Anerkennungsvoraussetzungen nach dem 
SEG erfüllen und in welchen Fällen eine Anerkennung sinnvoll ist. Die Rekrutierung 
von neuen Pflegefamilien bei bestehenden Anbietern hängt von der Attraktivität der 
Daf als Arbeitgeber ab, was wiederum von verschiedenen Faktoren wie Aus- und 
Weiterbildung, Begleitung und Betreuung, Supervision und Coaching sowie von der 
Finanzierung abhängen kann.  
 

https://daf-pflegekind.ch/
https://fedlex.data.admin.ch/eli/cc/1998/2055_2055_2055
https://www.quality4children.ch/
https://fedlex.data.admin.ch/eli/cc/1977/1931_1931_1931
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894


35 

Mit der Massnahme A5 «Konzeption Daf» sollen weiter die Dienstleistungen der Daf 
gegenüber den Pflegefamilien und Pflegekindern untersucht werden. Es soll unter-
sucht werden, welche Dienstleistungen zu welchen Konditionen angeboten werden 
und ob diese bedarfs- und personenorientiert ausgestaltet und wirtschaftlich ausge-
richtet sind.  

2.5 Ergänzende Betreuungsangebote 
Ergänzende Betreuungsangebote werden für Kinder, Jugendliche und junge Erwach-
sene mit einer sozialpädagogischen Indikation benötigt. Sie umfassen die unregel-
mässige stationäre Betreuung von Kindern in Erziehungsverhältnissen mit besonde-
ren Belastungen und Anforderungen. Pflegefamilien bieten ergänzende Betreuungs-
angebote zur Entlastung der Herkunftsfamilie oder als Ergänzung zu einem Wochen-
internat und schaffen so einen familiären Betreuungsrahmen, eine für die Entwick-
lung notwendige alternative Lebenswelt. Andererseits gibt es auch ergänzende Be-
treuungsangebote innerhalb von sozialen Einrichtungen, meist in Kombination mit 
dem Wocheninternat, in Form von Betreuung an vereinbarten Wochenenden und 
während den Ferien. In Einzelfällen kann durch ergänzende Betreuungsangebote 
eine ausserfamiliäre Betreuung während 365 Tagen im Jahr sichergestellt werden. Er-
gänzende Betreuungsangebote in Pflegefamilien unterscheiden sich in der Struktur 
und Ausgestaltung von denjenigen in sozialen Einrichtungen. Ziel der Platzierung ist 
immer die bedarfsorientierte individuelle Betreuung und Förderung.  

2.5.1 Zielgruppe und Angebote 
Der bisherige Angebotstyp 12 Wochenend- und Ferienplatz wird neu als Angebots-
typ 12 ergänzende Betreuungsangebote bezeichnet.  
 
Ergänzende Betreuungsangebote können den Eltern die notwendige Erholungszeit 
bieten, welche sie für die langfristige Betreuung ihrer Kinder benötigen. Dadurch 
können einerseits ausserfamiliäre Unterbringungen in Kinder- und Jugendheimen 
verzögert oder gar verhindert werden (präventiv). Andererseits können ergänzende 
Betreuungsangebote auch dann zum Einsatz kommen, wenn aus Sicht des Kindes-
wohls während einer ausserfamiliären Heimunterbringung ein familiärer Anschluss 
als notwendig betrachtet wird. Das ist dann der Fall, wenn im familiären Umfeld 
kaum oder keine Ressourcen für die Betreuung vorhanden sind und deshalb eine 
ausserfamiliäre 365-Tage-Betreuung benötigt wird (komplementär).  
 
Wenn eine ausserfamiliäre Unterbringung nicht mehr notwendig und eine Rückplat-
zierung angezeigt ist, können drittens die Übergänge mit ergänzenden Betreuungs-
angeboten niederschwelliger und fliessend gestaltet werden. So werden beispiels-
weise ergänzende Betreuungsangebote in Pflegefamilien oft nach Rückplatzierungen 
oder als ergänzende Massnahme zur aufsuchenden sozialpädagogischen Familien-
begleitung genutzt, um das (noch) fragile Familiensystem zu entlasten. Dadurch kön-
nen ausserfamiliäre Unterbringungen verkürzt und Rückplatzierungen zur Herkunfts-
familie unterstützt werden (ablösend). 
 
Caritas Schweiz, die Fachstelle Kinderbetreuung und Subito Kriseninterventionen 
sind Dienstleistungsanbieter in der Familienpflege, welche ein gewisses Kontingent 
an Tagen für ergänzende Betreuungsangebote in durch sie begleiteten Pflegefami-
lien zur Verfügung haben. 
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Die Heilpädagogischen Zentren Hohenrain und Schüpfheim und die rodtegg führen 
Sonderschulinternate im Bereich Behinderung und bieten ergänzende Betreuungs-
angebote an, mit welchen die Familien in der Betreuung während der Schulferien so-
wie an einzelnen Wochenenden unterstützt werden. Das HPZ Schüpfheim bietet zu-
dem bereits heute ein 365-Tage-Angebot an. Im Vorschulbereich bietet das Heilpä-
dagogische Kinderhaus Weidmatt ebenfalls ergänzende Betreuungsangebote und 
ein 365-Tage-Angebot an. 

2.5.2 Rückblick und Evaluation 
Im Planungsbericht 2020 wurde ein sich abzeichnender steigender Bedarf an ergän-
zenden Betreuungsangeboten festgestellt. Die ergänzenden Betreuungsangebote 
der nach dem SEG anerkannten Dienstleistungsanbieter in der Familienpflege sowie 
in den Sonderschulinternaten wurden aufgrund der steigenden Nachfrage in den 
letzten Jahren ausgebaut. Die Nachfrage nach ergänzenden Betreuungsangeboten 
ist zudem seit Mitte 2020 durch die Auswirkungen der Pandemie nochmals merklich 
gestiegen. Gleichzeitig konnte das in den Leistungsaufträgen bestellte Kontingent 
nicht in allen Fällen bereitgestellt werden, das Angebot deckte den gestiegenen Be-
darf nicht vollumfänglich ab. Dieser Umstand begründet sich darin, dass zu wenig 
geeignete Pflegefamilien rekrutiert werden konnten oder in sozialen Einrichtungen 
ein Aufbau von ergänzenden Betreuungsangeboten durch die anspruchsvolle Perso-
nalplanung nur schrittweise stattgefunden hat.  
 
2018 nutzten 22 Kinder und Jugendliche mit einer Behinderung die ergänzenden Be-
treuungsangebote in Sonderschulinternaten, 2022 waren es bereits 90. Dieser Trend 
ist einerseits vor dem Hintergrund einzuordnen, dass vor 2018 eine erzwungene An-
gebotsreduktion dieser Kontingente stattgefunden hat. Es handelt sich in gewisser 
Weise um eine Erholung. Mit der schrittweisen Erhöhung der vereinbarten Kontin-
gente in den sozialen Einrichtungen werden die ergänzenden Betreuungsangebote 
schrittweise wieder der Nachfrage angeglichen.  
 
Die drei nach dem SEG anerkannten Dienstleistungsanbieter in der Familienpflege 
konnten im Jahr 2021 teilweise keine passenden Pflegefamilien für ergänzende Be-
treuungsangebote finden oder sie waren zu diesem Zeitpunkt bereits voll belegt. 
Deshalb wurden im Zeitraum von Juni 2020 bis und mit Juli 2022 für insgesamt 13 
Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene Kostenübernahmegarantien für ergän-
zende Betreuungsangebote in Pflegefamilien bei nicht nach dem SEG anerkannten 
inner- und ausserkantonalen Anbietern erteilt. 

2.5.3 Trends und Bedarfsszenarien 
Neben den in Kapitel 2.1 beschriebenen allgemeinen gesellschaftlichen Entwicklun-
gen spielen weitere angebotsspezifische Faktoren für die Planung der ergänzenden 
Betreuungsangebote eine gewichtige Rolle. Zum einen werden gemäss kantonalem 
Sonderschulkonzept vermehrt Lernende mit Sonderschulbedarf in Tagessonderschu-
len unterrichtet, während die Zahl der Lernenden in Sonderschulinternaten stabil 
bleibt oder je nach Bereich rückläufig ist. 
 
Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene sollen, wo möglich und sinnvoll, in ihrer 
Herkunftsfamilie aufwachsen können. Mit dieser gesellschaftlichen Entwicklung ein-
her geht die Förderung eines sozialraum- und ressourcenorientierten Handelns, wel-
ches die Familie und das soziale Umfeld der Nutzenden vermehrt ins Zentrum setzt 

https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/CdwsFiles?fileid=a5d0087944e94728ae4be6cde290213f
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
https://volksschulbildung.lu.ch/-/media/Volksschulbildung/Dokumente/unterricht_organisation/sonderschulung/grundlagen_umsetzung/kt_konzept_sonderschulung_2020.pdf
https://volksschulbildung.lu.ch/-/media/Volksschulbildung/Dokumente/unterricht_organisation/sonderschulung/grundlagen_umsetzung/kt_konzept_sonderschulung_2020.pdf
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und Ressourcen in der Herkunftsfamilie und im sozialen Umfeld aufbaut und weiter-
entwickelt. Durch die Stärkung und Erweiterung von flexiblen ergänzenden Hilfen zur 
Erziehung sowie durch die Förderung und Weiterentwicklung ambulanter Angebote 
kann es gelingen, Rückplatzierungen früher anzugehen oder ausserfamiliäre Unter-
bringungen präventiv zu verhindern. Ergänzend braucht es Unterstützung im Sinne 
von Entlastung durch ergänzende Betreuungsangebote, damit eine langfristige Sta-
bilität in Familiensystemen erreicht werden kann. 
 
Die Kriterien für die Inanspruchnahme von ergänzenden Betreuungsangeboten in 
Sonderschulinternaten sind heute unterschiedlich definiert. Teilweise können alle 
Kinder und Jugendlichen, welche die Sonderschule besuchen, diese nutzen; teilweise 
ist die Zielgruppe auf Kinder und Jugendliche beschränkt, welche neben der Sonder-
schule auch bereits das Wocheninternat besuchen. Auch Kinder und Jugendliche mit 
einer Sonderschulverfügung, welche eine heilpädagogische Schule (HPS) ohne Inter-
nat besuchen, haben Bedarf nach ergänzenden Betreuungsangeboten, insbesondere 
in den Schulferien. In den nächsten Jahren braucht es in diesem Bereich eine Prü-
fung des Bedarfs und darauf aufbauend eine bedarfsgerechte Angebotsentwicklung 
der ergänzenden Betreuungsangebote von sozialen Einrichtungen, sodass Internats-
eintritten, wo sinnvoll, präventiv vorgebeugt werden kann. 
 
Künftig werden ergänzende Betreuungsangebote deshalb eine wichtige Rolle ein-
nehmen und weiter an Bedeutung gewinnen. Wir gehen in einem hohen Szenario bis 
2027 von einer Erhöhung des Bedarfs um 15 Kinder, Jugendliche und junge Erwach-
sene aus. Im Bereich der Sonderschulinternate wird ebenfalls mit einem steigenden 
Bedarf gerechnet (siehe auch Kap. 2.2).  
 
In einem tiefen Szenario steigt der Bedarf zwar ebenfalls, allerdings können soziale 
Einrichtungen aufgrund fehlender Pflegefamilien oder aufgrund fehlender personel-
ler Ressourcen in Sonderschulinternaten den steigenden Bedarf nicht decken. Die 
zunehmende Nutzung von aSPF kann sich zudem positiv und nachhaltig auf die Sta-
bilität der familiären Situation auswirken, was dem Anstieg des Bedarfs nach ergän-
zenden Betreuungsangeboten entgegenwirken könnte. 

2.5.4 Massnahmen 2024–2027 
In Übereinstimmung mit den Zielsetzungen der Uno-Kinderrechtskonvention sollen 
Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene im Kanton Luzern wenn möglich inner-
halb ihrer Familie aufwachsen können. In Kombination mit gesellschaftlichen Ent-
wicklungen führt dies zu einer wachsenden Bedeutung von ergänzenden Betreu-
ungsangeboten. Der Bedarf nimmt zu, doch die Rekrutierung von neuen Pflegefami-
lien durch die Dienstleistungsanbieter gelingt nur in begrenzter Zahl, und ergän-
zende Betreuungsangebote an Sonderschulinternaten sind teilweise durch fehlende 
personelle Ressourcen beschränkt oder nur für Lernende zugänglich, welche das 
Wocheninternat besuchen.  
 
Die bedarfsgerechte Angebotsentwicklung wird in der Planungsperiode 2024–2027 
in Zusammenarbeit der Dienststellen Soziales und Gesellschaft (Disg) und Volks-
schulbildung (DVS) im Rahmen der Massnahme A1 «Ergänzende Betreuungsange-
bote» geprüft. In denjenigen Sonderschulinternaten, in welchen das ergänzende Be-
treuungsangebot für Lernende ohne Wocheninternat bisher nicht zugänglich ist, 
wird eine schrittweise Öffnung der Zielgruppe geprüft. Auch Eltern von Kindern und 
Jugendlichen mit einer Sonderschulverfügung, welche eine heilpädagogische Schule 

https://fedlex.data.admin.ch/eli/cc/1998/2055_2055_2055
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(HPS) ohne Internat besuchen, haben Bedarf an ergänzenden Betreuungsangeboten, 
insbesondere in den Schulferien. Langfristiges Ziel des Aufbaus von ergänzenden 
Betreuungsangeboten in Sonderschulinternaten ist zudem das schrittweise Abde-
cken einer Betreuung an 365 Tagen in Einzelfällen.  
 
Die Rekrutierung von ausreichend Pflegefamilien werden wir in der kommenden Pla-
nungsperiode bis 2027 durch die Massnahme A5 «Konzeption Dienstleistungen in 
der Familienpflege» unterstützen, welche in Kapitel 2.4.4 näher beschrieben wird. 

2.6 Ambulante Angebote 
Als ambulante Angebote im Bereich A werden alle nicht stationären nach dem SEG 
relevanten und anerkannten Leistungen verstanden, welche ausserfamiliäre Unter-
bringungen nachhaltig sichern, verkürzen, begleitet unterstützen oder gar verhin-
dern. Ziel der ambulanten Angebote ist, die Nutzenden in ihrer jeweiligen Lebens-
welt zu betreuen und familiäre und erzieherische Ressourcen aufzubauen oder zu er-
halten, damit ein möglichst selbständiges und selbstbestimmtes Leben möglich ist. 

2.6.1 Zielgruppe und Angebote 
Als ambulante Angebote nach dem SEG sind bisher die Übergangsbegleitung und 
Nachbetreuung der Care Leaver sowie die aufsuchende sozialpädagogische Famili-
enbegleitung (aSPF) anerkannt, wobei es erst für die aSPF konkrete Angebote gibt. 
Laufend werden weitere ambulante Leistungen geprüft.  
 
Der Kanton Luzern vertritt im Bereich der ergänzenden Hilfen zur Erziehung den 
Grundsatz «ambulant vor, während und nach stationär». Damit soll explizit zum Aus-
druck gebracht werden, dass ambulante Angebote nicht in jedem Fall einer ausserfa-
miliären Unterbringung vorzuziehen sind. Vielmehr müssen vorgelagerte Abklärun-
gen den tatsächlichen Bedarf eruieren, um die Zuweisung zu bedarfsgerechten, auf 
die Situation zugeschnittenen ergänzenden Hilfen zur Erziehung vorzunehmen. 
 
Angebotstyp 13: Übergangsbegleitung und Nachbetreuung (Care Leaver) 
Die Übergangsbegleitung und Nachbetreuung soll Jugendlichen und jungen Er-
wachsenen zur Verfügung stehen, die im Anschluss an eine stationäre ausserfamili-
äre Unterbringung in bestimmten Lebensthemen weiterhin auf gezielte Unterstüt-
zung angewiesen sind. Gemäss dem Kompetenzzentrum Leaving Care geht es um 
die Chancengleichheit für sogenannte Care Leaver beim Übergang in die Selbstän-
digkeit.  
 
Angebotstyp 14: Aufsuchende sozialpädagogische Familienbegleitung (aSPF) 
Unter dem Begriff «aufsuchende Familienarbeit» werden ambulante Leistungen zu-
sammengefasst, welche auf eine Unterstützung der elterlichen Erziehungs- und 
Kommunikationsfähigkeiten sowie auf den Aufbau der Funktionsfähigkeit und Ver-
netzung des Familiensystems abzielen und in der Wohnung oder im Wohnumfeld 
von Familien erbracht werden. Die aSPF nutzen Kinder, Jugendliche, junge Erwach-
sene und deren Eltern oder andere erziehungsberechtigte Personen, die im Kanton 
Luzern wohnhaft sind und bei welchen die Tragfähigkeit des Familiensystems nicht 
gewährleistet ist. Der Verbleib der Kinder, Jugendlichen und jungen Erwachsenen in 
der Familie wird durch die zuweisenden Stellen unter Berücksichtigung des Kindes-
wohls als zumutbar eingeschätzt. Die aSPF kommt zum Einsatz, wenn Beratungsan-
gebote und ambulante Begleitungsangebote ausserhalb des SEG nicht ausreichen. 

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
https://leaving-care.ch/
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
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Eine vorangehende Abklärung durch zuweisende Fachstellen sowie eine Indikation 
durch eine externe Fachperson oder Fachstelle wird vorausgesetzt.  
 
Fünf soziale Einrichtungen verfügen über eine Anerkennung und einen Leistungsauf-
trag, um aSPF im Rahmen des SEG anzubieten: die Fachstelle Kinderbetreuung, die 
Kinder- und Jugendsiedlung Utenberg, SpFplus AG, die Stiftung Wäsmeli sowie Ver-
sum Bieri & Getzmann GmbH. Ergänzend zur aSPF können die sozialen Einrichtun-
gen bei Bedarf interkulturelle Dolmetschpersonen (IKD) und interkulturelle Vermitt-
lungspersonen (IKV) beiziehen. Das erhöht bei fremdsprachigen und aus anderen 
Kulturen stammenden Familien die Wirkung von aSPF und kann einen Nachteilsaus-
gleich schaffen. 

2.6.2 Rückblick und Evaluation 
Die aSPF wurden mit der Teilrevision per 1. Januar 2020 in den Leistungskatalog des 
SEG aufgenommen. Seither hat die Inanspruchnahme solcher Leistungen stark zuge-
nommen. Während im Jahr 2020 rund 9000 Stunden geleistet wurden, waren es im 
Jahr 2022 bereits über 13’000 Stunden (Hochrechnung).  
 
Dennoch überstieg der Bedarf insbesondere im Jahr 2020, mitverursacht durch die 
Pandemie, die definierten Kontingente. Das Resultat davon war eine länger wer-
dende Warteliste, wodurch Familien lange auf den Start einer Begleitung warten 
mussten. Dank einem erheblichen Ausbau des Angebots konnte die Situation ent-
schärft werden. Die Wartelisten werden durch die Einrichtungen in der Fachapplika-
tion SEG bewirtschaftet und regelmässig von der Disg ausgewertet. 2021 führte die 
Disg bei den zuweisenden Stellen und den Luzerner Gemeinden zudem Befragungen 
zum Bedarf durch. Die Leistungsaufträge und Leistungsvereinbarungen wurden un-
terjährig angepasst, um die Kontingente zu erhöhen und die Wartezeiten der Fami-
lien zu reduzieren. Die Leistungserbringung wird heute nicht primär durch fehlende 
Kontingente, sondern eher durch Grenzen des Wachstums und die Situation auf dem 
Arbeitsmarkt limitiert. 
 
Im Planungsbericht 2020 wurde für den Bereich A als Massnahme A4 die «Stärkung 
und Systematisierung des ambulanten Angebots» erarbeitet. Die Umsetzung er-
folgte auf differenzierte Weise im Rahmen eines Projekts unter Mitwirkung der fünf 
Leistungsanbieter. Die Zielgruppen und die Leistungsinhalte wurden definiert, die 
Grundlagen zur Aufsicht geklärt und Instrumente zur Planung und Steuerung ge-
schaffen. Als Orientierungshilfe für zuweisende Stellen und soziale Einrichtungen 
dient ein Merkblatt. 

2.6.3 Trends und Bedarfsszenarien 
Der Kanton Luzern ist sich der Herausforderungen bewusst, denen sich junge Er-
wachsene nach dem Austritt aus der Pflegefamilie oder dem Heim stellen müssen. In 
den vergangenen Jahren hat sich der Bereich «Leaving Care» schweizweit stark ent-
wickelt. Auf gesellschaftlicher und politischer Ebene fanden die Interessen und Anlie-
gen der Care Leaver Gehör. Verschiedene Netzwerke von und mit Care Leaver wur-
den geschaffen. Das Care Leaver Netzwerk Zentralschweiz wurde im Juli 2021 ge-
gründet und bietet neben Netzwerktreffen auch Peer-to-Peer-Angebote, Projekte 
und Workshops an. Das Kompetenzzentrum Leaving Care in Bern hat sich etabliert 
und unterstützt insbesondere Netzwerke von Care Leaver, soziale Einrichtungen, 
aber auch kantonale Verwaltungen im Aufbau von Leaving-Care-Leistungen.  
 

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/CdwsFiles?fileid=a5d0087944e94728ae4be6cde290213f
https://disg.lu.ch/-/media/DISG/Dokumente/Themen/Soziale_Einrichtungen/Merkblatt_ambulante_Leistungen_A_aSPF.pdf
https://www.careleaver.ch/careleaver-zentralschweiz
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Wir gehen davon aus, dass künftig unterschiedliche Unterstützungsleistungen für 
Care Leaver benötigt werden. Dazu gehören niederschwellige Angebote wie die 
Netzwerkarbeit, aber auch institutionelle Angebote in den Bereichen Übergangsbe-
gleitung und Nachbetreuung, welche von den nach SEG anerkannten sozialen Ein-
richtungen zur Verfügung gestellt werden können. Die langfristige Unterstützung si-
chern kommunale Beratungsangebote, an die sich Care Leaver wenden können. Die 
Massnahme A4 des Planungsberichtes 2020 wird auch für die kommende Planungs-
periode bis 2027 unter dem Titel «Konzeption Leaving Care» weitergeführt, um An-
gebote der Übergangsbegleitung und Nachbetreuung für Care Leaver nach SEG zu 
definieren und effektiv einzuführen.  
 
Beim Angebot Übergangsbegleitung und Nachbetreuung von Care Leaver gehen wir 
im hohen Szenario davon aus, dass die Konzeptphase im Jahr 2025 abgeschlossen 
werden kann und bis zum Ende der Planungsperiode Kontingente von gut 1’000 
Stunden pro Jahr genutzt werden können. Dieses Szenario setzt voraus, dass ver-
schiedene soziale Einrichtungen bereits Konzepte erarbeiten, welche sich in die kan-
tonale Konzeption einbinden lassen. Im tiefen Szenario dauert die Konzeptphase län-
ger und es steht vorerst nur ein sehr beschränktes Angebot an Unterstützungsleis-
tungen für Care Leaver zur Verfügung. 
 
Der Fachverband SPF Sozialpädagogische Familienbegleitung Schweiz koordiniert ei-
nen Forschungsverbund unter dem Titel «Wirksamkeit und Qualität von Sozialpäda-
gogischer Familienbegleitung». Diverse Fachhochschulen beteiligen sich an der For-
schung zum Thema Sozialpädagogische Familienbegleitung. Die Forschungsergeb-
nisse werden für die weitere Angebotsentwicklung berücksichtigt. 
 
Wir gehen bis 2027 von einer weiteren Steigerung des Bedarfs an aSPF aus. Haupt-
sächlich bedarfssteigernd wirken zunehmende Belastungen der Luzerner Familien, 
zum Beispiel aufgrund von psychischen Problemen von Kindern, Jugendlichen und 
Eltern. Auch die Zunahme von Flüchtlingen wirkt sich auf den Bedarf aus, die Dienst-
stelle Asyl- und Flüchtlingswesen prognostiziert einen sehr hohen zusätzlichen Be-
darf an aSPF. Weiter wird durch die Durchführung laufender und neuer Pilotprojekte 
der Nutzendenkreis erweitert (Familien mit Sucht- und Behinderungsthematiken). Je-
doch rechnen wir auch im hohen Szenario im Vergleich mit den letzten Jahren mit 
einem abgeschwächten Bedarfswachstum. Bis 2027 sollen Kapazitäten für 22'500 
Stunden aSPF pro Jahr zur Verfügung gestellt werden. Das Ziel ist, dass die Warte-
liste abgebaut und mit den sozialen Einrichtungen dem Bedarf entsprechende Leis-
tungsmengen vereinbart werden können. In einem tiefen Szenario rechnen wir mit 
19'000 Stunden pro Jahr, was ebenfalls noch ein deutlicher Anstieg gegenüber heute 
ist. Dieses tiefe Szenario tritt ein, wenn das Nachfragewachstum stark zurückgeht  
oder wenn die sozialen Einrichtungen aufgrund von Fachpersonalmangel oder insti-
tutionellen Wachstumsgrenzen nicht in der Lage sind, einen erhöhten Bedarf zu de-
cken. 

2.6.4 Massnahmen 2024–2027 
Im Bereich aSPF wurde die Massnahme A4 des Planungsberichtes 2020 zu einem 
grossen Teil umgesetzt (vgl. Kap. 2.6.2). Die Grundsätze und Strukturen konnten ge-
schaffen werden. 
 

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/CdwsFiles?fileid=a5d0087944e94728ae4be6cde290213f
https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/CdwsFiles?fileid=a5d0087944e94728ae4be6cde290213f
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Bisherige nach dem SEG anerkannte Anbieter von ambulanten Leistungen im Bereich 
A sind nicht auf Familien mit Kindern mit Behinderungen spezialisiert. Kinder mit Be-
hinderungen haben teilweise einen erhöhten Pflege- und anderen Betreuungsbe-
darf, was andere erzieherische und medizinische Fragestellungen für die ambulante 
Unterstützung mit sich bringt. Gezielte ambulante Unterstützung in Form von Entlas-
tung innerhalb des Familiensystems kann zudem einen langfristigen Verbleib von 
Kindern mit Behinderungen in der Familie ermöglichen und beugt so ausserfamiliä-
ren Unterbringungen vor. 
 
Weitere Pilotprojekte sollen nun in der Planungsperiode bis 2027 folgen. In einem 
Pilotprojekt wird bis 2024 erprobt, ob durch eine Kooperation von verschiedenen 
Anbietern der Zugang zu ambulanten Angeboten auch für die vulnerable Gruppe 
suchtbelasteter Familien nach dem SEG sichergestellt werden kann. Ein weiteres, 
noch nicht gestartetes Pilotprojekt hat zum Ziel, den Zugang zu ambulanten Ange-
boten für Familien mit einer Hörbehinderungsthematik zu öffnen. 
 
Dieselbe konzeptionelle Aufbauarbeit wie bei aSPF gilt es nun für die Übergangsbe-
gleitung und Nachbetreuung der Care Leaver zu leisten. Im Rahmen der Teilrevision 
des SEG und der zugehörigen Verordnung per 1. Januar 2020 wurde die mögliche 
Nutzungsdauer von Leistungen im Bereich A bei entsprechender Indikation bis zum 
25. Altersjahr verlängert. Dadurch können die sozialen Einrichtungen im Kanton Lu-
zern zusammen mit den Jugendlichen und jungen Erwachsenen die Austritts- und 
Übergangsphase sorgfältig und frühzeitig vorbereiten. Im Gegensatz dazu endet in 
anderen Kantonen die Möglichkeit der Finanzierung von Leistungen der ergänzen-
den Hilfen zur Erziehung mit Erreichen der Volljährigkeit. In der Planungsperiode 
2024–2027 geht es darum, die unterschiedlichen bestehenden Unterstützungsleis-
tungen für Care Leaver für den Geltungsbereich des SEG zu durchleuchten und mög-
liche künftige Angebote zu skizzieren. Zielgruppen, Angebote, Ziele und Leistungen 
müssen definiert und die Finanzierung geklärt werden, mit dem Ziel, Übergangsbe-
gleitung und Nachbetreuung SEG-konform anbieten zu können. 
 
Diese verschiedenen Zielsetzungen bis 2027 werden in der Massnahme A4 «Förde-
rung Angebote Ambulant A» zusammengefasst. 

2.7 Zusammenfassung und Auswirkungen 
Die Angebote für Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene umfassen das statio-
näre Wohnen und die stationäre Betreuung, teilweise in Kombination mit einer inter-
nen Sonderschule oder einer Ausbildung, Plätze für Krisensituationen oder zur Be-
obachtung, spezialisierte Angebote an der Schnittstelle zur Psychiatrie sowie ergän-
zende Betreuungsangebote. Dazu gehören sowohl Angebote im Bereich Behinde-
rung wie auch solche im Bereich Verhalten. Zur grossen Vielfalt in diesem sogenann-
ten Bereich A zählen ferner anerkannte Dienstleistungsanbieter der Familienpflege 
sowie ambulante Angebote. 
 
Etwas weniger als ein Drittel des Gesamtaufwands im Aufgabenbereich soziale Ein-
richtungen entsteht im Bereich A. Im Jahr 2022 waren es 58,8 Millionen Franken. Seit 
2020 ist der Aufwand annähernd stabil geblieben. Diese Entwicklung wurde ermög-
licht durch den generell rückläufigen Trend in der separativen Sonderschulung mit 
Wocheninternat und unterstützt durch den Auf- und Ausbau der ambulanten Ange-
bote, der ausserfamiliären Unterbringung in Pflegefamilien und der ergänzenden Be-
treuungsangebote.  

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
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Die weitere Entwicklung des Finanzbedarfs ist denn auch stark davon abhängig, ob 
es weiterhin gelingt, diese kostengünstigeren und teilweise präventiv wirkenden An-
gebote in ausreichender Menge bereitzustellen. Zudem sind die schwer prognosti-
zierbaren Entwicklungen im Asyl- und Flüchtlingswesen von grosser Bedeutung. Die 
Zahl der Lernenden in Sonderschulen dürfte in den nächsten Jahren wieder leicht zu-
nehmen, und der Bedarf an Anschlusslösungen aus psychiatrischen Interventionen 
wird steigen.  
 
Alle diese Einflussfaktoren lassen in den kommenden Jahren steigende Kosten er-
warten. Wir rechnen in einem mittleren Szenario mit einem Aufwand von 64 Millio-
nen Franken im Jahr 2024 und einem weiteren Anstieg auf 69 Millionen Franken im 
Jahr 2027 (zu Preisen von 2022 exkl. Teuerung und Reallohnentwicklung). Rund ein 
Zehntel dürfte auf ambulante Leistungen entfallen. Es handelt sich bei diesen Zahlen 
um die Leistungsabgeltungen von Kanton und Gemeinden exklusive Kostenbeteili-
gungen der Nutzenden, ihrer Eltern oder der Sozialdienste der Gemeinden. 
 
Der Planungsbericht 2020 enthielt sieben Massnahmen zum Bereich A (Tab. 2.1). Die 
Massnahme A3 wurde abgeschlossen, A7 ist in Arbeit (vgl. Kap. 2.2), A2 wird abge-
schrieben. Nähere Angaben zur Evaluation finden sich in den Kapiteln 2.2 bis 2.4 und 
2.6. Die Massnahme A6 zur Digitalisierung der Abläufe wurde ebenfalls abgeschlos-
sen und wird in Kapitel 5 behandelt. 
 

A1 neues Angebot 
Verhalten und 
psychische Prob-
leme 

Angebote für schwer verhaltensauffällige 
Jugendliche mit psychischen Problemen  
oder mit Behinderung im Bereich Intelligen-
zentwicklung und psychischen Problemen 
mit psychiatrischer Begleitung, auch nach 
Psychiatrieaufenthalt. 

angepasst weiter-
führen, neu A3 in 
Tab. 2.2 

A2 neues Angebot 
Beobachtung Kin-
der 

Angebote zur Beobachtung und Abklärung 
von Kindern und jüngeren Jugendlichen mit 
multiplen Problemlagen. 

abgeschrieben 

A3 Reduktion Ange-
bot Sonderschul-
internate 

Abbau stationäre Angebote im Bereich Son-
derschulen gemäss prognostiziertem Bedarf.  

abgeschlossen 

A4 Konzeption Am-
bulant A 

Stärkung und Systematisierung des ambu-
lanten Angebots: Erarbeitung von Grundla-
gen zur Klärung von Zielen, Zielgruppen 
und Bedarf, Indikation und Leistungen im 
Rahmen des SEG. 

angepasst weiter-
führen, neu A4 in 
Tab. 2.2 

A5 Konzeption 
Dienstleistungen 
in der Familien-
pflege 

Weiterentwicklung der Familienpflege: 
Grundlagen schaffen für einheitliche Hand-
habung von Datengrundlagen Pflegever-
hältnisse, Leistungen der Dienstleistungsan-
bieter und Finanzierung.  

angepasst weiter-
führen, neu A5 in 
Tab. 2.2 

A7 Konzeption Pro-
zess zuweisende 
Stellen 

Klärung Aufgaben und Zuständigkeiten mit 
zuweisenden Stellen. Vorabklärungen, Indi-
kation, Fallführung und Einsetzung von 
Vertrauenspersonen bei Platzierungen stär-
ken. 

in Arbeit 

Tab. 2.1: Massnahmen aus dem Planungsbericht 2020–2023 
 

https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/CdwsFiles?fileid=a5d0087944e94728ae4be6cde290213f
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
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Die drei Massnahmen A1, A4 und A5 wurden teilweise bearbeitet und umgesetzt, 
sind aber noch nicht abgeschlossen und sollen in der nächsten Planungsperiode 
weitergeführt werden. Ihre Zielsetzungen und Inhalte wurden auf ihre Aktualität hin 
geprüft und punktuell angepasst.  
 
Wir erwarten in den kommenden Jahren steigende Anforderungen an die sozialen 
Einrichtungen und die kantonale Verwaltung bei der Bereitstellung eines ausreichen-
den und qualifizierten Angebots an ambulanten Leistungen, ergänzenden Betreu-
ungsangeboten und passenden Pflegefamilien. Zugleich bieten diese Angebotstypen 
auch grösste Chancen für die Kinder, Jugendlichen und jungen Erwachsenen mit Be-
treuungsbedarf und ihre Familien. Das Ziel ist, mit präventiv wirksamen und flexibel 
am Bedarf ausgerichteten Settings stationäre Aufenthalte zu vermeiden beziehungs-
weise zu verkürzen und die Selbständigkeit auch im Erwachsensein zu stärken. Dies 
führt auch zu einer Entlastung der Kantons- und Gemeindefinanzen. Die neuen Mas-
snahmen A1, A4 und A5 nehmen darauf Bezug und werden in den Kapiteln 2.4 bis 
2.6 näher erläutert. 
 
Dem Grundsatz «So viel wie nötig, so wenig wie möglich» folgt auch Massnahme A6, 
mit der die Grundlagen für möglichst passgenaue Lösungen mit fliessenden Über-
gängen geschaffen werden sollen (Kap. 2.3). Massnahme A3 wird die interprofessio-
nelle Zusammenarbeit an der Schnittstelle von sozialen Einrichtungen und Psychiat-
rie stärken (Kap. 2.2 und 2.3). In Massnahme A2 schliesslich geht es darum, in Zu-
sammenarbeit mit dem Volksschulwesen ausreichende Sonderschulinternatsplätze 
mit 365-Tage-Betreuung zu schaffen (Kap. 2.3).  
 
Tabelle 2.2 fasst die Massnahmen im Bereich A für die Periode bis 2027 zusammen. 
Die Reihenfolge beinhaltet keine Wertung. 
 

A1 ergänzende Be-
treuungsange-
bote 

Ergänzende Betreuungsangebote für Kinder 
und Jugendliche mit Sonderschulbedarf 
schaffen (Wochenenden und Ferien). 

neue Massnahme 

A2 365-Tage-Ange-
bote 

Schaffung von 365-Tage-Sonderschulinter-
natsplätzen im Bereich Verhalten prüfen, so-
wie im Bereich Behinderung 365-Tage-Be-
treuung durch Erhöhung von Wochenend- 
und Ferienkontingenten ermöglichen. 

neue Massnahme 

A3 Schnittstelle SEG 
mit Psychiatrie 

Klärung der Zuständigkeiten und Abgren-
zung sowie der Finanzierung an der Schnitt-
stelle von SEG und Psychiatrie nach KVG 
(KJPD/HPF). Entwicklung von Kooperations-
modellen und Stärkung der interprofessionel-
len Zusammenarbeit. 

bearbeitet, ange-
passt weiterfüh-
ren von A1 aus 
Tab. 2.1 

A4 Förderung ambu-
lanter Angebote 

Konzeptionelle Grundlagen schaffen für Leis-
tungen zur Unterstützung der Care Leaver; 
Ziele, Leistungsinhalt und Finanzierung klä-
ren; Bedarf von Familien mit Kindern mit Be-
hinderungen und Familien mit Eltern mit 
Suchterkrankung prüfen; Pilotprojekte. 

bearbeitet, wei-
terführen von A4 
aus Tab. 2.1 und 
B7 aus Tab. 3.1 

A5 Konzeption 
Dienstleistungs-
anbieter in der 
Familienpflege 

Anerkennung weiterer Luzerner Anbieter, 
Rekrutierung neuer Pflegefamilien, Überprü-
fung der Dienstleistungen der Anbieter und 
der Finanzierung der Pflegeverhältnisse.  

bearbeitet, wei-
terführen von A5 
aus Tab. 2.1 

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
https://fedlex.data.admin.ch/eli/cc/1995/1328_1328_1328
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A6 Flexibilisierung, 
Durchlässigkeit 
und Sozialraum-
orientierung  

Erhöhung der Durchlässigkeit stationärer 
und ambulanter Angebote, Flexibilisierung 
stationärer Angebote, Förderung von Sozial-
raumorientierung, Familie als zentrales Ele-
ment stärken, Hürden für Platzierungen ab-
bauen, Übungsmöglichkeiten für Rückplat-
zierungen schaffen. Klärung der Finanzie-
rung, Kostenbeteiligung und Indikationsstel-
lung. 

neue Massnahme 

Tab. 2.2: Neue Massnahmen für die Periode 2024–2027 

3 Angebote für Erwachsene mit Behinderungen 

3.1 Grundlagen und Konzepte 

3.1.1 Zielgruppe und Angebote 
Personen mit Behinderungen sind «Menschen, die langfristige körperliche, seelische, 
geistige oder Sinnesbeeinträchtigungen haben, welche sie in Wechselwirkung mit 
verschiedenen Barrieren an der vollen, wirksamen und gleichberechtigten Teilhabe 
an der Gesellschaft hindern können» (Uno-BRK, Art. 1 Abs. 2). Diese Auffassung von 
Behinderungen beachtet nicht nur biologische Aspekte, sondern berücksichtigt auch 
soziale und ökonomische Aspekte und setzt den Fokus auf die Wechselwirkung die-
ser Gesichtspunkte. 
 
Rund 71’500 Menschen mit Behinderungen lebten 2017 gemäss dem Sozialbericht 
des Kantons Luzern (2021) schätzungsweise im Kanton Luzern. Je nach Art und Grad 
der Behinderung ergeben sich andere Herausforderungen in der Alltagsbewältigung, 
andere Bedürfnisse und Interessen sowie unterschiedliche Anforderungen an die 
Rahmenbedingungen. So wohnten 92 Prozent der Luzernerinnen und Luzerner mit 
Behinderungen in Privathaushalten, rund 6 Prozent in Alters- und Pflegeheimen und 
nur knapp 2 Prozent in sozialen Einrichtungen.  
 
Die Zielgruppe im sogenannten Bereich B des SEG sind erwachsene Luzernerinnen 
und Luzerner mit Behinderungen, die Anspruch auf stationäre und ambulante Leis-
tungen haben. Im Jahr 2022 wohnten rund 930 Personen in nach dem SEG aner-
kannten sozialen Einrichtungen im Kanton Luzern und 1600 Personen hatten einen 
Arbeitsplatz im zweiten Arbeitsmarkt in einer sozialen Einrichtung. Rund 140 Perso-
nen nutzten seit 2020 ambulante Leistungen nach dem SEG. 
 
Die nach dem SEG anerkannten sozialen Einrichtungen im Kanton Luzern unterschei-
den sich stark in der Grösse, im Angebot sowie in der Ausrichtung auf bestimmte 
Zielgruppen. Im stationären Bereich wird ein Wohnangebot oft in Kombination mit 
einer Beschäftigung (Tagesstruktur ohne Lohn) angeboten, ein Arbeitsplatz (Tages-
struktur mit Lohn) hingegen ist häufig unabhängig von der Wohnsituation. Das stati-
onäre Platzangebot kann je nach Einrichtung von rund 10 Plätzen bis zu über 1000 
Plätze umfassen.  
 
Eine der 21 Einrichtungen mit stationären Angeboten im Bereich B wurde seit 2020 
neu anerkannt. Zudem erhielten drei neue Anbieter von ambulanten Fachleistungen 
im Bereich Wohnen sowie drei Anbieter im Bereich Arbeiten eine Anerkennung. Die 
anerkannten Anbieter ambulanter Fachleistungen erbringen ihre Dienstleistung ohne 

https://fedlex.data.admin.ch/eli/cc/2014/245
https://www.lustat.ch/files/lustat/analysen/focus/lustatfocus_15.pdf
https://www.lustat.ch/files/lustat/analysen/focus/lustatfocus_15.pdf
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
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Leistungsauftrag und ohne vereinbarte Kontingente. Erwachsene Personen mit Be-
hinderungen können frei wählen, bei welchem anerkannten Anbieter sie ambulante 
Fachleistungen in Anspruch nehmen (vgl. Kap. 3.5). 
 
Im stationären Bereich wird der individuelle Betreuungsbedarf (IBB) der Personen mit 
dem von der Sozialdirektorenkonferenz Ostschweiz und Zürich (SODK Ost+ZH) ent-
wickelten Erfassungsinstrument erhoben und in fünf Betreuungsstufen IBB 0 bis IBB 
4 eingeteilt. Die Abbildung 3.1 verdeutlicht die Verteilung des individuellen Betreu-
ungsbedarfs von Personen, welche am Stichtag im Jahr 2022 die drei unterschiedli-
chen stationären Leistungstypen Wohnen, Beschäftigung («Tagesstruktur ohne 
Lohn») und Arbeit («Tagesstruktur mit Lohn») in einer Luzerner Einrichtung genutzt 
haben. 
 

 
Abb. 3.1: Anzahl Personen nach IBB-Stufe und Leistungstyp in Luzerner Einrichtungen 
2022 
Quelle: Disg – IBB-Gesamterhebung am Stichtag 30. April 2022  
Personen mit Leistungstyp Wohnen nutzen in der Regel auch eine Tagesstruktur 
 
Die Auswertung zeigt, dass Menschen mit hohem individuellem Betreuungsbedarf 
(IBB 3 und 4) gut 40 Prozent der stationären Wohnplätze in Luzerner Einrichtungen 
in Anspruch nehmen, Menschen mit mittlerem Bedarf (IBB 1 und 2) knapp 50 Pro-
zent und Personen mit einem tiefen Betreuungsbedarf (IBB 0) knapp 10 Prozent. 
Mehr als zwei Drittel der Bewohnerinnen und Bewohner der sozialen Einrichtungen 
waren Menschen mit einer geistigen oder körperlichen Behinderung, knapp ein Drit-
tel waren Menschen mit einer psychischen Erkrankung.  
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Die Tagesstrukturangebote richten sich sowohl an Menschen, die in einer sozialen 
Einrichtung wohnen, als auch an Menschen mit Behinderungen, die in einer eigenen 
Wohnung leben. Die Beschäftigungsangebote richten sich an Personen mit tendenzi-
ell hohem Betreuungsbedarf. Rund zwei Drittel wiesen einen hohen individuellen Be-
treuungsbedarf auf (IBB 3 und 4). Bei den Arbeitsplätzen zeigte sich hingegen ein 
umgekehrtes Bild: Gut zwei Drittel der Plätze waren von Personen mit Betreuungsbe-
darf IBB 0 oder IBB 1 belegt. 
 
Die ambulanten Leistungen richten sich an Personen mit Behinderungen, die in einer 
privaten Wohnung leben oder im allgemeinen Arbeitsmarkt arbeiten und dabei auf 
Unterstützung angewiesen sind, um diese Lebensform auch längerfristig aufrecht er-
halten zu können. 

3.1.2 Rechtliche Grundlagen 
Uno-Behindertenrechtskonvention 
Das Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen (Uno-Be-
hindertenrechtskonvention, Uno-BRK; SR 0.109) ist ein internationales Übereinkom-
men, das die Anwendung der Menschenrechte auf Menschen mit Behinderungen 
garantiert. Es ist das erste universelle Rechtsinstrument, das bestehende Menschen-
rechte bezogen auf die Lebenssituation von Menschen mit Behinderungen konkreti-
siert. Das Übereinkommen würdigt Behinderung als Teil der Vielfalt menschlichen 
Lebens und überwindet damit das defizitorientierte Verständnis. Die Schweiz ist der 
Uno-BRK im Jahr 2014 beigetreten.  
 
Der Stand der Umsetzung der Uno-BRK wurde im März 2022 erstmalig überprüft. 
Der UN-Behindertenrechtsausschuss hat der Schweiz nach der Prüfung des Staaten-
berichts im März 2022 seine zahlreichen Empfehlungen für die Umsetzung der Uno-
BRK unterbreitet (CRPD 2022). Dazu gehört, die Umsetzung der Konvention auf allen 
föderalen Ebenen zu harmonisieren, einen umfassenden und effektiven Schutz vor 
Diskriminierung zu gewährleisten, die unterstützende Entscheidungsfindung im Er-
wachsenenschutz zu stärken und ein selbstbestimmtes Leben sowie ein inklusives 
Bildungssystem zu ermöglichen. Der Ausschuss unterstreicht zudem die Bedeutung, 
die dem Einbezug von Menschen mit Behinderungen und ihrer Organisationen zu-
kommt. 
 
Behindertengleichstellungsgesetz 
Die Beseitigung derjenigen Benachteiligungen, mit denen Menschen mit Behinde-
rungen in vielen Lebensbereichen nach wie vor konfrontiert sind, ist eines der Ziele 
des schweizerischen Rechts. Die Schweiz verfügt über ein gehaltvolles, aus verschie-
denen Elementen bestehendes Recht zugunsten von Menschen mit Behinderungen, 
welches auf Bundesebene im verfassungsrechtlichen Diskriminierungsverbot (Art. 8 
Abs. 2 BV) und im Gesetzgebungsauftrag an Bund und Kantone (Art. 8 Abs. 4 BV) 
verankert ist. Konkretisiert werden die verfassungsrechtlichen Vorgaben im Behin-
dertengleichstellungsgesetz (BehiG; SR 151.3) und in zahlreichen weiteren Vorschrif-
ten in der Spezialgesetzgebung von Bund und Kantonen. Damit verfügt die Schweiz 
über wichtige Bestimmungen zum Schutz der Rechte und Würde der Menschen mit 
Behinderungen. 
 
 
 

https://fedlex.data.admin.ch/eli/cc/2014/245
https://fedlex.data.admin.ch/eli/cc/2014/245
https://www.edi.admin.ch/dam/edi/de/dokumente/gleichstellung/amtliches/crpd_abschliessende_bemerkungen_uebersetzungen.pdf.download.pdf/CRPD%20Abschliessende%20Bemerkungen%20%20zum%20Initialstaatenbericht%20der%20Schweiz.pdf
https://fedlex.data.admin.ch/eli/cc/1999/404
https://fedlex.data.admin.ch/eli/cc/1999/404
https://fedlex.data.admin.ch/eli/cc/2003/667
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Invalidenversicherungsgesetz 
Die Schweiz verfügt über ein umfassendes System der sozialen Sicherheit. Dieses ist 
darauf ausgerichtet, gegen die Schäden bei Eintritt eines versicherten sozialen Risi-
kos Deckung zu bieten. Die Invalidenversicherung (IV) leistet auf Bundesebene einen 
wichtigen Beitrag zur Umsetzung der Grundsätze der Uno-BRK, insbesondere zur 
vollen und wirksamen Teilhabe der versicherten Personen an der Gesellschaft und 
deren Einbezug in die Gesellschaft.  
 
Das Sozialversicherungsrecht kennt den Begriff der Invalidität als voraussichtlich 
bleibende oder längere Zeit dauernde ganze oder teilweise Erwerbsunfähigkeit so-
wie den Begriff der Hilflosigkeit einer Person, die wegen der Beeinträchtigung der 
Gesundheit für alltägliche Lebensverrichtungen dauernd der Hilfe Dritter bedarf. 
Beide Begriffe basieren auf einem medizinischen und defizitorientierten Verständnis 
von Behinderung, welches sich aus der Sozialversicherungslogik ableiten lässt.  
 
Die per 1. Januar 2022 in Kraft gesetzte Revision des Invalidenversicherungsgesetzes 
(IVG; SR 831.20) «Weiterentwicklung der IV» richtete sich nach dem übergeordneten 
Ziel der Eingliederung von Menschen mit Behinderungen, wie zuvor bereits die 4., 5. 
und 6. IV-Revision. Neben dem Fokus auf die Wiedereingliederung waren die Ver-
besserung der Situation von Kindern und Familien mit Behinderungen, die Auswei-
tung der Beratung und Begleitung von Personen mit psychischen Erkrankungen, der 
Ersatz des abgestuften Rentenmodells durch ein stufenloses System sowie die Ver-
besserung der Qualität und Transparenz bei der Durchführung von Gutachten Ziele 
der IV-Revision. 

3.1.3 Konzeptionelle Grundlagen 
Leitbild Leben mit Behinderungen  
Das Leitbild «Leben mit Behinderungen – Leitbild für das Zusammenleben im Kanton 
Luzern» (2018) ist das Ergebnis eines breit getragenen Dialogs unterschiedlicher 
Gremien und Personen aus Verwaltung, Politik, Fachorganisationen, Behindertenver-
bänden, Institutionen und Kirchen im Kanton Luzern. Die Vision lautet: Der Kanton 
Luzern und seine Bevölkerung sehen die Vielfalt der Menschen als Stärke und be-
kennen sich zu dieser. Alle im Kanton Luzern lebenden Menschen mit Behinderun-
gen nehmen selbstverständlich am gesellschaftlichen Leben teil und gestalten die 
Gesellschaft mit.  
 
Das Leitbild zeigt in konstruktiver Weise auf, wie das Zusammenleben von Menschen 
mit und ohne Behinderungen gefördert werden kann und dadurch für die Gesamt-
gesellschaft ein Mehrwert entsteht. Behindertenpolitik umfasst als Querschnittsauf-
gabe alle Bereiche des Alltags, die im Leitbild mit sieben Handlungsfeldern abgebil-
det werden: Bildung, Berufsbildung und Arbeit; Wohnen; Mobilität und persönliche 
Veränderung; Kommunikation; Gesundheit und Sexualität; Freizeit sowie Politik. Die 
in den einzelnen Handlungsfeldern formulierten Leitsätze dienen als Grundlage für 
den öffentlichen Dialog und den politischen Prozess. Im Jahr 2022 wurde bei der 
Disg für die Umsetzung des kantonalen Leitbildes eine 30-Prozent-Stelle geschaffen. 
 
SEG Teilrevision 2020 
Das SEG regelt die Planung, die Aufsicht und die Finanzierung von Leistungen für 
Menschen mit Behinderungen (vgl. Kap. 1.2). Die Teilrevision des SEG per 1. Januar 
2020 hatte zum Ziel, die Gesetzgebung an die veränderten Rahmenbedingungen wie 
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das neue Erwachsenenschutzrecht, die Uno-BRK und die Revisionen des IVG sowie 
weitere gesellschaftliche Entwicklungen anzupassen. Kinder und Jugendliche werden 
heute vermehrt integriert unterrichtet, womit der Bedarf dieser Generation an selbst-
bestimmter Lebensführung auch im Erwachsenenalter zunehmen wird.  
 
Ein zentrales Ziel der Teilrevision des SEG war die Finanzierung ambulanter Dienst-
leistungen sowie die Anerkennung ambulanter Anbieter für den Erwachsenenbereich 
(Massnahme B1 des Planungsberichtes 2020, siehe Kap. 3.5). Zusammen mit den an-
dern Zentralschweizer Kantonen hat der Kanton Luzern zudem das Instrument zur 
Erfassung des individuellen Betreuungsbedarfs (IBB) für Menschen mit Behinderun-
gen in sozialen Einrichtungen ab 2016 schrittweise probehalber eingeführt und seit 
2020 definitiv und erfolgreich in der Regelstruktur verankert (Massnahme B3 des 
Planungsberichtes 2020).  
 
Seit dem Jahr 2020 werden mit den sozialen Einrichtungen Monatspauschalen nach 
dem Vollkostenprinzip vereinbart, deren Höhe im Bereich B nach IBB abgestuft ist. 
Die leistungsorientierte Abgeltung (LOA) im Bereich B und die Einführung des stan-
dardisierten Betriebsabrechnungsbogens (BAB) für alle sozialen Einrichtungen er-
laubt erstmals Quervergleiche zwischen Angeboten, Einrichtungen und einigen Kan-
tonen. Das neue Finanzierungssystem entspricht den in der Deutschschweiz weit 
verbreiteten Standards und erfüllt den gesetzlichen Auftrag, wonach die Leistungen 
der anerkannten sozialen Einrichtungen über einheitliche, indikationsabhängige Leis-
tungspauschalen abgegolten werden sollen (§ 12 Abs. 1 SEG).  
 
Zentralschweizer Rahmenkonzept 2019 – aktuelle Projekte zur Umsetzung 
Seit Jahren koordinieren die sechs Zentralschweizer Kantone ihre Politik im Bereich 
des Behindertenwesens und arbeiten in verschiedenen Projekten zusammen. Das 
Zentralschweizer Rahmenkonzept zur Behindertenpolitik in den Bereichen Wohnen 
und Arbeiten (überarbeitete Version 2019) bildet die Grundlage für weiterführende 
Umsetzungsprojekte. Im Mittelpunkt stehen gemeinsame Grundsätze und Konzepte, 
einheitliche Abklärungsinstrumente sowie Fragen der Durchlässigkeit. Das ambu-
lante und stationäre Leistungsangebot in den Bereichen Wohnen und Arbeit soll 
nach gemeinsamen Grundsätzen bedarfsgerecht ausgestaltet sein, Wahlfreiheit er-
möglichen und Durchlässigkeit gewährleisten. Gleichzeitig richtet sich die Bereitstel-
lung von Leistungen nach dem Prinzip der Subsidiarität und stellt die Wirtschaftlich-
keit und Wirksamkeit des Angebots sicher. 
 
Bedürfnisanalyse HSLU 2022 
Im Jahr 2022 hat die Hochschule Luzern (HSLU) im Auftrag einer Arbeitsgemein-
schaft bestehend aus der Disg, der Interessengemeinschaft der Trägerschaften priva-
ter sozialer Einrichtungen (IGT), der Heimkonferenz Luzern (HKL) sowie Eltern- und 
Fachorganisationen aus dem kantonalen Behindertenbereich eine «Bedürfnisanalyse 
für die Angebotsplanung im Kanton Luzern» durchgeführt. Zentrales und überge-
ordnetes Projektziel war eine umfassende Analyse der Bedürfnisse von Personen mit 
Behinderungen hinsichtlich der Gestaltung zukünftiger Angebote im Bereich Woh-
nen.  
 
Zusammenfassend hat sich bei der Ist-Analyse gezeigt, dass ein Grossteil der Er-
wachsenen mit Behinderungen mit der derzeitigen Wohnsituation zufrieden ist 
(S. 24). Künftig wünschen sich insbesondere junge Menschen mit Behinderungen 
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Angebote für autonomere Wohnformen, bei denen Unterstützungsleistungen indivi-
duell, flexibel und punktuell für jeden Menschen mit Behinderungen anhand seiner 
Möglichkeiten und Kompetenzen gestaltet werden. Genannte Vorschläge beziehen 
sich auf sozialraumorientierte Wohnformen wie zum Beispiel Mehrgenerationenhäu-
ser oder inklusive Wohngemeinschaften innerhalb eines Quartiers (S. 29). 

3.1.4 Gesellschaftliche Entwicklungen und relevante Schnittstellen 
Die Förderung flexibler und individueller Leistungen und die steigende Komplexität 
von Betreuungs- und Pflegesituationen sind Entwicklungen, die unterschiedliche 
Versorgungssysteme betreffen. Die Inanspruchnahme bedarfsgerechter Leistungen 
sowie die Gewährleistung von Durchlässigkeit hängen eng mit der Gestaltung der 
Berührungspunkte dieser unterschiedlichen Versorgungsysteme zusammen. Dies 
führt zu einer zunehmenden Relevanz der Schnittstellen rund um den Wirkungsbe-
reich des SEG. Nachfolgend gehen wir auf die bedarfsrelevanten Schnittstellen ein. 
 
Wachsender Pflegebedarf erfordert Koordination an der Schnittstelle zur Langzeit-
pflege 
Die Lebenserwartung der Menschen mit Behinderungen steigt und gleicht sich der-
jenigen der Gesamtbevölkerung an. Der Anteil älterer Personen in sozialen Einrich-
tungen nimmt entsprechend zu. Die steigende Lebenserwartung und die wachsende 
Pflegebedürftigkeit von Menschen mit Behinderungen werfen grundsätzliche Fragen 
zu bedarfsgerechten Übertritten sowie zur Durchlässigkeit zwischen sozialen Einrich-
tungen und Pflegeheimen auf.  
 
Der Kanton Luzern hat im Jahr 2022 sein Altersleitbild unter Mitwirkung von älteren 
Personen, Gemeinden und Fachorganisationen aktualisiert. Das Leitbild steht für eine 
umfassende Alterspolitik und orientiert sich konsequent an der individuellen Lebens-
qualität und Autonomie der älteren Menschen. Im Handlungsfeld «Beratung, Betreu-
ung und Pflege» wird unter anderem auf die Versorgung in der Langzeitpflege ein-
gegangen. Die Versorgungsplanung Langzeitpflege 2018-2025 (2017) im Kanton Lu-
zern beinhaltet neben der Planung des stationären Bereichs (Pflegeheimplanung ge-
mäss KVG) auch Aussagen zum Bedarf im ambulanten Bereich (Spitex, Tages- oder 
Nachtstrukturen, betreutes Wohnen).  
 
Mit dem allgemeinen demografischen Trend der Alterung werden in den nächsten 
zehn Jahren auch in den Produktions- und Dienstleistungsbetrieben der sozialen 
Einrichtungen geburtenstarke Jahrgänge das AHV-Alter erreichen und in Pension ge-
hen. Diese absehbaren Entwicklungen haben unterschiedliche Konsequenzen für die 
Angebote im Erwachsenenbereich, auf welche wir im Detail in den Kapiteln 3.2 bis 
3.4 eingehen. 
 
Neben älteren Menschen nutzen auch jüngere Personen mit Pflegebedarf Angebote 
der Langzeitpflege. Teil der kantonalen Versorgungsplanung sind daher auch überre-
gionale Angebote (ehemals Spezialversorgung). Zielgruppe solcher Angebote sind 
Menschen mit Sinnesbehinderungen, Personen mit anspruchsvollem Pflegebedarf 
(z. B. Dauerbeatmung), Personen mit psychischer Behinderung sowie Personen, die 
eine spezialisierte Palliative Care benötigen. In der Folge wird die Koordination auch 
für die Zielgruppen an der Schnittstelle zur Langzeitpflege wichtiger. Wir verfolgen 
dies in der Planungsperiode bis 2027 in der neuen Massnahme B4 (vgl. Kap. 3.1.6). 
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Zunehmende Betreuungskomplexität erfordert Koordination an der Schnittstelle zur 
Psychiatrie 
Die Gesundheitsversorgung im Bereich der Psychiatrie kennt eine Vielzahl von Leis-
tungserbringern. Die aktuelle psychiatrische Versorgung im Kanton Luzern basiert 
auf einem Grundversorgungsangebot der Luzerner Psychiatrie (Lups), von niederge-
lassenen Psychiaterinnen und Psychiatern sowie von Psychotherapeutinnen und Psy-
chotherapeuten. Weitere wichtige Leistungserbringer ergänzen das Basisangebot zu 
einem eigentlichen Versorgungsnetzwerk Psychiatrie. Grundlagen sind der Planungs-
bericht B 21 über die Gesundheitsversorgung vom 20. Oktober 2015 (Aktualisierung 
in Arbeit) und der Planungsbericht B 83 über die psychiatrische Versorgung vom 7. 
September 2021. 
 
Die Versorgung von Menschen mit einer Behinderung und einer psychischen Erkran-
kung wurde mit der Realisierung der heilpädagogisch-psychiatrischen Fachstelle 
(HPF) der Lups deutlich verbessert. Die HPF bietet heilpädagogisch-psychiatrische 
Konsilien, ambulante Kurzzeitinterventionen und das Coaching von Lehr- und Be-
treuungspersonen oder Angehörigen an. Interventionen werden von den Fachperso-
nen der Lups direkt in den sozialen Einrichtungen geleistet. Das Ziel dieser ambulan-
ten Leistung ist, bei sich anbahnenden Krisen früh intervenieren und eine stationäre 
Behandlung möglichst vermeiden zu können. Ein spezialisiertes stationäres Angebot 
im Bereich der Psychiatrie für die spezifische psychiatrische Behandlung von Men-
schen mit einer Behinderung gibt es im Kanton Luzern bisher nicht.  
 
Die bereits im Planungsbericht 2020 erkannte Tendenz der zunehmenden Komplexi-
tät gewisser Betreuungssituationen von Menschen mit Behinderungen ist unverän-
dert. Menschen mit einer geistigen oder körperlichen Behinderung leiden vier bis 
sechs Mal häufiger an psychischen Problemen als die restliche Bevölkerung (B 83, 
S. 76). Die allgemeine Zunahme psychischer Erkrankungen wirkt sich bei dieser vul-
nerablen Personengruppe verstärkt aus. Schwierigkeiten, Informationen aus der Um-
welt adäquat wahrzunehmen, einzuordnen und entsprechend zu verarbeiten, kön-
nen zu Überforderung und Verunsicherung führen. Folgen können auffälliges oder 
herausforderndes Verhalten sein – ein Versuch, eine schwierige Situation zu bewälti-
gen.  
 
Die Koseg hat auf diese Bedarfszunahme im Bereich der Schwer- und Mehrfachbe-
hinderung bereits reagiert. Im HPZ Schüpfheim wurden im Jahr 2021 vier Wohn- und 
Tagesstrukturplätze umgewandelt (ehemals Plätze für Kinder und Jugendliche) und 
im Wohnheim Sonnegarte in St. Urban wurden 16 zusätzliche Plätze für Menschen 
mit hohem Betreuungs- und Pflegebedarf bewilligt. Die Plätze sind derzeit im Bau, 
das Angebot soll Ende 2023 bereitstehen.  
 
Eine weitere relevante Personengruppe sind Menschen mit psychischen Erkrankun-
gen in Kombination mit Eigen- oder Fremdaggression oder Abhängigkeitserkran-
kungen, wobei sich spezifische Ansprüche an Anschlusslösungen an einen Klinik-
aufenthalt in der Psychiatrie ergeben. Beispielsweise besteht für diese Personen-
gruppe oftmals der Bedarf nach einem Wohnplatz ohne oder mit einer nieder-
schwelligen Tagesstruktur. Spezialisierte Plätze für diese Personengruppe werden al-
lerdings mehrheitlich nur kombiniert angeboten oder eine Tagesstruktur ausserhalb 
des Wohnangebots wird vorausgesetzt.  
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Um in den beschriebenen unterschiedlichen Situationen eine gute Betreuung zu ge-
währleisten, bedarf es einer engen interprofessionellen Zusammenarbeit von Sozial-
pädagogik und Psychiatrie. Die zunehmende Betreuungskomplexität führt deshalb 
zu einem verstärkten Koordinationsbedarf an der Schnittstelle zur Psychiatrie.  
Wir verfolgen die Schnittstellen zur Psychiatrie im Bereich B in der Planungsperiode 
bis 2027 in der Massnahme B3 weiter (vgl. Kap. 3.1.6). Die Massnahme knüpft an die 
Massnahmen B2 und B5 aus dem Planungsbericht 2020 an. 
 
Sozialversicherungen 
Mit der Förderung der Durchlässigkeit erhält die Schnittstelle zu den Sozialversiche-
rungen ein grösseres Gewicht, da das Leistungsvolumen sowohl bei der Invaliden-
versicherung wie auch bei den Ergänzungsleistungen von der Wohnform beeinflusst 
werden kann. Im Bereich Arbeit erbringt die Invalidenversicherung unter dem Leit-
satz «Eingliederung vor Rente» Leistungen zur Integration von Personen mit Behin-
derungen in den allgemeinen Arbeitsmarkt, die sich mit Leistungen nach dem SEG 
zunehmend überschneiden können.  
 
Gemäss dem LUSTAT Jahrbuch (2022, S. 197) nimmt die Anzahl der gesprochenen 
IV-Renten seit 2005 kontinuierlich ab. Der gleiche Trend ist bei den Hilflosenentschä-
digungen sichtbar: Die Anzahl Bezügerinnen und Bezüger von Hilflosenentschädi-
gungen ist seit 2016 rückläufig. Die kontinuierliche Abnahme von Renten und Hilflo-
senentschädigungen, welche regelmässig als Indikation für den Leistungsbezug nach 
dem SEG gelten, kann dazu führen, dass künftig die Indikation für den Zugang zu 
diesen Leistungen im Sinne des BehiG weiter gefasst werden muss. 

3.1.5 Durchlässigkeit, Flexibilisierung und Sozialraumorientierung 
Mit der Uno-BRK hat ein umfassender Paradigmenwechsel stattgefunden. Eine 
grosse Veränderung besteht in der Abkehr von der Angebotsorientierung hin zur Be-
darfsorientierung. Anstelle der Institutionslogik rückt die Sicht der betroffenen Men-
schen ins Zentrum. Diese Entwicklung hat unterschiedliche Auswirkungen. 
 
Flexibilisierung der Angebote 
Die Anpassung der erbrachten Leistungen an den Bedarf einer Person kann im Wi-
derspruch stehen zu starren Angebotsrahmen und einer umfassenden Versorgungs-
struktur, was eine agile Nutzung erschweren oder gar verhindern kann. Beispiels-
weise möchten junge Menschen mit Behinderungen nicht in jedem Fall einen Wohn-
platz in Anspruch nehmen, der an eine Tagesstruktur gekoppelt ist. Oder sie benöti-
gen nur punktuelle und zeitlich begrenzte statt umfassende Unterstützung. Men-
schen mit Behinderungen entscheiden selber, wo sie wohnen oder arbeiten wollen. 
Diese veränderte Anspruchshaltung der Dienstleistungsnutzenden fordert von den 
sozialen Einrichtungen ein flexibleres Angebot, welches an den individuellen Bedarf 
angepasst ist. Längerfristig führt dies zu einer Flexibilisierung der Angebotsland-
schaft.  
 
Förderung der Durchlässigkeit 
Grosse Wichtigkeit bei diesen Veränderungen kommt der Gestaltung der Übergänge 
zu. Das gilt beim Übergang vom Kindes- und Jugendalter in den Erwachsenenbe-
reich, beim Wechsel zwischen unterschiedlich betreuten Settings im stationären Be-
reich sowie beim Übergang von der Inanspruchnahme stationärer und ambulanter 
Leistungen. Das Gelingen eines möglichst selbstbestimmten Lebens mit einer be-
darfsgerechten Unterstützung – sei es im ambulanten oder im stationären Bereich – 
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ist abhängig von der Durchlässigkeit zwischen den Angeboten und den Dienstleis-
tungen. Selbstbestimmt wohnen und arbeiten setzt Wissen und Fertigkeiten voraus. 
Laufende Pilotprojekte und Angebote wie beispielsweise eine «Wohnschule» oder 
ein «Integrationscoaching» können hierbei wichtige Funktionen erfüllen. Individuali-
sierte Lösungen wie eigenständige Wohnformen oder integrierte Arbeitsformen wer-
den möglich durch eine kombinierte Inanspruchnahme von ambulanten und statio-
nären Unterstützungsleistungen. Die Gestaltung der Übergänge hin zu einer mög-
lichst hohen Durchlässigkeit wird in Zukunft noch mehr an Bedeutung gewinnen.  
 
Sozialraumorientierung 
Bei der Sozialraumorientierung geht es darum, Lebenswelten zu gestalten und Ver-
hältnisse zu schaffen, die es Menschen ermöglichen, möglichst selbständig und 
selbstbestimmt zurechtzukommen. Der Fokus liegt nicht auf der Veränderung der 
Person, sondern auf der Gestaltung der Umwelt, in der sich die jeweilige Person be-
wegt. Der Wille und das Interesse einer Person sind der Ausgangspunkt des sozial-
räumlichen Fachkonzeptes. Individuelle Ressourcen werden mit der sozialräumlichen 
Lebenswelt eines Quartiers und sozialer Netzwerke verknüpft und fruchtbar ge-
macht. Die «Bedürfnisanalyse» der HSLU hat gezeigt, dass rund die Hälfte der jungen 
Menschen mit Behinderungen im Kanton Luzern in Zukunft möglichst autonom in-
mitten der Gesellschaft wohnen will. Möglichst autonome und sozialraumorientierte 
Wohnformen bedeuten, dass Unterstützungsleistungen individuell, flexibel, quar-
tiersnah und punktuell je nach persönlichem Bedarf in Anspruch genommen werden 
können.  
 
Für die Planungsperiode bis 2027 hat die neue Massnahme B2 die Förderung der 
Durchlässigkeit von stationären und ambulanten Leistungen, die Flexibilisierung und 
Öffnung stationärer Angebote und damit die schrittweise Umsetzung der Inhalte der 
Uno-BRK zum Ziel. Die Förderung ambulanter Leistungen (Massnahme B1) ist sepa-
rat als wichtige weiterführende Massnahme im Kapitel 3.5 ausführlich beschrieben. 

3.1.6 Massnahmen 2024–2027 
Zusammenfassend setzen wir in der Planungsperiode 2024–2027 im Bereich B vier 
Schwerpunkte zur bedarfsorientierten Weiterentwicklung der Leistungen nach dem 
SEG. Wir folgen den gesellschaftlichen und fachlichen Entwicklungen und setzen die 
Uno-BRK schrittweise um. Wir setzen dabei einerseits auf die Flexibilisierung und 
Öffnung stationärer Angebote sowie auf die Förderung der Durchlässigkeit von am-
bulanten und stationären Dienstleistungen (Massnahme B2) und führen die Förde-
rung ambulanter Leistungen weiter (Massnahme B1). Andererseits steht die bedarfs-
orientierte Weiterentwicklung der Angebote an der Schnittstelle zur Psychiatrie 
(Massnahme B3) und zur Langzeitpflege (Massnahme B4) für die folgende Legisla-
turperiode im Fokus. 
 
Massnahme B1: Förderung ambulanter Leistungen 
Förderung ambulanter Leistungen durch die Unterstützung von Beratungsangebo-
ten und den Aufbau einer Abklärungsstelle, durch die Etablierung eines einheitlichen 
Bedarfsabklärungsinstruments und durch die erhöhte Durchlässigkeit stationärer 
und ambulanter Leistungen. Weiterführung der Massnahme B1 aus dem Planungs-
bericht 2020.  
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Massnahme B2: Förderung von Durchlässigkeit, Flexibilisierung und Sozialraumorien-
tierung  
Bedarfsgerechte Weiterentwicklung der Angebote entlang der Forderungen der 
Uno-BRK: Förderung der Durchlässigkeit, Flexibilisierung und Öffnung stationärer 
Angebote sowie Förderung der Sozialraumorientierung, schrittweise Umsetzung der 
Inhalte der Uno-BRK. Neue Massnahme. 
 
Massnahme B3: Schnittstelle SEG und Psychiatrie 
Bedarfsorientierte Weiterentwicklung der Angebote nach dem SEG an der Schnitt-
stelle von Betreuung und Psychiatrie, Stärkung der interprofessionellen Zusammen-
arbeit. Weiterführung der Massnahme B5 aus dem Planungsbericht 2020. 
 
Massnahme B4: Schnittstelle SEG und Langzeitpflege 
Bedarfsorientierte Weiterentwicklung der Angebote nach dem SEG an der Schnitt-
stelle von Betreuung und Langzeitpflege, Stärkung der interprofessionellen Zusam-
menarbeit. Weiterführung der Massnahme B5 aus dem Planungsbericht 2020. 
 
Je durchlässiger Angebote und Bereiche konzipiert sind, desto wichtiger ist die Ge-
staltung der Schnittstellen zu angrenzenden Systemen. Mit anderen Worten, je indi-
vidueller, flexibler und bedarfsgerechter Unterstützungsleistungen für Menschen mit 
Behinderungen anhand ihrer Möglichkeiten und Kompetenzen erbracht werden sol-
len, desto mehr müssen unterschiedliche Versorgungssysteme gelingend ineinan-
dergreifen. 
 
Nicht alle Leistungstypen sind im gleichen Ausmass von den Massnahmen betroffen. 
In den folgenden Kapiteln reflektieren wir die Entwicklung der Angebote in den ver-
gangenen vier Jahren und evaluieren den Stand der Umsetzung der Massnahmen 
aus dem Planungsbericht 2020. Basierend auf gesellschaftlichen, fachlichen und 
volkswirtschaftlichen Entwicklungen werden Bedarfsszenarien erarbeitet und die 
Massnahmen mit den spezifischen Gegebenheiten der unterschiedlichen Leistungs-
typen in Bezug gesetzt. 

3.2 Wohnen 

3.2.1 Zielgruppe und Angebote 
Die stationären Wohnangebote richten sich an erwachsene Personen mit Behinde-
rungen, welche Begleitung und Unterstützung in der Alltagsbewältigung benötigen 
und nicht selbständig oder ambulant wohnen können. Ein stationäres Wohnangebot 
findet in der Wohnstruktur der sozialen Einrichtung statt, welche zugleich die be-
darfsgerechten Leistungen in Betreuung und Pflege sicherstellt.  
 
Im Kanton Luzern gibt es 14 nach dem SEG anerkannte Anbieter von stationären 
Wohnangeboten. Meistens sind diese konzeptionell nicht nur auf eine spezifische 
Zielgruppe ausgerichtet, sondern sie gewährleisten Angebote für Menschen mit un-
terschiedlichem Unterstützungsbedarf. Trotzdem ist eine gewisse Zuordnung mög-
lich: Wohnangebote für Menschen mit Körperbehinderungen stellen die Anbieter 
Contenti, die rodtegg und die Wohngemeinschaft Fluematt zur Verfügung. Für Per-
sonen mit psychischer Erkrankung sind die Stationären Dienste der Luzerner Psychi-
atrie (Wohnpsychiatrie), die Therapeutische Wohngemeinschaft BiWo, Traversa - 
Netzwerk für Menschen mit einer psychischen Erkrankung, der Verein Intakt und das 
Wohnheim Lindenfeld die anerkannten Anbieter. Für Menschen mit einer geistigen 

https://fedlex.data.admin.ch/eli/cc/2014/245
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/CdwsFiles?fileid=a5d0087944e94728ae4be6cde290213f
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/CdwsFiles?fileid=a5d0087944e94728ae4be6cde290213f
https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/CdwsFiles?fileid=a5d0087944e94728ae4be6cde290213f
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894


54 

oder mehrfachen Behinderung sind das Heilpädagogische Zentrum Schüpfheim, No-
vizonte-Sozialwerk, die SSBL Stiftung für selbstbestimmtes und begleitetes Leben, 
die Stiftung Brändi und das Wohnheim Sonnegarte anerkannte Anbieter. Der Blin-
den-Fürsorge-Verein Innerschweiz (BFVI) stellt zudem auch Angebote für Menschen 
mit einer Sehbehinderung bereit. 

3.2.2 Rückblick und Evaluation 
Die Nachfrage nach Wohnplätzen ist in den letzten Jahren relativ stabil geblieben. 
2017 belegten am Stichtag Anfang September 1224 Luzernerinnen und Luzerner mit 
einer Behinderung einen Wohnplatz, 2022 waren es 1267. Diese leichte Zunahme ist 
allgemein auf das Bevölkerungswachstum und speziell auf die demografische Ent-
wicklung zurückzuführen (höhere Lebenserwartung von Menschen mit Behinderun-
gen).  
 
Neben der stabilen quantitativen Angebotsentwicklung weisen die aufgeführten ge-
sellschaftlichen Entwicklungen auf eine tendenzielle Zunahme von Pflege- sowie Be-
treuungsbedarf hin. Unterschiedliche Angebote setzen sich vermehrt mit dem 
Thema «Wohnen im Alter» auseinander und nehmen konzeptionelle Anpassungen 
vor. Abbildung 3.2 zeigt, dass derzeit erst vergleichsweise wenige Personen im Ren-
tenalter in sozialen Einrichtungen leben, dass in den nächsten zehn Jahren aber die 
geburtenstarken Jahrgänge das AHV-Alter erreichen. 
 

 
Abb. 3.2: Altersstruktur in Luzerner Wohnangeboten 2022 
Alterspyramide Wohnen nach Geburtsjahr, 5-Jahres-Gruppen 
Quelle: Disg 
 
Das steigende Alter geht mit einer zunehmenden Pflegebedürftigkeit und einem 
steigenden Bedarf an Betreuungsangeboten für älter werdende Personen einher, die 
Schnittstelle zur Langzeitpflege wird wichtiger. So stellt sich zunehmend die Frage, 
ob und wann ein Übertritt von einer sozialen Einrichtung in ein Pflegeheim aufgrund 
des steigenden Pflegebedarfs angezeigt ist, beziehungsweise ob sich Angebote nach 
dem SEG konzeptionell hin zu mehr Pflegeleistungen und pflegerischem Know-how 
weiterentwickeln sollen.  

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
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Die Kontinuität der Betreuungsverhältnisse entspricht einem übergeordneten gesell-
schaftlichen Interesse. Daher soll in Übereinstimmung mit der Praxis der anderen 
Zentralschweizer Kantone auch weiterhin der indikationsabhängige Bedarf und nicht 
das Alter der Person mit Behinderung für die Wahl der institutionellen Lösung mass-
gebend sein. Menschen mit Behinderungen sollen auch im AHV-Alter möglichst in 
der angestammten sozialen Einrichtung bleiben können.  
 
Mehrere soziale Einrichtungen verfügen bereits heute über Kompetenzen sowohl in 
der Betreuung als auch in der Pflege von älteren betreuungsbedürftigen Personen. 
Neben älteren Personen in sozialen Einrichtungen gibt es auch jüngere Personen mit 
einer körperlichen Behinderung, welche aufgrund des Pflegebedarfes in einem Pfle-
geheim leben. Die Weiterentwicklung an der Schnittstelle des SEG zur Langzeitpflege 
wird sich ebenso mit der Frage beschäftigen, ob ein Pflegeheim-Angebot mehr ago-
gische Betreuungsleistungen braucht oder ob umgekehrt ein Angebot nach dem 
SEG mehr Pflegeleistungen benötigt, um die passenden Rahmenbedingungen für 
die veränderten Ansprüche bieten zu können. Denkbare Zukunftsmodelle sind auch 
Kooperationslösungen, wenn zum Beispiel ambulante Leistungen der Spitex Teil ei-
nes Angebotes einer nach dem SEG anerkannten Einrichtung sind, weil der steigende 
Pflegebedarf nicht oder nicht mehr durch das eigene Fachpersonal gedeckt werden 
kann. 
 
Neben der demografisch bedingten steigenden Pflegebedürftigkeit ist auch eine zu-
nehmende Betreuungskomplexität in Einzelfällen erkannt. Menschen mit Behinde-
rungen haben ein höheres Risiko für eine psychische Erkrankung. Eine psychische Er-
krankung wirkt sich bei den Betroffenen unterschiedlich aus. Zum Beispiel kann sich 
die Betreuungskomplexität aufgrund von fremd- oder selbstaggressivem Verhalten 
erhöhen, was zu Hospitalisierungen in der Psychiatrie führen kann. Innerhalb der 
Psychiatrie haben Menschen mit Behinderungen spezifische Bedürfnisse, was vom 
Personal mehr als diagnostisches, therapeutisches und psychiatrisches Wissen erfor-
dert.  
 
Menschen mit Behinderungen in psychischen Krisen brauchen eine engmaschige so-
zialpädagogische Betreuung, um wieder Orientierung und Sicherheit zu gewinnen. 
Die Lups führt kein spezialisiertes stationäres Angebot, sondern die aufsuchende 
heilpädagogisch-psychiatrische Fachstelle (HPF), welche präventiv Interventionen 
und Coachings in den sozialen Einrichtungen leistet und das Ziel verfolgt, Hospitali-
sierungen zu verhindern. Die Weiterentwicklung der Angebote nach dem SEG an der 
Schnittstelle zur Psychiatrie wird für die nächsten Jahre von grosser Bedeutung sein, 
um diesem steigenden Bedarf gerecht zu werden. Die Weiterführung der interpro-
fessionellen sowie interinstitutionellen Zusammenarbeit an der Schnittstelle zur Ge-
sundheitsversorgung wird eine wichtige Aufgabe bleiben (Massnahmen B2, B5 und 
B6 im Planungsbericht 2020). 

3.2.3 Trends und Bedarfsszenarien 
Die im Planungsbericht 2020 beschriebenen Trends setzen sich also grundsätzlich 
fort. Für die Planungsperiode 2024–2027 arbeiten wir mit zwei Szenarien zur quanti-
tativen Entwicklung des stationären Bedarfs: In einem hohen Bedarfsszenario führen 
das Bevölkerungswachstum und die demografische Alterung zu einem Wachstum 
der Nachfrage nach Wohnplätzen in sozialen Einrichtungen von 1,5 Prozent pro Jahr. 
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In einem tiefen Szenario können neuartige Angebote die Zahl der Neueintritte ver-
ringern. Auch in diesem Szenario gehen wir aber von einem insgesamt gleichblei-
benden Bedarf an Wohnplätzen aus.  
 
Die «Bedürfnisanalyse» der HSLU hat bestätigt, dass die Zufriedenheit mit den 
Wohnangeboten der sozialen Einrichtungen im Kanton Luzern hoch ist. Insbeson-
dere die jüngeren Generationen verspüren aber den Wunsch nach selbstbestimmte-
ren Wohn- und Arbeitsformen. Die Förderung der Selbstbestimmung und Integra-
tion erwachsener Menschen mit Behinderungen war eines der Hauptziele der Teilre-
vision des SEG und entspricht auch der weiterführenden Massnahme B1 (Kap. 3.5). 
Gerade jüngere Generationen, die integriert geschult werden, wachsen mit einem er-
weiterten Verständnis von Selbstbestimmung auf und bringen Erfahrungen der Sozi-
alraumorientierung mit.  
 
Neben dem Auf- und Ausbau ambulanter Dienstleistungen ist die Förderung der 
Selbstbestimmung im Rahmen stationärer Angebote eine wichtige Aufgabe der 
nächsten Jahre. Selbstbestimmt Wohnen stellt neue Anforderungen an Menschen 
mit Behinderungen, sie brauchen Ressourcen und Wissen, um die Wahlfreiheit aus-
üben zu können. Teil einer Vorbereitung kann das schrittweise Ausprobieren eines 
Angebotes mit immer weniger Unterstützung sein (z. B. Wohngruppe, Aussenwohn-
gruppe, Probewohnung mit punktueller Unterstützung). Gleichzeitig können Perso-
nen, die in eigenen Wohnungen leben, mit zunehmendem Alter neuen Unterstüt-
zungsbedarf aufweisen. Dafür sind Kooperationen zwischen Anbietern von stationä-
ren und ambulanten Dienstleistungen von entscheidender Wichtigkeit, sodass eine 
zielführende Unterstützung an den Übergängen gewährleistet ist. Neben der gelin-
genden Gestaltung der Übergänge werden für ein längerfristiges Funktionieren eines 
selbstbestimmten Wohnens auch ergänzend stationäre Angebote für die punktuelle 
Entlastung wichtig sein.  
 
Für einen Grossteil der Menschen mit Behinderungen, die bisher stationäre Ange-
bote nutzen, wird kurz- und mittelfristig das Wohnen in einer Einrichtung die pas-
sende Wohnform bleiben. Die schrittweise Umsetzung der Inhalte der Uno-BRK und 
die Förderung von sozialraum- und bedarfsorientierten Angeboten im stationären 
Bereich ist damit eine zentrale Herausforderung der sozialen Einrichtungen in den 
nächsten Jahren (vgl. Kap. 3.1.5). Beim gesellschaftlichen Wandel hin zu mehr Selbst-
bestimmung ist denn auch der Erweiterung von Teilhabe- und Mitbestimmungs-
möglichkeiten von Menschen, die stationär leben, und besonders von Personen mit 
schweren oder mehrfachen Behinderungen genügend Beachtung zu schenken.  
 
Bei Menschen mit schweren psychischen Erkrankungen ist teilweise keine Tages-
struktur vorhanden. Dadurch erfüllen sie die Anforderungen der meisten Wohnange-
bote nach dem SEG nicht, was die Suche nach Anschlusslösungen nach Aufenthalten 
in der Psychiatrie erschwert. Aufgrund fehlender passender Angebote kommt es teil-
weise zu ausserkantonalen Platzierungen. Die Angebote nach dem SEG sollen des-
halb bedarfsgerecht weiterentwickelt werden, sodass eine niederschwellige Tages-
struktur ein Wohnsetting ergänzen kann, welches interprofessionelles Fachwissen 
von Sozialpädagogik und Psychiatrie vereint. 
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3.3 Tagesstruktur 

3.3.1 Zielgruppe und Angebote 
Die Zielgruppe umfasst erwachsene Personen mit Behinderungen, welche den Leis-
tungsanforderungen eines Arbeitsplatzes in der Tagesstruktur mit Lohn nicht oder 
nicht mehr gerecht werden können. Ziele des Beschäftigungsplatzes sind die Gestal-
tung einer sinnvollen Tagesstruktur, die individuelle Forderung und Förderung, die 
Pflege sozialer Kontakte sowie das Erhalten benötigter pflegerischer und agogischer 
Unterstützung. Die Tagesstruktur ohne Lohn wird in den Räumlichkeiten der sozialen 
Einrichtung angeboten, welche zugleich die bedarfsgerechten Leistungen konzipiert 
und sicherstellt. 
 
Im Kanton Luzern gibt es 15 anerkannte Anbieter für Beschäftigungsangebote, 14 
davon sind gekoppelt an ein Wohnangebot und im Kapitel 3.2 aufgeführt. Zusätzlich 
bietet das Bildungs- & Begegnungszentrum BBZ für Menschen mit einer Sehbehin-
derung eine Tagesstruktur an. 

3.3.2 Rückblick und Evaluation 
Die Einführung des Einstufungsinstruments IBB hat die Angebotslandschaft struktu-
rell verändert und eine Einteilung in drei Leistungstypen ermöglicht. Vor 2018 waren 
das Wohnangebot und die Tagesstruktur ohne Lohn als sogenanntes «Wohnen mit 
Beschäftigung» nicht klar zu trennen gewesen. Seit 2018 ist eine Differenzierung 
möglich, die eine vom Wohnen unabhängige Betrachtung und Finanzierung der Be-
schäftigungsangebote ermöglicht.  
 
Seit dem Jahr 2020 ist eine Zunahme der Inanspruchnahme von Beschäftigungsan-
geboten ersichtlich. Damals nutzten rund 850 Luzernerinnen und Luzerner ein sol-
ches Angebot, im Jahr 2022 waren es bereits rund 910 Personen (Stichtag 1.9.). Dies 
entspricht einer Zunahme um 7 Prozent. Knapp ein Viertel dieser Personen nutzte 
ein Angebot einer ausserkantonalen sozialen Einrichtung. 
 
Diese Zunahme ist allerdings zu relativieren, da diese Zahlen nicht zwischen Teilzeit- 
und Vollzeitnutzung unterscheiden. Oftmals reduzieren älter werdende Personen 
aufgrund der Anforderungen ihr Pensum im zweiten Arbeitsmarkt, was zu einer Ver-
lagerung eines Teilpensums zu den Beschäftigungsangeboten führt. Der durch-
schnittliche Beschäftigungsgrad ist denn auch von 90 Prozent im Jahr 2020 auf 87 
Prozent im Jahr 2022 gesunken. Zweitens ist die Zunahme ausserkantonal auch teil-
weise darauf zurückzuführen, dass andere Kantone die Unterscheidung zwischen 
Wohnen und Beschäftigung konsequenter umsetzen oder erst einführen. Drittens ist 
auch der durchschnittliche individuelle Betreuungsbedarf in der Tagesstruktur ohne 
Lohn zurückgegangen. Schliesslich wurde die Zunahme im betrachteten Zeitraum 
teilweise durch die Pandemie beschleunigt, welche mehr Tagesstrukturen im unmit-
telbaren Wohnumfeld nötig machte. 
 
Im Rahmen der Flexibilisierung stationärer Angebote hat die Nachfrage nach Be-
schäftigungsangeboten zugenommen, welche nicht an einen Wohnplatz gekoppelt 
sind. Beispielsweise möchten junge Erwachsene mit tendenziell höherem Betreu-
ungs- und Pflegebedarf nach der Sonderschule im Erwachsenenbereich analog zum 
Kinder- und Jugendbereich lediglich eine Tagesstruktur in Anspruch nehmen. Meist 
ist jedoch die Angebotsstruktur analog zum Modell «Wohnen mit Beschäftigung» so 
konzipiert, dass diese Personen ab einer gewissen Bedarfsintensität die Angebote 
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«Wohnen» und «Beschäftigung» in Kombination in Anspruch nehmen müssen. 
Durch die seit 2018 eingeführte Differenzierung beider Angebote kann nun auch an-
gebotsseitig der Nachfrage nach «Beschäftigung ohne Wohnen» sowie nach einer 
Teilzeitbeschäftigung besser entsprochen werden. 

3.3.3 Trends und Bedarfsszenarien 
Durch die demografische Alterung bedingt, wird sich die Nachfrage nach Beschäfti-
gungsangeboten künftig weiter verstärken. Die geburtenstarke Generation mit den 
Jahrgängen 1960–1969 steht vor der Pensionierung. In Luzerner sozialen Einrichtun-
gen arbeiteten Ende 2022 rund 500 Personen, die in den nächsten 12 Jahren das 
Rentenalter erreichen werden. Die bedarfsorientierte Angebotsentwicklung für die 
Beschäftigung von älteren Personen wird in den nächsten Jahren stark zunehmen. 
Dies ergibt sich aus der gegenwärtigen Altersverteilung der Personen in Tagesstruk-
tur-Angeboten (Abb. 3.3).  
 

 
Abb. 3.3: Altersstruktur in Luzerner Tagesstruktur-Angeboten 2022 
Alterspyramide Tagesstruktur mit/ohne Lohn nach Geburtsjahr, 5-Jahres-Gruppen 
Quelle: Disg 
 
Wir rechnen in einem hohen Szenario mit 200 bis 250 zusätzlichen Personen, die bis 
2027 ein Beschäftigungsangebot benötigen. Dies entspricht einer Zunahme um 150 
bis 200 Vollzeitäquivalente, wobei der durchschnittliche Beschäftigungsgrad weiter-
hin fallen dürfte. Ein Teil der Zunahme wird in ausserkantonalen Institutionen erfol-
gen. 
 
In einem tiefen Szenario wird dieses Wachstum dadurch gedämpft, dass für einen 
Teil der eher selbständigeren Personen nach der Pensionierung eine Tagesstruktur in 
einem vergleichsweise kleinen Teilzeit-Beschäftigungsangebot den individuellen Be-
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darf deckt, und weiter abgefedert durch eine höhere Zahl von Übertritten in Pflege-
heime. In diesem tiefen Szenario rechnen wir mit zusätzlichen 100 bis 150 Personen 
bis im Jahr 2027 und einer Zunahme des Bedarfs um rund 100 Vollzeitäquivalente. 

3.4 Arbeiten 

3.4.1 Zielgruppe und Angebote 
Die Zielgruppe umfasst erwachsene Personen mit Behinderungen, welche zur Bewäl-
tigung der Anforderungen einer Arbeitsstelle einer gewissen Begleitung und Unter-
stützung bedürfen. Tagesstrukturplätze mit Lohn sind Arbeitsstellen im ergänzenden 
Arbeitsmarkt, in Werkstätten oder Produktionsbetrieben gewerblicher und industri-
eller Art sowie in Dienstleistungsbetrieben, die betriebswirtschaftlich geführt werden 
und analog zur Privatwirtschaft zu einem gewissen Grad ertragsorientiert ausgerich-
tet sind. Ein Arbeitsvertrag, eine Entlohnung, die Räumlichkeiten der sozialen Einrich-
tung und der geschützte Rahmen des ergänzenden Arbeitsmarktes sind Merkmale 
der Tagesstruktur mit Lohn.  
 
Im Kanton Luzern gibt es zehn nach dem SEG anerkannte Anbieter von Arbeitsplät-
zen im zweiten Arbeitsmarkt. Die meisten Anbieter sind konzeptionell nicht nur auf 
eine spezifische Zielgruppe ausgerichtet, sondern bieten Angebote für Menschen 
mit unterschiedlichem Unterstützungsbedarf. Arbeitsplätze für Menschen mit Kör-
perbehinderungen stellen die Anbieter Contenti und die rodtegg zur Verfügung. Für 
Personen mit einer Lernbehinderung oder einer psychischen Erkrankung sind der Be-
suchsdienst Innerschweiz BDI, das café sowieso, das Heilpädagogische Zentrum Ho-
henrain, die IG Arbeit, die Stiftung Brändi, die Villa Erica und die Wärchbrogg die an-
erkannten Anbieter. Der Blinden-Fürsorge-Verein Innerschweiz (BFVI) stellt zudem 
auch Angebote für Menschen mit einer Sehbehinderung bereit. 

3.4.2 Rückblick und Evaluation 
Die Nachfrage nach Arbeitsplätzen in sozialen Einrichtungen ist in den letzten Jahren 
recht stabil geblieben. Die leicht zunehmende Tendenz der Jahre 2012 bis 2019 ist 
seit 2020 nicht mehr sichtbar. Im Jahr 2022 haben am Stichtag knapp 1600 Luzerne-
rinnen und Luzerner eine Tagesstruktur mit Lohn in Anspruch genommen. Gut 200 
Personen davon arbeiteten in einer ausserkantonalen Einrichtung. Umgekehrt arbei-
teten fast gleich viele ausserkantonale Personen im ergänzenden Arbeitsmarkt bei 
einer Luzerner Einrichtung. Das durchschnittlich vereinbarte Pensum liegt in den 
letzten Jahren stabil bei 74 Prozent.  
 
Vor dem Hintergrund des Leistungsdrucks im allgemeinen Arbeitsmarkt und der sin-
kenden Bereitschaft, Menschen mit Unterstützungsbedarf zu beschäftigen, wurde im 
Planungsbericht 2020 eine leichte Nachfragesteigerung erwartet. Betroffen von die-
sen wirtschaftlichen Entwicklungen sind insbesondere Menschen mit einer psychi-
schen Erkrankung. Diese Annahme hat sich grundsätzlich in einer abgeschwächten 
Form bestätigt. Aufgrund der betriebswirtschaftlichen Ausrichtung, wonach ein Be-
trieb zu einem gewissen Grad ertragsorientiert ausgerichtet sein muss, können aber 
auch die Anforderungen eines Arbeitsplatzes im zweiten Arbeitsmarkt für Personen 
mit psychischen Erkrankungen zu hoch sein. Hürden können zum Beispiel ein Min-
destpensum von 50 Prozent oder eine gewisse definierte Leistungsfähigkeit sein. 
Menschen mit psychischen Erkrankungen können je nach psychischer Verfassung 
ihre Leistungsfähigkeit nicht konstant abrufen. Für diese Personengruppe stellt sich 
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die Frage, wie eine niederschwellige und durchlässige Tagesstruktur künftig konzi-
piert sein könnte, um dem wechselnden Bedarf dieser Zielgruppe gerecht zu werden. 

3.4.3 Trends und Bedarfsszenarien 
Die Entwicklungen und Anforderungen im allgemeinen Arbeitsmarkt lassen tenden-
ziell eine steigende Nachfrage nach Arbeitsangeboten in sozialen Einrichtungen er-
warten. Zugleich wirken aber demografische Effekte in die Gegenrichtung: Abbil-
dung 3.3 im Kapitel 3.3 zeigt die Altersstruktur von Personen in Luzerner Tagesstruk-
tur-Angeboten, woraus sich die anstehenden Pensionierungen der geburtenstarken 
Jahrgänge 1960–1969 ablesen lassen. Die Alterung führt zu zahlreichen Übergängen 
von der Tagesstruktur mit Lohn in die Tagesstruktur ohne Lohn und senkt die Nach-
frage nach Arbeitsplätzen.  
 
Wir gehen davon aus, dass sich diese gegenläufigen Einflussfaktoren weitgehend 
kompensieren und die Nachfrage nach Arbeitsplätzen in sozialen Einrichtungen in 
der Planungsperiode bis 2027 ungefähr stabil bleibt. Die Bedarfsentwicklung dürfte 
zudem auch konjunkturabhängig sein.  
 
In einem hohen Bedarfsszenario führt der anhaltende Leistungsdruck im allgemei-
nen Arbeitsmarkt sowie die Senkung der Eintrittshürden (z. B. Aufhebung Mindest-
pensum) zu einer leichten Zunahme des künftigen Bedarfs nach Arbeitsplätzen um 
etwa 3 Prozent bis 2027. Dies entspricht rund 40 zusätzlichen Personen zu den ins-
gesamt 1600 Personen. Die Angebotsentwicklung hin zu mehr Flexibilisierung und 
Durchlässigkeit kann zu einem leicht sinkenden Durchschnittspensum führen. Die 
Teilzeitarbeit relativiert die Zunahme von 3 Prozent entsprechend.  
 
In einem tiefen Szenario führen anstehende Pensionierungen und Übertritte in den 
allgemeinen Arbeitsmarkt dank ambulanter Dienstleistungen zu einer leichten Ab-
nahme des Bedarfs an Arbeitsplätzen in ähnlichem Umfang. Bis im Jahr 2027 ent-
spricht dies einem Rückgang um knapp 3 Prozent. 
 
Ein bereits heute verankertes Ziel der Arbeitsplätze in sozialen Einrichtungen ist die 
Befähigung der Menschen, wenn immer möglich im allgemeinen Arbeitsmarkt zu ar-
beiten. Ambulante Leistungen wie beispielsweise die Personalvermittlung, die Ar-
beitsplatzerhaltung oder das Job Coaching verdeutlichen dieses Ziel. Das Gelingen 
dieses Vorhabens ist auch abhängig von der Aufnahmefähigkeit des allgemeinen Ar-
beitsmarktes. Eine Annahme im Planungsbericht 2020 war die Verlagerung der 
Nachfrage von weniger stationären zu mehr ambulanten Leistungen. Zur Beurteilung 
dieser nachfragedämpfenden Entwicklung braucht es allerdings noch mehr Erfah-
rungsjahre.  
 
Der im Kapitel 3.5 beschriebene weiterführende Aufbau der ambulanten Leistungen 
soll künftig noch mehr Personen den Zugang in den allgemeinen Arbeitsmarkt er-
möglichen. Wir knüpfen damit an die entsprechende Zielsetzung im Planungsbericht 
2020 an. 

https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/CdwsFiles?fileid=a5d0087944e94728ae4be6cde290213f
https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/CdwsFiles?fileid=a5d0087944e94728ae4be6cde290213f
https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/CdwsFiles?fileid=a5d0087944e94728ae4be6cde290213f


61 

3.5 Ambulante Leistungen 

3.5.1 Zielgruppe und Angebote 
Mit dem übergeordneten Ziel, die Wahlfreiheit und die Selbstbestimmung der Men-
schen mit Behinderungen zu fördern, können seit der Teilrevision des SEG per 1. Ja-
nuar 2020 ambulante Leistungen für erwachsenen Personen mit Behinderungen in 
den Bereichen Wohnen und Arbeiten mitfinanziert werden. Damit wird einem zent-
ralen Anliegen der Uno-BRK (vgl. Kap. 3.1) entsprochen. Die ambulante Leistungser-
bringung in Form von Fach- und Assistenzleistungen basiert auf einer Subjektfinan-
zierung und knüpft an den individuellen Betreuungs- und Unterstützungsbedarf an. 
Das Ziel der ambulanten Leistungen ist, die Nutzenden zu unterstützen und ihre 
Ressourcen zu stärken und zu erhalten, damit ein möglichst selbstbestimmtes Leben 
möglich ist. Ein wesentliches Merkmal der ambulanten Leistungen ist die Selbstorga-
nisation: Im Sinne der Selbstbestimmung wählen Nutzende Leistungen frei aus ei-
nem oder mehreren Angeboten, die ausserhalb stationärer Einrichtungen angeboten 
werden. 
 
Im Bereich Wohnen knüpft die Leistung an den Bedarf an, den eine Person hat, um 
in ihrer eigenen Wohnung leben zu können, sei dies alleine, mit Angehörigen oder in 
einer frei gewählten Gemeinschaft, zum Beispiel in einer WG. Im Bereich Arbeit zie-
len die Leistungen darauf ab, eine Arbeitsstelle im ersten Arbeitsmarkt zu finden  
oder halten zu können.  
 
Personen und Organisationen, die Assistenzleistungen erbringen, unterstehen keiner 
Aufsicht. Anbieter von Fachleistungen bedürfen dagegen einer Anerkennung analog 
den Anbietern von stationären Leistungen, wobei die anerkannten Anbieter von am-
bulanten Leistungen ihre Dienstleistungen ohne einen Leistungsauftrag erbringen. 
Im Bereich Wohnen sind zurzeit drei Anbieter für die Leistungserbringung nach dem 
SEG anerkannt (Stand 1.12.22): die Stiftung Pro Infirmis, die Albert Köchlin Stiftung 
und der Verein Luniq. Im Bereich Arbeit stehen ebenfalls drei anerkannte Anbieter 
zur Auswahl: IG Arbeit, Profil Arbeit und Handicap sowie die Stiftung Brändi. 
 
Daneben erbringen zwei weitere Anbieter Leistungen im Bereich Wohnen und Arbei-
ten im Rahmen von Pilotprojekten. Die laufenden Pilotprojekte dienen dazu, Erfah-
rungen mit neuen Angebotsausgestaltungen zu sammeln, die sich entweder nicht 
klar dem ambulanten oder dem stationären Leistungsumfeld zurechnen lassen, oder 
um weitere Abgrenzungen, zum Beispiel der Zielgruppe, schärfen zu können. 

3.5.2 Rückblick und Evaluation 
Im Planungsbericht 2020 haben wir darauf hingewiesen, dass eine bedarfsgerechte 
Entwicklung der Angebote voraussetzt, dass Wahlmöglichkeiten offenstehen und die 
Menschen mit Behinderungen befähigt sind, diese auch zu nutzen. Dafür haben wir 
die Schaffung einer unabhängigen Abklärungs- und Beratungsstelle vorgesehen. 
Während der Einführungsphase waren fünf Pilotstellen mit den Abklärungen betraut, 
und diese Stellen leisteten auch den Grossteil der Beratung.  
 
Für die Bedarfserhebung wurde der Luzerner Unterstützungsplan entwickelt, dies in 
enger Zusammenarbeit mit dem Kanton Zug (Zuger Unterstützungsplan). Das Instru-
ment lehnt sich an die in Deutschland verbreitete Individuelle Hilfeplanung (IHP) an. 
Das Instrument bewährt sich.  
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Hingegen zeigte sich, dass die freiwillige Beratung von der für den Leistungsbezug 
obligatorischen Bedarfsabklärung zu trennen ist. Während nämlich die Beratung sehr 
individuell und gleichzeitig sehr spezifisch erfolgen soll und dabei regelmässig so-
wohl vor wie auch während des Leistungsbezugs in Anspruch genommen wird, ge-
währleistet die unabhängige Bedarfsabklärung eine objektive und gleichzeitig ein-
heitliche Übersetzung der individuellen Zielsetzungen in konkrete Unterstützungs- 
und Begleitleistungen. Die Aufgabe der Abklärungsstelle hat hoheitlichen Charakter. 
Die Beratung andererseits kann niederschwellig durch etablierte Beratungsstellen 
zugunsten der diversen Zielgruppen erbracht werden.  
 
Bis Ende 2021 beantragten rund 100 Personen ambulante Leistungen (81 im Bereich 
Wohnen, 23 im Bereich Arbeit, Doppelzählungen möglich) und im Jahr 2022 ging 
eine ebenso hohe Zahl neuer Gesuche ein (55 im Bereich Wohnen, 33 im Bereich Ar-
beit, Doppelzählungen möglich, Stand November 2022), womit sich die Nachfrage 
im Total der schon bestehenden Kostengutsprachen und der neu eingereichten Ge-
suche innert Jahresfrist verdoppelt hat. Nur vereinzelt erfüllten die Gesuchstellenden 
die Bezugsvoraussetzungen nicht oder zogen im Verlauf des Prozesses das Gesuch 
zurück. 
 
Der Planungsbericht 2020 fokussierte bei der Quantifizierung der Bedarfsschätzung 
vor allem auf Nutzende, die stationäre Leistungen gemäss SEG beziehen, und ging 
davon aus, dass bis Ende 2023 je 20 Personen aus den stationären Bereichen Woh-
nen und Arbeit austreten und ambulante Leistungen beziehen werden. Erste Aus-
tritte wurden vollzogen. Mehr als neun von zehn Personen mit Behinderungen im 
Kanton Luzern leben in Privathaushalten. Entsprechend erreichen die ambulanten 
Leistungen insbesondere Personen, die mit ambulanter Unterstützung ein stabileres 
und tragfähigeres Setting gestalten können, was die Wahrscheinlichkeit eines Ein-
tritts in eine Einrichtung senkt. Dies deckt sich mit den Zielen des Planungsberichtes 
2020, die Wahlmöglichkeit zu erhöhen und ambulante Strukturen zu erhalten.   
 
Die Kostengutsprachen für ambulante Leistungen werden aktuell nur teilweise aus-
geschöpft. Dies ist einerseits ein Indiz, dass sich die Bedarfsabklärung ambulanter 
Leistungen im Aufbau befindet, und andererseits auf ein noch geringes Angebot zu-
rückzuführen. Fachleistungen werden zurzeit vor allem in der Stadt Luzern und der 
Agglomeration angeboten, während in den anderen Kantonsgebieten Angebote erst 
vereinzelt bestehen und noch entwickelt werden müssen. Die Suche von Assistenz-
personen gestaltet sich generell anspruchsvoll und deckt sich insofern mit den Er-
fahrungen, die mit dem ähnlich ausgestalteten IV-Assistenzbeitrag gemacht werden.  
 
Im Rahmen der auf den 1. Januar 2024 geplanten Teilrevision der Verordnung zum 
Gesetz über soziale Einrichtungen (SEV) haben wir eine Vernehmlassung durchge-
führt. Sie hat die hohe Akzeptanz der laufenden Entwicklungen zur Subjektfinanzie-
rung ambulanter Leistungen und der Verfahren zu ihrem Bezug klar bestätigt.  

3.5.3 Gesellschaftliche Entwicklungen 
Neben den Entwicklungen, die durch die Uno-BRK angestossen werden, zeigt sich 
insbesondere, dass die jüngere Generation von Menschen mit Behinderungen ver-
mehrt selbstbestimmt ihr Leben gestalten will und die Nachfrage nach ambulanten 
Leistungen sich entsprechend verstärken wird. Zunehmend nachgefragt werden 
auch passgenauere Settings, die stationäre und ambulante Leistungen vor allem in 
den Übergängen verbinden und kombinieren (vgl. Kap. 3.1). Ein wichtiges Ziel ist 
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deshalb die Flexibilisierung und räumliche Ausweitung der Angebote, um die not-
wendigen Fachleistungen dezentral an den Wohn- und Arbeitsorten der Nutzenden 
gewährleisten zu können. Durch den Verzicht auf Leistungsaufträge sind die ambu-
lanten Angebote stärker dem Nachfragemarkt ausgesetzt als die stationären Anbie-
ter, was sich auf die Bedarfs- und Angebotsplanung auswirkt. Die Mengen- und 
Preissteuerung dieser Angebote ist eingeschränkt.  
 
Bis zum Jahr 2027 rechnen wir mit einem Anstieg auf 300 bis 400 Nutzende von am-
bulanten Leistungen im Bereich B. Nach einer hohen jährlichen Zunahme in den ers-
ten Jahren erwarten wir mit der Zeit eine Stabilisierung der Nutzendenzahlen. Mit 
der verstärkten Nutzung von ambulanten Leistungen wird sich auch die Zahl der 
Personen erhöhen, die während eines Leistungsbezugs den Wohnkanton wechseln, 
zumal die räumliche Mobilität von Personen mit ambulanten Leistungen tendenziell 
höher ist als bei Personen mit stationären Leistungen. Während sich die Kantone im 
stationären Bereich im Rahmen der IVSE auf eine Zusammenarbeit geeinigt haben, 
stehen diese Entwicklungen bei den ambulanten Leistungen erst bevor.  
 
Bei Übergängen von stationären zu ambulanten Leistungen zeigt sich zudem, dass 
für Personen mit Behinderungen spezifische Vorbereitungen notwendig sein können, 
damit der Wechsel in ein selbstbestimmtes Leben nachhaltig möglich wird. Wie weit 
diese Vorbereitungen im ordentlichen Förder- und Entwicklungsauftrag von statio-
nären Leistungserbringern enthalten sind und wo es allenfalls gesonderter neuer An-
gebote bedarf, damit erwachsene Menschen mit Behinderungen ermutigt und wo 
möglich ermächtigt werden, ihre Wahlfreiheit effektiv zu leben, wird im Rahmen von 
Pilotprojekten genauer analysiert und ausgewertet.  
 
Mit der Flexibilisierung stellen sich zudem vermehrt Fragen der Abgrenzung bei der 
Finanzierung, da sowohl im Bereich Wohnen wie auch im Bereich Arbeit ähnliche 
Leistungen, insbesondere über die Sozialversicherungen, finanziert werden können. 
In der Angebotsplanung braucht es in diesem Zusammenhang eine sorgfältige Prü-
fung, wie die unterschiedlichen Angebote verschiedener Leistungserbringer und ver-
schiedener Träger ineinandergreifen, damit die Nutzung für Menschen mit Behinde-
rungen bedarfsgerecht und mit möglichst geringem Koordinationsaufwand gestaltet 
werden kann. Der Bedarfsabklärung kommt in diesem Zusammenhang ebenfalls 
eine wesentliche Aufgabe zu, damit die subsidiäre Leistungserbringung im Sinne des 
SEG gewahrt wird. 

3.5.4 Massnahmen 2024–2027 
Die Bedarfsbestimmung mittels Unterstützungsplan und die Subjektfinanzierung 
stellen Paradigmenwechsel dar. Die Anforderungen an die Nutzenden sind hoch, 
auch administrativ ist die Durchführung aufwendiger als geplant. Gesamthaft kann 
die Einführung jedoch als erfolgreich gewertet werden. Die Erkenntnisse aus der Ein-
führungsphase können in den Regelbetrieb überführt und wo sinnvoll weiter opti-
miert werden.  
 
Dazu ist im nächsten Schritt die Abklärungsstelle zu etablieren, das eingeführte Be-
darfsabklärungsinstrument zu konsolidieren und das Leistungsangebot bedarfsge-
recht weiterzuentwickeln. Beratungsangebote sind zu unterstützen, damit Personen 
mit Behinderungen ihre Wahlmöglichkeiten kennen und situationsgerecht nutzen 
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können. Entwicklungen und Erkenntnisse aus anderen Kantonen, die in der Zwi-
schenzeit ebenfalls die Einführung ambulanter Leistungen planen, können berück-
sichtigt werden. 

3.6 Zusammenfassung und Auswirkungen 
Die Angebote für erwachsene Menschen mit Behinderungen umfassen das statio-
näre Wohnen, meist in einem Wohnheim oder einer Aussenwohngruppe, die Tages-
struktur mit und ohne Lohn in Betrieben oder Ateliers sowie ambulante Fach- und 
Assistenzleistungen in den Bereichen Wohnen und Arbeiten. Dieser sogenannte Be-
reich B ist finanziell der bedeutendste Teil des Aufgabenbereichs «soziale Einrichtun-
gen», fast zwei Drittel des Gesamtaufwands und der grösste Teil des Kostenwachs-
tums entstehen hier.  
 
Der Aufwand im Bereich B ist von 121,0 Millionen Franken im Jahr 2020 auf 125,2 
Millionen Franken im Jahr 2022 gestiegen. Bis 2027 wird der Mittelbedarf weiterhin 
jährlich um rund 1,5 Prozent zunehmen, das heisst bis auf gegen 138 Millionen Fran-
ken im Jahr 2027 (zu Preisen von 2022 exkl. Teuerung und Reallohnentwicklung). Es 
handelt sich bei diesen Zahlen um die Leistungsabgeltungen von Kanton und Ge-
meinden, nicht enthalten sind die eigenen Kostenbeteiligungen der Bewohnerinnen 
und Bewohner, welche in den meisten Fällen über die Invalidenrenten, Hilflosenent-
schädigung und Ergänzungsleistungen (mit)finanziert werden. 
 
Seit der Einführung der ambulanten Leistungen im Bereich B sehen wir eine jährlich 
stark steigende Zahl von Personen, die solche Leistungen in Anspruch nehmen 
möchten. Finanziell wirkt sich dieses Wachstum jedoch kaum aus. Der Anteil der am-
bulanten Leistungen am Gesamtaufwand beläuft sich im Bereich B auf weniger als 1 
Prozent und dürfte auf absehbare Zeit hinaus nicht über 2 Prozent steigen. 
 
Mit der Teilrevision des SEG im Jahr 2020 und der damit verbundenen Einführung 
des individuellen Betreuungsbedarfs und der leistungsorientierten Abgeltung wur-
den Massnahmen umgesetzt, um die Kostentransparenz im Bereich B zu erhöhen 
und die interinstitutionelle und interkantonale Vergleichbarkeit zu verbessern. Dieses 
Finanzierungsmodell setzt sich derzeit in Varianten in fast allen Kantonen der 
Deutschschweiz durch. Die Massnahmen zeigen Wirkung. Wir beurteilen die einge-
schlagene Strategie weiterhin als zielführend und konsolidieren in den kommenden 
Jahren die Einführung und die Umsetzung. 
 
Der Planungsbericht 2020 enthielt sieben Massnahmen zum Bereich B (Tab. 3.1). Die 
Massnahmen B2, B3 und B6 wurden abgeschlossen, nähere Angaben zur Evaluation 
finden sich im Kapitel 3.1. Die Massnahme B4 zur Digitalisierung der Abläufe wurde 
ebenfalls abgeschlossen und wird in Kapitel 5 behandelt. 
 

B1 Förderung ambulanter 
Leistungen 

Aufbau einer Abklärungs- und Bera-
tungsstelle, erhöhte Durchlässigkeit 
stationärer und ambulanter Leistun-
gen, Einführung eines einheitlichen Be-
darfsabklärungsinstruments 

angepasst wei-
terführen, neu B1 
in Tab. 3.2 

B2 Analyse Schwer- und 
Mehrfachbehinderung 

Analyse der Bedarfsentwicklung von 
Menschen mit besonderem Pflege- und 
Betreuungsbedarf 

abgeschlossen 
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B3 Konsolidierung Bedarfs-
instrument IBB 

IBB in die Regelstruktur überführen, Er-
gebnisse für Angebotsentwicklung nut-
zen 

abgeschlossen 

B5 Konzeption interprofes-
sionelle Zusammenar-
beit 

Fachkompetenzen an der Schnittstelle 
von Betreuung und Psychiatrie sowie 
Betreuung und Langzeitpflege stärken 

angepasst wei-
terführen, neu 
B3/B4 in Tab. 3.2 

B6 Analyse Schnittstelle 
Gesundheitsversorgung 

Vermehrte Thematisierung der Koordi-
nationsthemen an der Schnittstelle zur 
Gesundheitsversorgung in Koseg und 
Disg 

abgeschlossen 

B7 Analyse Bedarfsentwick-
lung im ambulanten 
Bereich A/B 

Beobachtung der quantitativen Be-
darfsentwicklung für ambulante Leis-
tungen. Bedarfsanalyse ambulanter 
Leistungen für Eltern von Kindern mit 
Behinderungen 

angepasst wei-
terführen, neu A4 
in Tab. 2.2 

Tab. 3.1: Massnahmen aus dem Planungsbericht 2020–2023 
 
Die drei Massnahmen B1, B5 und B7 sind nicht abgeschlossen und sollen weiterge-
führt werden. Ihre Zielsetzungen und Inhalte wurden auf ihre Aktualität hin geprüft 
und punktuell angepasst. Tabelle 3.2 fasst die Massnahmen im Bereich B für die Pla-
nungsperiode bis 2027 zusammen. Die Reihenfolge beinhaltet keine Wertung. 
 

B1 Förderung Leis-
tungen Ambulant 
B 

Etablierung der Abklärungsstelle, Unterstüt-
zung von Beratungsstellen, Auf- und Ausbau 
ambulanter Leistungen, Erhöhung der 
Durchlässigkeit von stationär und ambulant 

bearbeitet, wei-
terführen von B1 
aus Tab. 3.1 

B2 Flexibilisierung, 
Durchlässigkeit 
und Sozialraum-
orientierung 

Bedarfsgerechte Weiterentwicklung der An-
gebote entlang der Uno-BRK, Erhöhung der 
Durchlässigkeit, Flexibilisierung stationärer 
Angebote, Förderung von Sozialraumorien-
tierung 

neue Massnahme 

B3 Schnittstelle SEG 
mit Psychiatrie 

Bedarfsorientierte Weiterentwicklung der 
Angebote nach dem SEG an der Schnittstelle 
von Betreuung und Psychiatrie, Stärkung der 
interprofessionellen Zusammenarbeit 

bearbeitet, wei-
terführen von B5 
aus Tab. 3.1 

B4 Schnittstelle SEG 
mit Langzeit-
pflege 

Bedarfsorientierte Weiterentwicklung der 
Angebote nach dem SEG an der Schnittstelle 
von Betreuung und Langzeitpflege, Stärkung 
der interprofessionellen Zusammenarbeit 

bearbeitet, wei-
terführen von B5 
aus Tab. 3.1 

Tab. 3.2: Neue Massnahmen für die Periode 2024–2027 
 
Der Leistungstyp Wohnen stationär ist den externen Einflussfaktoren wie der demo-
grafischen Alterung, dem steigenden Pflegebedarf und den zunehmend komplexen 
Betreuungssituationen durch Schwer- und Mehrfachbehinderungen oder in Kombi-
nation mit psychiatrischen Diagnosen am stärksten ausgesetzt. Entsprechend erwar-
ten wir in diesem Leistungstyp in den kommenden Jahren die grössten fachlichen 
und finanziellen Herausforderungen, obwohl das antizipierte Mengenwachstum weit 
hinter demjenigen der Tagesstruktur ohne Lohn zurücksteht.  
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In der Tagesstruktur ohne Lohn sehen wir seit 2020 zwei Tendenzen, die sich fortset-
zen dürften: Erstens sinkt das durchschnittliche Pensum stetig, die gewichtete Leis-
tungsmenge wächst also weniger schnell als die Anzahl Personen, die das Angebot 
nutzen. Zweitens sinkt auch der durchschnittliche individuelle Betreuungsbedarf in 
der Tagesstruktur ohne Lohn, was auf die Pensionierungswelle von ressourcenstar-
ken Personen in den Produktionsbetrieben zurückzuführen sein dürfte. Diese beiden 
Faktoren haben seit 2020 das rasante Mengenwachstum in der Tagesstruktur ohne 
Lohn finanziell fast vollständig kompensiert. 
 
Durch die Massnahme B1, die weitere Förderung der ambulanten Leistungen, wer-
den zudem die Ausgaben in diesem Bereich steigen. In der Gesamtbetrachtung darf 
man sich davon auch einen kostendämpfenden Effekt in stationären Angeboten er-
hoffen. Die anderen Massnahmen B2, B3 und B4 haben keine nennenswerten direk-
ten finanziellen Auswirkungen. 

4 Angebote für Suchttherapie 

4.1 Grundlagen und Konzepte 
Das SEG umfasst mit dem sogenannten Bereich C auch sozialtherapeutische statio-
näre Suchttherapieangebote. Die Behandlungskette in der Suchttherapie besteht ge-
mäss dem Suchtbericht für den Kanton Luzern (2014) aus ambulanter psychologi-
scher Beratung, betäubungsmittelgestützter Behandlung (Substitutionstherapie am-
bulant oder stationär), dem Entzug, abstinenzorientierter stationärer Therapie, der 
Nachsorge und dem betreuten Wohnen. Die sozialtherapeutische stationäre Sucht-
therapie nach dem SEG beginnt nach einem erfolgreichen Entzug und umfasst der-
zeit das Wohnen und die Betreuung mit Suchttherapie und die Nachsorge. Vor- und 
nachgelagerte Angebote der Behandlungskette gilt es möglichst gut miteinander zu 
vernetzen und aufeinander abzustimmen.  
 
Der Kanton Luzern ist dem Bereich C der IVSE (vgl. Kap. 1.4) beigetreten und kann 
somit sowohl ausserkantonale Personen in den IVSE-anerkannten Luzerner Einrich-
tungen aufnehmen wie auch Aufenthalte von Luzerner Nutzenden in ausserkantona-
len IVSE-anerkannten Einrichtungen finanzieren. Personen mit einem Suchtproblem 
nutzen Suchttherapieangebote in der Regel freiwillig und sind grundsätzlich frei in 
der Wahl der Einrichtung. Oft wird eine wohnorts- und milieuferne Einrichtung be-
vorzugt. Ausgenommen von der IVSE sind Einweisungen über die Justiz im Rahmen 
eines Massnahmenvollzugs. 
 
Grundlagen auf Bundesebene 
Die folgenden Ausführungen knüpfen an den Planungsbericht 2020 an. Der Sucht-
bericht für den Kanton Luzern, die Nationale Strategie Sucht 2017-2024 sowie die 
Nationale Strategie Prävention nichtübertragbarer Krankheiten 2017-2024 (NCD-
Strategie) sind die Basis der kantonalen Suchtpolitik und somit auch für die Ausrich-
tung der sozialtherapeutischen stationären Suchttherapie im Kanton Luzern. Die im 
Planungsbericht 2020 erläuterten Grundlagen der kantonalen und nationalen 
Suchtstrategie sind weiterhin gültig. 
 

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
https://gesundheit.lu.ch/-/media/Gesundheit/Dokumente/Humanmedizin/suchtbericht_20141003.pdf
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/896
https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/CdwsFiles?fileid=a5d0087944e94728ae4be6cde290213f
https://gesundheit.lu.ch/-/media/Gesundheit/Dokumente/Humanmedizin/suchtbericht_20141003.pdf
https://gesundheit.lu.ch/-/media/Gesundheit/Dokumente/Humanmedizin/suchtbericht_20141003.pdf
https://www.bag.admin.ch/bag/de/home/strategie-und-politik/nationale-gesundheitsstrategien/strategie-sucht.html
https://www.bag.admin.ch/bag/de/home/strategie-und-politik/nationale-gesundheitsstrategien/strategie-nicht-uebertragbare-krankheiten/auftrag-schwerpunkte-ziele.html
https://www.bag.admin.ch/bag/de/home/strategie-und-politik/nationale-gesundheitsstrategien/strategie-nicht-uebertragbare-krankheiten/auftrag-schwerpunkte-ziele.html
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Abb. 4.1: Würfelmodell Nationale Strategie Sucht 
Quelle: Nationale Strategie Sucht 2017–2024, S. 24 
 
Die Nationale Strategie Sucht 2017–2024 baut auf dem weiterentwickelten Würfel-
modell der Vier-Säulen-Politik auf (Abb. 4.1). Die vier Säulen der Suchtpolitik umfas-
sen folgende Aufgaben der Suchthilfe: 
 
1. Prävention 

Massnahmen zur allgemeinen Gesundheitsförderung und zur Verhaltens- und 
Verhältnisprävention, die darauf abzielen, Risikoverhalten möglichst zu verhin-
dern. Früherkennung meint das frühzeitige Wahrnehmen von Anzeichen bei Be-
troffenen, welche zu gesundheitlichen oder gesellschaftlichen Problemen oder 
Suchtverhalten führen können. 

 
2. Therapie 

Massnahmen zur Behandlung von abhängigen Menschen und ihrer Angehörigen 
mit dem Ziel der Verbesserung der Lebensqualität, der körperlichen und psychi-
schen Verfassung wie auch der sozialen und beruflichen Integration. Darunter 
werden die psychosoziale und medizinische Beratung und Behandlung, Ange-
bote im ambulanten Bereich oder in einer stationären Einrichtung, Selbsthilfean-
gebote, die Nachsorge und Freiwilligenhilfe verstanden. Die sozialtherapeutische 
stationäre Suchttherapie nach dem SEG ist dieser Säule 2 des Würfelmodells zu-
zuordnen. 

 
3. Schadensminderung  

Ziel ist der Erhalt der Lebensqualität der Betroffenen trotz aktuellem Risiko- und 
Suchtverhalten. Es soll ein möglichst qualitativ gutes und möglichst selbstbe-
stimmtes und beschwerdefreies Leben geführt werden können. 

 
 

https://www.bag.admin.ch/bag/de/home/strategie-und-politik/nationale-gesundheitsstrategien/strategie-sucht.html
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
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4. Repression  
Das zentrale Ziel der Regulierung ist der Schutz der Gesundheit der Menschen. 
Der Vollzug setzt bestehende gesetzliche Rahmenbedingungen um. 

 
Die Nationale Strategie Sucht 2017–2024 hat die vier Säulen der Suchtpolitik um die 
Dimension der drei Konsummuster erweitert. Die Unterscheidung von risikoarmem, 
problematischem und abhängigem Konsum und die Ausweitung auf alle Suchtfor-
men (nicht nur illegale Substanzen) schafft einen suchtformübergreifenden Ansatz. 
Der Bundesrat schlägt vor, die Lücken beim Suchthilfe- und Suchtbehandlungsange-
bot zu schliessen, eine Anpassung der rechtlichen Grundlagen für die heroinge-
stützte Behandlung zu prüfen und den Zugang zu rekreativ Drogenkonsumierenden 
zu verbessern, insbesondere durch Entwicklung neuer Instrumente. 
 
Gemäss dem Bericht des Bundesrats über die Perspektiven der schweizerischen Dro-
genpolitik vom 28. April 2021 hat sich die Situation in Bezug auf die zentralen Sucht-
thematiken verändert. So würden Personen mit heroingestützter Behandlung immer 
älter, womit sich neue Behandlungsbedürfnisse ergeben. Zudem habe sich seit der 
Auflösung der offenen Drogenszenen das Drogenkonsumverhalten verändert. Im 
Vordergrund stehen heute der Konsum von Cannabis, MDMA und Kokain/Crack, 
auch in Verbindung mit Alkohol zu Entspannungs- und Erholungszwecken (rekrea-
tiv).  
 
Der Bund sieht in seinen Perspektiven der Drogenpolitik bis 2030 in Bezug auf den 
vermehrten Freizeitdrogenkonsum in erster Linie einen Handlungsbedarf im Bereich 
von Cannabis. Verschiedene Staaten haben den Konsum von Cannabis in den ver-
gangenen Jahren legalisiert. Im Jahr 2019 hatten weltweit 110 Millionen Menschen 
einen legalen oder zumindest regulierten Zugang zu Cannabis. Die Schweiz hat per 
15. Mai 2021 im Betäubungsmittelgesetz (BetmG; SR 812.121) die Voraussetzungen 
geschaffen für Pilotversuche im Rahmen von wissenschaftlichen Studien zur Erfor-
schung der Auswirkungen eines legalen, kontrollierten Zugangs zu Cannabis. Der Ex-
perimentierartikel ist auf zehn Jahre befristet. Das Ziel sind wissenschaftlich abge-
stützte Entscheidungsgrundlagen im Hinblick auf eine mögliche spätere Gesetzesän-
derung. 
 
Umsetzung im Kanton Luzern und in anderen Kantonen 
Die kantonalen Gremienstrukturen im Suchtbereich liegen im Zuständigkeitsbereich 
der Dienststelle Gesundheit und Sport und umfassen das Führungsgremium Sucht 
auf strategischer Ebene, das Koordinationsgremium Sucht als Bindeglied zur opera-
tiv-fachlichen Ebene und drei kantonale Fachgruppen bestehend aus Institutionen 
und Organisationen der jeweiligen Säulen Prävention, Therapie und Schadensminde-
rung. Akteure aus der vierten Säule (Repression) sind themenspezifisch in den drei 
Fachgruppen vertreten. Die kantonale Beauftragte für Suchtfragen ist in allen Gre-
mien vertreten. Die Gremienstruktur dient der Vernetzung der Akteure der kantona-
len Suchthilfe und fördert das Wissen um die verschiedenen Angebote. 
 
Diverse Akteure sind somit für die unterschiedlichen Angebote der Suchthilfe im 
Kanton Luzern zuständig. Eine Übersicht findet sich im Suchtbericht für den Kanton 
Luzern. Eine gute Vernetzung und ein aktiver Informationsaustausch sind wichtig, um 
eine bedarfsgerechte und wirkungsvolle Suchthilfe im Kanton Luzern anbieten zu 
können. Der Leitsatz 5 im Leitbild zur kantonalen Suchtpolitik (2015) führt aus, dass 

https://www.bag.admin.ch/bag/de/home/strategie-und-politik/nationale-gesundheitsstrategien/strategie-sucht.html
https://www.bag.admin.ch/bag/de/home/strategie-und-politik/politische-auftraege-und-aktionsplaene/drogenpolitik/perspektiven-drogenpolitik.html
https://www.bag.admin.ch/bag/de/home/strategie-und-politik/politische-auftraege-und-aktionsplaene/drogenpolitik/perspektiven-drogenpolitik.html
https://www.bag.admin.ch/bag/de/home/strategie-und-politik/politische-auftraege-und-aktionsplaene/drogenpolitik/perspektiven-drogenpolitik.html
https://fedlex.data.admin.ch/eli/cc/1952/241_241_245
https://gesundheit.lu.ch/themen/Humanmedizin/sucht/suchtpolitik/Suchtgremien
https://gesundheit.lu.ch/-/media/Gesundheit/Dokumente/Humanmedizin/suchtbericht_20141003.pdf
https://gesundheit.lu.ch/-/media/Gesundheit/Dokumente/Humanmedizin/suchtbericht_20141003.pdf
https://gesundheit.lu.ch/-/media/Gesundheit/Dokumente/Humanmedizin/Leitbild_zur_kantonalen_Suchtpolitik.pdf
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Anschlusslösungen in Betreuungsketten gewährleistet sein sollen und durch ein ver-
bindliches Engagement sichergestellt werden müssen. Die einzelnen Angebote der 
Suchthilfe entfalten ihre grösste Wirkung, wenn sie aufeinander abgestimmt und 
möglichst durchlässig ausgestaltet sind. Massnahmen zur Förderung der Durchläs-
sigkeit der Angebote innerhalb der sozialtherapeutischen stationären Suchttherapie 
sind ein Schwerpunktthema für die Planungsperiode 2024–2027. 
 
Die sozialtherapeutische stationäre Suchttherapie folgt direkt auf einen erfolgreichen 
Entzug in einer Fachklinik, die in der Regel die Indikation für die weiterführende The-
rapie stellt. Werden stationäre Kurzzeittherapien (z. B. für die Alkoholsucht) durch die 
Fachklinik indiziert, läuft die Finanzierung nach dem Krankenversicherungsgesetz 
(KVG). Die sozialtherapeutische stationäre Suchttherapie (Langzeittherapie), die nach 
dem SEG finanziert wird, kann bei einem indizierten Bedarf zur Weiterführung erst 
nach Abschluss der Kurzzeittherapie erfolgen (Subsidiarität). Es gibt heute im Kanton 
Luzern keine einheitlich definierten Zuständigkeiten, Kriterien und Instrumente für 
die Indikation einer Kurz- oder Langzeittherapie. In aller Regel stellen die Entzugskli-
niken oder Fachärztinnen und Fachärzte in Privatpraxen die Indikationen. Es stellt 
sich die Frage, ob durch die gängige Praxis der Indikationsstellung durch verschie-
dene Stellen und Personen mit rein medizinischem Hintergrund der tatsächliche Be-
darf der Nutzenden für eine sozialtherapeutische stationäre Suchttherapie eruiert 
werden kann. Neben der Abklärung der Motivation sollten auch soziale Faktoren, 
wie z. B. Familie, Umfeld und Arbeitssituation mitberücksichtigt werden. Eine Zuwei-
sung sollte individuell bedarfsorientiert erfolgen und nicht aufgrund der Substanz.  
 
Im Kanton Freiburg wird der Bedarf der Nutzenden mit Suchterkrankung vor der In-
anspruchnahme inner- oder ausserkantonaler institutioneller Betreuungsleistungen 
durch eine kantonale Bedarfsabklärungsstelle abgeklärt. Ein Indikationsgremium aus 
medizinischen und sozialen Fachpersonen hat gemeinsame Verfahren und Instru-
mente definiert, um das Leistungsangebot nach klaren Kriterien bestmöglich auf den 
individuellen Bedarf einer suchtkranken Person abzustimmen. Die Bedarfsabklä-
rungsstelle im Kanton Freiburg behandelt alle Suchtarten (legal oder illegal, mit oder 
ohne Substanzen), ermöglicht die Beurteilung aller Situationen anhand von Triage-
kriterien und kümmert sich um die Organisation und die Weiterführung der ausge-
suchten Betreuung. Die Bedarfsabklärungsstelle unterstützt und fördert die Durch-
lässigkeit der Behandlungskette von der Anmeldung bis zum Abschluss der Betreu-
ungsleistungen durch die Führung des Case Managements.  
 
Der Kanton Basel-Stadt führt ein Fachteam Case Management, das Menschen mit 
Suchtproblemen strukturierte Beratung, Koordination und Unterstützung bei der 
Einleitung und Umsetzung von Hilfsangeboten bietet. Gemeinsam mit den Nutzen-
den werden Hilfepläne erarbeitet, an welchen sich die jeweiligen Hilfsangebote ori-
entieren können, um bestmöglich die Leistungen an die jeweilige Situation und die 
individuellen Bedürfnisse der Nutzenden anzupassen. Auch der Kanton Zug prüft 
momentan ein kantonales Bedarfsabklärungszentrum. 
 
Die Suchthilfe im Kanton Luzern soll ihre Leistungen in Zukunft noch gezielter auf 
die Bedürfnisse der Personen mit Suchtproblemen ausrichten und besser koordinie-
ren, um die Nutzenden optimal zu begleiten und zu unterstützen. Im Hinblick auf 
eine allfällige zukünftige Bedarfsabklärungsstelle – allenfalls in Zusammenarbeit mit 
anderen Kantonen – sollen deren Erkenntnisse sowie eigene Erfahrungen mit der im 

https://fedlex.data.admin.ch/eli/cc/1995/1328_1328_1328
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
https://www.fr.ch/sites/default/files/2018-08/Annexe4_Descriptif_20151211_DE.pdf
https://www.sucht.bs.ch/ueber-uns/organisation/case-management.html
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Kanton Luzern neu zu schaffenden Abklärungsstelle für ambulante Leistungen im 
Bereich B beobachtet werden (vgl. Kap. 3.6). 
 
Qualitätsnormen 
Das Bundesamt für Gesundheit (BAG) hat im Jahr 2000 das Referenzsystem 
QuaTheDA eingeführt. Im Jahr 2020 trat die letzte revidierte Version in Kraft. Die 
QuaTheDA-Norm habe sich unter den Qualitätsnormen gemäss BAG als wichtigste 
Referenz etabliert. Eine Zertifizierung könne als Garantie für eine hohe Qualität der 
Institutionen betrachtet werden. Das QuaTheDA-Referenzsystem orientiert sich an 
den spezifischen Tätigkeitsfeldern der Suchthilfe und deckt mit seinem modularen 
System den grössten Teil der Suchthilfe ab. Das Basismodul nimmt die wichtigsten 
Anforderungen von ISO 9001:2015 auf und definiert darüber hinaus fachspezifische 
Anforderungen. QuaTheDA wird durch akkreditierte Institutionen in den sozialen 
Einrichtungen überprüft und zertifiziert.  
 
Die Disg hat 2021 das überarbeitete Konzept Aufsicht gemäss BPG, SEG und PAVO 
eingeführt. Es orientiert sich an fünf Standards, welche sich aus gesetzlichen Vorga-
ben, kantonalen Strategien und Leitbildern sowie aktuellen fachlichen Entwicklungen 
ableiten: 
1. Personenzentrierte Ausrichtung: Die Einrichtung kennt Bedarf, Wille, Ressourcen 

und persönliche Ziele der leistungsbeziehenden Personen und richtet ihre Leis-
tungen danach aus. Die Würde des Individuums wird gewahrt. 

2. Wirkung: Die Leistungen der Einrichtung gewährleisten das Wohlergehen und 
den Schutz der leistungsbeziehenden Personen und fördern oder entfalten deren 
Lebensqualität. 

3. Adäquate Leistungserbringung: Die Einrichtungen erbringen die Leistungen 
zweckmässig und wirtschaftlich sowie gemäss den gesetzlichen Vorgaben. 

4. Leistungsumsetzung: Die Betriebskultur wie auch die Strukturen der Einrichtung 
gewährleisten die Umsetzung der vereinbarten Leistungen. 

5. Weiterentwicklung: Die Einrichtung und ihre Trägerschaft stellen die laufende 
Reflexion der internen Prozesse sicher und leiten daraus Massnahmen zur Wei-
terentwicklung ab. Dies dient dem Ziel, die Leistungen noch wirkungsvoller und 
damit präziser am Bedarf, am Willen und an den Ressourcen sowie an den per-
sönlichen Zielen der leistungsbeziehenden Personen auszurichten. 

4.2 Sozialtherapeutische stationäre Suchttherapie 

4.2.1 Zielgruppe und Angebote 
Die Behandlungskette der sozialtherapeutischen stationären Suchttherapie beinhal-
tet nach dem SEG im Kanton Luzern derzeit die Angebote «Wohnen und Betreuung 
mit Suchttherapie» und «Nachsorge».  
 
Wohnen und Betreuung mit Suchttherapie 
Nutzende können nach einem erfolgreich absolvierten Entzug aus einer Fachklinik in 
die sozialtherapeutische stationäre Suchttherapie übertreten und das Angebot 
«Wohnen und Betreuung mit Suchttherapie» nutzen. Ein möglichst nahtloser Über-
tritt aufgrund eines Berichts der Fachklinik mit Empfehlung für die sozialtherapeuti-
sche stationäre Suchttherapie unterstützt den weiteren Behandlungs- und Betreu-
ungsverlauf und gilt als Voraussetzung. Die nach dem Entzug noch fragile Abstinenz 
oder substitutionsgestützte Reduktion des Suchtkonsums gilt es zu festigen. Der 
Suchtdruck soll minimiert und gleichzeitig die Abstinenzleistung erhöht werden. Dies 

https://www.quatheda.ch/files/content/quatheda/de/BAG_NCD_referenzsystem_DE_Spalten.pdf
https://www.quatheda.ch/files/content/quatheda/de/BAG_NCD_referenzsystem_DE_Spalten.pdf
https://disg.lu.ch/-/media/DISG/Dokumente/Themen/Soziale_Einrichtungen/2021_DISG_Aufsichtskonzept.pdf
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
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geschieht durch Therapiegespräche, Beratung durch Sozialarbeitende und die Be-
treuung durch sozialpädagogische Mitarbeitende. Neben der Therapie, Beratung 
und Betreuung stehen verschiedene Tagesstrukturangebote wie Mal-, Gestaltungs-, 
Musik-, Bewegungs- und Atemtherapie, Beschäftigung oder Freizeitangebote inner-
halb der sozialen Einrichtung zur Verfügung oder werden extern organisiert. Die Lu-
zerner Einrichtungen bieten sowohl substitutionsgestützte wie auch abstinenzorien-
tierte Therapien an. 
 
Wo möglich gehen die Nutzenden einer Arbeit nach, absolvieren ein Praktikum oder 
führen ihre bisherige Erwerbstätigkeit weiter. Je nach sozialer Einrichtung und ihren 
spezifischen Konzepten besteht abhängig von Verlauf und Zielerreichung die Mög-
lichkeit, nach einer ersten intensiven Therapie-, Beratungs- und Betreuungsphase in 
eine neue Stufe der sozialtherapeutischen stationären Suchttherapie zu wechseln. 
Die Betreuung durch sozialpädagogische Mitarbeitende ist hier nicht mehr durchge-
hend während 24 Stunden an 365 Tagen angezeigt. Vielmehr wird im Rahmen von 
Wohngemeinschaften das Zusammenleben erprobt und an den individuellen Zielen 
der Therapie und Betreuung weitergearbeitet. Regelmässig finden Besuche der zu-
ständigen sozialpädagogischen Betreuungspersonen statt, um das Zusammenleben 
und die Zielsetzungen zu reflektieren und wo notwendig anzupassen. Die Durchläs-
sigkeit der internen Angebote soll personenzentriert sein, und es können Übertritte 
in eine vorhergehende oder nachfolgende Stufe erfolgen.  
 
Nachsorge 
Die Nachsorge bildet das letzte Glied der Angebotskette der sozialtherapeutischen 
stationären Suchttherapie. Beide nach dem SEG anerkannten sozialen Einrichtungen 
bieten Nachsorge an. Das Angebot zielt darauf ab, die erreichten Ziele und Erfolge 
nachhaltig zu sichern. In vielen Fällen haben Personen mit einem Suchtproblem, wel-
che erfolgreich das Leistungsangebot Wohnen und Betreuung mit Suchttherapie ab-
geschlossen haben, einen weiterführenden Bedarf an Beratung und Unterstützung. 
Ziel der Nachsorge ist in jedem Fall die Vernetzung mit den kommunalen Beratungs-
stellen und die Beratung und Unterstützung in den Bereichen Familie, Wohnen, Ar-
beit und Ausbildung, Freizeit und Finanzen. Aufkommende Krisen sollen bis zur er-
folgreichen Triage an kommunale Beratungsstellen aufgefangen werden können. Die 
Nachsorgeleistungen werden gezielt nach den Bedürfnissen der Nutzenden und 
zeitlich begrenzt erbracht und können in der eigenen Wohnung der Nutzenden, in 
der Geschäftsstelle oder an einem neutralen Ort stattfinden. 
 
Anerkannte Anbieter 
Beide anerkannten Anbieter im Kanton Luzern – Akzent Prävention und Suchtthera-
pie sowie Novizonte Sozialwerk – bieten Wohnen und Betreuung mit Suchttherapie 
und Nachsorge an. Das Angebot ist zugänglich für Nutzende, die einen erfolgrei-
chen Entzug abgeschlossen haben und für die eine fachliche Indikation vorliegt. 
Beide Einrichtungen arbeiten mit individuellen Stufenkonzepten. Akzent arbeitet an 
zwei Standorten: Im Haus Lehn wird in einer ersten Therapiephase eine enge thera-
peutische, sozialpädagogische und sozialarbeiterische Betreuung angeboten. In ei-
ner zweiten Phase können die Nutzenden nach einer Stabilisierungsphase im Haus 
Ausserhofmatt die erreichten Ziele durch ein weniger engmaschiges Netz von fachli-
cher Betreuung umsetzen. Zudem ist Akzent auch im Bereich Prävention aktiv. Novi-
zonte arbeitet an einem Standort. Nach einer längeren ersten Phase der Stabilisie-
rung und engen, sozialtherapeutischen Betreuung findet ein Übertritt in die zweite 
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offenere Stufe der fachlichen Betreuung statt. Die dritte Stufe bildet die Anschluss-
stufe, in welcher der Austritt geplant wird. Die Nachsorge bildet bei beiden Anbie-
tern den Abschluss der Betreuung der Nutzenden. 

4.2.2 Rückblick und Evaluation 
Die Zahl der Luzernerinnen und Luzerner, die Leistungen der sozialtherapeutischen 
stationären Suchttherapie in Anspruch genommen haben, stieg von 2017 bis 2021 
kontinuierlich. Abbildung 4.2 zeigt, dass die Luzerner Nutzenden etwa zu gleichen 
Teilen durch innerkantonale und ausserkantonale soziale Einrichtungen betreut wur-
den. In der Stichtagsbetrachtung hat sich die Zahl der Nutzenden seit 2017 etwa ver-
doppelt. Zudem hat sich die durchschnittliche Aufenthaltsdauer zwischen 2020 und 
2022 um rund einen Monat verlängert, was mit der erschwerten Wiedereingliede-
rung während der Pandemie zusammenhängen kann. 
 
Das im Planungsbericht 2020 ausführlich beschriebene Würfelmodell (vgl. Kap. 4.1) 
führte zur Öffnung in Bezug auf substanzgebundene und substanzungebundene 
Suchtproblematiken aufgrund der Suchtlast. Aufgrund dessen wurden seit 2020 
auch Nutzende mit Alkohol- und Cannabisproblematik, aber auch Nutzende mit Ver-
haltenssüchten in der sozialtherapeutischen stationären Suchttherapie betreut, was 
unter anderem zum Wachstum beigetragen hat. 
 
Im Bereich C gibt es im Vergleich zu den anderen Bereichen des SEG einerseits nur 
sehr wenige Nutzende und andererseits sind diese Nutzendenzahlen sehr volatil und 
unterliegen auch unterjährig starken Schwankungen. 
 

 
Abb. 4.2: Wohnen und Betreuung mit Suchttherapie – Anzahl Personen am 1.9. 
Quelle: Disg 
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Im Planungsbericht 2020 wurden drei Massnahmen zur Suchttherapie (Bereich C) 
formuliert.  
 
Massnahme 1 Harmonisierung der Nachsorgeleistungen: 
Ziel der Massnahme war, die Handhabung der Leistungserbringung und der Abrech-
nung bei den Nachsorgeleistungen zu harmonisieren. Während einerseits Nachsor-
geleistungen bereits ab Eintritt in die Suchttherapie angeboten und abgerechnet 
wurden, starteten die Nachsorgeleistungen und deren Abrechnung bei der anderen 
sozialen Einrichtung erst nach dem Austritt aus dem Wohnen und der Betreuung mit 
Suchttherapie. Die Massnahme wurde teilweise umgesetzt. Es fand eine Harmonisie-
rung in Bezug auf die Abrechnungsmodalitäten statt. Die konkreten Leistungsinhalte 
und Zielsetzungen, welche mit der Nachsorge verbunden sind, werden für die bei-
den Luzerner sozialtherapeutischen stationären Suchttherapieeinrichtungen im Rah-
men der Leistungsvereinbarungen zukünftig einheitlich definiert. Auf eine Weiterfüh-
rung der Massnahme wird verzichtet, einzelne offene Punkte werden im Rahmen der 
neuen Massnahme für den Bereich C bearbeitet.  
 
Massnahme 2 Beobachtung und Weiterentwicklung des Stufenmodells: 
Mit dieser Massnahme wurde beabsichtigt, bestehende Stufen der sozialtherapeuti-
schen stationären Suchttherapie zu eruieren, auf ihre Inhalte zu prüfen und weitere 
Stufen zur Erhöhung der Durchlässigkeit zu prüfen. Ein Pilotprojekt zum begleiteten 
Wohnen ohne Suchttherapie, welches von 2019 bis 2022 durchgeführt wurde, hat 
nicht die erwünschte Wirkung erzielt. Zwar konnte eine neue Stufe der einrichtungs-
internen Behandlungskette geschaffen werden, aber die interne Durchlässigkeit der 
Angebote und die Wirtschaftlichkeit waren nicht gegeben. Die Massnahme soll in 
der Periode bis 2027 unter dem Titel «Konzeption Suchttherapie» mit dem Fokus auf 
die Durchlässigkeit weitergeführt werden. 
 
Massnahme 3 Grundlagen zu Verhaltenssüchten erarbeiten: 
Die Massnahme zielte darauf ab, zu beobachten, wie sich Eintritte von Personen mit 
Verhaltenssüchten in sozialtherapeutischen stationären Suchttherapieeinrichtungen 
entwickeln. Analysen über den Substanzgebrauch konnten zeigen, dass Verhaltens-
süchte weiterhin die Ursache eines sehr kleinen Anteils der Leistungen sind. Für 
diese Personen können inner- oder ausserkantonal individuelle Lösungen gefunden 
werden. Die Auseinandersetzung und der Kompetenzaufbau der Luzerner Anbieter 
im Bereich Verhaltenssüchte werden begrüsst. Weitere Massnahmen sind zurzeit 
nicht nötig. 

4.2.3 Trends und Bedarfsszenarien 
Die Konferenz der kantonalen Beauftragten für Suchtfragen (KKBS) beauftragte 2019 
die Hochschule Luzern - Soziale Arbeit, Grundlagen für die Möglichkeit einer inter-
kantonalen Steuerung im Bereich der Suchthilfe gemeinsam mit den Kantonen zu er-
arbeiten und in einem je eigenen Kantonsportrait zu bündeln. Das Kantonsportrait 
Luzern hat zum Ziel, Grundlagen für die kantonale Weiterentwicklung der Suchthilfe 
bereitzustellen und mögliche interkantonale Kooperationsmöglichkeiten aufzuzei-
gen. Da das Kantonsportrait bei der Erstellung dieses Berichtes noch in Bearbeitung 
war, konnten die Ergebnisse in Bezug auf die Weiterentwicklung nicht aufeinander 
abgestimmt werden. 
 
Zur Abschätzung der zukünftigen Nachfrage bis 2027 und als Grundlage für die An-
gebotsentwicklung haben wir ein hohes und ein tiefes Bedarfsszenario entwickelt. Im 

https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/CdwsFiles?fileid=a5d0087944e94728ae4be6cde290213f
https://www.hslu.ch/de-ch/hochschule-luzern/forschung/projekte/detail/?pid=5735
https://www.hslu.ch/de-ch/hochschule-luzern/forschung/projekte/detail/?pid=5735
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hohen Szenario setzt sich der Anstieg der Nutzendenzahlen fort und die Nachfrage 
nach Leistungen der sozialtherapeutischen stationären Suchttherapie nimmt weiter 
zu. Frühzeitige Abbrüche können vermieden werden. Neue Innovations- und Koope-
rationsprojekte in den Bereichen Wohnen und Arbeiten entstehen. Auch im hohen 
Szenario gehen wir jedoch nicht davon aus, dass sich der Anstieg der Jahre 2017 bis 
2021 im gleichen Ausmass fortsetzen wird. Wir rechnen im hohen Szenario bis zum 
Jahr 2027 mit einem Anstieg auf rund 70 Nutzende in der Stichtagsbetrachtung (vgl. 
Abb. 4.2).  
 
Im tiefen Szenario gehen wir davon aus, dass die treibenden Faktoren der Jahre 2017 
bis 2021 nicht mehr wirken. Kantonale Entwicklungen in der Suchthilfe, konkret eine 
verbesserte Koordination der kantonalen Suchthilfeangebote und die Weiterentwick-
lung von zielgerichteten Stufenkonzepten in der sozialtherapeutischen stationären 
Suchttherapie, führen dazu, dass die Leistungen der Suchthilfe im Kanton Luzern be-
darfsgerechter und personenbezogener angeboten und genutzt werden können. 
Diese Entwicklungen wirken sich auf die Qualität und die Wirkung der Angebote aus 
und beeinflussen die Dauer des Leistungsbezugs und die Rückfallquoten positiv. 
Durch die Zunahme von psychischen Problemen bei Personen mit einer Suchterkran-
kung kommt es aber auch vermehrt zu Abbrüchen der Leistungsbezüge, da die vor-
handenen Strukturen nicht darauf ausgerichtet sind. Auch im tiefen Szenario kann 
kaum von einem Rückgang des Bedarfs an sozialtherapeutischer stationärer Sucht-
therapie ausgegangen werden, da die Suchtproblematik in der Gesellschaft hoch 
bleibt. Wir rechnen im tiefen Szenario bis zum Jahr 2027 mit stabilen Nutzendenzah-
len auf dem Niveau von 2022. 
 
Um zu vermeiden, dass Platzierungen zunehmend in anderen Kantonen erfolgen 
und sich damit der kantonalen Steuerung und Aufsicht entziehen, wird im hohen 
Szenario eine Erweiterung der innerkantonalen Angebote zu prüfen sein. Im tiefen 
Szenario ist kein quantitativer Ausbau nötig. 

4.2.4 Massnahmen 
Im Bereich C liegt der Fokus der kommenden Planungsperiode bis 2027 auf der 
Durchlässigkeit der Angebote der sozialtherapeutischen stationären Suchttherapie 
im Kanton Luzern. Wir haben aufgezeigt, welche Mechanismen zu einer hohen 
Durchlässigkeit beitragen und auf das Gelingen der wirkungsvollen sozialtherapeuti-
schen stationären Suchttherapieangebote und die Finanzen positive Auswirkungen 
haben.  
 
Wir verfolgen im Bereich C folgende Ziele: 
1. Die Angebote der sozialtherapeutischen stationären Suchttherapie sind durchläs-

sig. Dies wollen wir erreichen, indem die sozialtherapeutischen stationären 
Suchttherapieeinrichtungen die vorhandenen Stufenkonzepte anhand des jewei-
ligen Bedarfs der Nutzenden weiterentwickeln. Die Stufen müssen im Rahmen 
der Umsetzung der Massnahme definiert werden. Sie sollen sich in Bezug auf die 
Intensität der Betreuung und Therapie unterscheiden (Progression) und durch 
klare und verbindliche Zielsetzungen definiert und konzeptionell verankert wer-
den.  

2. Innovationsprojekte für Suchtbetroffene mit psychischen Problemen werden ge-
fördert. Durch Innovationsprojekte in den Bereichen Wohnen und Arbeiten sol-
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len Angebote geschaffen werden, welche Suchtbetroffene mit starken psychi-
schen Problemen optimal begleiten und betreuen. Kooperationsmodelle mit an-
deren sozialen Einrichtungen und Dritten sind möglich. 

3. Eine hohe Qualität ist sichergestellt. Die Sicherstellung einer hohen Qualität an-
hand erprobter und einheitlicher Standards erhöht die Chancen wirkungsvoller 
und effizienter Behandlungen. QuaTheDA hat sich als etabliertes Qualitätsrefe-
renzsystem in der Suchthilfe durchgesetzt. QuaTheDA unterstützt zudem die För-
derung von Stufenkonzepten. Es soll geprüft werden, ob die Einführung des Re-
ferenzsystems für die sozialen Einrichtungen sinnvoll ist.  

4. Der Aufenthalt in der sozialtherapeutischen stationären Suchttherapie dauert so 
kurz wie möglich und so lange wie nötig und erzielt einen hohen Wirkungsgrad. 
Werden die oben genannten Ziele konsequent verfolgt und umgesetzt, kann 
überprüft werden, wie sich dies auf die Dauer der Nutzung auswirkt. Im Rahmen 
der jährlichen Prüfung des Qualitätsindikators Durchlässigkeit können Aussagen 
über die Wirkung gemacht werden. Dabei werden die Austrittsgründe und die 
Situation nach dem Austritt analysiert. 

4.3 Zusammenfassung und Auswirkungen 
Die sozialtherapeutischen Angebote für Personen mit Suchtproblemen umfassen das 
stationäre Wohnen mit Suchttherapie (IVSE-Bereich C) sowie die Nachsorge. Der 
Aufgabenbereich ist in den letzten Jahren mengenmässig gewachsen. Der Aufwand 
ist von 4,2 Millionen Franken im Jahr 2020 auf 5,7 Millionen Franken im Jahr 2022 
gestiegen. 
 
Verursacht wurde dieses Wachstum unter anderem durch die Öffnung der Angebote 
für erwachsene Personen mit Verhaltenssüchten, Alkohol- oder Cannabisproblematik 
sowie durch die längere durchschnittliche Dauer des Leistungsbezugs, was mit der 
erschwerten Wiedereingliederung während der Pandemie zusammenhängen kann.  
 
Der Planungsbericht 2020 enthielt drei Massnahmen zur Suchttherapie, von denen 
alle bearbeitet und zwei abgeschlossen wurden (Tab. 4.1). Einzelheiten zur Evaluation 
finden sich in Kapitel 4.2.  
 

C1 Konzeption 
Nachsorge 

Inhalte, Ziele und Finanzierung der Nachsor-
geleistungen harmonisieren. 

abgeschlossen 

C2 Konzeption 
Suchttherapie 

Umsetzung der Stufenmodelle der beiden 
Suchttherapieeinrichtungen beobachten und 
Ergebnisse für die Weiterentwicklung nutzen. 

bearbeitet, wei-
terführen 

C3 Analyse Verhal-
tenssucht 

Kantonale und nationale Entwicklungen der 
sozialtherapeutischen Suchttherapie bei Ver-
haltenssüchten analysieren. 

abgeschlossen 

Tab. 4.1: Massnahmen aus dem Planungsbericht 2020–2023 
 
Die Massnahme «Konzeption Suchttherapie» soll weitergeführt werden mit dem 
Schwerpunkt, eine durchgängige Angebotskette über alle Stufen der sozialtherapeu-
tischen stationären Suchttherapie inkl. Nachsorge zu schaffen, die Durchlässigkeit zu 
anderen einrichtungsinternen sowie vor- und nachgelagerten Angeboten sicherzu-
stellen und die Entwicklung der Aufenthaltsdauer zu überwachen. 
 

https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/CdwsFiles?fileid=a5d0087944e94728ae4be6cde290213f
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C1 Konzeption 
Suchttherapie 

Prüfung und Weiterentwicklung der Stufen-
konzepte, Erhöhung der Durchlässigkeit, För-
derung von Innovationsprojekten, Prüfung 
der QuaTheDA-Zertifizierung, Beobachtung 
der Aufenthaltsdauer 

Weiterführung 
der Massnahme 
C2 aus Tab. 4.1 

Tab. 4.2: Neue Massnahmen für die Periode 2024–2027 
 
Der Bedarf dürfte in den kommenden Jahren auch im hohen Szenario weniger stark 
wachsen als seit 2020 – oder sich im tiefen Szenario gar auf dem Niveau von 2022 
stabilisieren. Im Mittel erwarten wir bis 2027 einen durch ein Mengenwachstum be-
dingten Anstieg der Kosten von 5,7 auf 6,3 Millionen Franken (zu Preisen von 2022 
exkl. Teuerung und Reallohnentwicklung).  
 
Um zu vermeiden, dass Platzierungen zunehmend in anderen Kantonen erfolgen 
und sich damit der kantonalen Steuerung und Aufsicht entziehen, ist eine Erweite-
rung der innerkantonalen Angebote zu prüfen. Dabei sollen insbesondere Kooperati-
onen verschiedener Akteure gefördert und das Stufenmodell mit weniger betreu-
ungsintensiven Wohnkonzepten durch Innovationsprojekte umgesetzt werden. 

5 Rahmenbedingungen und Auswirkungen 
Die vorangehenden Kapitel haben zielgruppenspezifische Themen zum Inhalt: Kin-
der, Jugendliche, junge Erwachsene und Familien in Kapitel 2, Erwachsene mit Behin-
derungen in Kapitel 3 sowie Erwachsene mit Suchtproblematiken in Kapitel 4. Wir 
schliessen den Bericht ab mit Bemerkungen zu Querschnittsaufgaben, institutionel-
len und rechtlichen Fragen und dem zielgruppenübergreifenden Handlungsbedarf. 

5.1 Querschnittsmassnahmen 
Der Planungsbericht 2020 enthielt eine generelle, zielgruppenübergreifende Mass-
nahme, welche erfolgreich abgeschlossen wurde (Tab. 5.1). 
 

A6 
B4 

Fachapplikation 
SEG 

Digitalisierung der administrativen Abläufe 
zwischen sozialen Einrichtungen und der 
Disg 

abgeschlossen 

Tab. 5.1: Massnahmen aus dem Planungsbericht 2020–2023 
 
Die Einführung der Fachapplikation SEG ist erfolgreich abgeschlossen und erlaubte 
die Einführung des individuellen Betreuungsbedarfs und der leistungsorientierten 
Abgeltung im stationären Bereich B. Die Digitalisierung der Prozesse verringerte den 
administrativen Aufwand und beschleunigte die Prozesse. Die Fachapplikation er-
laubte die Aufrechterhaltung der Gesuchsbearbeitung während der Pandemie, er-
möglicht ein tagesaktuelles Controlling, die Automatisierung der Rechnungsprüfung, 
raschere Zahlungen, weniger Abklärungen dank einer gemeinsamen Datenplattform, 
einen verbesserten Datenschutz und die Ablösung der alten Datenbank. Alle Luzer-
ner Einrichtungen haben für innerkantonale Platzierungen auf einen papierlosen Ge-
suchs- und Abrechnungsprozess umgestellt. Die Pflege und die Weiterentwicklung 
der Software ist eine laufende Aufgabe. 
 
Für die Planungsperiode bis 2027 sind in einer gemeinsamen Anstrengung aller be-
teiligten Akteure verschiedene Massnahmen im Personalbereich erforderlich, um die 

https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/CdwsFiles?fileid=a5d0087944e94728ae4be6cde290213f
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Tragfähigkeit und Fachkompetenz der Institutionen zu sichern und ihre Innovations-
kraft zu fördern. Durch Bildung und Weiterbildung sowie eine adäquate Entwicklung 
des Personalaufwands sollen die Arbeitgeberattraktivität der sozialen Einrichtungen 
erhalten und weiterentwickelt und die Betreuungsleistungen sichergestellt werden. 
Der Auf- und Ausbau von Fachkompetenzen beispielsweise zu den Themen Sozial-
raumorientierung, Traumapädagogik und psychische Erkrankungen hat zum Ziel, die 
eigene Kompetenz und Fachlichkeit der Einrichtungen im Umgang mit Krisen- wie 
auch Entwicklungssituationen zu erhalten und zu fördern. Anreizsysteme für Ausbil-
dungsbetriebe sollen geprüft werden. Die Analyse der vorhandenen Personalres-
sourcen und des Betreuungsschlüssels zur bedarfsgerechten Betreuung wird durch 
eine systematische Datenerhebung ermöglicht (Qualitätsindikatoren).  
 
Der Fachpersonalmangel betrifft die sozialen Einrichtungen in besonderem Masse, 
die Förderung und der Erhalt des bestehenden Personals hat hohe Priorität. Betreu-
ungspersonen ziehen einen wesentlichen Teil ihrer Arbeitsmotivation aus der wir-
kungsvollen Interaktion mit den betreuten Personen und ihrem Umfeld. Qualitäts-
einbussen in der Betreuungsarbeit, welche durch fehlende Personalressourcen verur-
sacht werden, sind daher für die Betreuungspersonen nicht nur durch die Arbeitsbe-
lastung an sich, sondern zusätzlich durch einen Verlust an Sinnhaftigkeit doppelt be-
lastend (Schweizerisches Observatorium für die Berufsbildung 2018). Ergriffene 
Massnahmen in angrenzenden Berufsfeldern (z. B. Pflegeinitiative), die attraktiven 
Arbeitszeiten und Ferienregelungen im Bildungswesen und Lohnunterschiede zu an-
deren Kantonen verstärken den Druck auf die Betreuung in den Luzerner Institutio-
nen zusätzlich. 
 
Übergeordnete Zielsetzungen und Strategien mit Bezug zum Aufgabenbereich sozi-
aler Einrichtungen sind weiter die kantonale Klimastrategie (Planungsbericht B 87 
über die Klima- und Energiepolitik 2021 des Kantons Luzern vom 21. September 
2021) und die kantonale Digitalstrategie (Planungsbericht B 108 über die Strategie 
zur Gestaltung des digitalen Wandels in Wirtschaft, Gesellschaft und öffentlicher Ver-
waltung vom 29. März 2022). 
 
Die Klimastrategie hat das Ziel netto null Treibhausgasemissionen bis 2050 und for-
muliert Aufträge bezüglich der Gebäude (Kap. 6.5 in B 87) und zur Vorbildfunktion 
des Kantons Luzern (Kap. 6.8 in B 87). Die sozialen Einrichtungen betreiben einen be-
trächtlichen Gebäudepark und der Kanton Luzern ist Eigner von mehreren sozialen 
Einrichtungen, welche zu den grössten Arbeitgebern der Zentralschweiz gehören. 
Die Massnahme KS-V6.1 der Massnahmen- und Umsetzungsplanung Klima und 
Energie beinhaltet die Aufnahme und die Konkretisierung von Klimazielen in den 
Eignerstrategien des Kantons, verbunden mit Vorgaben für die Unternehmen. Die 
Organisationen sollen die gleichen klimabezogenen Ziele wie der Kanton selbst ver-
folgen. Auch alle anderen sozialen Einrichtungen müssen die Folgekosten von Inves-
titionen, welche 250'000 Franken übersteigen, vorgängig von der Koseg anerkennen 
lassen. Dies trifft beispielsweise auf den Ersatz von Heizungssystemen zu. Die Koseg 
und unser Rat nehmen damit entscheidenden Einfluss auf Investitionsvorhaben, wel-
che die Umsetzung der Klimastrategie in den sozialen Einrichtungen fördern oder 
behindern können. Ihr Rat wiederum hat die Kompetenz und Aufgabe, die nötigen 
Mittel im Rahmen des Budgets und des AFP zu bewilligen. 
 
Die Digitalstrategie (B 108) will als Kernziele unter anderem «die Förderung der 
Chancengerechtigkeit ins Zentrum rücken» und «Bildung als Basis für den Erfolg 

https://savoirsocial.ch/wp-content/uploads/2018/06/Laufbahnstudie-Teil-3-Berufsabgewanderte_D.pdf
https://www.lu.ch/-/klu/ris/cdws/document?fileid=3bcaffc32c2a405b975037714ae2fad6
https://www.lu.ch/-/klu/ris/cdws/document?fileid=7ab6eb240b054e1ea928fe688a3cac46
https://www.lu.ch/-/klu/ris/cdws/document?fileid=3bcaffc32c2a405b975037714ae2fad6
https://www.lu.ch/-/klu/ris/cdws/document?fileid=3bcaffc32c2a405b975037714ae2fad6
https://www.lu.ch/-/klu/ris/cdws/document?fileid=7ab6eb240b054e1ea928fe688a3cac46
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nutzen». Die Anknüpfungspunkte zu den Aufgaben der sozialen Einrichtungen sind 
offensichtlich und vielfältig. Beispielsweise sind die Kompetenzen von Kindern, Ju-
gendlichen und jungen Erwachsenen, die in sozialen Einrichtungen aufwachsen, im 
Hinblick auf die Berufsbildung und im Umgang mit digitalen Medien zu fördern. Bei 
allen Zielgruppen und insbesondere auch bei Menschen mit Behinderungen steht 
die Partizipation im Fokus, sodass der digitale Wandel nicht zu einer Quelle neuer 
Diskriminierungen wird, sondern sein Potenzial als Chance genutzt werden kann, 
beispielsweise in der unterstützten Kommunikation. Die sozialen Einrichtungen sind 
herausgefordert, die nötigen Kompetenzen zur Gestaltung des digitalen Wandels in 
der Betreuungsarbeit, zur Förderung der Selbstbestimmung und in ihrer innerbe-
trieblichen Administration weiterzuentwickeln. 
 
Tabelle 5.2 zeigt die Querschnittsmassnahmen in der Übersicht. Die Reihenfolge be-
inhaltet keine Wertung. 
 

Q1 Personal Tragfähige Institutionen, Innovationskraft 
und Fachkompetenz sicherstellen in einem 
Umfeld mit Fachpersonalmangel;  
Bildung und Weiterbildung fördern, Arbeit-
geberattraktivität erhalten 

neue Massnahme 

Q2 Klima Umsetzung kantonale Klimastrategie bezüg-
lich Gebäudepark und Investitionen 

neue Massnahme 

Q3 Digitaler Wandel Umsetzung kantonale Strategie zur Gestal-
tung des digitalen Wandels bezüglich Chan-
cengerechtigkeit und Bildung als Basis 

neue Massnahme 

Tab. 5.2: Neue Massnahmen für die Periode 2024–2027 
 
Weitere Handlungsfelder im Bereich der externen Rahmenbedingungen sind die Ver-
besserung der Zusammenarbeit mit dem Sozialversicherungszentrum WAS Wirt-
schaft Arbeit Soziales und die Weiterentwicklung der rechtlichen Grundlagen. 
 
In der Zusammenarbeit mit dem WAS soll offengelegt und koordiniert werden, wel-
che Angebote nach dem SEG in welchem Umfang und zu welchen Konditionen di-
rekt durch das WAS genutzt werden. Das WAS nutzt heute Plätze, die Gegenstand 
des Leistungsauftrags der Koseg sind. Dadurch fehlen diese Kapazitäten für Perso-
nen mit Anspruch auf Leistungen nach dem SEG. Der Effekt ist antizyklisch: Je höher 
die allgemeine Nachfrage, desto mehr Plätze besetzt das WAS, desto kleiner das ver-
bleibende Platzangebot nach dem SEG. Nachfragespitzen werden dadurch akzentu-
iert.  
 
Da die sozialen Einrichtungen nach einem Entscheid des Bundesamts für Sozialversi-
cherungen für IV-Angebote keinen Schwankungsfonds mehr führen, fliessen Über-
schüsse aus Leistungsabgeltungen vom WAS bei hoher Auslastung direkt ins freie 
Kapital der Trägerschaft. Dies führt zu Fehlanreizen in der Ausgestaltung der Kosten-
rechnung und zu einer bevorzugten Aufnahme von Klientinnen und Klienten mit ei-
ner IV-Finanzierung. Umgekehrt werden bei tiefer Auslastung die Verluste aus unge-
nutzten Kapazitäten nur dem Schwankungsfonds SEG belastet, da die ungenutzten 
Plätze dem Leistungsauftrag der Koseg zugeordnet werden. Die Kooperation des 
WAS ist notwendig, um die Belegung und die Mittelflüsse transparent nachvollzie-
hen und effizient gestalten zu können.  
 

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
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Bei den rechtlichen Grundlagen drängt sich eine Revision der Interkantonalen Ver-
einbarung über soziale Einrichtungen auf (IVSE, vgl. Kap. 1.4). Ihr Geltungsbereich 
soll um ambulante Leistungen in den Bereichen A, B und C sowie um die Dienstleis-
tungsanbieter für die Familienpflege erweitert werden, um auch für diese Angebots-
typen eine verlässliche Grundlage für die interkantonale Zusammenarbeit und Finan-
zierung zu schaffen. Die Disg setzt sich als IVSE-Verbindungsstelle des Kantons Lu-
zern in den entsprechenden interkantonalen Gremien für eine Revision ein. 
 
Im Kanton Luzern ist für die Periode bis 2027 von unserem Rat nach heutigem Stand 
keine Revision des Gesetzes über soziale Einrichtungen (SEG) vorgesehen. Anpassun-
gen an der Verordnung zum Gesetz (SEV) liegen – nach Anhörung der Koseg – in un-
serer Kompetenz, und wir haben im 1. Quartal 2023 eine öffentliche Vernehmlassung 
zu einer solchen Änderung durchgeführt. Eine weitere punktuelle Anpassung der 
SEV dürfte in der zweiten Hälfte der Legislaturperiode folgen. 

5.2 Finanzielle Entwicklung 
Es ist unser Ziel, bedarfsgerechte Angebote für die unterschiedlichen Anspruchs-
gruppen auch zukünftig wirkungsvoll und kostengünstig bereitzustellen. Eine strate-
gisch ausgerichtete zukunftsorientierte Weiterentwicklung soll laufend stattfinden, 
ohne bestehende Werte und Elemente eines funktionierenden Systems zu zerstören. 
Im Fokus stehen die Betreuung, die Begleitung, die Schulung und die Förderung be-
treuungsbedürftiger Personen unter Berücksichtigung der Grundsätze der Ethik, der 
Wirtschaftlichkeit, der Wirksamkeit und der Qualität. Angestrebt werden die gesell-
schaftliche Integration, die Selbstbestimmung und die Gewährleistung des Schutzes 
der betreuungsbedürftigen Personen. Ein qualifiziertes und ausreichendes Angebot 
im Kanton Luzern setzt die richtigen Anreize und ermöglicht eine effektive und effizi-
ente Nutzung der Angebote. 
 
Die in diesem Planungsbericht skizzierten Vorgehensweisen und Massnahmen die-
nen demnach hauptsächlich dazu, bereits eingeschlagene Strategien fortzuführen 
und anstehende Herausforderungen zu bewältigen. Den finanziellen Mittelbedarf im 
Aufgabenbereich 5040 «Soziales und Gesellschaft», Leistungsgruppe «Soziale Ein-
richtungen», zeigt Abbildung 5.1 (brutto).  
 
Die hellblauen Säulen zeigen die tatsächlichen Aufwendungen der Rechnungsjahre 
2020 bis 2022 sowie die Hochrechnung I zum Rechnungsjahr 2023. Der sprunghafte 
Anstieg im Jahr 2023 ist auf die in der Schweiz seit Sommer 2022 erstmals seit langer 
Zeit wieder deutlich spürbare Inflation zurückzuführen. Seit der Teilrevision des SEG 
per 1. Januar 2020, welche günstiger herausgekommen ist als erwartet beziehungs-
weise budgetiert, hat die Entwicklung des Aufwands in jedem Jahr genau den Erwar-
tungen entsprochen. Die Planungsgenauigkeit war in diesem Aufgabenbereich in 
den letzten Jahren sehr hoch. Ende 2023 erwarten wir die Eröffnung des Neubaus 
des Wohnheims Sonnegarte, wodurch ab dem Jahr 2024 Mehrkosten anfallen und 
ein kontinuierlicher Platzausbau im Kanton Luzern für Menschen mit hohem Betreu-
ungsbedarf ermöglicht wird. 
 

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/896
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894b
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894


80 

 
Abb. 5.1: Mittelbedarf in Millionen Franken (brutto) 
Wichtiger Hinweis zur Abbildung: Die Säulen sind unten bei 150 Millionen Franken abgeschnit-
ten. Dadurch werden Entwicklungen von Jahr zu Jahr besser sichtbar, das Kostenwachstum 
wirkt aber um einen Faktor 4 überzeichnet im Vergleich zu einer Abbildung, welche die Säulen 
in ihrer ganzen Höhe zeigt. 
 
Für die weiteren Jahre bis 2027 zeigen die dunkelblauen Säulen in Abbildung 5.1 
den voraussichtlichen Mittelbedarf (brutto). Der Mittelbedarf steigt in der Grössen-
ordnung von 2 Prozent pro Jahr (exkl. Teuerung und Reallohnentwicklung). Dies ent-
spricht einer Fortsetzung vergangener Trends. Im Vergleich zum Gesundheitswesen 
mit jährlichen Kostensteigerungen von bis 4 Prozent liegt das Kostenwachstum bei 
den sozialen Einrichtungen tiefer, obwohl mit dem Bevölkerungswachstum, der de-
mografischen Alterung, dem medizinischen Fortschritt und einer zunehmenden 
Komplexität der Betreuungssituationen ähnliche Faktoren wirken. Einen kosten-
dämpfenden Effekt haben unter anderem die leistungsorientierte Abgeltung, die 
ambulanten Leistungen, das wirkungsvolle Controlling sowie der geplante Ausbau 
von ergänzenden Betreuungsangeboten.  
 
In dieser Aufwandschätzung ist die Umsetzung der Massnahmen A1–A6 (Kap. 2.7), 
B1–B4 (Kap. 3.6), C1 (Kap. 4.3) und Q1–Q3 (Kap. 5.1) bereits enthalten. Ein Verzicht 
auf einzelne Massnahmen würde nicht zu Einsparungen führen, denn die Massnah-
men dienen dazu, die antizipierten gesellschaftlichen, demografischen und ökono-
mischen Entwicklungen aufzufangen. Die vorgesehenen Massnahmen sind in dreier-
lei Hinsicht finanzwirksam: 

‒ Verlagerung zwischen Angebotstypen (z. B. A5, B1): Niederschwellige Ange-
bote sind oft vergleichsweise kostengünstig. Dasselbe gilt für ambulante 
Leistungen und für Platzierungen in Pflegefamilien im Vergleich zu Heimen. 
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Für die individuelle Platzierung sind immer der Bedarf und die Indikation aus-
schlaggebend, nicht finanzielle Überlegungen. Wichtig ist aber, dass ausrei-
chend kostengünstige Angebote zur Verfügung stehen, wenn sie geeignet 
erscheinen, damit nicht auf teurere Angebote ausgewichen werden muss. 

‒ Verlagerung zwischen Angeboten nach dem SEG und angrenzenden Syste-
men (z. B. A1, B4, C1): Bedarfsorientierte Angebote an den Schnittstellen ver-
hindern ein teures Hin-und-Her der betreuten Kinder und Erwachsenen bei-
spielsweise zwischen Einrichtung und Herkunftsfamilie, Alters- und Pflegehei-
men, Psychiatrie oder Entzugskliniken. Sie entlasten so das Sozial-, Gesund-
heits- und Bildungswesen. 

‒ Verlagerung von ausser- zu innerkantonalen Angeboten (z. B. A2, B3): Der 
Aufbau innerkantonaler Angebote führt dazu, dass weniger spezialisierte 
Leistungen in anderen Kantonen eingekauft werden müssen. Das Lohnniveau 
ist im Kanton Luzern tiefer als in den meisten Kantonen mit ausserkantonal 
genutzten Angeboten. Daher sind durch eine Verlagerung zu lokalen Anbie-
tern keine Mehrkosten zu erwarten. Die finanzielle Steuerbarkeit für den Kan-
ton Luzern wird verbessert. 

 
Der Bruttoaufwand abzüglich durchlaufende Beiträge wird hälftig von Kanton und 
Gemeinden finanziert. Die Teuerung ist in den Planzahlen in der Abbildung 5.1 ab 
2024 nicht enthalten. Die benötigten Mittel sind im Voranschlag 2024 inklusive Teue-
rung und in den Planjahren 2025–2027 exklusive Teuerung eingestellt. Wir verweisen 
dazu auf unsere Botschaft zum Aufgaben- und Finanzplan (AFP) 2024–2027 mit Ent-
wurf des Voranschlags 2024. Die finanziellen Angaben in diesem Bericht sind infor-
mativ und stehen unter dem Budgetvorbehalt. Mit seiner Zustimmung zu diesem Be-
richt bewilligt Ihr Rat diese Mittel nicht, sondern nimmt die voraussichtlichen Auswir-
kungen der Bedarfs- und Angebotsentwicklung zur Kenntnis. 

6 Ergebnis der Vernehmlassung 
Die Vernehmlassung fand vom 27. Januar bis zum 20. April 2023 statt. Es sind insge-
samt 101 Stellungnahmen eingegangen: von allen im Kantonsrat vertretenen Par-
teien, vom Verband Luzerner Gemeinden (VLG) und 40 Gemeinden, von den Verbän-
den IG Trägerschaften und Heimkonferenz Luzern sowie von32 sozialen Einrichtun-
gen und von 20 weiteren Teilnehmenden. Die Vernehmlassung ergab dadurch ein 
aussagekräftiges, repräsentatives Bild. 

6.1 Stellungnahme zu einzelnen Punkten und Würdigung 
Die Vernehmlassung wurde mittels Online-Fragebogen durchgeführt. Die Teilneh-
menden wurden zu sechs Themenfeldern befragt und konnten sich äussern, ob sie 
mit dem Bericht ganz, teilweise oder nicht einverstanden waren. Jede Antwort 
konnte zudem mit individuellen Bemerkungen ergänzt werden. Eines der sechs ab-
gefragten Themen war die Zustimmung zur grundsätzlichen strategischen Ausrich-
tung. Dazu gehört insbesondere der Rückblick auf die Teilrevision des SEG im Jahr 
2020, die Fortführung der Strategie «ambulant und stationär» und die Förderung ei-
ner bedarfsgerechten Weiterentwicklung unter Berücksichtigung von demografi-
schen, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Trends. Die übrigen Fragen bezogen 
sich auf die Bedarfsszenarien und die vorgesehenen Massnahmen jeweils für die Be-
reiche A (Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene), B (Erwachsene mit Behinde-
rungen) und C (Suchttherapie). 
 

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
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Der Bericht stiess auf grossmehrheitliche Zustimmung: 
‒ Die im Kantonsrat vertretenen Parteien unterstützten den Planungsbericht 

und wiesen teilweise auf zusätzlichen Bedarf hin. So verwies die FDP im Be-
reich A auf die Wartezeiten für Angebote mit psychiatrischer und psychothe-
rapeutischer Ausrichtung, welche Besorgnis erregten. Die GLP forderte eine 
stärkere Berücksichtigung der demografischen Alterung. 

‒ Der Verband Luzerner Gemeinden und fast alle teilnehmenden Gemeinden 
stimmten allen Fragen zu. Drei Gemeinden stimmten bei ausgewählten Fra-
gen nur teilweise zu, generell ablehnende Stimmen gab es keine. Dies ist in-
sofern von herausragender Bedeutung, als die Gemeinden die Hälfte des 
Aufwands nach dem SEG finanzieren. 

‒ Die IG Trägerschaften und die Heimkonferenz des Kantons Luzern waren 
ebenfalls mit allen Themenfeldern grundsätzlich einverstanden. Dies trifft 
auch auf die meisten teilnehmenden sozialen Einrichtungen zu, wobei einige 
vor allem zu ihrem eigenen Tätigkeitsfeld differenzierte Rückmeldungen ge-
geben haben. Vier Anbieter hatten teilweise Vorbehalte zu einem sie betref-
fenden Thema, ein Anbieter war mit einem Thema nicht einverstanden. 

‒ Weiter nahmen die Kommission für soziale Einrichtungen, die Kommission 
Soziales und Gesellschaft, drei Departemente, drei Privatpersonen und elf 
weitere Verbände und Organisationen teil. Die Zustimmung überwog auch in 
dieser Gruppe deutlich. Einige Organisationen bezogen pointiert Stellung 
und setzten sich mit Nachdruck für ihre jeweilige Interessengruppe ein. Dies 
führte zu einem höheren Anteil an nur teilweise zustimmenden Rückmeldun-
gen. Mehrheitlich kritisch war die Stellungnahme von Pro Infirmis, die den 
Bericht als zu stark in überholten (stationären) Denkmustern verhaftet sah 
und eine noch stärkere Subjektorientierung forderte. 

 
Von der Möglichkeit, eigene Bemerkungen anzubringen, wurde von allen Gruppen 
rege Gebrauch gemacht. Die Bemerkungen zeigten, dass der Bericht insgesamt als 
faktenbasiert, plausibel und solide wahrgenommen wurde und die vorgesehenen 
Massnahmen als zeitgemäss, angemessen und realisierbar erschienen. Alle Massnah-
men wurden mit unterschiedlich viel Nachdruck als notwendig bezeichnet und nur 
sehr vereinzelt wurden zusätzliche Massnahmen gefordert. 
 
Während die Richtung der weiteren Entwicklung also weitgehend unumstritten war, 
wurde die Geschwindigkeit der nächsten Schritte kontroverser diskutiert. Vor allem 
die etablierten Anbieter wiesen vielfach auf konkret zu lösende operative oder auch 
finanzielle Herausforderungen hin. Derweil drängten vor allem die Verbände, aber je 
nach Thema auch die Parteien und Gemeinden auf mehr Tempo bei der Weiterent-
wicklung. Unser Rat ist sich dieser Spannung bewusst und achtet auf eine gute Ba-
lance. 
 
Der Bereich A, der die Angebote für Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene mit 
Betreuungsbedarf umfasst, führte in der Vernehmlassung zu engagierten Rückmel-
dungen. Der Aufgabenbereich ist sehr vielseitig und komplex durch die grosse Zahl 
an Akteurinnen und Akteuren und die vielen Schnittstellen. Auch die rasche biografi-
sche Entwicklung der Kinder und Jugendlichen sowie die aktuellen Veränderungen 
der psychischen Gesundheit der jüngeren Generation führen zu einer hohen Dyna-
mik in diesem Bereich.  
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Handlungsbedarf und Dringlichkeit wurden von den Teilnehmenden der Vernehm-
lassung im Bereich A denn auch generell als grösser wahrgenommen als in anderen 
Aufgabenbereichen. Die Aufmerksamkeit lag auf den Pflegefamilienverhältnissen, 
auf den Auswirkungen der Migration, bei der Übergangsbegleitung und ambulanten 
Nachbetreuung nach dem Heimaustritt sowie an den Schnittstellen zwischen Psychi-
atrie und sozialen Einrichtungen für Jugendliche mit herausforderndem Verhalten 
und psychischen Problemen. Die Bedarfsszenarien wurden als plausibel eingestuft 
und die vorgesehenen Massnahmen als zielführend, umstritten ist allenfalls das 
Tempo. 
 
Bei den Angeboten für Erwachsene war die Teilrevision des SEG im Jahr 2020 erfolg-
reich. Die damals umgesetzten Änderungen haben breite Akzeptanz. Auch in diesem 
Aufgabenbereich soll für die Teilnehmenden der Vernehmlassung eine Priorität bei 
der Schnittstelle zur Psychiatrie liegen. Die ambulanten Angebote sollen weiter aus-
gebaut werden, alle Menschen mit Behinderungen sollen aber weiterhin auch be-
darfsgerechten Zugang zu stationären Angeboten haben. 
 
Zahlreiche Teilnehmende der Vernehmlassung betonten, dass es sich bei den Leis-
tungen der sozialen Einrichtungen um eine gesetzlich vorgeschriebene staatliche 
Aufgabe handelt, die entsprechend finanziert werden müsse. Ein jährliches Wachs-
tum des realen Mittelbedarfs in der Grössenordnung von ungefähr 2 Prozent wurde 
als plausibel aufgenommen. Die Finanzplanung solle nun mit dem Mittelbedarf in 
Übereinstimmung gebracht werden, forderten beispielsweise die FDP und die SP, 
der Verband Luzerner Gemeinden, die Stadt Luzern und zahlreiche soziale Einrich-
tungen. 
 
Die IG Trägerschaften und die Heimkonferenz Luzern sowie zahlreiche Anbieter kriti-
sierten die bisherige Praxis, auf dem Transferaufwand für die Leistungsabgeltung der 
sozialen Einrichtungen keine Teuerung und keine Lohnentwicklung zu budgetieren. 
Auch die Kommission für soziale Einrichtungen wies auf diesen Punkt hin und kam 
zum Schluss, «dass die Fortführung der bisherigen Politik gegenüber dem Betreu-
ungs- und Pflegepersonal wesentliche Risiken birgt, welche die Systemstabilität und 
Betreuungsqualität gefährden». 
 
Wir teilen die Einschätzung, dass die Leistungen der sozialen Einrichtungen in Über-
einstimmung mit § 12 SEG grundsätzlich kostendeckend finanziert sein sollen. Den 
finanziellen Forderungen tragen wir im Budget 2024 Rechnung und verweisen dazu 
auf unsere Botschaft zum AFP 2024–2027. Zugleich sind wir überzeugt, dass auch in 
dieser Branche betriebswirtschaftliche Potenziale vorhanden und Effizienzsteigerun-
gen möglich sind; diese gilt es auch in den kommenden Jahren zu realisieren. 
 
Oft wurde in den Vernehmlassungsantworten zudem eine Verbindung zwischen der 
Finanzierung und dem Thema Fachpersonalmangel hergestellt, welcher als grosse 
Herausforderung für die ganze Branche erkannt wird. Wir sind der Meinung, dass 
neben marktgerechten Löhnen auch andere Faktoren wichtig sind und eine ganz-
heitliche Betrachtung angezeigt ist. Insbesondere die Berufswahl, die Aus- und Wei-
terbildung sowie der langfristige Verbleib im Beruf – möglichst mit einem hohen 
Pensum – sind durch attraktive Rahmenbedingungen zu fördern. Die Massnahme Q1 
zum Personal zielt darauf ab, wird aber die eigenen Bemühungen der sozialen Ein-
richtungen als Arbeitgeberinnen nur ergänzen und unterstützen können. 
 

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
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Wenige Teilnehmende der Vernehmlassung wünschten sich für die vorgesehenen 
Massnahmen ein Preisschild. Die Massnahmen sind im ausgewiesenen Mittelbedarf 
enthalten und können nicht einzeln quantifiziert werden. Zudem sind sie oft Voraus-
setzung, um Mehrkosten zu vermeiden. Beispielsweise wird die Zahl der Jugendli-
chen, die 365-Tage-Sonderschulinternatsplätze im Bereich Verhalten benötigen, 
durch die Massnahme A2, mit welcher die Schaffung solcher Plätze im Kanton Lu-
zern geprüft werden soll, nicht verändert. Die Massnahme kann aber mittelfristig zu 
einer Verlagerung des Leistungsbezugs von ausserkantonalen zu innerkantonalen 
Einrichtungen führen, was sich positiv auf die Steuerung, Planung und Abgeltung der 
Angebote auswirkt. Angesichts des höheren Lohnniveaus in anderen Kantonen mit 
solchen Angeboten dürfte die Massnahme zudem einen kostendämpfenden Effekt 
haben.  
 
Einige anerkannte Einrichtungen bezweifelten im Rahmen der Vernehmlassung aller-
dings die kostendämpfende Wirkung der Massnahmen A6 und B2, mit welchen die 
Flexibilisierung, die Durchlässigkeit und die Sozialraumorientierung gefördert wer-
den sollen. Ein grosser Anbieter schrieb, es gelte «zu beachten, dass individualisierte 
statt standardisierte Angebote per se mehr kosten». Wir teilen diese Einschätzung 
nicht und sind überzeugt, dass der Grundsatz «so viel wie nötig, so wenig wie mög-
lich» nicht nur aus bedarfs- und personenorientierter Perspektive, sondern auch fi-
nanzpolitisch nachhaltig ist. 

6.2 Wichtige Unterschiede Vernehmlassungsbotschaft - definitive Bot-
schaft 
In allen Kapiteln haben wir redaktionelle Anpassungen oder inhaltliche Präzisierun-
gen vorgenommen, auf die im Rahmen der Vernehmlassung aufmerksam gemacht 
wurde. Die grundsätzliche strategische Ausrichtung, die Bedarfsszenarien und die 
vorgesehenen Massnahmen in den Kapiteln 1 bis 5.1 sowie das Kapitel 7 blieben da-
bei unverändert. Gegenstand dieses Planungsberichtes sind Leistungen der sozialen 
Einrichtungen nach dem SEG, dazu haben wir in den Kapiteln 1 und 3 einige Abgren-
zungen klarer formuliert. Inhaltliche Änderungen betrafen unter anderem die Aus-
führungen zum Bedarf an den Schnittstellen zu angrenzenden Systemen in den Ka-
piteln 2.1 und 2.2 (Psychiatrie, Berufsfindung, Migration, IV) sowie zu den Stufenkon-
zepten der Suchttherapie in Kapitel 4. Dem Bedarf von Familien mit Kindern mit Be-
hinderungen wurde in Kapitel 2.6 mehr Raum gegeben. 
 
Die Ergebnisse aus der Vernehmlassung führten zu einer grundlegenden Überarbei-
tung des Kapitels 5.2 «Finanzielle Entwicklung». Das Kapitel zeigt nun besser auf, 
dass der ausgewiesene Mittelbedarf die vorgesehenen Massnahmen beinhaltet und 
voraussetzt. Der Mittelbedarf im Total in Abbildung 5.1 wurde auf den aktuellen 
Stand nachgeführt, unter anderem mit dem Rechnungsergebnis 2022, mit einer ers-
ten Hochrechnung für das Jahr 2023 sowie unter Berücksichtigung einiger weiterer 
Entwicklungen seit Erarbeitung der Vernehmlassungsbotschaft. Weiterhin werden die 
Planjahre ab 2024 ohne Teuerung und Lohnentwicklung dargestellt – da diese so 
weit in die Zukunft nicht planbar sind –, jedoch neu zu Preisen von 2023 statt zu 
denjenigen von 2022. Der Bezug zum AFP 2023–2026 wird in Kapitel 5.2 nicht mehr 
hergestellt, wir verweisen stattdessen auf unsere Botschaft zum AFP 2024–2027. Die 
Herleitung der finanziellen Szenarien in den Kapiteln 2 bis 4 blieb unverändert. 

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
https://www.lu.ch/-/klu/ris/cdws/document?fileid=32b096d8b1894edcae80ea030bbef37e
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7 Würdigung 
Dieser Planungsbericht ist die strategische Leitlinie unseres Handelns im Aufgaben-
bereich «soziale Einrichtungen» in den kommenden vier Jahren. Er schliesst metho-
disch und inhaltlich an den vorangehenden Planungsbericht 2020 an und führt die 
strategischen Zielsetzungen des Kantons Luzern weiter: 
 

‒ Luzern steht für Lebensqualität 
Für Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene sowie ihre Familien stehen be-
darfsgerechte ergänzende Hilfen zur Erziehung bereit. Erwachsene Menschen mit 
Behinderungen wählen zwischen vielseitigen Angeboten für Wohnen, Arbeiten 
und Beschäftigung. Der Zugang zur sozialtherapeutischen Suchttherapie ist bei 
Bedarf gewährleistet. Betreuende Angehörige können ergänzende Betreuungsan-
gebote nutzen. 
 
‒ Luzern steht für Innovation 

Alle Angebote sind flexibel und durchlässig ausgestaltet. Neue Wohn- und Ar-
beitsformen in stationären und ambulanten Betreuungssituationen werden entwi-
ckelt. Konzeptionelle Grundlagen entwickeln sich weiter, Pilotprojekte fördern die 
Innovation. Der Planungsunsicherheit begegnen wir mit Szenarien. Durch die in-
terprofessionelle Zusammenarbeit an den Schnittstellen zur Psychiatrie, zur Son-
derschulung und zum Leben im Alter entstehen tragfähige Lösungen. 
 
‒ Luzern steht für Zusammenhalt 

Art und Umfang der benötigten Leistungen nach dem SEG ist von schwer beein-
flussbaren externen Faktoren abhängig. Gesellschaftliche Solidarität ist die Ant-
wort darauf. Kanton und Gemeinden finanzieren die Leistungen nach dem SEG 
paritätisch. Das im Jahr 2020 eingeführte Finanzierungsmodell bewährt sich und 
wird weitergeführt. 
 
‒ Luzern steht für Nachhaltigkeit 

Die sozialen Einrichtungen leisten als Ausbildungsbetriebe, durch energetische 
Sanierungen und energiesparende Prozesse, durch eine aktive Gestaltung des di-
gitalen Wandels sowie durch ihr hohes Kostenbewusstsein und vorausschauendes 
Handeln einen wesentlichen Beitrag zur wirtschaftlichen, ökologischen und sozia-
len Nachhaltigkeit im Kanton Luzern.  

 
Rund 16'000 Personen arbeiten im Kanton Luzern in Heimen und im Sozialwesen 
(Lustat, STATENT 2020). Sie sind in ganz unterschiedlichen Aufgaben in der Betreu-
ung und in der Pflege, in der Küche, in der Reinigung, als Buchhalterin, Fahrer oder 
Haustechnikerin, Arbeitsagoge oder Therapeutin und in vielen weiteren Berufsfel-
dern tätig. Ihnen allen gebührt unsere Anerkennung für ihr tägliches Engagement. 
 
 
 
 

https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/CdwsFiles?fileid=a5d0087944e94728ae4be6cde290213f
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
https://www.lustat.ch/files_ftp/daten/kt/0003/w032_044t_kt0003_ss_d_2020_001_180.html
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8 Antrag 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren, wir beantragen 
Ihnen, unseren Planungsbericht über die sozialen Einrichtungen nach dem SEG 
2024–2027 in zustimmendem Sinn zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
 
Luzern, 4. Juli 2023 
 
Im Namen des Regierungsrates 
Der Präsident: Fabian Peter 
Der Staatsschreiber: Vincenz Blaser 
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Entwurf 

Kantonsratsbeschluss 
über die sozialen Einrichtungen  
nach dem SEG 2024–2027 

vom  

Der Kantonsrat des Kantons Luzern, 
nach Einsicht in den Bericht des Regierungsrates vom 4. Juli 2023, 
beschliesst: 
 
 
1.  Vom Planungsbericht über die sozialen Einrichtungen nach dem SEG 2024–2027 

wird in zustimmendem Sinn Kenntnis genommen. 
2.  Der Kantonsratsbeschluss ist zu veröffentlichen. 

Luzern,  

Im Namen des Kantonsrates 
Die Präsidentin:  
Der Staatsschreiber:  
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Zusammenfassung 
 
Der Regierungsrat legt den Planungsbericht über die sozialen Einrichtungen 
vor. Das Gesetz über soziale Einrichtungen regelt Leistungen für Kinder und Ju-
gendliche mit Förder- und Betreuungsbedarf, für Erwachsene mit Behinderun-
gen und für die sozialtherapeutische Suchttherapie. Der Aufgabenbereich hat 
sich seit dem letzten Bericht erfreulich entwickelt. Es drängen sich keine Para-
digmenwechsel auf. Den sich fortsetzenden gesellschaftlichen und wirtschaftli-
chen Wandel gilt es zu berücksichtigen. Für die bedarfsorientierte Weiterent-
wicklung der Angebote in der Planungsperiode 2024–2027 wurden 14 priori-
täre Massnahmen definiert. 
 
Die sozialen Einrichtungen im Kanton Luzern erbringen Leistungen von hoher Quali-
tät. Ihre Mitarbeitenden gewährleisten den Schutz und die Förderung der betreuten 
Menschen. Menschenwürde, Selbstbestimmung und Wahlfreiheit sind Leitmotive.  
Die rechtlichen Grundlagen dieser Leistungen legt das Gesetz über soziale Einrich-
tungen (SEG). Zu Beginn der Planungsperiode 2020–2023 wurde das SEG einer Teil-
revision unterzogen. Die damals neu eingeführten Leistungstypen und Finanzie-
rungsmodelle haben sich seither bewährt. Die Strategie «ambulant und stationär» 
zeigt Wirkung, das stationäre Angebot im Kanton Luzern ist bedarfsorientiert und 
ambulante Leistungen werden gezielt auf- und ausgebaut. Die zunehmend perso-
nenzentrierte Ausrichtung aller Akteure führte zu einer höheren Angebotsvielfalt und 
zeugt von einem wandlungsfähigen System. Die Herausforderungen der Pandemie 
wurden erfolgreich gemeistert. Der Regierungsrat beabsichtigt daher, die bewährten 
Strategien fortzuführen. 
 
Zugleich machen demografische, wirtschaftliche, gesellschaftliche und fachliche 
Trends eine inhaltliche Weiterentwicklung und mengenmässige Anpassung der An-
gebote unumgänglich. Der Bericht bündelt die wichtigsten Handlungsfelder zu 14 
prioritären Massnahmen für die Planungsperiode 2024–2027. In der öffentlichen Ver-
nehmlassung, die von Januar bis April 2023 stattfand, wurde die strategische Aus-
richtung bekräftigt. Die Bedarfsszenarien sowie die inhaltlich und finanziell priorisier-
ten Massnahmen wurden befürwortet. 
 
Zum einen soll der Auf- und Ausbau ambulanter Angebote fortgesetzt werden, wo-
bei stationäre Angebote weiterhin überwiegen werden. Die interprofessionelle Zu-
sammenarbeit an den Schnittstellen zur Psychiatrie, zur Sonderschulung und zur 
Langzeitpflege ist auszubauen. Flexible, durchlässige, vielfältige Angebote und die 
Sozialraumorientierung sollen gefördert werden. Ergänzende Betreuungsangebote 
entlasten Angehörige und dämpfen die Kosten, wenn dadurch Heimaufenthalte ver-
mieden werden. Der Bericht knüpft zudem an die kantonale Klimastrategie und den 
digitalen Wandel an. Personalthemen sind von grosser Bedeutung, damit die sozia-
len Einrichtungen tragfähig, kompetent und handlungsfähig bleiben. 
 
Das Kostenbewusstsein der sozialen Einrichtungen ist generell hoch und die beste-
henden Steuerungsinstrumente sind wirkungsvoll. Der Aufgabenbereich lag seit dem 
Jahr 2020 in jedem Jahr im Budget. Bis 2027 rechnet der Regierungsrat mit einem 
Aufwandwachstum in der Grössenordnung von rund 2 Prozent pro Jahr (exkl. Teue-
rung). Kostentreibend wirken dabei ähnliche Faktoren wie im Gesundheitswesen, ins-
besondere der medizinische Fortschritt, die zunehmenden psychischen Belastungen 
in der Gesellschaft und demografische Entwicklungen wie Alterung und Migration.  
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Der Regierungsrat des Kantons Luzern an den Kantonsrat 
 
 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin  
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir unterbreiten Ihnen den Planungsbericht über die sozialen Einrichtungen nach 
dem Gesetz über soziale Einrichtungen für die Jahre 2024–2027. 


1 Einleitung 
Das Gesetz über soziale Einrichtungen (SEG) vom 19. März 2007 (SRL Nr. 894) regelt 
die Planung, Steuerung, Aufsicht und Finanzierung von Leistungen für betreuungs-
bedürftige Kinder und Jugendliche, für Erwachsene mit Behinderungen sowie für die 
Suchttherapie. 


1.1 Über den Planungsbericht 
Alle vier Jahre unterbreiten wir Ihnen einen Planungsbericht über die Angebote und 
Leistungen nach diesem Gesetz zur Kenntnisnahme (§§ 3, 8 SEG).  
 
Der vorliegende Bericht enthält Aussagen über die Entwicklung des Bedarfs, die be-
reitzustellenden Angebote und notwendigen Massnahmen für die Jahre 2024 bis 
2027 sowie über deren Finanzierung. Im einleitenden Kapitel erläutern wir die recht-
lichen, politischen und finanziellen Rahmenbedingungen.  
 
Die folgenden drei Kapitel sind nach Zielgruppen geordnet: Angebote für Kinder, Ju-
gendliche und junge Erwachsene in Kapitel 2 (Bereich A), für Erwachsene mit Behin-
derungen in Kapitel 3 (Bereich B) und für suchttherapeutische Angebote in Kapitel 4 
(Bereich C). In allen Bereichen werden sowohl stationäre als auch ambulante Leistun-
gen erbracht. Als ambulant gelten Leistungen, die ausserhalb von betreuten Wohn-, 
Gruppen- oder Tagesstrukturen und ausserhalb der Räumlichkeiten einer sozialen 
Einrichtung erbracht werden.  
 
Zu jeder Zielgruppe nennen wir die erbrachten Leistungen und die anerkannten An-
bieter, zeigen gesellschaftliche Trends auf, entwickeln Szenarien zum zukünftigen Be-
darf und benennen notwendige Angebote, Entwicklungsprojekte und Massnahmen. 
Der Blick in die Zukunft ist naturgemäss mit einer hohen Unsicherheit behaftet, dem 
tragen wir mit verschiedenen Szenarien Rechnung. Es folgen Kapitel mit zielgrup-
penübergreifenden Massnahmen und einem Überblick über die finanziellen Auswir-
kungen (Kap. 5) sowie zu den Ergebnissen der öffentlichen Vernehmlassung (Kap. 6). 
 
Es handelt sich um den dritten Planungsbericht nach dem SEG. Er baut auf den kon-
zeptionellen Grundlagen auf, die in den beiden früheren Berichten erarbeitet worden 
sind. Den ersten Planungsbericht B 36 haben wir Ihnen am 3. April 2012 vorgelegt. 
Den zweiten Bericht hat Ihr Rat am 2. Dezember 2019 diskutiert und zustimmend zur 
Kenntnis genommen (B 15 vom 15. Oktober 2019; im Folgenden «Planungsbericht 
2020»). Er legte die Grundlage für die bedarfsgerechte Weiterentwicklung der Ange-
bote in den Jahren 2020 bis 2023.  
 



https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894

https://www.lu.ch/downloads/lu/kr/botschaften/2011-2015/b_036.pdf

https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/CdwsFiles?fileid=a5d0087944e94728ae4be6cde290213f
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Mit dem Planungsbericht 2020 hat Ihr Rat die Bemerkung überwiesen, den vorlie-
genden Bericht mit einem Wirkungsbericht zu ergänzen. Die Bemerkung stand im 
Kontext der Beratungen zur Teilrevision des SEG per 1. Januar 2020. Wir kommen 
dem Auftrag nach, indem wir einerseits in den Kapiteln 2 bis 5 den Umsetzungsstand 
und die Wirkungen der im Planungsbericht 2020 angekündigten Massnahmen eva-
luieren und andererseits in Kapitel 3 die Wirkungen der Teilrevision des SEG vertieft 
aufzeigen.  
 
Mit Bezug zu diesem Planungsbericht haben Sie zudem das Postulat P 896 von Mi-
chael Ledergerber vom 20. Juni 2022 teilweise erheblich erklärt. Der Vorstoss regt 
Ausführungen zur Umsetzung der Uno-Behindertenrechtskonvention (Uno-BRK; SR 
0.109) an. Dieser Anregung kommen wir in Kapitel 3 nach. Weiter gehen wir in Kapi-
tel 2.6 auf den Gegenstand des Postulats P 132 von Michael Ledergerber vom 22. 
Oktober 2019, der Anfrage A 238 von Hans Stutz vom 18. Mai 2020, der Anfrage A 
538 von Andy Schneider vom 15. März 2021 sowie der Anfrage A 818 von Melanie 
Setz Isenegger vom 21. März 2022 ein. 
 
Der Planungsbericht ist unter der Leitung der Dienststelle Soziales und Gesellschaft 
(Disg) in Zusammenarbeit mit den Dienststellen Volksschulbildung, Gesundheit und 
Sport sowie Asyl- und Flüchtlingswesen und mit weiteren Fachpersonen entstanden. 
Mit allen sozialen Einrichtungen findet ein regelmässiger Austausch statt. Der Pro-
jektsteuerung gehörten Thomas Lehmann (Sozialvorsteher Emmen), Noëlle Bucher 
(Departementssekretärin GSD) und Edith Lang (Dienststellenleiterin Disg) an. 


1.2 Das Gesetz über soziale Einrichtungen 
Das SEG vom 19. März 2007 löste auf den 1. Januar 2008 im Zuge der Neugestaltung 
des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen (NFA) 
das bis dahin geltende Heimfinanzierungsgesetz vom 16. September 1986 ab (HFG, 
vgl. laufende Gesetzessammlung des Kantons Luzern 1986, S. 175; SRL Nr. 894 alt). 
Planung, Finanzierung und Aufsicht der Institutionen für Menschen mit Behinderun-
gen gingen von der Invalidenversicherung auf die Kantone über. 
 
Das SEG wurde zuletzt per 1. Januar 2020 teilrevidiert (B 171 vom 28. Mai 2019). Die 
Teilrevision beinhaltete insbesondere die Einführung ambulanter Leistungen für Er-
wachsene mit Behinderungen sowie die leistungsorientierte Abgeltung nach indivi-
duellem Betreuungsbedarf für die stationären Angebote im Bereich B. Die Teilrevi-
sion förderte damit die gesellschaftliche Integration und die Selbstbestimmung der 
betreuungsbedürftigen Personen unter Berücksichtigung von Grundsätzen der Ethik, 
der Wirtschaftlichkeit, der Wirksamkeit und der Qualität. 
 
Das SEG wird vom Regierungsrat, vom Gesundheits- und Sozialdepartement (GSD), 
von der paritätisch von Kanton und Gemeinden besetzten Kommission für soziale 
Einrichtungen (Koseg) und von der Dienststelle Soziales und Gesellschaft (Disg) voll-
zogen. In der Verordnung zum Gesetz über soziale Einrichtungen (SEV) vom 7. Ja-
nuar 2020 (SRL Nr. 894b) erlassen wir die Ausführungsbestimmungen zum SEG. 
 
Die Koseg anerkennt die sozialen Einrichtungen im Kanton, auf die das Gesetz An-
wendung findet, und erteilt ihnen jeweils auf vier Jahre abgeschlossene Leistungs-
aufträge. Aktuell handelt es sich um über 40 mehrheitlich private Institutionen, wel-
che den gesetzlichen Versorgungsauftrag operativ umsetzen. Die Leistungsaufträge 
definieren die durch die Einrichtungen bereitzustellenden Angebote. Die Koseg, die 



https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/CdwsFiles?fileid=a5d0087944e94728ae4be6cde290213f

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894

https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/CdwsFiles?fileid=a5d0087944e94728ae4be6cde290213f

https://www.lu.ch/-/klu/ris/cdws/document?fileid=2e16433068574544a9c83ec2c79e6493

https://fedlex.data.admin.ch/eli/cc/2014/245

https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/detail?ges=a731d14aa85b424bac15f3de3398f6a6&back=1&geschaeftsnr=132&art=-0-1-2-3&bart=-0-1-2-3-4&vart=-0-1-2-3&wart=1&gart=1&status=-0-1

https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/detail?ges=331fd3348dc644faa10d9230b7d9df3f&back=1&text=Planungsbericht%20SEG*&art=-1&bart=-0-1-2-3-4&vart=-0-1-2-3&wart=1&gart=1&status=-0-1

https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/detail?ges=b1fec97cf1f64fefaaa39d3b649c96b7&back=1&text=Planungsbericht%20SEG*&art=-1&bart=-0-1-2-3-4&vart=-0-1-2-3&wart=1&gart=1&status=-0-1

https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/detail?ges=b1fec97cf1f64fefaaa39d3b649c96b7&back=1&text=Planungsbericht%20SEG*&art=-1&bart=-0-1-2-3-4&vart=-0-1-2-3&wart=1&gart=1&status=-0-1

https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/detail?ges=7c3770e439c34392bff9d29c9ce8df45&back=1&geschaeftsnr=818&art=-0-1-2-3&bart=-0-1-2-3-4&vart=-0-1-2-3&wart=1&gart=1&status=-0-1

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894

https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/detail?ges=241f1554acae4c8f94ed5a8f2c4058f9&back=1&geschaeftsnr=171&art=-0-1-2-3&bart=-0-1-2-3-4&vart=-0-1-2-3&wart=1&gart=1&status=-0-1

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894b
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sozialen Einrichtungen und die betroffenen Organisationen nehmen zum Planungs-
bericht Stellung (§§ 7, 8 SEG). 
 
Die sozialen Einrichtungen sind Teil eines institutionellen und informellen Unterstüt-
zungssystems. Neben den Institutionen aus dem Sozial-, Bildungs- und Gesundheits-
wesen übernehmen karitative Organisationen und Kirchen sowie Familienangehörige 
und weitere Privatpersonen Verantwortung für betreuungsbedürftige Mitmenschen. 


1.3 Leistung und Finanzierung 
In den jährlichen Leistungsvereinbarungen mit dem GSD werden die Details der Leis-
tungserbringung, der Berichterstattung und der Finanzierung sowie maximale Leis-
tungsmengen festgelegt. Die institutionellen Leistungen sind am langfristigen Bedarf 
auszurichten und nachhaltig zu finanzieren. Die Kosten werden je hälftig vom Kanton 
Luzern und den Luzerner Gemeinden, anteilsmässig nach ihrer Einwohnerzahl, getra-
gen. 
 
Das GSD misst der Wirtschaftlichkeit der Leistungserbringung bei der Aushandlung 
der Leistungsvereinbarungen ein hohes Gewicht bei. Das Globalbudget der Leis-
tungsgruppe «Soziale Einrichtungen» wurde seit der Teilrevision des SEG per 1. Ja-
nuar 2020 nie überschritten. Die finanzielle Situation der sozialen Einrichtungen ist 
im Allgemeinen zufriedenstellend, viele verfügen über gewisse Reserven im Schwan-
kungsfonds. Die Einführung der leistungsorientierten Abgeltung hat im Ansatz zu ei-
ner Nivellierung der Preise geführt. Der Prozess dürfte sich in den kommenden Jah-
ren fortsetzen. Die Einführung von Normtarifen ist nicht zweckmässig und daher 
nicht vorgesehen. 
 
Die knapp berechneten Platzkontingente und die hohe Auslastung der Angebote 
sind betriebswirtschaftlich sinnvoll und ermöglichen die effiziente Leistungserbrin-
gung. Diese Ausgangslage erschwert es jedoch, immer zeitgerecht adäquate Lösun-
gen für den konkreten individuellen Bedarf zu finden. Dies betrifft insbesondere spe-
zialisierte Angebote für alle Zielgruppen und Luzerner Angebote im Kinder- und Ju-
gendbereich. Verschiedene Massnahmen wie der Neubau des Wohnheims Sonne-
garte mit Platzausbau tragen zu einer Entspannung bei. Der Fachpersonalmangel 
bleibt allerdings eine akute Herausforderung für viele soziale Einrichtungen. Darauf 
gehen wir in Kapitel 5 vertieft ein. 
 
Die Disg prüft und bewilligt die individuellen Kostenübernahmegesuche im Einzelfall. 
Der individuelle Anspruch stützt sich auf eine Indikation einer Behörde oder einer 
unabhängigen Fachstelle. Sie klärt ab, ob und in welchem Umfang ein Bedarf an 
Leistungen besteht. Insbesondere bei Kindern und Jugendlichen dienen die Leistun-
gen häufig dem Schutz und der Förderung. Neben dem Wohnen umfassen sie auch 
die sozialpädagogische Begleitung und Unterstützung für eine möglichst selbstän-
dige Lebensführung. 


1.4 Weitere Rechtsgrundlagen 
Gleichzeitig mit dem SEG trat per 1. Januar 2008 das Bundesgesetz über die Instituti-
onen zur Förderung der Eingliederung von invaliden Personen (IFEG) vom 6. Oktober 
2006 (SR 831.26) in Kraft. Es gewährleistet Menschen mit Behinderungen den Zu-
gang zu einer Institution zur Förderung der Eingliederung und verpflichtet die Kan-
tone, Konzepte zur Förderung der Eingliederung von Menschen mit Behinderungen 
zur erarbeiten. Der Kanton Luzern hat diese Aufgaben im SEG umgesetzt.  



https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894

https://fedlex.data.admin.ch/eli/cc/2007/802
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Weitere wichtige Rechtsgrundlagen für den Versorgungsauftrag nach dem SEG sind 
die Verordnung über die Sonderschulung (SRL Nr. 409), das Kindes- und Erwachse-
nenschutzrecht (KESR) sowie die Interkantonale Vereinbarung für soziale Einrichtun-
gen (IVSE) vom 20. September 2002 / 14. September 2007 / 23. November 2018 (SRL 
Nr. 896). Letztere verfolgt das Ziel, den Aufenthalt von Personen mit speziellen Be-
treuungs- und Förderungsbedürfnissen in sozialen Einrichtungen ausserhalb ihres 
Wohnkantons ohne Hindernisse zu gewährleisten. Der Kanton Luzern trat der IVSE 
per 1. Januar 2006 bei. Sie regelt Platzierungs- und Finanzierungsmodalitäten, ver-
einheitlicht die Abläufe und setzt Qualitätsmindestvorgaben zum Schutz der betreu-
ten Personen. Die IVSE ermöglicht spezialisierte überregionale Angebote, fördert die 
Wahlfreiheit der betreuten Personen und federt Auslastungsschwankungen ab. In 
Luzerner Einrichtungen leben und arbeiten also sowohl Luzernerinnen und Luzerner 
als auch ausserkantonale Personen und umgekehrt erbringen soziale Einrichtungen 
in anderen Kantonen Leistungen für Luzernerinnen und Luzerner. 
 
Unter die IVSE fällt auch die ausserkantonale Sonderschulung (der sogenannte Be-
reich D), welche nicht unter das SEG fällt. Hingegen sind Platzierungen von Kindern 
und Jugendlichen in Pflegefamilien seit dem 1. Januar 2016 schweizweit nicht mehr 
der IVSE unterstellt. Ebenfalls nicht Bestandteil der IVSE sind ambulante Angebote. 
Der Kanton Luzern würde eine Ausweitung der IVSE auch auf diese genannten Ange-
botstypen grundsätzlich begrüssen, was eine höhere Übereinstimmung mit dem 
Geltungsbereich des SEG herstellen würde. 
 
Für die Finanzierung der Leistungen sind zudem Bestimmungen aus der Verordnung 
über die Ergänzungsleistungen zur AHV/IV vom 30. November 2007 (ELV; SRL 
Nr. 881a) von Bedeutung, zu deren Umsetzung die Disg und das Sozialversiche-
rungszentrum WAS Wirtschaft Arbeit Soziales zusammenarbeiten. 
 
Der Kanton Luzern handelt in enger Kooperation mit den anderen Zentralschweizer 
Kantonen. Gemeinsam mit allen Zentralschweizer Kantonen wurde das Zentral-
schweizer Rahmenkonzept zur Behindertenpolitik in den Bereichen Wohnen, Arbeit 
und Beschäftigung erarbeitet (2019). Mehrmals jährlich wird die Zusammenarbeit in 
strategischen und operativen Gremien koordiniert. Zudem nimmt der Kanton Luzern 
auch an IVSE-Regionalkonferenzen und am interkantonalen Kennzahlenvergleich teil. 
 
Weitere strategische, rechtliche und konzeptionelle Grundlagen werden in den je-
weiligen Kapiteln erwähnt. 


2 Angebote für Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene 


2.1 Grundlagen und Konzepte 
Kinder und Jugendliche brauchen für eine gesunde Entwicklung beständige, verläss-
liche, feinfühlige und liebevolle Bezugspersonen, körperliche Unversehrtheit und Si-
cherheit, individuelle und entwicklungsgerechte Erfahrungen, stabile und unterstüt-
zende Gemeinschaften, Grenzen und Strukturen. 
 
 



https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/409

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/896

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/896

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/896

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/881a

https://disg.lu.ch/-/media/DISG/Dokumente/Themen/Soziale_Einrichtungen/Rahmenkonzpet2019_Projekt_WAMB.pdf

https://disg.lu.ch/-/media/DISG/Dokumente/Themen/Soziale_Einrichtungen/Rahmenkonzpet2019_Projekt_WAMB.pdf

https://disg.lu.ch/-/media/DISG/Dokumente/Themen/Soziale_Einrichtungen/Rahmenkonzpet2019_Projekt_WAMB.pdf
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2.1.1 Zielgruppe und Angebote 
Das SEG sieht Leistungen vor für Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene  


‒ mit einem besonderen Förder- und Betreuungsbedarf, der von den Eltern 
respektive Sorgeberechtigten nicht oder nicht alleine abgedeckt werden 
kann (z. B. aufgrund einer Verhaltensauffälligkeit oder Behinderung), 


‒ deren Eltern ihre Erziehungsaufgaben nicht ausreichend wahrnehmen kön-
nen (z. B. aufgrund einer psychischen Erkrankung) oder 


‒ deren Eltern verstorben sind, 
sowie für die Familien dieser Kinder und Jugendlichen. 
 
Die Leistungen können bis zum vollendeten 25. Altersjahr erbracht werden, sofern 
die Nutzenden vor Erreichen der Volljährigkeit in eine Einrichtung eingetreten sind 
oder ambulante Leistungen bezogen haben. 
 
Es handelt sich dabei um den sogenannten Bereich A innerhalb des SEG, der in der 
IVSE um den Bereich D (Sonderschulung, siehe Kap. 2.3) ergänzt wird. 
 
Der Bedarf der Kinder, Jugendlichen und jungen Erwachsenen an Leistungen aus 
dem SEG ergibt sich vor diesem Hintergrund  


‒ aufgrund einer sozialpädagogischen Indikation, die eine Wohnstruktur in ei-
nem Heim ohne Sonderschule oder einen Platz in einer Pflegefamilie erfor-
dert, 


‒ aufgrund einer sozialpädagogischen Indikation und einer Behinderung in den 
Bereichen Verhalten und sozio-emotionale Entwicklung oder in den Berei-
chen Sprache, Körper, Motorik, Gesundheit oder kognitive Entwicklung, die 
eine Wohnstruktur mit Sonderschule erfordern, 


‒ aufgrund einer sozialpädagogischen Indikation, die ein ambulantes Angebot 
in der Herkunftsfamilie oder für aus dem Heim oder der Pflegefamilie ausge-
tretene Jugendliche und junge Erwachsene erfordert. 


 
Als stationäre Plätze gelten alle nach dem SEG anerkannten Plätze in Kinder- und Ju-
gendheimen mit und ohne interne Sonderschule sowie die Plätze in Pflegefamilien, 
die durch einen nach dem SEG anerkannten Dienstleistungsanbieter der Familien-
pflege begleitet werden. Die Grundleistung umfasst immer Wohnen und Betreuung 
für die ausserfamiliär untergebrachten Kinder, Jugendlichen und jungen Erwachse-
nen. 
 
Die Angebote der einzelnen Einrichtungen richten sich an unterschiedliche Zielgrup-
pen mit spezifischem Bedarf. Die differenzierte Angebotsplanung und Tarifgestal-
tung erfolgt im Kanton Luzern nach Angebotstypen in Anlehnung an die Kategorien 
des Bundesamtes für Justiz. Die komplette Übersicht der Angebotstypen befindet 
sich im Planungsbericht 2020 (S. 20–24). Die Koseg führt zudem eine aktuelle Liste 
der nach dem SEG anerkannten Einrichtungen und ihrer Angebote. 
 
Die Angebotstypen werden in den Kapiteln 2.2 bis 2.6 zu Angebotskategorien zu-
sammengefasst. Alle diese Kapitel starten mit einem Rückblick auf die Entwicklungen 
der letzten Jahre und einer Evaluation der Massnahmen aus dem Planungsbericht 
2020. Basierend auf aktuellen gesellschaftlichen, fachlichen und volkswirtschaftlichen 
Entwicklungen werden dann Bedarfsszenarien erarbeitet und Massnahmen für die 



https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/896

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
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Planungsperiode 2024–2027 festgelegt. Das Kapitel 2.1 erläutert einleitend allge-
meine Grundlagen und Konzepte, die für alle Angebotskategorien relevant sind. 


2.1.2 Rechtliche Grundlagen 
Uno-Übereinkommen über die Rechte des Kindes 
Die Schweiz hat das Übereinkommen über die Rechte des Kindes (Uno-Kinderrechts-
konvention; SR 0.107) im Jahr 1997 ratifiziert und in Kraft gesetzt. Die Konvention 
verfolgt folgende Grundprinzipien:  


‒ Recht auf Nichtdiskriminierung: Kein Kind darf aufgrund seines Geschlechts, 
seiner Herkunft, Sprache, Religion oder Hautfarbe benachteiligt werden. 


‒ Kindeswohl: Bei jeder hinsichtlich des Kindes getroffenen Entscheidung soll 
das Kindeswohl vorrangig berücksichtigt werden. 


‒ Recht auf Leben, Überleben und eine optimale Entwicklung: Das Kind soll in 
seiner Entwicklung gefördert werden und Zugang zu Gesundheitsversorgung 
und Bildung haben. 


‒ Recht auf Mitwirkung: Das Kind soll seine Meinung zu allen seine Person be-
treffenden Fragen oder Verfahren äussern können. Seine Meinung soll bei 
Entscheidungen mitberücksichtigt werden.  


 
Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass die für die Fürsorge für das Kind oder dessen 
Schutz verantwortlichen Institutionen, Dienste und Einrichtungen den von den zu-
ständigen Behörden festgelegten Normen entsprechen. Das gilt insbesondere in Be-
zug auf Sicherheit und Gesundheit, Zahl und fachliche Eignung des Personals und 
eine ausreichende Aufsicht. Die Entscheidung, ein Kind ausserhalb des Elternhauses 
in einer sozialen Einrichtung zu platzieren, hat unter Berücksichtigung der oben ge-
nannten Grundprinzipien zu erfolgen. Die Aufsicht über die sozialen Einrichtungen 
im Kinder- und Jugendbereich ist darauf ausgerichtet.  
 
Eine weitere rechtliche Grundlage ist das Übereinkommen über die Rechte von Men-
schen mit Behinderungen (Uno-BRK; SR 0.109). Diese Inhalte werden im Kapitel 3 
vertieft behandelt, kommen aber für Kinder und Jugendliche mit Behinderungen 
ebenso zur Anwendung. 
 
Kindesschutz 
In der Bundesverfassung (BV; SR 101) ist das Grundrecht der Kinder und Jugendli-
chen auf besonderen Schutz ihrer Unversehrtheit und auf Förderung ihrer Entwick-
lung verankert (Art. 11). Sie anerkennt die gemeinsame Verantwortung von Bund 
und Kantonen für die Entwicklung der Kinder und Jugendlichen (Art. 41 und Art. 67). 
 
Das Schweizerische Zivilgesetzbuch (ZGB; SR 210) regelt die Rechte der Kinder und 
Jugendlichen. Eltern bestimmen als Inhaber der elterlichen Sorge über den Aufent-
haltsort des Kindes (Art. 301a Abs.1). Ist das Kindeswohl gefährdet und sind die El-
tern nicht in der Lage, die Situation zu beheben, so haben Kindesschutzbehörden o-
der Gerichte (Eheschutz- oder Scheidungsfälle) die notwendigen Massnahmen ein-
zuleiten (Art. 307 Abs. 1). Mögliche Massnahmen reichen von Ermahnungen, Wei-
sungen und Erziehungsaufsicht (Art. 307 Abs. 3) über Beistandschaften mit unter-
schiedlichen Aufgaben (Art. 308), Entzug des Aufenthaltsbestimmungsrechts 
(Art. 310) mit Platzierung in Heim- oder Familienpflege bis zum Entzug der elterli-
chen Sorge (Art. 311/312) mit Errichtung einer Vormundschaft und ausserfamiliärer 
Unterbringung. Je nach Gefährdung werden diese Massnahmen auch kombiniert an-
gewendet. 



https://fedlex.data.admin.ch/eli/cc/1998/2055_2055_2055
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Verordnung über die Aufnahme von Pflegekindern 
Die Verordnung über die Aufnahme von Pflegekindern (Pflegekinderverordnung 
[PAVO]; SR 211.222.338) regelt die Bedingungen für die Aufnahme beziehungsweise 
die ausserfamiliäre Unterbringung von Minderjährigen ausserhalb des Elternhauses. 
Sie ist für alle involvierten Stellen verbindlich. Für die Leistungen nach dem SEG sind 
die Regelungen der PAVO zur Familienpflege (Art. 4–11) und zur Heimpflege (Art. 
13–20) relevant. Die Verordnung hält fest, dass die Aufnahme von Minderjährigen 
ausserhalb des Elternhauses einer Bewilligung bedarf und der Aufsicht untersteht. 
Bei der Erteilung oder dem Entzug einer Bewilligung sowie bei der Ausübung der 
Aufsicht ist vorrangig das Kindeswohl beziehungsweise das übergeordnete Kindesin-
teresse zu berücksichtigen.  
 
Im Kanton Luzern sind die Standortgemeinden der Pflegefamilien für deren Bewilli-
gung und Aufsicht zuständig. Der Gemeinderat kann die Erfüllung seiner Aufgaben 
an eine geeignete Stelle innerhalb oder ausserhalb der Gemeindeverwaltung über-
tragen, zum Beispiel an ein Sozialberatungszentrum (SOBZ, § 8 Abs. 1 und 2 EGZGB; 
SRL Nr. 200; sowie Art. 1 Abs. 2 PAVO). 


2.1.3 Wirkungs- und Leistungskette 
Die Angebote der Kinder-, Jugend- und Familienpolitik werden durch die Gemein-
den, auf kantonaler Ebene oder als Verbundaufgaben vom Sozial-, Bildungs- oder 
Gesundheitswesen bereitgestellt. Sie lassen sich im Kanton Luzern wie folgt in drei 
Bereiche gliedern (Abb. 2.1). 
 


Abb. 2.1: Leistungs- und Wirkungskette der Kinder-, Jugend- und Familienpolitik im 
Kanton Luzern; Quelle: Disg 
 
Bei den allgemeinen Angeboten der Kinder- und Jugendförderung geht es um die 
Befähigung und Stärkung der Kinder, Jugendlichen, jungen Erwachsenen und ihrer 
Familien. Zu den allgemeinen Angeboten gehören die Kinder- und Jugendarbeit 
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(ausserschulisch: offen, verbandlich, in Vereinen oder kirchlich), familienergänzende 
Kinderbetreuung und Spielgruppen, Angebote in der frühen Kindheit, Elternbildung, 
Kinder- und Jugendparlamente sowie weitere konkrete Massnahmen und Projekte. 
 
Als selektive Angebote sind Beratungsangebote und Unterstützung zur Bewältigung 
von allgemeinen Herausforderungen und schwierigen Lebenslagen zu verstehen. 
Hierzu zählen die Mütter- und Väterberatung, Beratung für Kinder und Jugendliche, 
Erziehungsberatung, Schulsozialarbeit, frühe Sprachförderung sowie Förderangebote 
und Angebote der schulischen Dienste im Rahmen der Regelschule. Ebenso zählen 
dazu die medizinisch-therapeutischen Angebote des Kinder- und Jugendpsychiatri-
schen Diensts (KJPD) der Luzerner Psychiatrie (Lups) mit den Angeboten Abklärung, 
Beratung und Behandlung für Kinder und Jugendliche mit Problemen im psychi-
schen, psychosomatischen und psychosozialen Bereich, der Konsiliar- und Liai-
sonpsychiatrische Dienst im Kinderspital sowie die Heilpädagogisch-Psychiatrische 
Fachstelle (HPF) für Angehörige, Betreuende und Lehrpersonen, wenn Kinder oder 
Jugendliche mit einer Behinderung psychisch belastet sind. 
 
Die Angebote nach dem SEG sind indizierte Angebote im Bereich «ergänzende Hilfe 
zur Erziehung». Sie sind Teil eines Gesamtangebots der Kinder-, Jugend- und Famili-
enpolitik, welches ergänzend zur Familie, zum sozialen Umfeld und zur Schule die 
Bedingungen des Aufwachsens von Kindern und Jugendlichen verbessert. 
 
Die allgemeinen und die selektiven Angebote für Kinder, Jugendliche und Familien 
sind aus Sicht der ergänzenden Hilfen zur Erziehung als vorgelagerte Strukturen zu 
betrachten, haben eine präventive Wirkung und entlasten nachgelagerte Angebote 
in der Versorgungskette. Ein qualitativ und quantitativ gut ausgebautes und zugäng-
liches Leistungsangebot in den vorgelagerten zwei Bereichen trägt wesentlich dazu 
bei, dass weniger Leistungen der ergänzenden Hilfen zur Erziehung in Anspruch ge-
nommen werden müssen. Die Abstimmung beziehungsweise die Durchgängigkeit 
dieser Angebote und die Zusammenarbeit der Akteure untereinander prägen die 
Qualität dieser vorgelagerten Strukturen. 
 
Die ergänzende Hilfe zur Erziehung hängt unmittelbar mit abnehmenden Ressour-
cen beziehungsweise zunehmenden Belastungen der Kinder, Jugendlichen oder ihrer 
Familien zusammen. Gleichzeitig nimmt damit die Intensität und Verbindlichkeit ei-
ner allfälligen Massnahme zu. Während sich die allgemeinen und selektiven Ange-
bote an alle Kinder, Jugendlichen und Erwachsenen richten – beziehungsweise für 
bestimmte Gruppen angeboten werden – und bei Bedarf möglichst einfach zugäng-
lich sein sollten, braucht es für die ergänzende Hilfe zur Erziehung eine fachliche In-
dikation. 
 
Zu den ergänzenden Hilfen gehören stationäre Angebote wie Kinder- und Jugend-
heime und ambulante Angebote wie die sozialpädagogische Familienbegleitung  
oder die Übergangsbegleitung der Care Leaver. Die ambulanten Angebote haben 
das Ziel, stationäre Leistungen zu verhindern oder allenfalls zu verkürzen, indem eine 
Rückplatzierung in die Herkunftsfamilie ermöglicht oder mittels Nachbetreuung der 
Übergang in Ausbildung und Selbständigkeit nachhaltig gestaltet wird. Zentral sind 
jedoch Vorabklärungen der zuweisenden Stelle darüber, welche Massnahmen im Ein-
zelfall adäquat sind. Werden ambulante Leistungen als Ersatz für eine notwendige 
ausserfamiliäre Unterbringung angeordnet, steigt die Gefahr einer Verhärtung der 
ohnehin schwierigen Situation. Eine mögliche spätere ausserfamiliäre Unterbringung 



https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894





12 


könnte wegen der gescheiterten ambulanten Versuche mit verhärteten und komple-
xen Problemstellungen einhergehen.  
 
Ergänzend zu den Angeboten im Kanton Luzern werden auch ausserkantonale An-
gebote genutzt, damit optimale ausserfamiliäre Unterbringungen stattfinden und 
sehr spezialisierte Angebote kompetent und wirtschaftlich geführt werden können. 
Innerkantonale ausserfamiliäre Unterbringungen von Luzerner Kindern und Jugendli-
chen sind nicht in jedem Fall möglich und auch nicht in jedem Fall sinnvoll. Zeichnet 
sich eine Zunahme von ausserkantonalen Platzierungen ab, kann es aber sinnvoll 
sein, das Luzerner Angebot auszubauen – insbesondere, wenn die Zusammenarbeit 
mit anderen kantonalen Unterstützungssystemen wie der Kinder- und Jugendpsychi-
atrie angestrebt wird und genutzt werden soll. 
 
Unterbringungen von Kindern in einer Pflegefamilie sind eine Alternative zu ausser-
familiären Unterbringungen in sozialen Einrichtungen. Vor allem jüngere Kinder, de-
ren Aussicht auf eine Rückkehr in die Herkunftsfamilie gering ist, können so von ei-
nem familiären Umfeld mit konstanten Bezugspersonen profitieren und in ihren indi-
viduellen Lebens- und Entwicklungsthemen begleitet und unterstützt werden. Die 
zuweisenden Fachstellen müssen hinsichtlich eines passenden ausserfamiliären Un-
terbringungssettings den Betreuungs- und Unterstützungsbedarf des Kindes oder 
Jugendlichen klären. 


2.1.4 Schnittstellen und zuweisende Stellen 
Ergänzende Hilfen zur Erziehung kommen zum Zug, wenn Eltern nicht oder nur noch 
teilweise in der Lage sind, der elterlichen Sorge für das Wohl des Kindes nachkom-
men. Dies kann einerseits im Zusammenhang mit den individuellen sozioökonomi-
schen Ressourcen und Belastungen der Kinder, Jugendlichen und deren Eltern ste-
hen. Andererseits kann dies in einem behinderungsbedingten Betreuungs- und Pfle-
gebedarf der Kinder und Jugendlichen begründet sein. Gleichzeitig wirken sich auch 
gesellschaftliche und wirtschaftliche Entwicklungen und Rahmenbedingungen auf 
das Familienleben aus und können zu Belastungen werden.  
 
Eine ausserfamiliäre Unterbringung erfolgt in der Regel mit der Indikation einer un-
abhängigen Fachstelle. Der zuweisenden Stelle kommt bei der Auswahl des Ange-
bots der ergänzenden Hilfe eine entscheidende Rolle zu. Zu ihrer Aufgabe bei der Si-
cherstellung des Kindeswohls, des Kindesschutzes und der Förderung des Kindes  
oder des Jugendlichen gehört die sorgfältige Indikation, die Bestimmung des pas-
senden Angebots und die Regelung der Fallführung. Diese zuweisenden Stellen und 
ihre Schnittstellen sind im Folgenden beschrieben. 
 
Beratungsangebote, Sozialdienste und Mandatszentren 
Bei der Zuweisung für den Bezug von Leistungen nach dem SEG nehmen die beauf-
tragten Beratungszentren der Gemeinden, wie die SOBZ, das Zentrum für Soziales 
(Zenso), Contact (Familien- und Jugendberatung der Stadt Luzern) sowie die Sozial-
dienste, eine wichtige Rolle ein. Deren Fachpersonen stellen in der Regel die sozial-
pädagogische Indikation für die vereinbarte (freiwillige) ausserfamiliäre Unterbrin-
gung oder für eine ambulante Leistung aus und übernehmen die fachliche Beglei-
tung der Massnahmen. 
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Separative Sonderschulung 
Die separative Sonderschulung – bei interkantonalen Platzierungen handelt es sich 
um den sogenannten IVSE-Bereich D – liegt in der Zuständigkeit der Dienststelle 
Volksschulbildung (DVS). Eine Zuweisung zur separativen Sonderschulung erfolgt 
gemäss Kriterien pro Behinderungsbereich. Die integrative Sonderschulung wird der 
separativen vorgezogen. Eine separative Sonderschulung erfolgt, wenn dadurch di-
agnostisch ausgewiesen bessere Entwicklungsmöglichkeiten für die Kinder und Ju-
gendlichen gegeben sind und ihren Förder-, Betreuungs- und Therapiebedürfnissen 
dadurch angemessener Rechnung getragen werden kann. 
 
Asyl- und Flüchtlingswesen 
Die Dienststelle Asyl- und Flüchtlingswesen des Kantons Luzern ist zuständig für die 
Unterbringung, Betreuung und Integration von Menschen, die aus ihrer Heimat ge-
flüchtet sind und die seit weniger als zehn Jahren in der Schweiz leben. In der Regel 
werden Kinder und Jugendliche gemeinsam mit ihrer Familie untergebracht. Für die 
Nutzung ergänzender Hilfen zur Erziehung gelten dieselben Voraussetzungen wie 
bei den anderen Bevölkerungsgruppen. Unbegleitete Minderjährige (MNA) werden 
im Durchgangszentrum Grosshof, in betreuten Wohngruppen oder in Pflegefamilien 
untergebracht. Wenn für diese Kinder und Jugendlichen eine Indikation für eine am-
bulante oder stationäre ergänzende Hilfe zur Erziehung gegeben ist, kann die 
Dienststelle Asyl und Flüchtlingswesen auf Angebote nach dem SEG zurückgreifen. 
 
Gesundheitsversorgung 
Der KJPD der Lups sowie freischaffende psychiatrische und psychologische Fachper-
sonen bieten ärztliche, therapeutische und sozialpsychiatrische Leistungen gemäss 
dem Bundesgesetz über die Krankenversicherung (KVG; SR 832.10) an. Die Heilpäda-
gogisch-Psychiatrische Fachstelle (HPF) der Lups bietet heilpädagogisch-psychiatri-
sche Konsilien sowie ambulante Interventionen und Beratung an. Die Fachpersonen 
der ambulanten und stationären psychiatrischen Versorgung spielen bei der Zuwei-
sung in Leistungen nach dem SEG eine bedeutende Rolle. Eine spezialisierte statio-
näre psychiatrische Behandlung von Kindern und Jugendlichen mit einer Behinde-
rung fehlt im Kanton Luzern bisher. Grundlagen sind der Planungsbericht B 21 über 
die Gesundheitsversorgung im Kanton Luzern vom 20. Oktober 2015 (Aktualisierung 
in Arbeit) und der Planungsbericht B 83 über die psychiatrische Versorgung im Kan-
ton Luzern vom 7. September 2021. 
 
Berufliche Integration 
Von Integrationsmassnahmen (Berufsvorbereitung) für Jugendliche nach der obliga-
torischen Schulzeit und Hilfen für die erstmalige berufliche Ausbildung können Ju-
gendliche bis 25 Jahre profitieren, sofern die Voraussetzungen der Invalidenversiche-
rung erfüllt sind. Wird eine IV-Verfügung gesprochen, können auch Wohn- und Aus-
bildungsplätze subjektbezogen in nach dem SEG anerkannten Einrichtungen über 
die IV finanziert werden. Die IV bestellt selbst keine Plätze bei den sozialen Einrich-
tungen, sondern nutzt das vorhandene Angebot nach dem SEG, was die Planung er-
schwert. In der Planung und Finanzierung der Angebote sind solche durch die IV be-
legten Plätze mit zu berücksichtigen (vgl. Kap. 5).  
 
Kindes- und Erwachsenenschutz 
Interdisziplinäre Fachbehörden, die sogenannten Kindes- und Erwachsenenschutzbe-
hörden (Kesb), sorgen für die Anwendung des Kindes- und Erwachsenenschutzrech-
tes im Zivilrecht. Die Kesb sind für alle erstinstanzlichen Entscheide im Kindesschutz 
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zuständig, insbesondere für die umfassende Abklärung von Anträgen und Gefähr-
dungsmeldungen, für die Anordnung behördlicher Massnahmen wie einer 
Fremdplatzierung oder die Ernennung von Beistandschaften.  
 
Die Kindesschutzbehörde als Teil der Kesb sorgt dafür, dass Kinder und Jugendliche, 
die in einer Pflegefamilie oder in einem Heim betreut werden, über ihre Rechte, ins-
besondere Verfahrensrechte, entsprechend ihrem Alter aufgeklärt sind und eine Ver-
trauensperson zugewiesen erhalten, an die sie sich bei Fragen oder Problemen wen-
den können. Weiter sind sie an allen Entscheiden, die einen wesentlichen Einfluss auf 
ihr Leben haben, entsprechend ihrem Alter zu beteiligen (Art. 1 Abs. 1 und Art. 1a 
Abs. 1 und 2 PAVO). Im Kanton Luzern sind sieben Kesb für sieben Gruppen von Ge-
meinden zuständig.  
 
Strafverfahren gegen Jugendliche 
Eine weitere Schnittstelle besteht zwischen den sozialen Einrichtungen und der Ju-
gendanwaltschaft des Kantons Luzern. Letztere führt die Strafverfahren gegen Ju-
gendliche im Alter von 10 bis 18 Jahren, die im Kanton Luzern wohnhaft sind. Sie ist 
für die Strafuntersuchung zuständig, fällt einzelrichterliche Urteile und vollzieht die 
angeordneten Strafen und Massnahmen.  
 
Je nach Situation des Jugendlichen wird eine Einweisung in eine Institution angeord-
net (Schulheime, Jugendwohngruppen, Jugendheime mit interner Ausbildung, The-
rapieheime oder geschlossene Durchgangsheime). Die Kosten für diese Einweisun-
gen im Rahmen des Massnahmenvollzugs trägt das Justiz- und Sicherheitsdeparte-
ment. Bestimmte Einrichtungen im Kanton Luzern und in anderen Kantonen stellen 
die entsprechenden Plätze zur Verfügung. 


2.1.5 Durchlässigkeit, Flexibilisierung und Sozialraumorientierung 
Die Förderung der Durchlässigkeit und Flexibilisierung in der Angebotsgestaltung 
auf der einen Seite und verstärkte Sozialraumorientierung innerhalb der sozialpäda-
gogischen Arbeit auf der anderen Seite sind Entwicklungen, welche in den letzten 
Jahren zunehmend an Bedeutung gewonnen haben. Alle drei Begriffe hängen eng 
mit dem Grundprinzip der Bedarfsorientierung zusammen und sind für die Ausge-
staltung aller Angebote im Kinder- und Jugendbereich sowie im Erwachsenenbereich 
relevant.  
 
Durchlässigkeit ist eine Eigenschaft von Übergängen zwischen verschiedenen Ange-
boten innerhalb einer Angebotskette. Je besser die Angebote aufeinander abge-
stimmt sind, desto durchlässiger sind sie. Eine gut funktionierende Angebotsland-
schaft gewährleistet, dass leistungsbeziehende Personen jederzeit diejenigen Ele-
mente der Betreuung nutzen können, welche ihrem Bedarf entsprechen. Die Ange-
bote von sozialen Einrichtungen sollen derart gestaltet sein, dass aufgrund des indi-
viduellen Entwicklungsstands und Bedarfs Wechsel zu weniger stark oder stärker be-
treuten Wohnformen stattfinden können. Damit wird unterstützt, dass ausserfamiliär 
untergebrachte Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene Leistungen entsprechend 
ihren Zielen und ihres Bedarfs nutzen können. Zudem können Kinder und Jugendli-
che dank ambulanter Unterstützung innerhalb der Familie aufwachsen, weil sie in 
Krisensituationen auf ein zeitlich begrenztes stationäres Auffangnetz zählen können. 
Ambulante Leistungen können vor, während und nach einer stationären Betreuung 
zur Verbesserung des Kindeswohls beitragen, indem das familiäre System gestärkt 
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wird. Ebenfalls berücksichtigt dieser Ansatz die Zusammenarbeit zwischen Angebo-
ten der Kinder- und Jugendpsychiatrie und der nach dem SEG anerkannten sozialen 
Einrichtungen sowie den Wechsel von und zu spezialisierten Angeboten nach dem 
SEG. Eine hohe Durchlässigkeit unterstützt die zuweisenden Stellen, schneller und 
gezielter auf Veränderungen der Situationen der Kinder, Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen reagieren zu können.  
 
Eng mit der Durchlässigkeit von Angeboten verknüpft ist die Möglichkeit der flexib-
len Nutzung. Ein flexibel konzipiertes Angebot hält die Möglichkeit bereit, dass Leis-
tungen individuell und bedarfsorientiert in Anspruch genommen werden können. 
Der Betreuungsbedarf von ausserfamiliär untergebrachten Kindern, Jugendlichen 
und jungen Erwachsenen ist dynamisch und kann sich schnell ändern. Diese Komple-
xität stellt einen hohen Anspruch an die Leistungserbringung von sozialen Einrich-
tungen. Um diesem Anspruch gerecht zu werden, müssen sich Angebote im Sinne 
der Flexibilisierung weiterentwickeln. Beispielsweise sollen sich Aufenthalte in sozia-
len Einrichtungen mit einem 365-Tage-Angebot nicht an starren Öffnungszeiten, 
sondern vielmehr am Bedarf der Betreuungsintensität, am Stand einer Kindeswohl-
gefährdung und an den individuellen Möglichkeiten des sozialen Umfelds orientie-
ren. Ein weiteres Beispiel ist ein stufenweises Erhöhen von Übernachtungen zu Hause 
bei der Herkunftsfamilie als Vorbereitungen auf eine Rückplatzierung, ohne dass 
dadurch der Platz auf der Wohngruppe gefährdet ist. Diese Übungsfelder bieten die 
Möglichkeit, noch zu bearbeitende Themen aufzudecken und aufzuarbeiten, damit 
eine Rückplatzierung nachhaltig gestaltet werden kann.  
 
Die Sozialraumorientierung wird verstanden als die konsequente Orientierung am 
Willen der Menschen und der damit verbundenen Frage, was sie selber zur Errei-
chung ihres Willensziels tun können. Der Einbezug der Familien und weiterer rele-
vanter Personen aus deren sozialräumlichem Umfeld in die Arbeit der sozialen Ein-
richtungen ist ein weiteres wichtiges Merkmal. Dies unterstützt die Eigeninitiative 
und Selbsthilfe und macht aus Betroffenen Beteiligte. Die Orientierung an den vor-
handenen Ressourcen der Menschen trägt dazu bei, dass die Verantwortung für die 
Bewältigung der eigenen Lebenssituation bei der Person bleibt. Damit zielt die pro-
fessionelle Sozialpädagogik darauf ab, sich selbst im Laufe der Arbeit mit den Leis-
tungsbeziehenden, deren Familien und ihrem sozialräumlichen Umfeld überflüssig 
zu machen. Eine gelingende sozialraumorientierte Arbeit setzt voraus, dass die Ak-
teure im Bereich des Kindesschutzes (Kesb, Berufsbeistandschaften, kommunale So-
zialdienste und kantonale Verwaltungsstellen) gut vernetzt sind und systematisch zu-
sammenarbeiten (Flexible Jugend- und Familienhilfe im Sozialraum, CURAVIVA 
Schweiz, 2010, S. 31). 
 
Flexible und durchlässige Angebote, welche sich am Sozialraum der ausserfamiliär 
untergebrachten Kinder, Jugendlichen, jungen Erwachsenen und ihrer Familien ori-
entieren, unterstützen den Anspruch des Kantons Luzern, passgenaue und damit be-
darfsorientierte Leistungen bereitzustellen. Damit sollen die Wirksamkeit und die 
Nachhaltigkeit der Leistungen erhöht, unnötige (Um-) Platzierungen vermieden, die 
Dauer der ergänzenden Hilfen zur Erziehung verkürzt und unnötige Kosten vermie-
den werden. Als Massnahme A6 für die Planungsperiode 2024 bis 2027 wollen wir 
deshalb die Flexibilisierung und Durchlässigkeit der Angebote gezielt erhöhen und 
die Sozialraumorientierung fördern. 
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2.1.6 Gesellschaftliche Entwicklungen 
Für die Bedarfsanalyse von Leistungen nach dem SEG sind die aktuellen gesellschaft-
lichen Entwicklungen zu berücksichtigen. Die ergänzenden Hilfen zur Erziehung rea-
gieren auf diese Veränderungen mit fachlichen Konzepten, welche zu Anpassungen 
an bestehenden oder zu neuen Angeboten führen. In diesem Kapitel werden The-
men aufgeführt, die Auswirkungen auf alle Angebote im Bereich A haben. Die ange-
botsspezifischen Entwicklungen werden in den entsprechenden Kapiteln 2.2 bis 2.6 
separat aufgeführt. 
 
Die Bevölkerungsgruppe der 0- bis 19-Jährigen wächst gemäss Lustat Bevölkerungs-
szenario (mittleres Szenario) zwischen 2025 und 2030 um durchschnittlich 0,7 Pro-
zent pro Jahr. 
 
Qualifizierte Abklärungen bei ausserfamiliärer Unterbringung 
Erziehungsberechtigte stimmen einer ausserfamiliären Unterbringung oft nur dann 
zu, wenn alle milderen in Frage kommenden Unterstützungsmassnahmen ausge-
schöpft worden sind. Auch bei angeordneten Platzierungen hat die Kesb den Auf-
trag, die mildeste angemessene Massnahme zu verfügen. Dies hat in den letzten 
Jahren die Nachfrage nach ambulanten Angeboten wie der aufsuchenden sozialpä-
dagogischen Familienbegleitung (aSPF) verstärkt. Dadurch finden ausserfamiliäre 
Unterbringungen später statt, und das durchschnittliche Eintrittsalter der Kinder und 
Jugendlichen steigt. 
 
Die Konferenz für Kinder- und Erwachsenenschutz (Kokes) gibt jährlich die Statistik 
der Anzahl Kinder mit Schutzmassnahmen heraus. Die jüngste Veröffentlichung 
zeigt, dass der Kanton Luzern Ende 2021 1924 Kinder mit Schutzmassnahmen auf-
wies. Dies sind 2,5 Prozent der Minderjährigen. Der schweizerische Durchschnitt liegt 
leicht höher bei 2,9 Prozent. 
 
Zunahme von psychischen Problemen bei Kindern und Jugendlichen 
Die Zahl der Hospitalisierungen wegen psychischer Störungen bei jungen Menschen 
zwischen 10 und 24 Jahren stieg 2021 um 17 Prozent, schreibt das Bundesamt für 
Statistik (BFS) in seiner Medienmitteilung vom 12. Dezember 2022. Auffallend ist die 
Zunahme um 26 Prozent bei Mädchen und jungen Frauen in dieser Altersgruppe. 
Spitaleinweisungen aufgrund von Suizidversuchen stiegen um 26 Prozent und am-
bulante psychiatrische Leistungen im Spital um 19 Prozent. Die Lups verzeichnete 
bereits vor der Pandemie einen zunehmenden Bedarf an psychiatrischen und psy-
chotherapeutischen Leistungen im Kinder- und Jugendbereich. Die Auslastung die-
ser Angebote ist sehr hoch. Im Zuge dieses beobachteten Anstiegs rechnen wir für 
die kommenden Jahre damit, dass die Inanspruchnahme von stationären Angeboten 
der Lups im Kinder- und Jugendbereich weiter zunimmt und jährlich um 1,3 Prozent 
wachsen wird (Planungsbericht B 83, S. 46). Aufgrund der Pandemie, aber auch durch 
die aktuellen Sorgen wie Krieg und Klimawandel, hat sich nach Einschätzung der 
Fachpersonen die Situation zusätzlich verschärft. Auch Kinder-, Jugend- und Famili-
enberatungsstellen haben während der Pandemie einen markanten Anstieg von Be-
ratungsleistungen gemeldet, welche sich auf hohem Niveau eingependelt haben.  
 
Die Angebote nach dem SEG sind, als wichtige Nahtstellen zu stationären und am-
bulanten psychiatrischen Versorgungsleistungen, direkt von diesen Entwicklungen 
betroffen. Die sozialen Einrichtungen sind vermehrt mit Kindern und Jugendlichen 
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konfrontiert, die psychische Probleme (Entwicklungsstörungen sowie klinisch-psychi-
atrische Syndrome) haben und in ihrem psychosozialen Funktionsniveau einge-
schränkt sind. Dies erfordert zum einen verstärkte fachliche Kompetenzen der sozia-
len Einrichtungen in diesen Themen. Zum anderen sind sie auch gefordert, ihre Leis-
tungen dem Bedarf dieser Anspruchsgruppen anzupassen. 
 
Anhaltend hohe Zahl von Schutz suchenden Kindern und Jugendlichen 
Die Lage in verschiedenen Krisengebieten zwingt weiterhin eine hohe Zahl von Per-
sonen zur Flucht, darunter auch begleitete und unbegleitete Kinder und Jugendliche. 
Wir rechnen mit einer anhaltend hohen Schutzbedürftigkeit im Asyl- und Flücht-
lingswesen und einem stark steigenden Bedarf an ambulanten und stationären er-
gänzenden Hilfen zur Erziehung für diese Gruppe von Kindern und Jugendlichen. 


2.1.7 Empfehlungen zur ausserfamiliären Unterbringung 
Im Herbst 2021 haben die Konferenz der kantonalen Sozialdirektorinnen und Sozial-
direktoren (Sodk) und die Konferenz für Kindes- und Erwachsenenschutz (Kokes) ge-
meinsam 42 umfassende Empfehlungen zur ausserfamiliären Unterbringung publi-
ziert. Sie stellen das Kindeswohl ins Zentrum und definieren qualitative Mindeststan-
dards sowohl für angeordnete als auch einvernehmliche ausserfamiliären Unterbrin-
gungen. Sie haben das Ziel, die Kinderrechte durch eine altersgerechte Partizipation 
des Kindes in allen Phasen der ausserfamiliären Unterbringung zu stärken. 
 
Im Kanton Luzern sind mehrere Stellen in den Prozess der ausserfamiliären Unter-
bringung involviert. In einem gemeinsamen Projekt unter der Leitung der Disg koor-
dinieren die Dienststellen Asyl- und Flüchtlingswesen, die DVS, der Verband der Lu-
zerner Gemeinden (VLG), die Kesb und die Mandatszentren die Umsetzung (vgl. Kap. 
2.2.2). 


2.2 Wohnen und Betreuung 
Die Angebote «Wohnen und Betreuung» sind Leistungen in Heimen für Kinder, Ju-
gendliche und junge Erwachsene, welche für eine kürzere oder längere Dauer eine 
ausserfamiliäre Wohnsituation mit einer sozialpädagogischen Betreuung und Förde-
rung benötigen. Voraussetzung ist in jedem Fall eine sozialpädagogische Indikation. 
Die Angebote lassen sich in verschiedene spezialisierte Dienstleistungen und Tages-
strukturen unterteilen. 


2.2.1 Zielgruppe und Angebote  
Angebotstyp 1: Wohnen und Betreuung 
Die Zielgruppe umfasst Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene bis 25 Jahre. Sie 
benötigen vorübergehend eine sozialpädagogische Betreuung und Förderung. Auf 
die Rückplatzierung in die Herkunftsfamilie wird laufend hingearbeitet. 
 
Angebotstyp 2: Wohnen und Betreuung mit Sonderschule Verhalten 
Siehe Kapitel 2.3.1. 
 
Angebotstyp 3: Notaufnahme 
Die Zielgruppe umfasst Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene. Sie benötigen 
umgehend einen geschützten Rahmen, um eine schwierige Situation zu beruhigen. 
Das Ziel der Platzierung ist die Abklärung und Sicherstellung einer dem Bedarf ent-
sprechenden Anschlusslösung. 
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Angebotstyp 4: Beobachtung und Abklärung 
Die Zielgruppe umfasst Kinder und Jugendliche, deren kognitiver, emotionaler und 
körperlicher Entwicklungsstand beobachtet und abgeklärt werden muss. Ziel ist es, 
eine tragfähige und passende Anschlusslösung zu finden. 
 
Angebotstyp 5: Wohnen und Betreuung mit und ohne Sonderschule für schwer verhal-
tensauffällige Kinder und Jugendliche mit psychischen Problemen 
Die Zielgruppe umfasst Kinder und Jugendliche, die mit ihrem Verhalten und ihren 
psychischen Problemen den erzieherischen Rahmen im Elternhaus oder in einer an-
deren stationären Wohnform sprengen oder im Anschluss an einen Aufenthalt in der 
Kinder- oder Jugendpsychiatrie eine spezialisierte Betreuung benötigen. Ziel des 
Aufenthalts ist es, die Situation so weit zu stabilisieren, dass eine Rückplatzierung in 
die Herkunftsfamilie oder in eine andere stationäre Wohnform möglich wird. 
 
Angebotstyp 6: Wohnen und Betreuung mit Berufsfindung und Ausbildung 
Die Zielgruppe umfasst Jugendliche, die im Rahmen der Berufsfindung oder Ausbil-
dung auf Betreuung und Förderung angewiesen sind. Das Ziel ist, dass die Jugendli-
chen eine Lehrstelle finden oder die bereits begonnene Lehre erfolgreich abschlies-
sen.  
 
Angebotstyp 7: Progressionsplätze und teilbetreutes Wohnen 
Die Zielgruppe umfasst Jugendliche und junge Erwachsene, die eine höhere Selb-
ständigkeit bei der Lebensführung aufweisen, aber noch eine gezielte Betreuung 
und Förderung benötigen. Eine geregelte Tagesstruktur ist notwendig. Ziel ist es, die 
Jugendlichen auf die selbständige Lebensführung vorzubereiten. 
 
Angebotstyp 8: Angebote für Mutter und Kind 
Die Zielgruppe umfasst Mütter mit ihren Kindern, die in der Lebensführung und der 
Erziehung professionelle Betreuung und Förderung benötigen. Ziel ist es, sie auf die 
selbständige Lebensführung vorzubereiten und erzieherische Kompetenzen zu ver-
mitteln. Dieser Angebotstyp wird im Kanton Luzern nicht angeboten. 
 
Angebotstyp 9: Wohnen und Betreuung mit Sonderschule Behinderung 
Siehe Kapitel 2.3.1. 
 
Anerkannte Leistungserbringer 
Neun nach dem SEG anerkannte soziale Einrichtungen bieten im Kanton Luzern Leis-
tungen im Bereich Wohnen und Betreuung für Kinder, Jugendliche und junge Er-
wachsene an: Aussenwohngruppe Maihof, Compass Hubelmatt, Kinder und Jugend-
siedlung Utenberg, Kinderheim Titlisblick, Jugenddorf, Stiftung Villa Erica, Therapie-
heim Ufwind, Stiftung Wäsmeli und Wohnheim Dynamo. 
 
Straf- und Massnahmenvollzug und unterstützende Angebote 
Das Bundesamt für Justiz (BJ) ist zuständig für den Straf- und Massnahmenvollzug. 
Nach dem Bundesgesetz über die Leistungen des Bundes für den Straf- und Mass-
nahmenvollzug (LSMG; SR 341) und der zugehörigen Verordnung (LSMV; SR 341.1) 
legt es einheitliche Mindestanforderungen für stationäre Erziehungseinrichtungen 
für Minderjährige und junge Erwachsene fest. Damit soziale Einrichtungen durch das 
BJ anerkannt und mit Beiträgen unterstützt werden können, müssen sie bestimmte 
Anforderungen an die Qualität und die Zielgruppe erfüllen. Weiter sind die Zuwei-
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sungskriterien klar geregelt. Die vom BJ anerkannten Erziehungseinrichtungen erhal-
ten Bundesbeiträge für das erzieherisch tätige Personal und unter gegebenen Um-
ständen auch Beiträge für Neubauten und Umbauten. Die vom BJ anerkannten Ein-
richtungen im Kanton Luzern sind die Kinder- und Jugendsiedlung Utenberg, das Ju-
genddorf, das Therapieheim Sonnenblick, die Stiftung Wäsmeli und das Wohnheim 
Dynamo. Diese Einrichtungen werden neben der kantonalen Aufsicht zusätzlich vom 
BJ beaufsichtigt. 


2.2.2 Rückblick und Evaluation 
Der Bedarf an Angeboten im Bereich Wohnen und Betreuung blieb über die letzten 
Jahre relativ stabil und bewegte sich seit 2012 zwischen 175 und 200 Personen. Trotz 
Bevölkerungswachstum nahm der Bedarf an Heimplätzen nicht zu und die Anteile 
von ausser- und innerkantonalen Platzierungen haben sich kaum verändert. Diese 
Zahlen enthalten alle oben genannten Angebotstypen, wobei rund zwei Drittel des 
Bedarfs auf den Angebotstyp 1 (Wohnen und Betreuung) entfällt. Zahlenmässig der 
zweitgrösste Bedarf zeigt sich im Angebotstyp 7 (Progression).  
 
Diese stabile Entwicklung wurde ermöglicht durch die Schaffung neuer präventiv 
wirkender ambulanter Angebote (Kap. 2.6) sowie durch Plätze in Pflegefamilien (Kap. 
2.4). Die weitere Entwicklung dieser Angebotskategorie ist entsprechend auch stark 
vom weiteren Verlauf in der Familienpflege sowie bei den ambulanten Angeboten 
abhängig. 
 
Längere Aufenthalte in den Notaufnahmen 
Die Nachfrage nach Angeboten der Notaufnahme blieb auf hohem Niveau stabil. 
Die Auslastung schwankte im Jahresverlauf stark und erreichte dennoch über das 
ganze Jahr gesehen sehr hohe Werte. Der Bedarf konnte zwischen 2018 und 2021 je-
doch vollumfänglich durch die sozialen Einrichtungen im Kanton Luzern abgedeckt 
werden. Bei einigen Nutzenden mussten die Kostenübernahmegarantien nach drei 
oder sechs Monaten Aufenthalt erneut verlängert werden. Die hohe Auslastung der 
Berufsbeistandschaften dürfte dazu beigetragen haben, dass sich die Suche nach ge-
eigneten Anschlusslösungen hinausgezögert hat. Weiter fechten vermehrt Eltern die 
Entscheide der Kesb vor Gericht an. Ebenfalls verzögert sich ein Austritt, wenn sich 
kurzfristig an der familiären oder persönlichen Situation des Kindes etwas Entschei-
dendes ändert. Das können Trennungen, Todesfälle oder auftretende psychische 
Probleme sein, welche die vorgesehene Anschlusslösung verunmöglichen und neue 
Abklärungen notwendig machen. 
 
Schaffung von zwei Angeboten für Jugendliche mit psychischen Problemen 
Mit der Umsetzung der Massnahme A1 des Planungsberichtes 2020 entstanden im 
Angebotstyp 5 neue Plätze für schwer verhaltensauffällige Kinder und Jugendliche 
mit psychischen Problemen. Dazu gehört das Angebot stabil der Stiftung Jugenddorf 
mit sechs Plätzen für stark verhaltensauffällige Jugendliche und junge Männer bis 25 
Jahre, welches in Kooperation mit dem KJPD der Lups betrieben wird (Personalaus-
leihe). Die Auslastung dieses Angebots liegt bei fast 100 Prozent. Weiter hat sich die 
nicht nach dem SEG anerkannte Kleinsteinrichtung Comovento per Juli 2022 mit der 
Stiftung Wäsmeli zusammengeschlossen. Die Aussenwohngruppe Comovento kann 
somit im Rahmen des SEG per Januar 2023 sechs Plätze für weibliche Jugendliche 
und junge Frauen bis 25 Jahre mit Verhaltensauffälligkeiten und psychischen Proble-
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men anbieten. Durch die Schaffung dieser neuen Angebote und die enge Zusam-
menarbeit mit der Lups können Abbrüche in Einrichtungen durch Psychiatrieeinwei-
sungen und ausserkantonale Platzierungen in Spezialsettings vermieden werden.  
 
Konsiliar- und liaisonpsychiatrische Beratung und Begleitung angepasst 
Im Rahmen der Massnahme A1 des Planungsberichtes 2020 wurde auch der Bedarf 
an konsiliar- und liaisionpsychiatrischer Beratung und Begleitung der Einrichtungen 
analysiert. Einzelne Einrichtungen konnten durch das KJPD organsierte Weiterbil-
dungsworkshops durchführen. Die Lups hat die Kooperationsverträge mit den Ein-
richtungen erneuert. Diese Massnahme wird weitergeführt mit dem Ziel, die Tragfä-
higkeit der Institutionen und Angebote zu stärken. 
 
Kein zusätzlicher Bedarf nach Beobachtungs- und Abklärungsangebot 
Die Massnahme A2 des Planungsberichtes 2020 zielte darauf ab, ein Angebot an Be-
obachtung und Abklärung für Kinder und jüngere Jugendliche mit multiplen Prob-
lemlagen zu schaffen. Durch ein solches Angebot sollten tragfähige und passende 
Fremdplatzierungen gefunden werden. Doch gerade bei Kindern und jüngeren Ju-
gendlichen sind Umplatzierungen möglichst zu verhindern. Wir haben festgestellt, 
dass die Notaufnahmen und Kriseninterventions- und Notfallplätze den Auftrag der 
Abklärung im Rahmen der jeweils laufenden Kostenübernahmegarantien zusammen 
mit den Berufsbeistandschaften erfüllen können. Diese Massnahme A2 wird nicht 
mehr weitergeführt.  
 
Stärkung der Wirkung und der Nachhaltigkeit  
Mit der Massnahme A7 des Planungsberichtes 2020 «Konzeption Prozess zuwei-
sende Stellen» sollte die Wirkung und die Nachhaltigkeit der Leistungen nach dem 
SEG durch eine Klärung der Zuweisungsprozesse gestärkt werden. Die Empfehlun-
gen zur ausserfamiliären Unterbringung der Kokes und Sodk (vgl. Kap. 2.1.6) bein-
halten genau diese Festlegung des Unterbringungsprozesses auf kantonaler Ebene. 
Die Empfehlungen beinhalten auch das Thema der Einsetzung einer Vertrauensper-
son. Die Massnahme A7 ist damit im Prozess der Umsetzung. In diesem Rahmen soll 
auch geklärt werden, welche Stellen berechtigt sind, die fachliche Indikation für den 
Bezug einer Leistung nach dem SEG zu stellen und welche Pflichten dazu gehören, 
wie zum Beispiel die Platzierungsbegleitung. Bei der Indikationsprüfung für die Kos-
tenübernahmegarantie wird bereits jetzt die Einsetzung einer Vertrauensperson (Art. 
1a, Abs. 2b PAVO) abgefragt, um die zuweisenden Stellen zu sensibilisieren. 


2.2.3 Trends und Bedarfsszenarien 
Für die kommenden Jahre bis 2027 rechnet die Lups mit einem steigenden Bedarf an 
der Schnittstelle zur Psychiatrie. Der KJPD erwartet bei den folgenden Zielgruppen 
eine Zunahme: 


‒ junge Frauen mit latenter Suizidalität, ohne akuten psychiatrischen Behand-
lungsbedarf mit mittlerer bis hoher Intelligenz, 


‒ Jugendliche und junge Erwachsene mit hochfunktionalen Autismus-Spekt-
rum-Störungen, welche adäquate Ausbildungs- und Wohnangebote benöti-
gen, 


‒ Jugendliche, die bei Austritt aus der Psychiatrie noch keine Tagesstruktur ha-
ben und ein sozialpädagogisches Wohnangebot benötigen, 


‒ Jugendliche und junge Erwachsene mit einem psychiatrischen, psychothera-
peutischen und pädagogischen Hilfebedarf, welche aus verschiedenen Grün-
den nicht institutionsfähig sind.  
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Auch im Planungsbericht B 83 über die psychiatrische Versorgung im Kanton Luzern 
gehen wir von einer Zunahme bei den psychischen Problemen bei Kindern und Ju-
gendlichen aus. Der Bedarf an Hilfeleistungen steigt. Dies hat auch Auswirkungen 
auf die nach dem SEG anerkannten Angebote.  
 
Zunahme von psychischen Problemen erfordert interdisziplinäre Zusammenarbeit 
Unbestritten ist dabei, dass nur durch eine enge interdisziplinäre Zusammenarbeit 
zwischen psychiatrischem, psychotherapeutischem und sozialpädagogischem Fach-
personal den komplexen Themen der jungen Menschen zielführend eine adäquate 
Unterstützung gegeben werden kann. Das Personal der sozialen Einrichtungen be-
nötigt Basiskompetenzen im Hinblick auf die Einordnung psychiatrischer Störungs-
bilder und auf den adäquaten Umgang damit.  
 
Der Fachpersonalmangel im Gesundheitsbereich, insbesondere die geringe Verfüg-
barkeit an Kinder- und Jugendpsychiaterinnen und -psychiatern, führt zu einem Eng-
pass. Die Finanzierung der Leistungen an der Schnittstelle zwischen Gesundheitsver-
sorgung und sozialer Einrichtungen über das Krankenversicherungsgesetz (KVG; SR 
832.10) ist nicht gesichert. Der Gesundheitsversorgung fehlt ein entsprechender 
Leistungsauftrag. Dies führt zu höheren Pauschalen nach dem SEG, da konsiliarärztli-
che und psychotherapeutische Leistungen mit den Monatspauschalen abgegolten 
werden.  
 
Ausbildungsangebote 
Auch im Angebotstyp Wohnen und Betreuung mit Ausbildung ist der gesellschaftli-
che Trend spürbar, dass Ausbildungen öfters abgebrochen werden. Rund ein Fünftel 
aller Personen, welche 2016 einen Lehrvertrag abgeschlossen haben, haben diesen 
vorzeitig aufgelöst (Bundesamt für Statistik 2021). Dies führt einerseits dazu, dass Ju-
gendliche, welche ihre Lehre auf dem ersten Arbeitsmarkt aufgrund persönlicher 
Problematiken abgebrochen haben, zu einem gewissen Teil versuchen, ihre Berufs-
findung und Ausbildung in einer sozialen Einrichtung neu aufzugleisen oder weiter-
zuführen. Anderseits sind auch die Einrichtungen selbst mit vorzeitigen Abbrüchen 
der Jugendlichen konfrontiert. So neigen zum Beispiel Jugendliche bei Erreichen der 
Volljährigkeit sowie dem damit verbundenen Wegfall von Kindesschutzmassnahmen 
(z. B. Beistandschaft) dazu, die freiwillig vereinbarten Programme abzubrechen. 
Dadurch sind die Einrichtungen mit unterjährigen Belegungsschwankungen konfron-
tiert. 
 
Die Durchlässigkeit zur Weiterführung der Ausbildung auf dem ersten Arbeitsmarkt 
wird von Einrichtungen angestrebt, ist aber oft schwierig umzusetzen. Die Berufs-
wünsche der Jugendlichen verändern sich. Dem gegenüber stehen die erhöhten An-
forderungen und breiteren Ausbildungscurricula in der beruflichen Grundbildung, 
welche oft nicht mit den Realitäten der zu betreuenden Jugendlichen übereinstim-
men. Die Ausbildungsinstitutionen bieten unterschiedliche Ausbildungsniveaus an: 
Praktische Ausbildung PrA, Eidgenössisches Ausbildungsattest EFB und Eidgenössi-
sches Fähigkeitszeugnis EFZ. Sie haben weiterführende Strategien zu entwickeln, wie 
auf die aktuellen Herausforderungen reagiert und die Durchlässigkeit zum ersten Ar-
beitsmarkt gewährt werden kann. Die Angebote sind bezüglich Ausbildungsberufe, 
Ausbildungsniveaus und notwendiger Unterstützungsmassnahmen für die Jugendli-
chen à jour zu halten. Das Angebot Wohnen und Betreuung mit Berufsfindung er-
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fährt eine hohe Nachfrage. Jugendliche in sozialen Einrichtungen sind auf Berufsfin-
dungs- und Ausbildungsplätze nach dem SEG angewiesen, wenn die Voraussetzun-
gen für eine berufliche Massnahme der IV (noch) nicht gegeben sind. Es ist zu prü-
fen, ob die Kontingente an den Bedarf anzupassen sind. 
 
Zunahme von Asylsuchenden 
Die Zahl der Asylsuchenden stieg im Jahr 2022 auf das Niveau der Jahre 2015 und 
2016. Diese Zahl beinhaltet auch Familien mit ihren Kindern und insbesondere eine 
Zunahme von Minderjährigen nichtbegleiteten Asylsuchenden (MNA), die dem Kan-
ton Luzern zugewiesen werden. Die Dienststelle Asyl- und Flüchtlingswesen ist für 
die ausserfamiliäre Unterbringung im Kanton Luzern zuständig.  
 
Dieser Mengenzuwachs wird sich auf die Bedarfslage der ergänzenden Hilfen zur Er-
ziehung auswirken. Zudem wird eine starke Zunahme von Kindern, Jugendlichen und 
jungen Erwachsenen erwartet, welche an Persönlichkeitsstörungen leiden. Auch die 
allgemeine psychische Verfassung, ein unklarer Asyl- oder Aufenthaltsstatus sowie 
ein anderer Erziehungsstil und kultureller Hintergrund können sich auf den Bedarf 
auswirken.  
 
Für Ausländerinnen und Ausländer gelten dieselben Anspruchsvoraussetzungen für 
die Nutzung ergänzender Hilfen zur Erziehung wie für Schweizerinnen und Schwei-
zer. Dies gilt für Personen mit einer Niederlassungsbewilligung (Ausweis C) oder ei-
ner Aufenthaltsbewilligung (Ausweis B) ebenso wie für anerkannte Flüchtlinge mit 
Asylgewährung (Ausweise B und C), vorläufig aufgenommene Personen und aner-
kannte Flüchtlinge ohne Asylgewährung (Ausweis F), Asylsuchende (Ausweis N), ab-
gewiesene Asylsuchende sowie Schutzbedürftige (Ausweis S). 
 
Bedarfsszenarien 
Für die weitere Entwicklung der Angebote im Bereich Wohnen und Betreuung ohne 
Sonderschule haben wir ein hohes und ein tiefes Bedarfsszenario entwickelt. 
 
Im hohen Szenario gehen wir davon aus, dass der Bedarf an psychischen Hilfeleis-
tungen bei Kindern und Jugendlichen wie auch die Belastungen der Familien weiter 
zunehmen. Die weltpolitische Situation bleibt unruhig und belastend, die Migration 
aufgrund von Flüchtlingswellen bleibt hoch oder nimmt weiter zu. Die Dienstleis-
tungsanbieter der Familienpflege können nicht dem Bedarf entsprechend weitere 
Pflegefamilien rekrutieren, und ambulante Angebote stossen an ihre Grenzen. Die 
Kinder und Jugendlichen, welche weiterhin untergebracht werden müssen, sind oft 
stark belastet und brauchen ein tragfähiges sozialpädagogisches Setting. Die Zu-
nahme an Tagessonderschulplätzen und die Verhinderung von Platzierungen in der 
Schulzeit führen vermehrt zu späteren Platzierungen im nachobligatorischen Schul-
alter. Die Jugendstrafurteile nehmen zurzeit wieder leicht zu und führen auch zu zi-
vil- oder strafrechtlichen Massnahmen in sozialen Einrichtungen (vgl. Jugendstrafur-
teile, Bundesamt für Statistik, 2022). Das Angebot nach dem SEG wird ferner auch 
durch die IV mitbenutzt. In diesem Szenario rechnen wir damit, dass der Bedarf von 
heute rund 175 Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen ab dem Jahr 2024 
auf rund 200 Personen und bis zum Jahr 2027 auf rund 225 Personen ansteigen wird.  
 
Im tiefen Szenario geht der gesellschaftliche Trend weiter, zurückhaltend mit Fremd-
unterbringungen umzugehen. Ambulante Angebote zeigen zudem ihre Wirkung. Es 
gelingt, ausreichend neue Pflegefamilien zu rekrutieren, und insbesondere jüngere 
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Kinder werden eher in Pflegefamilien platziert. Ausserkantonale Platzierungen im 
Kanton Luzern nehmen leicht ab, da auch diese Kantone den Angebotstyp 5 aus-
bauen. Die frei werdenden Plätze stehen für interkantonale Personen zur Verfügung. 
Die durch die nach SEG anerkannten Anbieter bereitgestellten Plätze werden oft im 
späteren Verlauf durch berufliche Massnahmen der IV weiterfinanziert. Der Bedarf 
sinkt in diesem Szenario leicht weiter und pendelt sich auf einem Niveau von rund 
170 Personen ein. 


2.2.4 Massnahmen 2024–2027 
In der Planungsperiode bis 2027 werden wir für das Angebot Wohnen und Betreu-
ung folgende Massnahmen umsetzen: 
 
Massnahme A3: Schnittstelle SEG / Psychiatrie / Sonderschule 
Die weitere Zunahme von psychischen Problematiken führt dazu, dass die sozialen 
Einrichtungen sich mit psychischen Störungsbildern und dem adäquaten Umgang 
damit auf betrieblicher Ebene und fallbezogen auseinandersetzen müssen. Pädago-
gische Konzeptionen sind zu überprüfen und anzupassen. Den Bedarf an zusätzli-
chen Angeboten gilt es laufend zu überprüfen. Abbrüche in Einrichtungen bei Kri-
sensituationen durch Hospitalisierung in der Akutpsychiatrie (hin und her) sollen ver-
mieden werden.  
 
Als Massnahme für die Planungsperiode 2024 bis 2027 wollen wir daher die Koope-
ration in den Schnittstellenbereichen fördern, die interdisziplinäre Zusammenarbeit 
zwischen den Fachbereichen stärken und die Zuständigkeiten und Finanzierungsmo-
delle klären. Die interdisziplinäre Zusammenarbeit zwischen der Psychiatrie und der 
sozialen Einrichtungen und im Sonderschulbereich mit den Sonderschulen (DVS) ist 
eine wichtige Voraussetzung für eine gelingende pädagogische und therapeutische 
Förderung. Dies gilt auch für Angebote für Menschen mit geistiger Behinderung und 
psychiatrischer Diagnose. Die Zuständigkeiten und die Abgrenzung der Finanzierung 
solcher Kooperationsmodelle muss geklärt werden. 
 
Massnahme A6: Flexibilisierung, Durchlässigkeit und Sozialraumorientierung 
Ergänzende Hilfen zur Erziehung in Form von ausserfamiliärer Unterbringung in ei-
ner sozialen Einrichtung werden derzeit als Wocheninternate oder als 365-Tage-Be-
treuung angeboten. Flexible oder modulare Leistungen im Sinn von Teilzeitangebo-
ten (zwei bis drei Tage Internat pro Woche oder die Möglichkeit von Ferien-/Wo-
chenendaufenthalten) werden bisher nur in einzelnen Bereichen angeboten. Nach 
dem Grundsatz der Verhältnismässigkeit ist im Kinder- und Jugendschutz jeweils die 
mildeste dem individuellen Bedarf angemessene Massnahme zu treffen. Ressourcen 
der Familien und des Sozialraums sind zu nutzen. Teilzeitleistungen sind zudem 
wichtige Zwischenschritte in oder aus einer ausserfamiliären Unterbringung. Deshalb 
ist die Einführung von flexibleren und durchlässigeren Leistungen in der Planungs-
periode bis 2027 zu prüfen. Die Massnahme wird im Kapitel 2.3 weiter ausgeführt.  


2.3 Wohnen und Betreuung mit Sonderschule 


2.3.1 Zielgruppe und Angebote 
Die Zielgruppe des Angebots «Wohnen und Betreuung mit Sonderschule» umfasst 
Kinder und Jugendliche im Schulalter mit ausgewiesenem Sonderschulbedarf, wel-
che für eine kürzere oder längere Dauer eine ausserfamiliäre Wohnsituation mit ei-
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ner sozialpädagogischen Betreuung und Förderung benötigen. Sie besuchen auf-
grund einer Behinderung in den Bereichen Verhalten und sozio-emotionale Entwick-
lung, Körper, Motorik, Gesundheit, Sprachentwicklung oder kognitive Entwicklung 
eine interne Sonderschule. Es gibt folgende Angebotstypen: 
 
Angebotstyp 2: Wohnen und Betreuung mit Sonderschule Verhalten  
Die Zielgruppe umfasst Kinder und Jugendliche im schulpflichtigen Alter mit sozial-
pädagogischer Indikation, die aufgrund ihrer Behinderung im Verhalten oder in der 
sozio-emotionalen Entwicklung eine interne Sonderschule besuchen. Ziel der ausser-
familiären Unterbringung ist, die Kinder und Jugendlichen in ihrer emotionalen, sozi-
alen, kognitiven und gesundheitlichen Entwicklung zu fördern. Auf die Rückplatzie-
rung in die Herkunftsfamilie wird laufend hingearbeitet. 
 
Die nach dem SEG anerkannten Anbieter sind die Stiftung Jugenddorf St. Georg mit 
365-Tage-Betreuung für männliche Jugendliche auf Sekundarstufe, die Stiftung 
Schule und Wohnen Mariazell Sursee mit Wocheninternat auf Basis-, Primar- und Se-
kundarstufe für männliche Kinder und Jugendliche sowie die Stiftung Villa Erica mit 
Wocheninternat für weibliche und männliche Jugendliche auf Sekundarstufe. 
 
Angebotstyp 5: Wohnen und Betreuung mit und ohne Sonderschule für schwer verhal-
tensauffällige Kinder und Jugendliche mit psychischen Problemen  
Die Zielgruppe umfasst Kinder und Jugendliche, die mit ihrem Verhalten und auf-
grund ihrer psychischen Gesundheit den erzieherischen Rahmen im Elternhaus oder 
in einer anderen stationären Wohnform sprengen oder im Anschluss an einen Auf-
enthalt in der Kinder- oder Jugendpsychiatrie eine spezialisierte Betreuung in einer 
stationären Wohnform mit Sonderschulung benötigen. Ziel des Aufenthalts ist es, 
die Situation so weit zu stabilisieren, dass eine Rückplatzierung in die Herkunftsfami-
lie oder in eine andere stationäre Wohnform möglich wird. 
 
Zwei soziale Einrichtungen bieten Leistungen des spezialisierten Angebotstyps 5 
«Wohnen und Betreuung mit Sonderschule und psychischen Probleme» an: die Stif-
tung Jugenddorf mit 365-Tage-Betreuung für männliche Jugendliche auf Sekundar-
stufe sowie das Therapieheim Sonnenblick mit 365-Tage-Betreuung für weibliche Ju-
gendliche auf Sekundarstufe. 
 
Angebotstyp 9: Wohnen und Betreuung mit Sonderschule Behinderung 
Die Zielgruppe umfasst Kinder und Jugendliche, die aufgrund von Behinderungen in 
den Bereichen Sprachentwicklung, Körper, Motorik, Gesundheit oder kognitive Ent-
wicklung und zur Entlastung der Herkunftsfamilie auf eine stationäre Betreuung und 
Förderung angewiesen sind. Ziel der ausserfamiliären Unterbringung ist es, die emo-
tionale, kognitive, soziale und gesundheitliche Entwicklung zu fördern. Auf die Rück-
platzierung in die Herkunftsfamilie wird laufend hingearbeitet. Teilweise dienen Teil-
zeit- und ergänzende Betreuungsangebote (Wochenend- und Ferientage) der Stabi-
lisierung des Familiensystems, sodass ein Verbleib in der Familie möglich bleibt. In 
der Kombination von Wocheninternat und ergänzendem Betreuungsangebot kann 
in Einzelfällen ein 365-Tage-Angebot entstehen. 
 
Die nach dem SEG anerkannten Anbieter im Bereich Behinderung sind das Heilpäda-
gogische Kinderhaus Weidmatt für Kinder im Vorschulalter sowie das Heilpädagogi-
sche Zentrum Hohenrain, das Heilpädagogische Zentrum Schüpfheim und die 
rodtegg mit interner Sonderschule. 
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2.3.2 Rückblick und Evaluation 
Einer ausserfamiliären Unterbringung wird in der Regel nur noch zugestimmt, wenn 
alle anderen Unterstützungsmassnahmen ausgeschöpft sind (vgl. Kap. 2.1). Ambu-
lante Massnahmen und auch die integrative Sonderschulstrategie der DVS sowie der 
Ausbau von Tagessonderschulen vor allem im Bereich Verhalten zeigen zudem ihre 
Wirkung. Dies führte dazu, dass die Nachfrage nach ausserfamiliären Unterbringun-
gen in Wocheninternaten in den letzten Jahren weiterhin kontinuierlich abnahm. Von 
2012 bis 2021 sank der Bedarf um rund 40 Plätze im Bereich Verhalten und um rund 
60 Plätze im Bereich Behinderung. 
 
Bedarfsgerechte Reduktion der Wocheninternatsplätze 
Seit 2020 wurden deshalb zur bedarfsgerechten Reduktion der Sonderschulinter-
natsplätze bereits mehrere Massnahmen umgesetzt (Massnahme A3 des Planungs-
berichtes 2020). Dazu gehörte die Beendigung des Leistungsauftrags für Internats-
plätze mit dem Schul- und Wohnzentrum Malters (SWZ). Diese Einrichtung bietet ak-
tuell im Auftrag der DVS unter dem neuen Namen «Formidabel» an mehreren 
Standorten im Kanton Luzern Tageschulplätze an. Weiter folgte die inhaltliche Justie-
rung und Reduktion der Leistungsmengen mit der Stiftung Schule und Wohnen Ma-
riazell Sursee von 28 auf 16 Plätze (inkl. sieben neue Wohnplätze für Mädchen in Et-
tiswil ab Schuljahr 2023/2024). Eine bedarfsgerechte Reduktion des Angebots hat 
schliesslich auch in den beiden Heilpädagogischen Zentren Hohenrain und Schüpf-
heim sowie im Heilpädagogischen Kinderhaus Weidmatt stattgefunden. 
 
Trend zur vermehrten Teilzeitnutzung des Sonderschulinternates im Angebotstyp 9 
Neben der rückläufigen Zahl von Kindern und Jugendlichen, welche ein Wochenin-
ternat nutzen, zeichnet sich zudem im Bereich Behinderung ein Trend zur vermehr-
ten Teilzeitnutzung ab. So übernachteten beispielsweise am 1. Januar 2020 noch 67 
Prozent aller Lernenden mindestens 4 Nächte pro Woche im Internat. Knapp drei 
Jahre später (1.9.2022) waren es noch 59 Prozent. Im Bereich Verhalten sind Teilzeit-
nutzungen derzeit nicht möglich. 
 
Mehr ausserkantonale Unterbringungen in 365-Tage-Einrichtungen oder spezialisier-
ten Settings mit Sonderschule 
Gegenläufig zur Nachfrage nach Sonderschulplätzen in Wocheninternaten (185-
Tage-Angebote ohne Schulferien und Wochenenden) zeigte sich eine steigende 
Nachfrage nach Plätzen in Einrichtungen mit Betreuungsangeboten an 365 Tagen 
mit Sonderschule für Kinder und Jugendliche aufgrund komplexer Probleme. Dies 
führte im Bereich Verhalten in den Jahren seit 2018 zunehmend zu ausserkantonalen 
ausserfamiliären Unterbringungen (plus ca. 30 Kinder und Jugendliche) in entspre-
chenden sozialpädagogischen oder spezialisierten Institutionen mit Sonderschulan-
geboten. Es ist zudem im Bereich Verhalten im Kanton Luzern kein 365-Tage-Son-
derschulinternat für Kinder vorhanden. 
 
Im Bereich Behinderung ist die Zahl der ausserkantonalen Unterbringungen in spezi-
alisierten Institutionen geringer und seit längerem stabil. Gründe für ausserkantonale 
Unterbringungen können sein, dass innerkantonale Einrichtungen nur sehr be-
schränkt solche Angebote bereitstellen oder aufgrund ihrer fachlichen Ausrichtung 
nicht für diese Zielgruppe geeignet sind.  
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Steigender Betreuungsbedarf in Sonderschulinternaten, Bedarf nach Kooperationen 
mit der Lups sowie nach 365-Tage-Betreuungsangeboten  
Die Integration von Lernenden mit weniger schweren Behinderungen beziehungs-
weise mit geringerem oder mittlerem Betreuungsbedarf in die Regelschule nimmt 
zu. Dadurch steigt in der separativen Sonderschulung sowie in den Sonderschulin-
ternaten tendenziell der Anteil der Kinder und Jugendlichen, die einen erhöhten  
oder komplexen Schulungs- und Betreuungsbedarf aufweisen (z. B. Beeinträchtigun-
gen in der sozio-emotionale Entwicklung, psychiatrische Diagnosen oder hoher sozi-
alpädagogischer oder pflegerischer Bedarf). Die sinkende Akzeptanz von ausserfami-
liärer Unterbringung in Wocheninternaten führt verstärkt dazu, dass insbesondere 
diejenigen Kinder und Jugendliche Internatsbedarf haben, bei denen ein Verbleib in 
der Familie trotz ambulanter Unterstützung nicht möglich ist. Bei dieser Zielgruppe 
übersteigt der Bedarf tendenziell das Angebot eines Wocheninternats, vermehrt wird 
in Einzelfällen ein 365-Tage-Internatsangebot benötigt.  
 
Mit der Massnahme A1 im Planungsbericht 2020 war in diesem Kontext ein bedarfs-
gerechtes Angebot für Jugendliche mit Behinderung im Bereich kognitiver Entwick-
lung und psychischer Probleme mit psychiatrischer Begleitung zu schaffen. Diese 
Massnahme konnte noch nicht umgesetzt werden und wird deshalb in Zusammenar-
beit zwischen den Dienststellen Disg und DVS weitergeführt. Ein solches Angebot 
bedarf einer verstärkten Kooperation mit der Lups. Für die Schaffung solcher Betreu-
ungsangebote sind die Möglichkeiten der Finanzierung und der personellen Res-
sourcen zu prüfen und deren Limitierung zu berücksichtigen.  
 
Kooperationen und Weiterbildungen mit der Lups 
Mit der Massnahme A1 im Planungsbericht 2020 wurde die Kooperation zwischen 
der Lups und den sozialen Einrichtungen verstärkt. Einzelne Einrichtungen konnten 
ihr Team durch die Lups mit einem für die sozialen Einrichtungen entwickelten Lehr-
gang im Umgang mit psychischen Themen schulen. Diese Aktivitäten sollen in der 
neuen Berichtsperiode weitergeführt werden. 
 
Neue Plätze für männliche Jugendliche im Angebotstyp 5 mit Sonderschule 
Das neue Angebot «Stabil» des Jugenddorfs für männliche Jugendliche mit starken 
Verhaltensauffälligkeiten und psychischen Problemen mit und ohne Sonderschule ist 
ein weiteres erfolgreich umgesetztes Element der Massnahme A1 aus dem Pla-
nungsbericht 2020. Insbesondere für Schüler im schulpflichtigen Alter zeigt sich eine 
hohe Nachfrage. Da dieses Angebot auch ohne Sonderschulstatus genutzt werden 
kann, werden diese Plätze in der Auswertung «Wohnen und Betreuung» unter Kapi-
tel 2.2 ausgewiesen – ebenso die Plätze für Beobachtung und Abklärung, welche 
auch mit oder ohne Sonderschule besucht werden können. 


2.3.3 Trends und Bedarfsszenarien 
Schaffung Wocheninternatsplätze für Mädchen 
Wir verfolgen die Strategie, alle Mädchen mit Bedarf nach separativer Sonderschu-
lung im Bereich Verhalten und sozio-emotionale Entwicklung an demselben Ort zu 
beschulen. Die Mädchen waren in bisherigen Sonderschulklassen in der Minderheit. 
Die Stiftung Schule und Wohnen Mariazell Sursee realisiert im Auftrag der DVS und 
der Koseg in Ettiswil auf das Schuljahr 2023/2024 zwei Tagessonderschulklassen so-
wie eine Wocheninternatsgruppe für Mädchen. Mit sieben Plätzen für Schülerinnen 
aus dem zweiten und dritten Schulzyklus wird so eine Angebotslücke im Kanton Lu-
zern geschlossen. 
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Luzernerinnen und Luzerner sollen vermehrt innerkantonale Angebote nutzen  
Die ausserfamiliäre Unterbringung von Kindern und Jugendlichen in ausserkantona-
len Einrichtungen ist für die Betroffenen und ihre Angehörigen in der Regel zusätz-
lich einschneidend und führt zu Erschwernissen in der Umsetzung von sozialraum-
orientierten Konzepten. Ausserfamiliäre Unterbringungen während der Schulzeit füh-
ren zudem häufig dazu, dass die Jugendlichen und jungen Erwachsenen auch nach 
der obligatorischen Schulzeit weiterhin in ausserkantonalen Einrichtungen unterge-
bracht bleiben.  
 
Aus Gründen der qualitativen und finanziellen Steuerung liegt es im Interesse des 
Kantons Luzern, den Bedarf an 365-Tage-Angeboten mit Sonderschule innerkantonal 
abzudecken. Die bisherigen Leistungsangebote sollen an den aktuellen Bedarf ange-
passt werden. 
 
Weiter soll geprüft werden, wie bestehende innerkantonale Angebote im Bereich 
Verhalten vermehrt von Luzerner Jugendlichen genutzt werden können. Dafür sind 
einerseits Optimierungen in den Zuweisungsprozessen, der Aufnahmepraxis der Ein-
richtungen und der Bekanntheit der Angebote vorzunehmen. Andererseits sollen 
konzeptionelle Inhalte geprüft und die Angebote entsprechend weiterentwickelt 
werden. So sollten gemäss Rückmeldung des KJPD der Lups zum Beispiel weibliche 
Jugendliche mit psychischen Problemen trotz hohem Betreuungsbedarf auf ihrem 
entsprechenden schulischen Potenzial gefördert werden können. Gemäss Schulauf-
trag haben die Sonderschulen diese Lernenden individualisiert auf ihrem Niveau an-
gepasst zu beschulen (Sekundarniveau), in der Praxis seien diese Jugendlichen im 
Sonderschulsetting aber oft unterfordert.  
 
Der KJPD weist zudem darauf hin, dass der Bedarf an stationären Plätzen für Kinder 
und Jugendliche mit psychischen und komplexen Problemen nach wie vor zunimmt. 
Wir sehen die Notwendigkeit von interdisziplinären Kooperationsmodellen an der 
Schnittstelle zwischen psychiatrischer Versorgung und den Leistungen der sozialen 
Einrichtungen und der Sonderschulen (separativ). 
 
Das kantonale Sonderschulkonzept (2020) enthält eine Bedarfsplanung für die Son-
derschulung. Eine weitere Grundlage für die Sonderschulplanung bilden die Bil-
dungsszenarien der Lustat. Die Szenarien zur Anzahl der Lernenden in der separati-
ven Sonderschulung sind ein Indikator für den Bedarf an Leistungen im stationären 
Bereich nach dem SEG. Das aktuelle Szenario zeigt für die nächsten zehn Jahre (2023 
bis 2033) einen Anstieg um rund 50 auf rund 800 Lernende mit separativem Sonder-
schulbedarf.  
 
Kinder und Jugendliche im schulpflichtigen Alter haben ein Recht auf unentgeltli-
chen Schulunterricht. Für Lernende mit Sonderschulbedarf sind somit entsprechende 
Schulungsangebote bereitzustellen. Für die meisten Kinder und Jugendlichen reicht 
dazu die Massnahme der Tagessonderschule aus. Ein Teil der Kinder und Jugendli-
chen hat jedoch aufgrund einer zusätzlichen sozialpädagogischen Indikation einen 
Bedarf an stationären Leistungen und benötigt einen Internatsplatz.  
 
An die Tagessonderschulung stellt sich das Kriterium der Erreichbarkeit. Aus diesem 
Grund werden Tagesschülerinnen und -schüler prioritär innerkantonal beschult. Dies 
hatte in den letzten Jahren die Konsequenz, dass Schulplätze in Wocheninternaten 



https://volksschulbildung.lu.ch/-/media/Volksschulbildung/Dokumente/unterricht_organisation/sonderschulung/grundlagen_umsetzung/kt_konzept_sonderschulung_2020.pdf
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mit Tagesschülerinnen und -schülern besetzt wurden. Dadurch wurden Lernende mit 
Internatsbedarf tendenziell ausserkantonal platziert, insbesondere wenn der Bedarf 
das Wocheninternat überstieg. Aufgrund dieser gegenseitigen Abhängigkeiten hat 
die künftige Weiterentwicklung der sozialen Einrichtungen im Sonderschulbereich in 
enger Zusammenarbeit der beiden zuständigen kantonalen Dienststellen zu erfol-
gen. 
 
Flexible Angebote mit hoher Durchlässigkeit 
Gemäss Übereinkommen über die Rechte der Kinder soll der Familie als Grundein-
heit der Gesellschaft besonderer Schutz und Beistand gewährt werden. In diesem 
Sinne sollen Interventionen gefördert werden, welche das familiäre System stützen 
und die Ressourcen stärken. Die heutige Praxis orientiert sich an diesem übergeord-
neten Ziel. Um diesem Ziel noch besser entsprechen zu können, sollen bestehende 
Leistungen künftig flexibler ausgestaltet werden können. Modulare Leistungsange-
bote wie Teilzeitinternate und ergänzende Betreuungsangebote zum Beispiel an Wo-
chenenden und während der Ferien sollen kindswohlorientierte, situationsadäquate, 
bedarfsgerechte, zeitgemässe und tragfähige Lösungen schaffen. Daneben ermögli-
chen solche Strukturen auch fliessende Übergänge und eine hohe Durchlässigkeit, 
wie beispielsweise eine schrittweise Unterbringung von einem teilstationären Auf-
enthalt hin zu einem vollstationären Aufenthalt, und geben den Betroffenen Zeit, 
sich durch positive Erfahrungen auf den nächsten Schritt einzulassen. 
 
Bedarfsszenarien 
Wir haben für die weitere Planung der Angebotstypen «Wohnen und Betreuung Ver-
halten mit Sonderschule» sowie «Wohnen und Betreuung Behinderung mit Sonder-
schule» je ein hohes und ein tiefes Bedarfsszenario entwickelt.  
 
Dabei gehen wir von folgenden für beide Bedarfsszenarien relevanten Entwicklungen 
aus:  


‒ Die Bevölkerungsgruppe der 0- bis 19-Jährigen wächst zwischen 2025 und 
2030 um rund 0,7 Prozent pro Jahr (Lustat Bevölkerungsszenario, mittleres 
Szenario). Nach einem Rückgang in den letzten Jahren ist neu wieder eine 
leichte Zunahme an Lernenden mit Sonderschulbedarf zu erwarten, welche 
eine separative Sonderschulung benötigen. 


‒ Psychische Probleme bei Jugendlichen und der Bedarf an psychiatrischen, 
psychotherapeutischen Leistungen nehmen tendenziell zu.  


‒ Zurzeit beobachten wir eine hohe Migration, die weitere Entwicklung ist un-
klar.  


‒ Lernende mit Sonderschulbedarf aufgrund einer Behinderung erhalten un-
mittelbar Zugang zu Leistungen im Sonderschulbereich. Zugewanderte Ler-
nende mit Sonderschulbedarf im Bereich Verhalten und sozio-emotionale 
Entwicklung dagegen erhalten erst nach zwei Jahren den Sonderschulstatus. 
Wir rechnen mit einem zusätzlichen Bedarf an Plätzen für Wohnen und Be-
treuung mit Sonderschule im Bereich Verhalten.  


‒ Die zurückhaltende Praxis bei der ausserfamiliären Unterbringung bei jünge-
ren Lernenden mit Sonderschulbedarf kann aufgrund von zu wenig tiefgrei-
fenden Massnahmen zu vermehrten ausserfamiliären Unterbringungen im 
dritten Schulzyklus oder in der Adoleszenz führen.  


‒ Die Schliessung einer ausserkantonalen 365-Tage-Einrichtung im Bereich Ver-
halten, welche bisher Luzerner Jugendliche aufgenommen hatte, führt zu ei-
ner Verschiebung der Nachfrage zu innerkantonalen Angeboten. 



https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1998/2055_2055_2055/de
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Am Stichtag im September 2022 besuchten 80 Luzernerinnen und Luzerner ein Son-
derschulinternat im Bereich Verhalten und 95 im Bereich Behinderung. Ausgehend 
von den obigen Annahmen gehen wir im hohen Bedarfsszenario davon aus, dass die 
aktuellen Sonderschulinternatsplätze in den sozialen Einrichtungen nicht mehr wei-
ter reduziert werden können, sondern dem Bedarf anzupassen sind. Wir rechnen im 
Verlauf der Planungsperiode bis 2027 im Bereich Verhalten mit einem zunehmenden 
Bedarf von bis 100 bis 110 Lernende und im Bereich Behinderung mit einem stabilen 
Bedarf von rund 100 Kindern und Jugendlichen. Ziel ist eine Verlagerung von ausser-
kantonalen zu innerkantonalen Unterbringungen im Bereich Verhalten. 
 
Das tiefe Szenario geht davon aus, dass im Bereich Verhalten die vorübergehend sis-
tierten Angebote nicht weiterentwickelt und wiedereröffnet werden. Die Platzzahl 
soll aber auch im tiefen Szenario nicht weiter reduziert werden. Im Bereich Verhalten 
wird sich der Bedarf in diesem Szenario auf dem Stand von 2022 bei rund 80 Kindern 
und Jugendlichen stabilisieren. Im Bereich Behinderung gehen wir im tiefen Szenario 
davon aus, dass sich die Reduktion des Bedarfs verlangsamt, aber in abgeschwächter 
Form noch einige Jahre fortsetzt. Wir rechnen im tiefen Szenario bis 2027 mit rund 
20 Kindern und Jugendlichen weniger als im hohen Szenario. Das tiefe Szenario 
könnte eintreten, wenn die wachsende Inanspruchnahme von ambulanten oder er-
gänzenden Betreuungsangeboten künftige ausserfamiliäre Unterbringungen erfolg-
reich verhindern kann. Ein anderer Aspekt ist eine weiterhin grosse Zurückhaltung 
bei der Kesb und den Eltern für ausserfamiliäre Unterbringungen. 


2.3.4 Massnahmen 2024–2027 
Wir sehen für die Planungsperiode bis 2027 für das Angebot Wohnen und Betreu-
ung mit Sonderschule folgende Massnahmen vor. 
 
Massnahme A2: Die bedarfsgerechte Angebotsentwicklung der bestehenden Sonder-
schulinternate 
Kinder und Jugendliche mit komplexen Problematiken, die auch an Wochenenden 
und während der Ferien nicht im familiären Rahmen betreut werden können, werden 
heute ausserkantonal untergebracht, sofern sie nicht zur Zielgruppe der vorhande-
nen Luzerner Angebote gehören. Im Bereich Behinderung benötigen Eltern Entlas-
tung von komplexen Betreuungssituationen.  
 
Daher sollen in der Planungsperiode 2024–2027 die Angebote entsprechend an den 
Bedarf angepasst werden. Im Bereich Verhalten beinhaltet dies die Schaffung von 
365-Tage-Internatsplätzen ergänzend zu Wocheninternaten, und im Bereich Behin-
derung sind dies zusätzliche Wochenend- und Ferienplätze in Wocheninternaten, 
damit eine 365-Tage-Betreuung in Einzelfällen gewährleistet ist.  
 
Massnahme A3: Schnittstelle SEG / Psychiatrie / Sonderschule 
Die Massnahme zur Schnittstelle SEG und Psychiatrie wird im Kapitel 2.2 näher aus-
geführt. Für das Angebot Wohnen und Betreuung mit Sonderschule ist der Schulbe-
reich miteinzubeziehen. Ebenfalls zu berücksichtigen ist die oben erwähnte Weiter-
führung der Massnahme A1 aus dem Planungsbericht 2020. 
 
Massnahme A6: Flexibilisierung, Durchlässigkeit und Sozialraumorientierung 
Massnahmen zur ausserfamiliären Unterbringung werden nur noch mit grosser Zu-
rückhaltung und nach sorgfältiger Abwägung gesprochen. Im optimalen Fall können 
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vereinbarte Lösungen im Einverständnis mit den Eltern und Kindern getroffen wer-
den. Die Leistungen der Sonderschulinternate im Bereich Verhalten (Wohnen und 
Betreuung unter der Woche oder mit 365-Tage-Betreuung) stossen bei den Eltern oft 
auf Widerstand. Sie können trotz grundsätzlicher Einsicht aufgrund von Schuldge-
fühlen, Verlustängsten oder gesellschaftlichem Druck einer ausserfamiliären Unter-
bringung nicht zustimmen.  
 
Im Bereich Sonderschule Behinderung gibt es bereits die Möglichkeit, Internate nur 
Teilzeit zu nutzen (z. B. 2–3 Nächte pro Woche). Punktuelle ergänzende Betreuungs-
angebote sowie Teilzeitinternate bieten den Eltern die Möglichkeit, sich eher auf 
wichtige Unterstützungsmassnahmen einzulassen. In vielen Fällen sind solche nie-
derschwelligen Massnahmen ausreichend und ermöglichen dem Kind, trotz Belas-
tungen in der Familie zu Hause zu bleiben und sozialräumliche Ressourcen zu nut-
zen. Vorbehalte und Widerstände können so durch Erfahrungen abgebaut werden 
und zum Einverständnis für weitere Schritte führen. Weiter kann ein solches Teilzeit-
angebot ein wichtiger Zwischenschritt auf dem Weg zur vollständigen Rückplatzie-
rung sein und damit die Durchlässigkeit fördern. Im Bereich Verhalten sollen die An-
gebote entsprechend weiterentwickelt werden. Durch die Schaffung von flexiblen 
und modularen Massnahmen sollen passgenaue Lösungen geschaffen werden. 


2.4 Dienstleistungsangebote der Familienpflege 


2.4.1 Zielgruppe und Angebote 
Ausserfamiliäre Unterbringungen von Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachse-
nen in einer Pflegefamilie sind eine Alternative zur Betreuung in Heimen. Je nach In-
dikation wird eine ausserfamiliäre Unterbringung in einem Heim oder in einer Pfle-
gefamilie gewählt. Die ausserfamiliäre Unterbringung in einer Pflegefamilie ist insbe-
sondere bei kleinen Kindern einem Heimeintritt vorzuziehen, wenn die Aussicht auf 
eine Rückplatzierung in die Herkunftsfamilie gering ist. Auch ältere Kinder, Jugendli-
che und junge Erwachsene, die beispielsweise wegen Bindungsstörungen oder Trau-
mata auf einen konstanten und verlässlichen Bezugspersonenrahmen angewiesen 
sind, können von einer Unterbringung in einer Pflegefamilie profitieren. Die Rück-
platzierung in die Herkunftsfamilie wird laufend geprüft und ist, wenn möglich, an-
zustreben, weshalb die Biografie- und die Elternarbeit einen hohen Stellenwert ein-
nehmen. Ziel ist es, die Kinder, Jugendlichen und jungen Erwachsenen zu betreuen, 
sie in ihrer Entwicklung zu fördern und auf eine selbständige Lebensführung vorzu-
bereiten.  
 
Die Dienstleistungsanbieter in der Familienpflege (Daf) übernehmen die Rekrutie-
rung sowie Aus- und Weiterbildung von Pflegefamilien, welche ein Arbeitsverhältnis 
mit den Daf eingehen. Die Daf stehen ihren Pflegefamilien und den Pflegekindern 
fachlich zur Seite und nehmen an Standortgesprächen und anderen wichtigen Be-
sprechungen teil. Zusammen mit den Daf werden Ziele vereinbart und Förderpla-
nungen vorbereitet. 
 
Die Leistungsangebote der Daf umfassen Dauerpflegeplätze, Kriseninterventions- 
und Notfallplätze sowie ergänzende Betreuungsangebote. Letztere werden im Kapi-
tel 2.5 beschrieben. Der Lebensmittelpunkt von Kindern, Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen in einem Dauerpflegeplatz ist in der Pflegefamilie, dies im Unterschied 
zum Kriseninterventions- und Notfallplatz und zu den ergänzenden Betreuungsan-
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geboten. Die Zuweisung in eine Pflegefamilie, welche von einem nach dem SEG an-
erkannten Daf begleitet wird, erfolgt mittels Indikationsformular durch eine Fachper-
son einer Kinder-, Jugend- oder Familienberatungsstelle, einer Berufsbeistandschaft, 
eines kommunalen Sozialdienstes oder der Kesb.  
 
Die Luzerner Daf Caritas Schweiz, Fachstelle Kinderbetreuung und Subito Krisenin-
terventionen verfügen für ihre Angebote über eine Anerkennung nach dem SEG. Sie 
bieten Dauerpflegeplätze, Kriseninterventions- und Notfallplätze und ein Kontingent 
an ergänzenden Betreuungsangeboten an. Zusätzlich wurde der Fachstelle Pflege-
platzierungen von Compass Hubelmatt für ein spezifisches Angebot im Bereich der 
Familienpflege ein Leistungsauftrag erteilt. Sie bietet Dauerpflegeplätze für Kinder 
und Jugendliche an, welche zuvor auf einer Wohngruppe platziert waren und bereits 
das ergänzende Betreuungsangebot in Pflegefamilien in Anspruch genommen ha-
ben. 
 
Angebotstyp 10: Dauerpflegeplatz 
Die Zielgruppe umfasst Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene mit einer sozial-
pädagogischen Indikation. Vor allem jüngere Kinder, bei denen die Aussicht auf eine 
Rückkehr in die Herkunftsfamilie gering ist, können so von konstanten Bezugsperso-
nen und einem familiären Alltag und Umfeld profitieren. In einer auf Dauer ausge-
richteten familiären Betreuung wird bei Vorliegen von starken Verhaltensauffälligkei-
ten und bei besonderen psychischen Belastungen (Traumata) eine fachspezifische, 
unter Umständen traumapädagogische Betreuung und Begleitung durch Pflegeel-
tern mit einer fachlichen Spezialisierung angeboten.  
 
Angebotstyp 11: Kriseninterventions- und Notfallplätze in Pflegefamilien 
Die Zielgruppe umfasst Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene, die in einer Not- 
und Gefährdungssituation oder in einer akuten familiären Krise umgehend einen ge-
schützten familiären Rahmen benötigen. Das Ziel ist die Abklärung und Sicherstel-
lung einer dem Bedarf entsprechenden dauerhaften Anschlusslösung. Es wird ein 
Zuweisungsgrund im Rahmen einer sozialpädagogischen Indikation einer externen 
Fachperson oder Fachstelle vorausgesetzt. Bei Notfallplätzen erfolgt ein Eintritt in-
nerhalb von 24 Stunden, und die soziale Einrichtung ist für Zuweisende während 24 
Stunden an 7 Tagen pro Woche erreichbar. Bei Kriseninterventionsplätzen erfolgt 
eine Unterbringung innerhalb von 5 Arbeitstagen und ist somit im Gegensatz zu 
Notfallplätzen kurzfristig planbar. 


2.4.2 Rückblick und Evaluation 
Die im Planungsbericht 2020 angekündigte Erhöhung des Angebots an Dauerpfle-
geplätzen wurde vollzogen. Am 1. September 2022 waren 105 Luzerner Kinder, Ju-
gendliche und junge Erwachsene in Luzerner Daf untergebracht. 16 Luzerner Kinder 
und Jugendliche mussten in ausserkantonalen Daf platziert werden (Abb. 2.2).  
 
Obwohl der Bedarf an Dauerpflegeplätzen das innerkantonale Angebot gemäss den 
Leistungsaufträgen 2020–2023 nicht überstieg, konnten aus Kapazitätsgründen nicht 
alle Platzierungsanfragen berücksichtigt werden. Spezifisch bei ausserfamiliären Un-
terbringungen in Pflegefamilien prüfen die Daf nicht nur die Indikationsstellung, 
sondern klären auch ab, welche verfügbare Pflegefamilie zu den Kindern, Jugendli-
chen und jungen Erwachsenen passt. Dabei werden verschiedene Faktoren einbezo-
gen wie das Alter der Nutzenden und der Pflegeeltern, Anzahl und Alter der Kinder 
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der Pflegeeltern oder die Wohnumgebung. Fehlplatzierungen und Abbrüche können 
dadurch eher vermieden werden.  
 
Es ist daher notwendig, dass ein genügend grosses Kontingent an Pflegefamilien 
vorhanden ist und kontinuierlich Pflegefamilien rekrutiert werden. Wenn die aner-
kannten Anbieter keine Passung zwischen Nutzenden und Pflegefamilien herstellen 
können, müssen zuweisende Stellen ausserhalb des Wirkungskreises des SEG nach 
Lösungen suchen. In der Folge führte die Koseg einige aufwendige Einzelfallanerken-
nungen für die ausserfamiliäre Unterbringung in Pflegefamilien durch, welche nicht 
von nach dem SEG anerkannten Luzerner Daf begleitet werden. Bei Unterbringungen 
in Pflegefamilien, die von ausserkantonalen Daf begleitet werden, werden Einzelfall-
prüfungen nach § 29 SEG durchgeführt, da die Daf nicht der IVSE unterstellt sind.  
 
Während der Pandemie zeigte sich ein starker Anstieg des Bedarfs insbesondere an 
Kriseninterventions- und Notfallplätzen in Pflegefamilien. Anträge zur Verlängerung 
von Kriseninterventions- und Notfallplätzen wurden teilweise auch über 6 Monate 
hinaus bewilligt, wodurch sich auch die durchschnittliche Aufenthaltsdauer erhöht 
hat. 2022 ging zwar die Zahl der Kriseninterventions- und Notfallplatzierungen ins-
gesamt wieder leicht zurück, die Dauerpflegeplätze sind von diesem Rückgang aber 
nicht betroffen. Von 2016 bis 2022 hat sich die Zahl der Luzernerinnen und Luzerner 
in den durch die anerkannten Luzerner Daf begleiteten Pflegefamilien verdoppelt. 
 


 
Abb. 2.2: Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene in Pflegefamilien nach dem SEG 
Quelle: Disg 
 
Die Massnahme A5 im Planungsbericht 2020 über die Weiterentwicklung der Fami-
lienpflege durch Erarbeitung von Grundlagen für eine einheitliche Handhabung von 
Datengrundlagen zu Pflegeverhältnissen, Leistungen der Daf und deren Finanzie-
rung konnte bisher nicht vollumfänglich umgesetzt werden. Durch die Einführung 
der Fachapplikation SEG konnten Datengrundlagen geschaffen und deren einheitli-
che Handhabung verankert werden (vgl. Kap. 5). Hingegen konnten die Leistungen 
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der Daf und das Thema der Finanzierungsmodelle noch nicht angegangen werden. 
Die Notwendigkeit der Umsetzung ist weiterhin gegeben, weshalb wir diese als 
Massnahme A5 «Konzeption Daf» für die Periode 2024–2027 erneut aufnehmen. 


2.4.3 Trends und Bedarfsszenarien 
Zusammen mit den im Kapitel 2.1 beschriebenen allgemeinen Entwicklungen haben 
die folgenden gesellschaftlichen Entwicklungen einen wesentlichen angebotsspezifi-
schen Einfluss auf den zukünftigen Bedarf an Pflegefamilienplätzen.  
 
Sämtliche Luzerner Daf äusserten Schwierigkeiten bei der Rekrutierung von neuen 
und geeigneten Pflegefamilien. Ausserkantonale Daf betreiben aktiv und intensiv 
Werbung im Kanton Luzern zur Rekrutierung von Pflegefamilien, was darauf schlies-
sen lässt, dass diese Problematik auch in anderen Kantonen besteht. Weiter haben 
sich Familienmodelle im Laufe der Zeit gewandelt. Die Erwerbstätigkeit beider Eltern-
teile nimmt zu und die Verfügbarkeit für die Familienarbeit nimmt ab. Da gleichzeitig 
der Bedarf an ausserfamiliären Unterbringungen in Pflegefamilien steigt, müssen 
Überlegungen gemacht werden, wie die Attraktivität der Arbeit als Pflegefamilie er-
höht werden kann und wie die Arbeitsbedingungen verbessert werden können, da-
mit sich mehr Familien die Arbeit als Pflegefamilie vorstellen können. Einerseits be-
fassen sich die Fachverbände aktiv mit der Problematik, andererseits muss auch der 
Kanton Luzern zur Lösung des Problems beitragen, damit Dauerpflegeplätze als er-
gänzende Hilfen zur Erziehung auch zukünftig den Nutzenden zugute kommen.  
 
In die Familienpflege sind im Kanton Luzern viele Stellen involviert. Gesetzlich sind 
auf kantonaler Ebene lediglich die Daf im SEG geregelt. Für die Finanzierung, die 
Aus- und Weiterbildung wie auch für die Anstellungsbedingungen für Pflegefamilien 
bei Daf gibt es keine gesetzliche Grundlage, auch nicht auf kantonaler Ebene.  
 
Während die Disg für die Aufsicht nach dem SEG und nach der PAVO und die Koseg 
für die Anerkennung der Daf nach dem SEG zuständig ist, sind die Luzerner Gemein-
den für die Aufsicht und die Bewilligung der Pflegefamilien nach der PAVO zustän-
dig. Der Verband Luzerner Gemeinden hat 2018 eine Wegleitung für die Aufsicht 
und Bewilligung von Familienpflegeverhältnissen publiziert, an der sich die Gemein-
den orientieren können. Da die PAVO viel Interpretationsspielraum im Bereich Auf-
sicht und Bewilligung bietet, dient die Disg trotz der Wegleitung für die Gemeinden 
als Auskunftsstelle. Einige Gemeinden haben die Aufsicht an die SOBZ respektive das 
Zenso delegiert, welche mehr Erfahrung mitbringen. Gemeinden, die nur selten mit 
Pflegeverhältnissen in Berührung kommen, müssen sich das Wissen jeweils zuerst 
aneignen und sich mit der komplexen Thematik intensiv befassen.  
 
Das Forschungsprojekt «Pflegekinder - Next Generation» steht unter dem Patronat 
der Palatin-Stiftung und wird gemeinsam von den massgebenden Fachorganisatio-
nen PACH (Pflege- und Adoptivkinder Schweiz) und Integras (Fachverband für So-
zial- und Sonderpädagogik), der Sodk (Konferenz der kantonalen Sozialdirektorin-
nen und Sozialdirektoren), dem BSV (Bundesamt für Sozialversicherungen), der Ko-
kes (Konferenz für Kindes- und Erwachsenenschutz) sowie weiteren Projektpartnern 
durchgeführt. Das Projekt soll die Bedingungen von Pflegekindern in der Schweiz 
langfristig verbessern. Diverse Forschungsgruppen von verschiedenen Hochschulen 
starteten ihre Studien ab April 2021. Bis 2026 sollen in einer letzten Phase die Ver-
besserungs- und Sensibilisierungsmassnahmen erarbeitet und vorgestellt werden. 



https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894

https://fedlex.data.admin.ch/eli/cc/1977/1931_1931_1931

https://www.vlg.ch/Dokumente/Empfehlungen-und-Leitf%C3%A4den/Bereich-GSD/PAVO/2018%20PAVO_Wegleitung_BewilligungAufsicht_Familienpflege.pdf

https://www.vlg.ch/Dokumente/Empfehlungen-und-Leitf%C3%A4den/Bereich-GSD/PAVO/2018%20PAVO_Wegleitung_BewilligungAufsicht_Familienpflege.pdf

https://pflegekinder-nextgeneration.ch/





34 


Der Kanton Luzern hat sich beim Teilprojekt «Gute Begleitung von Pflegeverhältnis-
sen» als Projektpartner zur Verfügung gestellt und wird die Erkenntnisse aus dem 
Forschungsprojekt in die eigene Arbeit einfliessen lassen.  
 
Der Fachverband DAF-Pflegekind wurde 2021 aus dem Netzwerk Interessengemein-
schaft institutioneller Pflegeplätze für Kinder und Jugendliche (IPK) und den Daf mit 
dem Integras-Label gegründet. Der Verband hat sich die bestmöglichen fachlichen 
Standards für die Begleitung von Pflegekindern und ihrer Pflegeeltern zum Ziel ge-
setzt. Die Uno-Kinderrechtskonvention, die Qualiti4Children Standards und die PAVO 
dienen als Grundlage. Es geht darum, die Integras-Standards weiterzuverfolgen, wei-
terzuentwickeln und damit einheitliche Qualitätsstandards für Daf zu setzen. Weiter 
setzt sich der Fachverband unter anderem auch dafür ein, dass die Interessen der 
Pflegekinder gegenüber der Verwaltung und der Politik eingebracht werden. Wir be-
grüssen die Gründung des Fachverbands und die Orientierung an einheitlichen Stan-
dards zur bestmöglichen Betreuung der Pflegekinder und ihren Pflegeeltern.  
 
Bedarfsszenarien 
In einem hohen Szenario gehen wir davon aus, dass sich das Wachstum der letzten 
Jahre fortsetzt und ausserfamiliäre Unterbringungen in Pflegefamilien von Daf ge-
genüber Kinder- und Jugendheimen zunehmend bevorzugt werden. Dies bedingt, 
dass genügend Pflegefamilien zur Verfügung stehen, um den Bedarf abdecken zu 
können. Aus dem Asyl- und Flüchtlingswesen erwarten wir einen starken Anstieg des 
Platzbedarfs in Pflegefamilien im Kanton Luzern. Das hohe Szenario geht von einem 
weiteren starken Anstieg des Bedarfs an Dauerpflegeplätzen und Kriseninterven-
tions- und Notfallplätzen in Pflegefamilien auf insgesamt 145 Plätze im Jahr 2024 
und auf 165 Plätze im Jahr 2027 aus. 
 
Ein tiefes Szenario kann eintreten, wenn die Leistungsmengen nicht weiter ansteigen, 
weil es nicht gelingt, die nötigen Pflegefamilien für die Deckung des Bedarfs zu rek-
rutieren. Auch könnten der Ausbau und die Weiterentwicklung der ergänzenden Be-
treuungsangebote ihre Wirkung entfalten und den steigenden Bedarf teilweise kom-
pensieren. Ebenfalls von einem tiefen Szenario kann ausgegangen werden, wenn die 
Zunahme im Bereich Asyl- und Flüchtlingswesen nicht so stark ausfällt und Kinder, 
Jugendliche, junge Erwachsene und ihre Familien mehrheitlich in den Strukturen der 
Dienststelle Asyl- und Flüchtlingswesen betreut und begleitet werden können. 


2.4.4 Massnahmen 2024–2027 
Auch in der kommenden Planungsperiode bis 2027 verfolgen wir das Ziel, dass ge-
nügend Pflegefamilien für alle Angebotstypen der Daf zur Verfügung stehen. Damit 
sollen einerseits die Eintritte in Pflegefamilien, welche durch ausserkantonale Daf be-
gleitet werden, gesenkt und andererseits gute Alternativen zur ausserfamiliären Un-
terbringungen in Kinder- und Jugendheimen bereitgestellt werden.  
 
Um die Anzahl von Luzerner Daf begleitete Pflegefamilien zu erhöhen, soll geprüft 
werden, ob zusätzliche Luzerner Daf die Anerkennungsvoraussetzungen nach dem 
SEG erfüllen und in welchen Fällen eine Anerkennung sinnvoll ist. Die Rekrutierung 
von neuen Pflegefamilien bei bestehenden Anbietern hängt von der Attraktivität der 
Daf als Arbeitgeber ab, was wiederum von verschiedenen Faktoren wie Aus- und 
Weiterbildung, Begleitung und Betreuung, Supervision und Coaching sowie von der 
Finanzierung abhängen kann.  
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Mit der Massnahme A5 «Konzeption Daf» sollen weiter die Dienstleistungen der Daf 
gegenüber den Pflegefamilien und Pflegekindern untersucht werden. Es soll unter-
sucht werden, welche Dienstleistungen zu welchen Konditionen angeboten werden 
und ob diese bedarfs- und personenorientiert ausgestaltet und wirtschaftlich ausge-
richtet sind.  


2.5 Ergänzende Betreuungsangebote 
Ergänzende Betreuungsangebote werden für Kinder, Jugendliche und junge Erwach-
sene mit einer sozialpädagogischen Indikation benötigt. Sie umfassen die unregel-
mässige stationäre Betreuung von Kindern in Erziehungsverhältnissen mit besonde-
ren Belastungen und Anforderungen. Pflegefamilien bieten ergänzende Betreuungs-
angebote zur Entlastung der Herkunftsfamilie oder als Ergänzung zu einem Wochen-
internat und schaffen so einen familiären Betreuungsrahmen, eine für die Entwick-
lung notwendige alternative Lebenswelt. Andererseits gibt es auch ergänzende Be-
treuungsangebote innerhalb von sozialen Einrichtungen, meist in Kombination mit 
dem Wocheninternat, in Form von Betreuung an vereinbarten Wochenenden und 
während den Ferien. In Einzelfällen kann durch ergänzende Betreuungsangebote 
eine ausserfamiliäre Betreuung während 365 Tagen im Jahr sichergestellt werden. Er-
gänzende Betreuungsangebote in Pflegefamilien unterscheiden sich in der Struktur 
und Ausgestaltung von denjenigen in sozialen Einrichtungen. Ziel der Platzierung ist 
immer die bedarfsorientierte individuelle Betreuung und Förderung.  


2.5.1 Zielgruppe und Angebote 
Der bisherige Angebotstyp 12 Wochenend- und Ferienplatz wird neu als Angebots-
typ 12 ergänzende Betreuungsangebote bezeichnet.  
 
Ergänzende Betreuungsangebote können den Eltern die notwendige Erholungszeit 
bieten, welche sie für die langfristige Betreuung ihrer Kinder benötigen. Dadurch 
können einerseits ausserfamiliäre Unterbringungen in Kinder- und Jugendheimen 
verzögert oder gar verhindert werden (präventiv). Andererseits können ergänzende 
Betreuungsangebote auch dann zum Einsatz kommen, wenn aus Sicht des Kindes-
wohls während einer ausserfamiliären Heimunterbringung ein familiärer Anschluss 
als notwendig betrachtet wird. Das ist dann der Fall, wenn im familiären Umfeld 
kaum oder keine Ressourcen für die Betreuung vorhanden sind und deshalb eine 
ausserfamiliäre 365-Tage-Betreuung benötigt wird (komplementär).  
 
Wenn eine ausserfamiliäre Unterbringung nicht mehr notwendig und eine Rückplat-
zierung angezeigt ist, können drittens die Übergänge mit ergänzenden Betreuungs-
angeboten niederschwelliger und fliessend gestaltet werden. So werden beispiels-
weise ergänzende Betreuungsangebote in Pflegefamilien oft nach Rückplatzierungen 
oder als ergänzende Massnahme zur aufsuchenden sozialpädagogischen Familien-
begleitung genutzt, um das (noch) fragile Familiensystem zu entlasten. Dadurch kön-
nen ausserfamiliäre Unterbringungen verkürzt und Rückplatzierungen zur Herkunfts-
familie unterstützt werden (ablösend). 
 
Caritas Schweiz, die Fachstelle Kinderbetreuung und Subito Kriseninterventionen 
sind Dienstleistungsanbieter in der Familienpflege, welche ein gewisses Kontingent 
an Tagen für ergänzende Betreuungsangebote in durch sie begleiteten Pflegefami-
lien zur Verfügung haben. 
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Die Heilpädagogischen Zentren Hohenrain und Schüpfheim und die rodtegg führen 
Sonderschulinternate im Bereich Behinderung und bieten ergänzende Betreuungs-
angebote an, mit welchen die Familien in der Betreuung während der Schulferien so-
wie an einzelnen Wochenenden unterstützt werden. Das HPZ Schüpfheim bietet zu-
dem bereits heute ein 365-Tage-Angebot an. Im Vorschulbereich bietet das Heilpä-
dagogische Kinderhaus Weidmatt ebenfalls ergänzende Betreuungsangebote und 
ein 365-Tage-Angebot an. 


2.5.2 Rückblick und Evaluation 
Im Planungsbericht 2020 wurde ein sich abzeichnender steigender Bedarf an ergän-
zenden Betreuungsangeboten festgestellt. Die ergänzenden Betreuungsangebote 
der nach dem SEG anerkannten Dienstleistungsanbieter in der Familienpflege sowie 
in den Sonderschulinternaten wurden aufgrund der steigenden Nachfrage in den 
letzten Jahren ausgebaut. Die Nachfrage nach ergänzenden Betreuungsangeboten 
ist zudem seit Mitte 2020 durch die Auswirkungen der Pandemie nochmals merklich 
gestiegen. Gleichzeitig konnte das in den Leistungsaufträgen bestellte Kontingent 
nicht in allen Fällen bereitgestellt werden, das Angebot deckte den gestiegenen Be-
darf nicht vollumfänglich ab. Dieser Umstand begründet sich darin, dass zu wenig 
geeignete Pflegefamilien rekrutiert werden konnten oder in sozialen Einrichtungen 
ein Aufbau von ergänzenden Betreuungsangeboten durch die anspruchsvolle Perso-
nalplanung nur schrittweise stattgefunden hat.  
 
2018 nutzten 22 Kinder und Jugendliche mit einer Behinderung die ergänzenden Be-
treuungsangebote in Sonderschulinternaten, 2022 waren es bereits 90. Dieser Trend 
ist einerseits vor dem Hintergrund einzuordnen, dass vor 2018 eine erzwungene An-
gebotsreduktion dieser Kontingente stattgefunden hat. Es handelt sich in gewisser 
Weise um eine Erholung. Mit der schrittweisen Erhöhung der vereinbarten Kontin-
gente in den sozialen Einrichtungen werden die ergänzenden Betreuungsangebote 
schrittweise wieder der Nachfrage angeglichen.  
 
Die drei nach dem SEG anerkannten Dienstleistungsanbieter in der Familienpflege 
konnten im Jahr 2021 teilweise keine passenden Pflegefamilien für ergänzende Be-
treuungsangebote finden oder sie waren zu diesem Zeitpunkt bereits voll belegt. 
Deshalb wurden im Zeitraum von Juni 2020 bis und mit Juli 2022 für insgesamt 13 
Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene Kostenübernahmegarantien für ergän-
zende Betreuungsangebote in Pflegefamilien bei nicht nach dem SEG anerkannten 
inner- und ausserkantonalen Anbietern erteilt. 


2.5.3 Trends und Bedarfsszenarien 
Neben den in Kapitel 2.1 beschriebenen allgemeinen gesellschaftlichen Entwicklun-
gen spielen weitere angebotsspezifische Faktoren für die Planung der ergänzenden 
Betreuungsangebote eine gewichtige Rolle. Zum einen werden gemäss kantonalem 
Sonderschulkonzept vermehrt Lernende mit Sonderschulbedarf in Tagessonderschu-
len unterrichtet, während die Zahl der Lernenden in Sonderschulinternaten stabil 
bleibt oder je nach Bereich rückläufig ist. 
 
Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene sollen, wo möglich und sinnvoll, in ihrer 
Herkunftsfamilie aufwachsen können. Mit dieser gesellschaftlichen Entwicklung ein-
her geht die Förderung eines sozialraum- und ressourcenorientierten Handelns, wel-
ches die Familie und das soziale Umfeld der Nutzenden vermehrt ins Zentrum setzt 
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und Ressourcen in der Herkunftsfamilie und im sozialen Umfeld aufbaut und weiter-
entwickelt. Durch die Stärkung und Erweiterung von flexiblen ergänzenden Hilfen zur 
Erziehung sowie durch die Förderung und Weiterentwicklung ambulanter Angebote 
kann es gelingen, Rückplatzierungen früher anzugehen oder ausserfamiliäre Unter-
bringungen präventiv zu verhindern. Ergänzend braucht es Unterstützung im Sinne 
von Entlastung durch ergänzende Betreuungsangebote, damit eine langfristige Sta-
bilität in Familiensystemen erreicht werden kann. 
 
Die Kriterien für die Inanspruchnahme von ergänzenden Betreuungsangeboten in 
Sonderschulinternaten sind heute unterschiedlich definiert. Teilweise können alle 
Kinder und Jugendlichen, welche die Sonderschule besuchen, diese nutzen; teilweise 
ist die Zielgruppe auf Kinder und Jugendliche beschränkt, welche neben der Sonder-
schule auch bereits das Wocheninternat besuchen. Auch Kinder und Jugendliche mit 
einer Sonderschulverfügung, welche eine heilpädagogische Schule (HPS) ohne Inter-
nat besuchen, haben Bedarf nach ergänzenden Betreuungsangeboten, insbesondere 
in den Schulferien. In den nächsten Jahren braucht es in diesem Bereich eine Prü-
fung des Bedarfs und darauf aufbauend eine bedarfsgerechte Angebotsentwicklung 
der ergänzenden Betreuungsangebote von sozialen Einrichtungen, sodass Internats-
eintritten, wo sinnvoll, präventiv vorgebeugt werden kann. 
 
Künftig werden ergänzende Betreuungsangebote deshalb eine wichtige Rolle ein-
nehmen und weiter an Bedeutung gewinnen. Wir gehen in einem hohen Szenario bis 
2027 von einer Erhöhung des Bedarfs um 15 Kinder, Jugendliche und junge Erwach-
sene aus. Im Bereich der Sonderschulinternate wird ebenfalls mit einem steigenden 
Bedarf gerechnet (siehe auch Kap. 2.2).  
 
In einem tiefen Szenario steigt der Bedarf zwar ebenfalls, allerdings können soziale 
Einrichtungen aufgrund fehlender Pflegefamilien oder aufgrund fehlender personel-
ler Ressourcen in Sonderschulinternaten den steigenden Bedarf nicht decken. Die 
zunehmende Nutzung von aSPF kann sich zudem positiv und nachhaltig auf die Sta-
bilität der familiären Situation auswirken, was dem Anstieg des Bedarfs nach ergän-
zenden Betreuungsangeboten entgegenwirken könnte. 


2.5.4 Massnahmen 2024–2027 
In Übereinstimmung mit den Zielsetzungen der Uno-Kinderrechtskonvention sollen 
Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene im Kanton Luzern wenn möglich inner-
halb ihrer Familie aufwachsen können. In Kombination mit gesellschaftlichen Ent-
wicklungen führt dies zu einer wachsenden Bedeutung von ergänzenden Betreu-
ungsangeboten. Der Bedarf nimmt zu, doch die Rekrutierung von neuen Pflegefami-
lien durch die Dienstleistungsanbieter gelingt nur in begrenzter Zahl, und ergän-
zende Betreuungsangebote an Sonderschulinternaten sind teilweise durch fehlende 
personelle Ressourcen beschränkt oder nur für Lernende zugänglich, welche das 
Wocheninternat besuchen.  
 
Die bedarfsgerechte Angebotsentwicklung wird in der Planungsperiode 2024–2027 
in Zusammenarbeit der Dienststellen Soziales und Gesellschaft (Disg) und Volks-
schulbildung (DVS) im Rahmen der Massnahme A1 «Ergänzende Betreuungsange-
bote» geprüft. In denjenigen Sonderschulinternaten, in welchen das ergänzende Be-
treuungsangebot für Lernende ohne Wocheninternat bisher nicht zugänglich ist, 
wird eine schrittweise Öffnung der Zielgruppe geprüft. Auch Eltern von Kindern und 
Jugendlichen mit einer Sonderschulverfügung, welche eine heilpädagogische Schule 
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(HPS) ohne Internat besuchen, haben Bedarf an ergänzenden Betreuungsangeboten, 
insbesondere in den Schulferien. Langfristiges Ziel des Aufbaus von ergänzenden 
Betreuungsangeboten in Sonderschulinternaten ist zudem das schrittweise Abde-
cken einer Betreuung an 365 Tagen in Einzelfällen.  
 
Die Rekrutierung von ausreichend Pflegefamilien werden wir in der kommenden Pla-
nungsperiode bis 2027 durch die Massnahme A5 «Konzeption Dienstleistungen in 
der Familienpflege» unterstützen, welche in Kapitel 2.4.4 näher beschrieben wird. 


2.6 Ambulante Angebote 
Als ambulante Angebote im Bereich A werden alle nicht stationären nach dem SEG 
relevanten und anerkannten Leistungen verstanden, welche ausserfamiliäre Unter-
bringungen nachhaltig sichern, verkürzen, begleitet unterstützen oder gar verhin-
dern. Ziel der ambulanten Angebote ist, die Nutzenden in ihrer jeweiligen Lebens-
welt zu betreuen und familiäre und erzieherische Ressourcen aufzubauen oder zu er-
halten, damit ein möglichst selbständiges und selbstbestimmtes Leben möglich ist. 


2.6.1 Zielgruppe und Angebote 
Als ambulante Angebote nach dem SEG sind bisher die Übergangsbegleitung und 
Nachbetreuung der Care Leaver sowie die aufsuchende sozialpädagogische Famili-
enbegleitung (aSPF) anerkannt, wobei es erst für die aSPF konkrete Angebote gibt. 
Laufend werden weitere ambulante Leistungen geprüft.  
 
Der Kanton Luzern vertritt im Bereich der ergänzenden Hilfen zur Erziehung den 
Grundsatz «ambulant vor, während und nach stationär». Damit soll explizit zum Aus-
druck gebracht werden, dass ambulante Angebote nicht in jedem Fall einer ausserfa-
miliären Unterbringung vorzuziehen sind. Vielmehr müssen vorgelagerte Abklärun-
gen den tatsächlichen Bedarf eruieren, um die Zuweisung zu bedarfsgerechten, auf 
die Situation zugeschnittenen ergänzenden Hilfen zur Erziehung vorzunehmen. 
 
Angebotstyp 13: Übergangsbegleitung und Nachbetreuung (Care Leaver) 
Die Übergangsbegleitung und Nachbetreuung soll Jugendlichen und jungen Er-
wachsenen zur Verfügung stehen, die im Anschluss an eine stationäre ausserfamili-
äre Unterbringung in bestimmten Lebensthemen weiterhin auf gezielte Unterstüt-
zung angewiesen sind. Gemäss dem Kompetenzzentrum Leaving Care geht es um 
die Chancengleichheit für sogenannte Care Leaver beim Übergang in die Selbstän-
digkeit.  
 
Angebotstyp 14: Aufsuchende sozialpädagogische Familienbegleitung (aSPF) 
Unter dem Begriff «aufsuchende Familienarbeit» werden ambulante Leistungen zu-
sammengefasst, welche auf eine Unterstützung der elterlichen Erziehungs- und 
Kommunikationsfähigkeiten sowie auf den Aufbau der Funktionsfähigkeit und Ver-
netzung des Familiensystems abzielen und in der Wohnung oder im Wohnumfeld 
von Familien erbracht werden. Die aSPF nutzen Kinder, Jugendliche, junge Erwach-
sene und deren Eltern oder andere erziehungsberechtigte Personen, die im Kanton 
Luzern wohnhaft sind und bei welchen die Tragfähigkeit des Familiensystems nicht 
gewährleistet ist. Der Verbleib der Kinder, Jugendlichen und jungen Erwachsenen in 
der Familie wird durch die zuweisenden Stellen unter Berücksichtigung des Kindes-
wohls als zumutbar eingeschätzt. Die aSPF kommt zum Einsatz, wenn Beratungsan-
gebote und ambulante Begleitungsangebote ausserhalb des SEG nicht ausreichen. 
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Eine vorangehende Abklärung durch zuweisende Fachstellen sowie eine Indikation 
durch eine externe Fachperson oder Fachstelle wird vorausgesetzt.  
 
Fünf soziale Einrichtungen verfügen über eine Anerkennung und einen Leistungsauf-
trag, um aSPF im Rahmen des SEG anzubieten: die Fachstelle Kinderbetreuung, die 
Kinder- und Jugendsiedlung Utenberg, SpFplus AG, die Stiftung Wäsmeli sowie Ver-
sum Bieri & Getzmann GmbH. Ergänzend zur aSPF können die sozialen Einrichtun-
gen bei Bedarf interkulturelle Dolmetschpersonen (IKD) und interkulturelle Vermitt-
lungspersonen (IKV) beiziehen. Das erhöht bei fremdsprachigen und aus anderen 
Kulturen stammenden Familien die Wirkung von aSPF und kann einen Nachteilsaus-
gleich schaffen. 


2.6.2 Rückblick und Evaluation 
Die aSPF wurden mit der Teilrevision per 1. Januar 2020 in den Leistungskatalog des 
SEG aufgenommen. Seither hat die Inanspruchnahme solcher Leistungen stark zuge-
nommen. Während im Jahr 2020 rund 9000 Stunden geleistet wurden, waren es im 
Jahr 2022 bereits über 13’000 Stunden (Hochrechnung).  
 
Dennoch überstieg der Bedarf insbesondere im Jahr 2020, mitverursacht durch die 
Pandemie, die definierten Kontingente. Das Resultat davon war eine länger wer-
dende Warteliste, wodurch Familien lange auf den Start einer Begleitung warten 
mussten. Dank einem erheblichen Ausbau des Angebots konnte die Situation ent-
schärft werden. Die Wartelisten werden durch die Einrichtungen in der Fachapplika-
tion SEG bewirtschaftet und regelmässig von der Disg ausgewertet. 2021 führte die 
Disg bei den zuweisenden Stellen und den Luzerner Gemeinden zudem Befragungen 
zum Bedarf durch. Die Leistungsaufträge und Leistungsvereinbarungen wurden un-
terjährig angepasst, um die Kontingente zu erhöhen und die Wartezeiten der Fami-
lien zu reduzieren. Die Leistungserbringung wird heute nicht primär durch fehlende 
Kontingente, sondern eher durch Grenzen des Wachstums und die Situation auf dem 
Arbeitsmarkt limitiert. 
 
Im Planungsbericht 2020 wurde für den Bereich A als Massnahme A4 die «Stärkung 
und Systematisierung des ambulanten Angebots» erarbeitet. Die Umsetzung er-
folgte auf differenzierte Weise im Rahmen eines Projekts unter Mitwirkung der fünf 
Leistungsanbieter. Die Zielgruppen und die Leistungsinhalte wurden definiert, die 
Grundlagen zur Aufsicht geklärt und Instrumente zur Planung und Steuerung ge-
schaffen. Als Orientierungshilfe für zuweisende Stellen und soziale Einrichtungen 
dient ein Merkblatt. 


2.6.3 Trends und Bedarfsszenarien 
Der Kanton Luzern ist sich der Herausforderungen bewusst, denen sich junge Er-
wachsene nach dem Austritt aus der Pflegefamilie oder dem Heim stellen müssen. In 
den vergangenen Jahren hat sich der Bereich «Leaving Care» schweizweit stark ent-
wickelt. Auf gesellschaftlicher und politischer Ebene fanden die Interessen und Anlie-
gen der Care Leaver Gehör. Verschiedene Netzwerke von und mit Care Leaver wur-
den geschaffen. Das Care Leaver Netzwerk Zentralschweiz wurde im Juli 2021 ge-
gründet und bietet neben Netzwerktreffen auch Peer-to-Peer-Angebote, Projekte 
und Workshops an. Das Kompetenzzentrum Leaving Care in Bern hat sich etabliert 
und unterstützt insbesondere Netzwerke von Care Leaver, soziale Einrichtungen, 
aber auch kantonale Verwaltungen im Aufbau von Leaving-Care-Leistungen.  
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Wir gehen davon aus, dass künftig unterschiedliche Unterstützungsleistungen für 
Care Leaver benötigt werden. Dazu gehören niederschwellige Angebote wie die 
Netzwerkarbeit, aber auch institutionelle Angebote in den Bereichen Übergangsbe-
gleitung und Nachbetreuung, welche von den nach SEG anerkannten sozialen Ein-
richtungen zur Verfügung gestellt werden können. Die langfristige Unterstützung si-
chern kommunale Beratungsangebote, an die sich Care Leaver wenden können. Die 
Massnahme A4 des Planungsberichtes 2020 wird auch für die kommende Planungs-
periode bis 2027 unter dem Titel «Konzeption Leaving Care» weitergeführt, um An-
gebote der Übergangsbegleitung und Nachbetreuung für Care Leaver nach SEG zu 
definieren und effektiv einzuführen.  
 
Beim Angebot Übergangsbegleitung und Nachbetreuung von Care Leaver gehen wir 
im hohen Szenario davon aus, dass die Konzeptphase im Jahr 2025 abgeschlossen 
werden kann und bis zum Ende der Planungsperiode Kontingente von gut 1’000 
Stunden pro Jahr genutzt werden können. Dieses Szenario setzt voraus, dass ver-
schiedene soziale Einrichtungen bereits Konzepte erarbeiten, welche sich in die kan-
tonale Konzeption einbinden lassen. Im tiefen Szenario dauert die Konzeptphase län-
ger und es steht vorerst nur ein sehr beschränktes Angebot an Unterstützungsleis-
tungen für Care Leaver zur Verfügung. 
 
Der Fachverband SPF Sozialpädagogische Familienbegleitung Schweiz koordiniert ei-
nen Forschungsverbund unter dem Titel «Wirksamkeit und Qualität von Sozialpäda-
gogischer Familienbegleitung». Diverse Fachhochschulen beteiligen sich an der For-
schung zum Thema Sozialpädagogische Familienbegleitung. Die Forschungsergeb-
nisse werden für die weitere Angebotsentwicklung berücksichtigt. 
 
Wir gehen bis 2027 von einer weiteren Steigerung des Bedarfs an aSPF aus. Haupt-
sächlich bedarfssteigernd wirken zunehmende Belastungen der Luzerner Familien, 
zum Beispiel aufgrund von psychischen Problemen von Kindern, Jugendlichen und 
Eltern. Auch die Zunahme von Flüchtlingen wirkt sich auf den Bedarf aus, die Dienst-
stelle Asyl- und Flüchtlingswesen prognostiziert einen sehr hohen zusätzlichen Be-
darf an aSPF. Weiter wird durch die Durchführung laufender und neuer Pilotprojekte 
der Nutzendenkreis erweitert (Familien mit Sucht- und Behinderungsthematiken). Je-
doch rechnen wir auch im hohen Szenario im Vergleich mit den letzten Jahren mit 
einem abgeschwächten Bedarfswachstum. Bis 2027 sollen Kapazitäten für 22'500 
Stunden aSPF pro Jahr zur Verfügung gestellt werden. Das Ziel ist, dass die Warte-
liste abgebaut und mit den sozialen Einrichtungen dem Bedarf entsprechende Leis-
tungsmengen vereinbart werden können. In einem tiefen Szenario rechnen wir mit 
19'000 Stunden pro Jahr, was ebenfalls noch ein deutlicher Anstieg gegenüber heute 
ist. Dieses tiefe Szenario tritt ein, wenn das Nachfragewachstum stark zurückgeht  
oder wenn die sozialen Einrichtungen aufgrund von Fachpersonalmangel oder insti-
tutionellen Wachstumsgrenzen nicht in der Lage sind, einen erhöhten Bedarf zu de-
cken. 


2.6.4 Massnahmen 2024–2027 
Im Bereich aSPF wurde die Massnahme A4 des Planungsberichtes 2020 zu einem 
grossen Teil umgesetzt (vgl. Kap. 2.6.2). Die Grundsätze und Strukturen konnten ge-
schaffen werden. 
 



https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894

https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/CdwsFiles?fileid=a5d0087944e94728ae4be6cde290213f

https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/CdwsFiles?fileid=a5d0087944e94728ae4be6cde290213f





41 


Bisherige nach dem SEG anerkannte Anbieter von ambulanten Leistungen im Bereich 
A sind nicht auf Familien mit Kindern mit Behinderungen spezialisiert. Kinder mit Be-
hinderungen haben teilweise einen erhöhten Pflege- und anderen Betreuungsbe-
darf, was andere erzieherische und medizinische Fragestellungen für die ambulante 
Unterstützung mit sich bringt. Gezielte ambulante Unterstützung in Form von Entlas-
tung innerhalb des Familiensystems kann zudem einen langfristigen Verbleib von 
Kindern mit Behinderungen in der Familie ermöglichen und beugt so ausserfamiliä-
ren Unterbringungen vor. 
 
Weitere Pilotprojekte sollen nun in der Planungsperiode bis 2027 folgen. In einem 
Pilotprojekt wird bis 2024 erprobt, ob durch eine Kooperation von verschiedenen 
Anbietern der Zugang zu ambulanten Angeboten auch für die vulnerable Gruppe 
suchtbelasteter Familien nach dem SEG sichergestellt werden kann. Ein weiteres, 
noch nicht gestartetes Pilotprojekt hat zum Ziel, den Zugang zu ambulanten Ange-
boten für Familien mit einer Hörbehinderungsthematik zu öffnen. 
 
Dieselbe konzeptionelle Aufbauarbeit wie bei aSPF gilt es nun für die Übergangsbe-
gleitung und Nachbetreuung der Care Leaver zu leisten. Im Rahmen der Teilrevision 
des SEG und der zugehörigen Verordnung per 1. Januar 2020 wurde die mögliche 
Nutzungsdauer von Leistungen im Bereich A bei entsprechender Indikation bis zum 
25. Altersjahr verlängert. Dadurch können die sozialen Einrichtungen im Kanton Lu-
zern zusammen mit den Jugendlichen und jungen Erwachsenen die Austritts- und 
Übergangsphase sorgfältig und frühzeitig vorbereiten. Im Gegensatz dazu endet in 
anderen Kantonen die Möglichkeit der Finanzierung von Leistungen der ergänzen-
den Hilfen zur Erziehung mit Erreichen der Volljährigkeit. In der Planungsperiode 
2024–2027 geht es darum, die unterschiedlichen bestehenden Unterstützungsleis-
tungen für Care Leaver für den Geltungsbereich des SEG zu durchleuchten und mög-
liche künftige Angebote zu skizzieren. Zielgruppen, Angebote, Ziele und Leistungen 
müssen definiert und die Finanzierung geklärt werden, mit dem Ziel, Übergangsbe-
gleitung und Nachbetreuung SEG-konform anbieten zu können. 
 
Diese verschiedenen Zielsetzungen bis 2027 werden in der Massnahme A4 «Förde-
rung Angebote Ambulant A» zusammengefasst. 


2.7 Zusammenfassung und Auswirkungen 
Die Angebote für Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene umfassen das statio-
näre Wohnen und die stationäre Betreuung, teilweise in Kombination mit einer inter-
nen Sonderschule oder einer Ausbildung, Plätze für Krisensituationen oder zur Be-
obachtung, spezialisierte Angebote an der Schnittstelle zur Psychiatrie sowie ergän-
zende Betreuungsangebote. Dazu gehören sowohl Angebote im Bereich Behinde-
rung wie auch solche im Bereich Verhalten. Zur grossen Vielfalt in diesem sogenann-
ten Bereich A zählen ferner anerkannte Dienstleistungsanbieter der Familienpflege 
sowie ambulante Angebote. 
 
Etwas weniger als ein Drittel des Gesamtaufwands im Aufgabenbereich soziale Ein-
richtungen entsteht im Bereich A. Im Jahr 2022 waren es 58,8 Millionen Franken. Seit 
2020 ist der Aufwand annähernd stabil geblieben. Diese Entwicklung wurde ermög-
licht durch den generell rückläufigen Trend in der separativen Sonderschulung mit 
Wocheninternat und unterstützt durch den Auf- und Ausbau der ambulanten Ange-
bote, der ausserfamiliären Unterbringung in Pflegefamilien und der ergänzenden Be-
treuungsangebote.  
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Die weitere Entwicklung des Finanzbedarfs ist denn auch stark davon abhängig, ob 
es weiterhin gelingt, diese kostengünstigeren und teilweise präventiv wirkenden An-
gebote in ausreichender Menge bereitzustellen. Zudem sind die schwer prognosti-
zierbaren Entwicklungen im Asyl- und Flüchtlingswesen von grosser Bedeutung. Die 
Zahl der Lernenden in Sonderschulen dürfte in den nächsten Jahren wieder leicht zu-
nehmen, und der Bedarf an Anschlusslösungen aus psychiatrischen Interventionen 
wird steigen.  
 
Alle diese Einflussfaktoren lassen in den kommenden Jahren steigende Kosten er-
warten. Wir rechnen in einem mittleren Szenario mit einem Aufwand von 64 Millio-
nen Franken im Jahr 2024 und einem weiteren Anstieg auf 69 Millionen Franken im 
Jahr 2027 (zu Preisen von 2022 exkl. Teuerung und Reallohnentwicklung). Rund ein 
Zehntel dürfte auf ambulante Leistungen entfallen. Es handelt sich bei diesen Zahlen 
um die Leistungsabgeltungen von Kanton und Gemeinden exklusive Kostenbeteili-
gungen der Nutzenden, ihrer Eltern oder der Sozialdienste der Gemeinden. 
 
Der Planungsbericht 2020 enthielt sieben Massnahmen zum Bereich A (Tab. 2.1). Die 
Massnahme A3 wurde abgeschlossen, A7 ist in Arbeit (vgl. Kap. 2.2), A2 wird abge-
schrieben. Nähere Angaben zur Evaluation finden sich in den Kapiteln 2.2 bis 2.4 und 
2.6. Die Massnahme A6 zur Digitalisierung der Abläufe wurde ebenfalls abgeschlos-
sen und wird in Kapitel 5 behandelt. 
 


A1 neues Angebot 
Verhalten und 
psychische Prob-
leme 


Angebote für schwer verhaltensauffällige 
Jugendliche mit psychischen Problemen  
oder mit Behinderung im Bereich Intelligen-
zentwicklung und psychischen Problemen 
mit psychiatrischer Begleitung, auch nach 
Psychiatrieaufenthalt. 


angepasst weiter-
führen, neu A3 in 
Tab. 2.2 


A2 neues Angebot 
Beobachtung Kin-
der 


Angebote zur Beobachtung und Abklärung 
von Kindern und jüngeren Jugendlichen mit 
multiplen Problemlagen. 


abgeschrieben 


A3 Reduktion Ange-
bot Sonderschul-
internate 


Abbau stationäre Angebote im Bereich Son-
derschulen gemäss prognostiziertem Bedarf.  


abgeschlossen 


A4 Konzeption Am-
bulant A 


Stärkung und Systematisierung des ambu-
lanten Angebots: Erarbeitung von Grundla-
gen zur Klärung von Zielen, Zielgruppen 
und Bedarf, Indikation und Leistungen im 
Rahmen des SEG. 


angepasst weiter-
führen, neu A4 in 
Tab. 2.2 


A5 Konzeption 
Dienstleistungen 
in der Familien-
pflege 


Weiterentwicklung der Familienpflege: 
Grundlagen schaffen für einheitliche Hand-
habung von Datengrundlagen Pflegever-
hältnisse, Leistungen der Dienstleistungsan-
bieter und Finanzierung.  


angepasst weiter-
führen, neu A5 in 
Tab. 2.2 


A7 Konzeption Pro-
zess zuweisende 
Stellen 


Klärung Aufgaben und Zuständigkeiten mit 
zuweisenden Stellen. Vorabklärungen, Indi-
kation, Fallführung und Einsetzung von 
Vertrauenspersonen bei Platzierungen stär-
ken. 


in Arbeit 


Tab. 2.1: Massnahmen aus dem Planungsbericht 2020–2023 
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Die drei Massnahmen A1, A4 und A5 wurden teilweise bearbeitet und umgesetzt, 
sind aber noch nicht abgeschlossen und sollen in der nächsten Planungsperiode 
weitergeführt werden. Ihre Zielsetzungen und Inhalte wurden auf ihre Aktualität hin 
geprüft und punktuell angepasst.  
 
Wir erwarten in den kommenden Jahren steigende Anforderungen an die sozialen 
Einrichtungen und die kantonale Verwaltung bei der Bereitstellung eines ausreichen-
den und qualifizierten Angebots an ambulanten Leistungen, ergänzenden Betreu-
ungsangeboten und passenden Pflegefamilien. Zugleich bieten diese Angebotstypen 
auch grösste Chancen für die Kinder, Jugendlichen und jungen Erwachsenen mit Be-
treuungsbedarf und ihre Familien. Das Ziel ist, mit präventiv wirksamen und flexibel 
am Bedarf ausgerichteten Settings stationäre Aufenthalte zu vermeiden beziehungs-
weise zu verkürzen und die Selbständigkeit auch im Erwachsensein zu stärken. Dies 
führt auch zu einer Entlastung der Kantons- und Gemeindefinanzen. Die neuen Mas-
snahmen A1, A4 und A5 nehmen darauf Bezug und werden in den Kapiteln 2.4 bis 
2.6 näher erläutert. 
 
Dem Grundsatz «So viel wie nötig, so wenig wie möglich» folgt auch Massnahme A6, 
mit der die Grundlagen für möglichst passgenaue Lösungen mit fliessenden Über-
gängen geschaffen werden sollen (Kap. 2.3). Massnahme A3 wird die interprofessio-
nelle Zusammenarbeit an der Schnittstelle von sozialen Einrichtungen und Psychiat-
rie stärken (Kap. 2.2 und 2.3). In Massnahme A2 schliesslich geht es darum, in Zu-
sammenarbeit mit dem Volksschulwesen ausreichende Sonderschulinternatsplätze 
mit 365-Tage-Betreuung zu schaffen (Kap. 2.3).  
 
Tabelle 2.2 fasst die Massnahmen im Bereich A für die Periode bis 2027 zusammen. 
Die Reihenfolge beinhaltet keine Wertung. 
 


A1 ergänzende Be-
treuungsange-
bote 


Ergänzende Betreuungsangebote für Kinder 
und Jugendliche mit Sonderschulbedarf 
schaffen (Wochenenden und Ferien). 


neue Massnahme 


A2 365-Tage-Ange-
bote 


Schaffung von 365-Tage-Sonderschulinter-
natsplätzen im Bereich Verhalten prüfen, so-
wie im Bereich Behinderung 365-Tage-Be-
treuung durch Erhöhung von Wochenend- 
und Ferienkontingenten ermöglichen. 


neue Massnahme 


A3 Schnittstelle SEG 
mit Psychiatrie 


Klärung der Zuständigkeiten und Abgren-
zung sowie der Finanzierung an der Schnitt-
stelle von SEG und Psychiatrie nach KVG 
(KJPD/HPF). Entwicklung von Kooperations-
modellen und Stärkung der interprofessionel-
len Zusammenarbeit. 


bearbeitet, ange-
passt weiterfüh-
ren von A1 aus 
Tab. 2.1 


A4 Förderung ambu-
lanter Angebote 


Konzeptionelle Grundlagen schaffen für Leis-
tungen zur Unterstützung der Care Leaver; 
Ziele, Leistungsinhalt und Finanzierung klä-
ren; Bedarf von Familien mit Kindern mit Be-
hinderungen und Familien mit Eltern mit 
Suchterkrankung prüfen; Pilotprojekte. 


bearbeitet, wei-
terführen von A4 
aus Tab. 2.1 und 
B7 aus Tab. 3.1 


A5 Konzeption 
Dienstleistungs-
anbieter in der 
Familienpflege 


Anerkennung weiterer Luzerner Anbieter, 
Rekrutierung neuer Pflegefamilien, Überprü-
fung der Dienstleistungen der Anbieter und 
der Finanzierung der Pflegeverhältnisse.  


bearbeitet, wei-
terführen von A5 
aus Tab. 2.1 
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A6 Flexibilisierung, 
Durchlässigkeit 
und Sozialraum-
orientierung  


Erhöhung der Durchlässigkeit stationärer 
und ambulanter Angebote, Flexibilisierung 
stationärer Angebote, Förderung von Sozial-
raumorientierung, Familie als zentrales Ele-
ment stärken, Hürden für Platzierungen ab-
bauen, Übungsmöglichkeiten für Rückplat-
zierungen schaffen. Klärung der Finanzie-
rung, Kostenbeteiligung und Indikationsstel-
lung. 


neue Massnahme 


Tab. 2.2: Neue Massnahmen für die Periode 2024–2027 


3 Angebote für Erwachsene mit Behinderungen 


3.1 Grundlagen und Konzepte 


3.1.1 Zielgruppe und Angebote 
Personen mit Behinderungen sind «Menschen, die langfristige körperliche, seelische, 
geistige oder Sinnesbeeinträchtigungen haben, welche sie in Wechselwirkung mit 
verschiedenen Barrieren an der vollen, wirksamen und gleichberechtigten Teilhabe 
an der Gesellschaft hindern können» (Uno-BRK, Art. 1 Abs. 2). Diese Auffassung von 
Behinderungen beachtet nicht nur biologische Aspekte, sondern berücksichtigt auch 
soziale und ökonomische Aspekte und setzt den Fokus auf die Wechselwirkung die-
ser Gesichtspunkte. 
 
Rund 71’500 Menschen mit Behinderungen lebten 2017 gemäss dem Sozialbericht 
des Kantons Luzern (2021) schätzungsweise im Kanton Luzern. Je nach Art und Grad 
der Behinderung ergeben sich andere Herausforderungen in der Alltagsbewältigung, 
andere Bedürfnisse und Interessen sowie unterschiedliche Anforderungen an die 
Rahmenbedingungen. So wohnten 92 Prozent der Luzernerinnen und Luzerner mit 
Behinderungen in Privathaushalten, rund 6 Prozent in Alters- und Pflegeheimen und 
nur knapp 2 Prozent in sozialen Einrichtungen.  
 
Die Zielgruppe im sogenannten Bereich B des SEG sind erwachsene Luzernerinnen 
und Luzerner mit Behinderungen, die Anspruch auf stationäre und ambulante Leis-
tungen haben. Im Jahr 2022 wohnten rund 930 Personen in nach dem SEG aner-
kannten sozialen Einrichtungen im Kanton Luzern und 1600 Personen hatten einen 
Arbeitsplatz im zweiten Arbeitsmarkt in einer sozialen Einrichtung. Rund 140 Perso-
nen nutzten seit 2020 ambulante Leistungen nach dem SEG. 
 
Die nach dem SEG anerkannten sozialen Einrichtungen im Kanton Luzern unterschei-
den sich stark in der Grösse, im Angebot sowie in der Ausrichtung auf bestimmte 
Zielgruppen. Im stationären Bereich wird ein Wohnangebot oft in Kombination mit 
einer Beschäftigung (Tagesstruktur ohne Lohn) angeboten, ein Arbeitsplatz (Tages-
struktur mit Lohn) hingegen ist häufig unabhängig von der Wohnsituation. Das stati-
onäre Platzangebot kann je nach Einrichtung von rund 10 Plätzen bis zu über 1000 
Plätze umfassen.  
 
Eine der 21 Einrichtungen mit stationären Angeboten im Bereich B wurde seit 2020 
neu anerkannt. Zudem erhielten drei neue Anbieter von ambulanten Fachleistungen 
im Bereich Wohnen sowie drei Anbieter im Bereich Arbeiten eine Anerkennung. Die 
anerkannten Anbieter ambulanter Fachleistungen erbringen ihre Dienstleistung ohne 
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Leistungsauftrag und ohne vereinbarte Kontingente. Erwachsene Personen mit Be-
hinderungen können frei wählen, bei welchem anerkannten Anbieter sie ambulante 
Fachleistungen in Anspruch nehmen (vgl. Kap. 3.5). 
 
Im stationären Bereich wird der individuelle Betreuungsbedarf (IBB) der Personen mit 
dem von der Sozialdirektorenkonferenz Ostschweiz und Zürich (SODK Ost+ZH) ent-
wickelten Erfassungsinstrument erhoben und in fünf Betreuungsstufen IBB 0 bis IBB 
4 eingeteilt. Die Abbildung 3.1 verdeutlicht die Verteilung des individuellen Betreu-
ungsbedarfs von Personen, welche am Stichtag im Jahr 2022 die drei unterschiedli-
chen stationären Leistungstypen Wohnen, Beschäftigung («Tagesstruktur ohne 
Lohn») und Arbeit («Tagesstruktur mit Lohn») in einer Luzerner Einrichtung genutzt 
haben. 
 


 
Abb. 3.1: Anzahl Personen nach IBB-Stufe und Leistungstyp in Luzerner Einrichtungen 
2022 
Quelle: Disg – IBB-Gesamterhebung am Stichtag 30. April 2022  
Personen mit Leistungstyp Wohnen nutzen in der Regel auch eine Tagesstruktur 
 
Die Auswertung zeigt, dass Menschen mit hohem individuellem Betreuungsbedarf 
(IBB 3 und 4) gut 40 Prozent der stationären Wohnplätze in Luzerner Einrichtungen 
in Anspruch nehmen, Menschen mit mittlerem Bedarf (IBB 1 und 2) knapp 50 Pro-
zent und Personen mit einem tiefen Betreuungsbedarf (IBB 0) knapp 10 Prozent. 
Mehr als zwei Drittel der Bewohnerinnen und Bewohner der sozialen Einrichtungen 
waren Menschen mit einer geistigen oder körperlichen Behinderung, knapp ein Drit-
tel waren Menschen mit einer psychischen Erkrankung.  
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Die Tagesstrukturangebote richten sich sowohl an Menschen, die in einer sozialen 
Einrichtung wohnen, als auch an Menschen mit Behinderungen, die in einer eigenen 
Wohnung leben. Die Beschäftigungsangebote richten sich an Personen mit tendenzi-
ell hohem Betreuungsbedarf. Rund zwei Drittel wiesen einen hohen individuellen Be-
treuungsbedarf auf (IBB 3 und 4). Bei den Arbeitsplätzen zeigte sich hingegen ein 
umgekehrtes Bild: Gut zwei Drittel der Plätze waren von Personen mit Betreuungsbe-
darf IBB 0 oder IBB 1 belegt. 
 
Die ambulanten Leistungen richten sich an Personen mit Behinderungen, die in einer 
privaten Wohnung leben oder im allgemeinen Arbeitsmarkt arbeiten und dabei auf 
Unterstützung angewiesen sind, um diese Lebensform auch längerfristig aufrecht er-
halten zu können. 


3.1.2 Rechtliche Grundlagen 
Uno-Behindertenrechtskonvention 
Das Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen (Uno-Be-
hindertenrechtskonvention, Uno-BRK; SR 0.109) ist ein internationales Übereinkom-
men, das die Anwendung der Menschenrechte auf Menschen mit Behinderungen 
garantiert. Es ist das erste universelle Rechtsinstrument, das bestehende Menschen-
rechte bezogen auf die Lebenssituation von Menschen mit Behinderungen konkreti-
siert. Das Übereinkommen würdigt Behinderung als Teil der Vielfalt menschlichen 
Lebens und überwindet damit das defizitorientierte Verständnis. Die Schweiz ist der 
Uno-BRK im Jahr 2014 beigetreten.  
 
Der Stand der Umsetzung der Uno-BRK wurde im März 2022 erstmalig überprüft. 
Der UN-Behindertenrechtsausschuss hat der Schweiz nach der Prüfung des Staaten-
berichts im März 2022 seine zahlreichen Empfehlungen für die Umsetzung der Uno-
BRK unterbreitet (CRPD 2022). Dazu gehört, die Umsetzung der Konvention auf allen 
föderalen Ebenen zu harmonisieren, einen umfassenden und effektiven Schutz vor 
Diskriminierung zu gewährleisten, die unterstützende Entscheidungsfindung im Er-
wachsenenschutz zu stärken und ein selbstbestimmtes Leben sowie ein inklusives 
Bildungssystem zu ermöglichen. Der Ausschuss unterstreicht zudem die Bedeutung, 
die dem Einbezug von Menschen mit Behinderungen und ihrer Organisationen zu-
kommt. 
 
Behindertengleichstellungsgesetz 
Die Beseitigung derjenigen Benachteiligungen, mit denen Menschen mit Behinde-
rungen in vielen Lebensbereichen nach wie vor konfrontiert sind, ist eines der Ziele 
des schweizerischen Rechts. Die Schweiz verfügt über ein gehaltvolles, aus verschie-
denen Elementen bestehendes Recht zugunsten von Menschen mit Behinderungen, 
welches auf Bundesebene im verfassungsrechtlichen Diskriminierungsverbot (Art. 8 
Abs. 2 BV) und im Gesetzgebungsauftrag an Bund und Kantone (Art. 8 Abs. 4 BV) 
verankert ist. Konkretisiert werden die verfassungsrechtlichen Vorgaben im Behin-
dertengleichstellungsgesetz (BehiG; SR 151.3) und in zahlreichen weiteren Vorschrif-
ten in der Spezialgesetzgebung von Bund und Kantonen. Damit verfügt die Schweiz 
über wichtige Bestimmungen zum Schutz der Rechte und Würde der Menschen mit 
Behinderungen. 
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Invalidenversicherungsgesetz 
Die Schweiz verfügt über ein umfassendes System der sozialen Sicherheit. Dieses ist 
darauf ausgerichtet, gegen die Schäden bei Eintritt eines versicherten sozialen Risi-
kos Deckung zu bieten. Die Invalidenversicherung (IV) leistet auf Bundesebene einen 
wichtigen Beitrag zur Umsetzung der Grundsätze der Uno-BRK, insbesondere zur 
vollen und wirksamen Teilhabe der versicherten Personen an der Gesellschaft und 
deren Einbezug in die Gesellschaft.  
 
Das Sozialversicherungsrecht kennt den Begriff der Invalidität als voraussichtlich 
bleibende oder längere Zeit dauernde ganze oder teilweise Erwerbsunfähigkeit so-
wie den Begriff der Hilflosigkeit einer Person, die wegen der Beeinträchtigung der 
Gesundheit für alltägliche Lebensverrichtungen dauernd der Hilfe Dritter bedarf. 
Beide Begriffe basieren auf einem medizinischen und defizitorientierten Verständnis 
von Behinderung, welches sich aus der Sozialversicherungslogik ableiten lässt.  
 
Die per 1. Januar 2022 in Kraft gesetzte Revision des Invalidenversicherungsgesetzes 
(IVG; SR 831.20) «Weiterentwicklung der IV» richtete sich nach dem übergeordneten 
Ziel der Eingliederung von Menschen mit Behinderungen, wie zuvor bereits die 4., 5. 
und 6. IV-Revision. Neben dem Fokus auf die Wiedereingliederung waren die Ver-
besserung der Situation von Kindern und Familien mit Behinderungen, die Auswei-
tung der Beratung und Begleitung von Personen mit psychischen Erkrankungen, der 
Ersatz des abgestuften Rentenmodells durch ein stufenloses System sowie die Ver-
besserung der Qualität und Transparenz bei der Durchführung von Gutachten Ziele 
der IV-Revision. 


3.1.3 Konzeptionelle Grundlagen 
Leitbild Leben mit Behinderungen  
Das Leitbild «Leben mit Behinderungen – Leitbild für das Zusammenleben im Kanton 
Luzern» (2018) ist das Ergebnis eines breit getragenen Dialogs unterschiedlicher 
Gremien und Personen aus Verwaltung, Politik, Fachorganisationen, Behindertenver-
bänden, Institutionen und Kirchen im Kanton Luzern. Die Vision lautet: Der Kanton 
Luzern und seine Bevölkerung sehen die Vielfalt der Menschen als Stärke und be-
kennen sich zu dieser. Alle im Kanton Luzern lebenden Menschen mit Behinderun-
gen nehmen selbstverständlich am gesellschaftlichen Leben teil und gestalten die 
Gesellschaft mit.  
 
Das Leitbild zeigt in konstruktiver Weise auf, wie das Zusammenleben von Menschen 
mit und ohne Behinderungen gefördert werden kann und dadurch für die Gesamt-
gesellschaft ein Mehrwert entsteht. Behindertenpolitik umfasst als Querschnittsauf-
gabe alle Bereiche des Alltags, die im Leitbild mit sieben Handlungsfeldern abgebil-
det werden: Bildung, Berufsbildung und Arbeit; Wohnen; Mobilität und persönliche 
Veränderung; Kommunikation; Gesundheit und Sexualität; Freizeit sowie Politik. Die 
in den einzelnen Handlungsfeldern formulierten Leitsätze dienen als Grundlage für 
den öffentlichen Dialog und den politischen Prozess. Im Jahr 2022 wurde bei der 
Disg für die Umsetzung des kantonalen Leitbildes eine 30-Prozent-Stelle geschaffen. 
 
SEG Teilrevision 2020 
Das SEG regelt die Planung, die Aufsicht und die Finanzierung von Leistungen für 
Menschen mit Behinderungen (vgl. Kap. 1.2). Die Teilrevision des SEG per 1. Januar 
2020 hatte zum Ziel, die Gesetzgebung an die veränderten Rahmenbedingungen wie 
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das neue Erwachsenenschutzrecht, die Uno-BRK und die Revisionen des IVG sowie 
weitere gesellschaftliche Entwicklungen anzupassen. Kinder und Jugendliche werden 
heute vermehrt integriert unterrichtet, womit der Bedarf dieser Generation an selbst-
bestimmter Lebensführung auch im Erwachsenenalter zunehmen wird.  
 
Ein zentrales Ziel der Teilrevision des SEG war die Finanzierung ambulanter Dienst-
leistungen sowie die Anerkennung ambulanter Anbieter für den Erwachsenenbereich 
(Massnahme B1 des Planungsberichtes 2020, siehe Kap. 3.5). Zusammen mit den an-
dern Zentralschweizer Kantonen hat der Kanton Luzern zudem das Instrument zur 
Erfassung des individuellen Betreuungsbedarfs (IBB) für Menschen mit Behinderun-
gen in sozialen Einrichtungen ab 2016 schrittweise probehalber eingeführt und seit 
2020 definitiv und erfolgreich in der Regelstruktur verankert (Massnahme B3 des 
Planungsberichtes 2020).  
 
Seit dem Jahr 2020 werden mit den sozialen Einrichtungen Monatspauschalen nach 
dem Vollkostenprinzip vereinbart, deren Höhe im Bereich B nach IBB abgestuft ist. 
Die leistungsorientierte Abgeltung (LOA) im Bereich B und die Einführung des stan-
dardisierten Betriebsabrechnungsbogens (BAB) für alle sozialen Einrichtungen er-
laubt erstmals Quervergleiche zwischen Angeboten, Einrichtungen und einigen Kan-
tonen. Das neue Finanzierungssystem entspricht den in der Deutschschweiz weit 
verbreiteten Standards und erfüllt den gesetzlichen Auftrag, wonach die Leistungen 
der anerkannten sozialen Einrichtungen über einheitliche, indikationsabhängige Leis-
tungspauschalen abgegolten werden sollen (§ 12 Abs. 1 SEG).  
 
Zentralschweizer Rahmenkonzept 2019 – aktuelle Projekte zur Umsetzung 
Seit Jahren koordinieren die sechs Zentralschweizer Kantone ihre Politik im Bereich 
des Behindertenwesens und arbeiten in verschiedenen Projekten zusammen. Das 
Zentralschweizer Rahmenkonzept zur Behindertenpolitik in den Bereichen Wohnen 
und Arbeiten (überarbeitete Version 2019) bildet die Grundlage für weiterführende 
Umsetzungsprojekte. Im Mittelpunkt stehen gemeinsame Grundsätze und Konzepte, 
einheitliche Abklärungsinstrumente sowie Fragen der Durchlässigkeit. Das ambu-
lante und stationäre Leistungsangebot in den Bereichen Wohnen und Arbeit soll 
nach gemeinsamen Grundsätzen bedarfsgerecht ausgestaltet sein, Wahlfreiheit er-
möglichen und Durchlässigkeit gewährleisten. Gleichzeitig richtet sich die Bereitstel-
lung von Leistungen nach dem Prinzip der Subsidiarität und stellt die Wirtschaftlich-
keit und Wirksamkeit des Angebots sicher. 
 
Bedürfnisanalyse HSLU 2022 
Im Jahr 2022 hat die Hochschule Luzern (HSLU) im Auftrag einer Arbeitsgemein-
schaft bestehend aus der Disg, der Interessengemeinschaft der Trägerschaften priva-
ter sozialer Einrichtungen (IGT), der Heimkonferenz Luzern (HKL) sowie Eltern- und 
Fachorganisationen aus dem kantonalen Behindertenbereich eine «Bedürfnisanalyse 
für die Angebotsplanung im Kanton Luzern» durchgeführt. Zentrales und überge-
ordnetes Projektziel war eine umfassende Analyse der Bedürfnisse von Personen mit 
Behinderungen hinsichtlich der Gestaltung zukünftiger Angebote im Bereich Woh-
nen.  
 
Zusammenfassend hat sich bei der Ist-Analyse gezeigt, dass ein Grossteil der Er-
wachsenen mit Behinderungen mit der derzeitigen Wohnsituation zufrieden ist 
(S. 24). Künftig wünschen sich insbesondere junge Menschen mit Behinderungen 
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Angebote für autonomere Wohnformen, bei denen Unterstützungsleistungen indivi-
duell, flexibel und punktuell für jeden Menschen mit Behinderungen anhand seiner 
Möglichkeiten und Kompetenzen gestaltet werden. Genannte Vorschläge beziehen 
sich auf sozialraumorientierte Wohnformen wie zum Beispiel Mehrgenerationenhäu-
ser oder inklusive Wohngemeinschaften innerhalb eines Quartiers (S. 29). 


3.1.4 Gesellschaftliche Entwicklungen und relevante Schnittstellen 
Die Förderung flexibler und individueller Leistungen und die steigende Komplexität 
von Betreuungs- und Pflegesituationen sind Entwicklungen, die unterschiedliche 
Versorgungssysteme betreffen. Die Inanspruchnahme bedarfsgerechter Leistungen 
sowie die Gewährleistung von Durchlässigkeit hängen eng mit der Gestaltung der 
Berührungspunkte dieser unterschiedlichen Versorgungsysteme zusammen. Dies 
führt zu einer zunehmenden Relevanz der Schnittstellen rund um den Wirkungsbe-
reich des SEG. Nachfolgend gehen wir auf die bedarfsrelevanten Schnittstellen ein. 
 
Wachsender Pflegebedarf erfordert Koordination an der Schnittstelle zur Langzeit-
pflege 
Die Lebenserwartung der Menschen mit Behinderungen steigt und gleicht sich der-
jenigen der Gesamtbevölkerung an. Der Anteil älterer Personen in sozialen Einrich-
tungen nimmt entsprechend zu. Die steigende Lebenserwartung und die wachsende 
Pflegebedürftigkeit von Menschen mit Behinderungen werfen grundsätzliche Fragen 
zu bedarfsgerechten Übertritten sowie zur Durchlässigkeit zwischen sozialen Einrich-
tungen und Pflegeheimen auf.  
 
Der Kanton Luzern hat im Jahr 2022 sein Altersleitbild unter Mitwirkung von älteren 
Personen, Gemeinden und Fachorganisationen aktualisiert. Das Leitbild steht für eine 
umfassende Alterspolitik und orientiert sich konsequent an der individuellen Lebens-
qualität und Autonomie der älteren Menschen. Im Handlungsfeld «Beratung, Betreu-
ung und Pflege» wird unter anderem auf die Versorgung in der Langzeitpflege ein-
gegangen. Die Versorgungsplanung Langzeitpflege 2018-2025 (2017) im Kanton Lu-
zern beinhaltet neben der Planung des stationären Bereichs (Pflegeheimplanung ge-
mäss KVG) auch Aussagen zum Bedarf im ambulanten Bereich (Spitex, Tages- oder 
Nachtstrukturen, betreutes Wohnen).  
 
Mit dem allgemeinen demografischen Trend der Alterung werden in den nächsten 
zehn Jahren auch in den Produktions- und Dienstleistungsbetrieben der sozialen 
Einrichtungen geburtenstarke Jahrgänge das AHV-Alter erreichen und in Pension ge-
hen. Diese absehbaren Entwicklungen haben unterschiedliche Konsequenzen für die 
Angebote im Erwachsenenbereich, auf welche wir im Detail in den Kapiteln 3.2 bis 
3.4 eingehen. 
 
Neben älteren Menschen nutzen auch jüngere Personen mit Pflegebedarf Angebote 
der Langzeitpflege. Teil der kantonalen Versorgungsplanung sind daher auch überre-
gionale Angebote (ehemals Spezialversorgung). Zielgruppe solcher Angebote sind 
Menschen mit Sinnesbehinderungen, Personen mit anspruchsvollem Pflegebedarf 
(z. B. Dauerbeatmung), Personen mit psychischer Behinderung sowie Personen, die 
eine spezialisierte Palliative Care benötigen. In der Folge wird die Koordination auch 
für die Zielgruppen an der Schnittstelle zur Langzeitpflege wichtiger. Wir verfolgen 
dies in der Planungsperiode bis 2027 in der neuen Massnahme B4 (vgl. Kap. 3.1.6). 
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Zunehmende Betreuungskomplexität erfordert Koordination an der Schnittstelle zur 
Psychiatrie 
Die Gesundheitsversorgung im Bereich der Psychiatrie kennt eine Vielzahl von Leis-
tungserbringern. Die aktuelle psychiatrische Versorgung im Kanton Luzern basiert 
auf einem Grundversorgungsangebot der Luzerner Psychiatrie (Lups), von niederge-
lassenen Psychiaterinnen und Psychiatern sowie von Psychotherapeutinnen und Psy-
chotherapeuten. Weitere wichtige Leistungserbringer ergänzen das Basisangebot zu 
einem eigentlichen Versorgungsnetzwerk Psychiatrie. Grundlagen sind der Planungs-
bericht B 21 über die Gesundheitsversorgung vom 20. Oktober 2015 (Aktualisierung 
in Arbeit) und der Planungsbericht B 83 über die psychiatrische Versorgung vom 7. 
September 2021. 
 
Die Versorgung von Menschen mit einer Behinderung und einer psychischen Erkran-
kung wurde mit der Realisierung der heilpädagogisch-psychiatrischen Fachstelle 
(HPF) der Lups deutlich verbessert. Die HPF bietet heilpädagogisch-psychiatrische 
Konsilien, ambulante Kurzzeitinterventionen und das Coaching von Lehr- und Be-
treuungspersonen oder Angehörigen an. Interventionen werden von den Fachperso-
nen der Lups direkt in den sozialen Einrichtungen geleistet. Das Ziel dieser ambulan-
ten Leistung ist, bei sich anbahnenden Krisen früh intervenieren und eine stationäre 
Behandlung möglichst vermeiden zu können. Ein spezialisiertes stationäres Angebot 
im Bereich der Psychiatrie für die spezifische psychiatrische Behandlung von Men-
schen mit einer Behinderung gibt es im Kanton Luzern bisher nicht.  
 
Die bereits im Planungsbericht 2020 erkannte Tendenz der zunehmenden Komplexi-
tät gewisser Betreuungssituationen von Menschen mit Behinderungen ist unverän-
dert. Menschen mit einer geistigen oder körperlichen Behinderung leiden vier bis 
sechs Mal häufiger an psychischen Problemen als die restliche Bevölkerung (B 83, 
S. 76). Die allgemeine Zunahme psychischer Erkrankungen wirkt sich bei dieser vul-
nerablen Personengruppe verstärkt aus. Schwierigkeiten, Informationen aus der Um-
welt adäquat wahrzunehmen, einzuordnen und entsprechend zu verarbeiten, kön-
nen zu Überforderung und Verunsicherung führen. Folgen können auffälliges oder 
herausforderndes Verhalten sein – ein Versuch, eine schwierige Situation zu bewälti-
gen.  
 
Die Koseg hat auf diese Bedarfszunahme im Bereich der Schwer- und Mehrfachbe-
hinderung bereits reagiert. Im HPZ Schüpfheim wurden im Jahr 2021 vier Wohn- und 
Tagesstrukturplätze umgewandelt (ehemals Plätze für Kinder und Jugendliche) und 
im Wohnheim Sonnegarte in St. Urban wurden 16 zusätzliche Plätze für Menschen 
mit hohem Betreuungs- und Pflegebedarf bewilligt. Die Plätze sind derzeit im Bau, 
das Angebot soll Ende 2023 bereitstehen.  
 
Eine weitere relevante Personengruppe sind Menschen mit psychischen Erkrankun-
gen in Kombination mit Eigen- oder Fremdaggression oder Abhängigkeitserkran-
kungen, wobei sich spezifische Ansprüche an Anschlusslösungen an einen Klinik-
aufenthalt in der Psychiatrie ergeben. Beispielsweise besteht für diese Personen-
gruppe oftmals der Bedarf nach einem Wohnplatz ohne oder mit einer nieder-
schwelligen Tagesstruktur. Spezialisierte Plätze für diese Personengruppe werden al-
lerdings mehrheitlich nur kombiniert angeboten oder eine Tagesstruktur ausserhalb 
des Wohnangebots wird vorausgesetzt.  
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Um in den beschriebenen unterschiedlichen Situationen eine gute Betreuung zu ge-
währleisten, bedarf es einer engen interprofessionellen Zusammenarbeit von Sozial-
pädagogik und Psychiatrie. Die zunehmende Betreuungskomplexität führt deshalb 
zu einem verstärkten Koordinationsbedarf an der Schnittstelle zur Psychiatrie.  
Wir verfolgen die Schnittstellen zur Psychiatrie im Bereich B in der Planungsperiode 
bis 2027 in der Massnahme B3 weiter (vgl. Kap. 3.1.6). Die Massnahme knüpft an die 
Massnahmen B2 und B5 aus dem Planungsbericht 2020 an. 
 
Sozialversicherungen 
Mit der Förderung der Durchlässigkeit erhält die Schnittstelle zu den Sozialversiche-
rungen ein grösseres Gewicht, da das Leistungsvolumen sowohl bei der Invaliden-
versicherung wie auch bei den Ergänzungsleistungen von der Wohnform beeinflusst 
werden kann. Im Bereich Arbeit erbringt die Invalidenversicherung unter dem Leit-
satz «Eingliederung vor Rente» Leistungen zur Integration von Personen mit Behin-
derungen in den allgemeinen Arbeitsmarkt, die sich mit Leistungen nach dem SEG 
zunehmend überschneiden können.  
 
Gemäss dem LUSTAT Jahrbuch (2022, S. 197) nimmt die Anzahl der gesprochenen 
IV-Renten seit 2005 kontinuierlich ab. Der gleiche Trend ist bei den Hilflosenentschä-
digungen sichtbar: Die Anzahl Bezügerinnen und Bezüger von Hilflosenentschädi-
gungen ist seit 2016 rückläufig. Die kontinuierliche Abnahme von Renten und Hilflo-
senentschädigungen, welche regelmässig als Indikation für den Leistungsbezug nach 
dem SEG gelten, kann dazu führen, dass künftig die Indikation für den Zugang zu 
diesen Leistungen im Sinne des BehiG weiter gefasst werden muss. 


3.1.5 Durchlässigkeit, Flexibilisierung und Sozialraumorientierung 
Mit der Uno-BRK hat ein umfassender Paradigmenwechsel stattgefunden. Eine 
grosse Veränderung besteht in der Abkehr von der Angebotsorientierung hin zur Be-
darfsorientierung. Anstelle der Institutionslogik rückt die Sicht der betroffenen Men-
schen ins Zentrum. Diese Entwicklung hat unterschiedliche Auswirkungen. 
 
Flexibilisierung der Angebote 
Die Anpassung der erbrachten Leistungen an den Bedarf einer Person kann im Wi-
derspruch stehen zu starren Angebotsrahmen und einer umfassenden Versorgungs-
struktur, was eine agile Nutzung erschweren oder gar verhindern kann. Beispiels-
weise möchten junge Menschen mit Behinderungen nicht in jedem Fall einen Wohn-
platz in Anspruch nehmen, der an eine Tagesstruktur gekoppelt ist. Oder sie benöti-
gen nur punktuelle und zeitlich begrenzte statt umfassende Unterstützung. Men-
schen mit Behinderungen entscheiden selber, wo sie wohnen oder arbeiten wollen. 
Diese veränderte Anspruchshaltung der Dienstleistungsnutzenden fordert von den 
sozialen Einrichtungen ein flexibleres Angebot, welches an den individuellen Bedarf 
angepasst ist. Längerfristig führt dies zu einer Flexibilisierung der Angebotsland-
schaft.  
 
Förderung der Durchlässigkeit 
Grosse Wichtigkeit bei diesen Veränderungen kommt der Gestaltung der Übergänge 
zu. Das gilt beim Übergang vom Kindes- und Jugendalter in den Erwachsenenbe-
reich, beim Wechsel zwischen unterschiedlich betreuten Settings im stationären Be-
reich sowie beim Übergang von der Inanspruchnahme stationärer und ambulanter 
Leistungen. Das Gelingen eines möglichst selbstbestimmten Lebens mit einer be-
darfsgerechten Unterstützung – sei es im ambulanten oder im stationären Bereich – 
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ist abhängig von der Durchlässigkeit zwischen den Angeboten und den Dienstleis-
tungen. Selbstbestimmt wohnen und arbeiten setzt Wissen und Fertigkeiten voraus. 
Laufende Pilotprojekte und Angebote wie beispielsweise eine «Wohnschule» oder 
ein «Integrationscoaching» können hierbei wichtige Funktionen erfüllen. Individuali-
sierte Lösungen wie eigenständige Wohnformen oder integrierte Arbeitsformen wer-
den möglich durch eine kombinierte Inanspruchnahme von ambulanten und statio-
nären Unterstützungsleistungen. Die Gestaltung der Übergänge hin zu einer mög-
lichst hohen Durchlässigkeit wird in Zukunft noch mehr an Bedeutung gewinnen.  
 
Sozialraumorientierung 
Bei der Sozialraumorientierung geht es darum, Lebenswelten zu gestalten und Ver-
hältnisse zu schaffen, die es Menschen ermöglichen, möglichst selbständig und 
selbstbestimmt zurechtzukommen. Der Fokus liegt nicht auf der Veränderung der 
Person, sondern auf der Gestaltung der Umwelt, in der sich die jeweilige Person be-
wegt. Der Wille und das Interesse einer Person sind der Ausgangspunkt des sozial-
räumlichen Fachkonzeptes. Individuelle Ressourcen werden mit der sozialräumlichen 
Lebenswelt eines Quartiers und sozialer Netzwerke verknüpft und fruchtbar ge-
macht. Die «Bedürfnisanalyse» der HSLU hat gezeigt, dass rund die Hälfte der jungen 
Menschen mit Behinderungen im Kanton Luzern in Zukunft möglichst autonom in-
mitten der Gesellschaft wohnen will. Möglichst autonome und sozialraumorientierte 
Wohnformen bedeuten, dass Unterstützungsleistungen individuell, flexibel, quar-
tiersnah und punktuell je nach persönlichem Bedarf in Anspruch genommen werden 
können.  
 
Für die Planungsperiode bis 2027 hat die neue Massnahme B2 die Förderung der 
Durchlässigkeit von stationären und ambulanten Leistungen, die Flexibilisierung und 
Öffnung stationärer Angebote und damit die schrittweise Umsetzung der Inhalte der 
Uno-BRK zum Ziel. Die Förderung ambulanter Leistungen (Massnahme B1) ist sepa-
rat als wichtige weiterführende Massnahme im Kapitel 3.5 ausführlich beschrieben. 


3.1.6 Massnahmen 2024–2027 
Zusammenfassend setzen wir in der Planungsperiode 2024–2027 im Bereich B vier 
Schwerpunkte zur bedarfsorientierten Weiterentwicklung der Leistungen nach dem 
SEG. Wir folgen den gesellschaftlichen und fachlichen Entwicklungen und setzen die 
Uno-BRK schrittweise um. Wir setzen dabei einerseits auf die Flexibilisierung und 
Öffnung stationärer Angebote sowie auf die Förderung der Durchlässigkeit von am-
bulanten und stationären Dienstleistungen (Massnahme B2) und führen die Förde-
rung ambulanter Leistungen weiter (Massnahme B1). Andererseits steht die bedarfs-
orientierte Weiterentwicklung der Angebote an der Schnittstelle zur Psychiatrie 
(Massnahme B3) und zur Langzeitpflege (Massnahme B4) für die folgende Legisla-
turperiode im Fokus. 
 
Massnahme B1: Förderung ambulanter Leistungen 
Förderung ambulanter Leistungen durch die Unterstützung von Beratungsangebo-
ten und den Aufbau einer Abklärungsstelle, durch die Etablierung eines einheitlichen 
Bedarfsabklärungsinstruments und durch die erhöhte Durchlässigkeit stationärer 
und ambulanter Leistungen. Weiterführung der Massnahme B1 aus dem Planungs-
bericht 2020.  
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Massnahme B2: Förderung von Durchlässigkeit, Flexibilisierung und Sozialraumorien-
tierung  
Bedarfsgerechte Weiterentwicklung der Angebote entlang der Forderungen der 
Uno-BRK: Förderung der Durchlässigkeit, Flexibilisierung und Öffnung stationärer 
Angebote sowie Förderung der Sozialraumorientierung, schrittweise Umsetzung der 
Inhalte der Uno-BRK. Neue Massnahme. 
 
Massnahme B3: Schnittstelle SEG und Psychiatrie 
Bedarfsorientierte Weiterentwicklung der Angebote nach dem SEG an der Schnitt-
stelle von Betreuung und Psychiatrie, Stärkung der interprofessionellen Zusammen-
arbeit. Weiterführung der Massnahme B5 aus dem Planungsbericht 2020. 
 
Massnahme B4: Schnittstelle SEG und Langzeitpflege 
Bedarfsorientierte Weiterentwicklung der Angebote nach dem SEG an der Schnitt-
stelle von Betreuung und Langzeitpflege, Stärkung der interprofessionellen Zusam-
menarbeit. Weiterführung der Massnahme B5 aus dem Planungsbericht 2020. 
 
Je durchlässiger Angebote und Bereiche konzipiert sind, desto wichtiger ist die Ge-
staltung der Schnittstellen zu angrenzenden Systemen. Mit anderen Worten, je indi-
vidueller, flexibler und bedarfsgerechter Unterstützungsleistungen für Menschen mit 
Behinderungen anhand ihrer Möglichkeiten und Kompetenzen erbracht werden sol-
len, desto mehr müssen unterschiedliche Versorgungssysteme gelingend ineinan-
dergreifen. 
 
Nicht alle Leistungstypen sind im gleichen Ausmass von den Massnahmen betroffen. 
In den folgenden Kapiteln reflektieren wir die Entwicklung der Angebote in den ver-
gangenen vier Jahren und evaluieren den Stand der Umsetzung der Massnahmen 
aus dem Planungsbericht 2020. Basierend auf gesellschaftlichen, fachlichen und 
volkswirtschaftlichen Entwicklungen werden Bedarfsszenarien erarbeitet und die 
Massnahmen mit den spezifischen Gegebenheiten der unterschiedlichen Leistungs-
typen in Bezug gesetzt. 


3.2 Wohnen 


3.2.1 Zielgruppe und Angebote 
Die stationären Wohnangebote richten sich an erwachsene Personen mit Behinde-
rungen, welche Begleitung und Unterstützung in der Alltagsbewältigung benötigen 
und nicht selbständig oder ambulant wohnen können. Ein stationäres Wohnangebot 
findet in der Wohnstruktur der sozialen Einrichtung statt, welche zugleich die be-
darfsgerechten Leistungen in Betreuung und Pflege sicherstellt.  
 
Im Kanton Luzern gibt es 14 nach dem SEG anerkannte Anbieter von stationären 
Wohnangeboten. Meistens sind diese konzeptionell nicht nur auf eine spezifische 
Zielgruppe ausgerichtet, sondern sie gewährleisten Angebote für Menschen mit un-
terschiedlichem Unterstützungsbedarf. Trotzdem ist eine gewisse Zuordnung mög-
lich: Wohnangebote für Menschen mit Körperbehinderungen stellen die Anbieter 
Contenti, die rodtegg und die Wohngemeinschaft Fluematt zur Verfügung. Für Per-
sonen mit psychischer Erkrankung sind die Stationären Dienste der Luzerner Psychi-
atrie (Wohnpsychiatrie), die Therapeutische Wohngemeinschaft BiWo, Traversa - 
Netzwerk für Menschen mit einer psychischen Erkrankung, der Verein Intakt und das 
Wohnheim Lindenfeld die anerkannten Anbieter. Für Menschen mit einer geistigen 
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oder mehrfachen Behinderung sind das Heilpädagogische Zentrum Schüpfheim, No-
vizonte-Sozialwerk, die SSBL Stiftung für selbstbestimmtes und begleitetes Leben, 
die Stiftung Brändi und das Wohnheim Sonnegarte anerkannte Anbieter. Der Blin-
den-Fürsorge-Verein Innerschweiz (BFVI) stellt zudem auch Angebote für Menschen 
mit einer Sehbehinderung bereit. 


3.2.2 Rückblick und Evaluation 
Die Nachfrage nach Wohnplätzen ist in den letzten Jahren relativ stabil geblieben. 
2017 belegten am Stichtag Anfang September 1224 Luzernerinnen und Luzerner mit 
einer Behinderung einen Wohnplatz, 2022 waren es 1267. Diese leichte Zunahme ist 
allgemein auf das Bevölkerungswachstum und speziell auf die demografische Ent-
wicklung zurückzuführen (höhere Lebenserwartung von Menschen mit Behinderun-
gen).  
 
Neben der stabilen quantitativen Angebotsentwicklung weisen die aufgeführten ge-
sellschaftlichen Entwicklungen auf eine tendenzielle Zunahme von Pflege- sowie Be-
treuungsbedarf hin. Unterschiedliche Angebote setzen sich vermehrt mit dem 
Thema «Wohnen im Alter» auseinander und nehmen konzeptionelle Anpassungen 
vor. Abbildung 3.2 zeigt, dass derzeit erst vergleichsweise wenige Personen im Ren-
tenalter in sozialen Einrichtungen leben, dass in den nächsten zehn Jahren aber die 
geburtenstarken Jahrgänge das AHV-Alter erreichen. 
 


 
Abb. 3.2: Altersstruktur in Luzerner Wohnangeboten 2022 
Alterspyramide Wohnen nach Geburtsjahr, 5-Jahres-Gruppen 
Quelle: Disg 
 
Das steigende Alter geht mit einer zunehmenden Pflegebedürftigkeit und einem 
steigenden Bedarf an Betreuungsangeboten für älter werdende Personen einher, die 
Schnittstelle zur Langzeitpflege wird wichtiger. So stellt sich zunehmend die Frage, 
ob und wann ein Übertritt von einer sozialen Einrichtung in ein Pflegeheim aufgrund 
des steigenden Pflegebedarfs angezeigt ist, beziehungsweise ob sich Angebote nach 
dem SEG konzeptionell hin zu mehr Pflegeleistungen und pflegerischem Know-how 
weiterentwickeln sollen.  
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Die Kontinuität der Betreuungsverhältnisse entspricht einem übergeordneten gesell-
schaftlichen Interesse. Daher soll in Übereinstimmung mit der Praxis der anderen 
Zentralschweizer Kantone auch weiterhin der indikationsabhängige Bedarf und nicht 
das Alter der Person mit Behinderung für die Wahl der institutionellen Lösung mass-
gebend sein. Menschen mit Behinderungen sollen auch im AHV-Alter möglichst in 
der angestammten sozialen Einrichtung bleiben können.  
 
Mehrere soziale Einrichtungen verfügen bereits heute über Kompetenzen sowohl in 
der Betreuung als auch in der Pflege von älteren betreuungsbedürftigen Personen. 
Neben älteren Personen in sozialen Einrichtungen gibt es auch jüngere Personen mit 
einer körperlichen Behinderung, welche aufgrund des Pflegebedarfes in einem Pfle-
geheim leben. Die Weiterentwicklung an der Schnittstelle des SEG zur Langzeitpflege 
wird sich ebenso mit der Frage beschäftigen, ob ein Pflegeheim-Angebot mehr ago-
gische Betreuungsleistungen braucht oder ob umgekehrt ein Angebot nach dem 
SEG mehr Pflegeleistungen benötigt, um die passenden Rahmenbedingungen für 
die veränderten Ansprüche bieten zu können. Denkbare Zukunftsmodelle sind auch 
Kooperationslösungen, wenn zum Beispiel ambulante Leistungen der Spitex Teil ei-
nes Angebotes einer nach dem SEG anerkannten Einrichtung sind, weil der steigende 
Pflegebedarf nicht oder nicht mehr durch das eigene Fachpersonal gedeckt werden 
kann. 
 
Neben der demografisch bedingten steigenden Pflegebedürftigkeit ist auch eine zu-
nehmende Betreuungskomplexität in Einzelfällen erkannt. Menschen mit Behinde-
rungen haben ein höheres Risiko für eine psychische Erkrankung. Eine psychische Er-
krankung wirkt sich bei den Betroffenen unterschiedlich aus. Zum Beispiel kann sich 
die Betreuungskomplexität aufgrund von fremd- oder selbstaggressivem Verhalten 
erhöhen, was zu Hospitalisierungen in der Psychiatrie führen kann. Innerhalb der 
Psychiatrie haben Menschen mit Behinderungen spezifische Bedürfnisse, was vom 
Personal mehr als diagnostisches, therapeutisches und psychiatrisches Wissen erfor-
dert.  
 
Menschen mit Behinderungen in psychischen Krisen brauchen eine engmaschige so-
zialpädagogische Betreuung, um wieder Orientierung und Sicherheit zu gewinnen. 
Die Lups führt kein spezialisiertes stationäres Angebot, sondern die aufsuchende 
heilpädagogisch-psychiatrische Fachstelle (HPF), welche präventiv Interventionen 
und Coachings in den sozialen Einrichtungen leistet und das Ziel verfolgt, Hospitali-
sierungen zu verhindern. Die Weiterentwicklung der Angebote nach dem SEG an der 
Schnittstelle zur Psychiatrie wird für die nächsten Jahre von grosser Bedeutung sein, 
um diesem steigenden Bedarf gerecht zu werden. Die Weiterführung der interpro-
fessionellen sowie interinstitutionellen Zusammenarbeit an der Schnittstelle zur Ge-
sundheitsversorgung wird eine wichtige Aufgabe bleiben (Massnahmen B2, B5 und 
B6 im Planungsbericht 2020). 


3.2.3 Trends und Bedarfsszenarien 
Die im Planungsbericht 2020 beschriebenen Trends setzen sich also grundsätzlich 
fort. Für die Planungsperiode 2024–2027 arbeiten wir mit zwei Szenarien zur quanti-
tativen Entwicklung des stationären Bedarfs: In einem hohen Bedarfsszenario führen 
das Bevölkerungswachstum und die demografische Alterung zu einem Wachstum 
der Nachfrage nach Wohnplätzen in sozialen Einrichtungen von 1,5 Prozent pro Jahr. 
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In einem tiefen Szenario können neuartige Angebote die Zahl der Neueintritte ver-
ringern. Auch in diesem Szenario gehen wir aber von einem insgesamt gleichblei-
benden Bedarf an Wohnplätzen aus.  
 
Die «Bedürfnisanalyse» der HSLU hat bestätigt, dass die Zufriedenheit mit den 
Wohnangeboten der sozialen Einrichtungen im Kanton Luzern hoch ist. Insbeson-
dere die jüngeren Generationen verspüren aber den Wunsch nach selbstbestimmte-
ren Wohn- und Arbeitsformen. Die Förderung der Selbstbestimmung und Integra-
tion erwachsener Menschen mit Behinderungen war eines der Hauptziele der Teilre-
vision des SEG und entspricht auch der weiterführenden Massnahme B1 (Kap. 3.5). 
Gerade jüngere Generationen, die integriert geschult werden, wachsen mit einem er-
weiterten Verständnis von Selbstbestimmung auf und bringen Erfahrungen der Sozi-
alraumorientierung mit.  
 
Neben dem Auf- und Ausbau ambulanter Dienstleistungen ist die Förderung der 
Selbstbestimmung im Rahmen stationärer Angebote eine wichtige Aufgabe der 
nächsten Jahre. Selbstbestimmt Wohnen stellt neue Anforderungen an Menschen 
mit Behinderungen, sie brauchen Ressourcen und Wissen, um die Wahlfreiheit aus-
üben zu können. Teil einer Vorbereitung kann das schrittweise Ausprobieren eines 
Angebotes mit immer weniger Unterstützung sein (z. B. Wohngruppe, Aussenwohn-
gruppe, Probewohnung mit punktueller Unterstützung). Gleichzeitig können Perso-
nen, die in eigenen Wohnungen leben, mit zunehmendem Alter neuen Unterstüt-
zungsbedarf aufweisen. Dafür sind Kooperationen zwischen Anbietern von stationä-
ren und ambulanten Dienstleistungen von entscheidender Wichtigkeit, sodass eine 
zielführende Unterstützung an den Übergängen gewährleistet ist. Neben der gelin-
genden Gestaltung der Übergänge werden für ein längerfristiges Funktionieren eines 
selbstbestimmten Wohnens auch ergänzend stationäre Angebote für die punktuelle 
Entlastung wichtig sein.  
 
Für einen Grossteil der Menschen mit Behinderungen, die bisher stationäre Ange-
bote nutzen, wird kurz- und mittelfristig das Wohnen in einer Einrichtung die pas-
sende Wohnform bleiben. Die schrittweise Umsetzung der Inhalte der Uno-BRK und 
die Förderung von sozialraum- und bedarfsorientierten Angeboten im stationären 
Bereich ist damit eine zentrale Herausforderung der sozialen Einrichtungen in den 
nächsten Jahren (vgl. Kap. 3.1.5). Beim gesellschaftlichen Wandel hin zu mehr Selbst-
bestimmung ist denn auch der Erweiterung von Teilhabe- und Mitbestimmungs-
möglichkeiten von Menschen, die stationär leben, und besonders von Personen mit 
schweren oder mehrfachen Behinderungen genügend Beachtung zu schenken.  
 
Bei Menschen mit schweren psychischen Erkrankungen ist teilweise keine Tages-
struktur vorhanden. Dadurch erfüllen sie die Anforderungen der meisten Wohnange-
bote nach dem SEG nicht, was die Suche nach Anschlusslösungen nach Aufenthalten 
in der Psychiatrie erschwert. Aufgrund fehlender passender Angebote kommt es teil-
weise zu ausserkantonalen Platzierungen. Die Angebote nach dem SEG sollen des-
halb bedarfsgerecht weiterentwickelt werden, sodass eine niederschwellige Tages-
struktur ein Wohnsetting ergänzen kann, welches interprofessionelles Fachwissen 
von Sozialpädagogik und Psychiatrie vereint. 
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3.3 Tagesstruktur 


3.3.1 Zielgruppe und Angebote 
Die Zielgruppe umfasst erwachsene Personen mit Behinderungen, welche den Leis-
tungsanforderungen eines Arbeitsplatzes in der Tagesstruktur mit Lohn nicht oder 
nicht mehr gerecht werden können. Ziele des Beschäftigungsplatzes sind die Gestal-
tung einer sinnvollen Tagesstruktur, die individuelle Forderung und Förderung, die 
Pflege sozialer Kontakte sowie das Erhalten benötigter pflegerischer und agogischer 
Unterstützung. Die Tagesstruktur ohne Lohn wird in den Räumlichkeiten der sozialen 
Einrichtung angeboten, welche zugleich die bedarfsgerechten Leistungen konzipiert 
und sicherstellt. 
 
Im Kanton Luzern gibt es 15 anerkannte Anbieter für Beschäftigungsangebote, 14 
davon sind gekoppelt an ein Wohnangebot und im Kapitel 3.2 aufgeführt. Zusätzlich 
bietet das Bildungs- & Begegnungszentrum BBZ für Menschen mit einer Sehbehin-
derung eine Tagesstruktur an. 


3.3.2 Rückblick und Evaluation 
Die Einführung des Einstufungsinstruments IBB hat die Angebotslandschaft struktu-
rell verändert und eine Einteilung in drei Leistungstypen ermöglicht. Vor 2018 waren 
das Wohnangebot und die Tagesstruktur ohne Lohn als sogenanntes «Wohnen mit 
Beschäftigung» nicht klar zu trennen gewesen. Seit 2018 ist eine Differenzierung 
möglich, die eine vom Wohnen unabhängige Betrachtung und Finanzierung der Be-
schäftigungsangebote ermöglicht.  
 
Seit dem Jahr 2020 ist eine Zunahme der Inanspruchnahme von Beschäftigungsan-
geboten ersichtlich. Damals nutzten rund 850 Luzernerinnen und Luzerner ein sol-
ches Angebot, im Jahr 2022 waren es bereits rund 910 Personen (Stichtag 1.9.). Dies 
entspricht einer Zunahme um 7 Prozent. Knapp ein Viertel dieser Personen nutzte 
ein Angebot einer ausserkantonalen sozialen Einrichtung. 
 
Diese Zunahme ist allerdings zu relativieren, da diese Zahlen nicht zwischen Teilzeit- 
und Vollzeitnutzung unterscheiden. Oftmals reduzieren älter werdende Personen 
aufgrund der Anforderungen ihr Pensum im zweiten Arbeitsmarkt, was zu einer Ver-
lagerung eines Teilpensums zu den Beschäftigungsangeboten führt. Der durch-
schnittliche Beschäftigungsgrad ist denn auch von 90 Prozent im Jahr 2020 auf 87 
Prozent im Jahr 2022 gesunken. Zweitens ist die Zunahme ausserkantonal auch teil-
weise darauf zurückzuführen, dass andere Kantone die Unterscheidung zwischen 
Wohnen und Beschäftigung konsequenter umsetzen oder erst einführen. Drittens ist 
auch der durchschnittliche individuelle Betreuungsbedarf in der Tagesstruktur ohne 
Lohn zurückgegangen. Schliesslich wurde die Zunahme im betrachteten Zeitraum 
teilweise durch die Pandemie beschleunigt, welche mehr Tagesstrukturen im unmit-
telbaren Wohnumfeld nötig machte. 
 
Im Rahmen der Flexibilisierung stationärer Angebote hat die Nachfrage nach Be-
schäftigungsangeboten zugenommen, welche nicht an einen Wohnplatz gekoppelt 
sind. Beispielsweise möchten junge Erwachsene mit tendenziell höherem Betreu-
ungs- und Pflegebedarf nach der Sonderschule im Erwachsenenbereich analog zum 
Kinder- und Jugendbereich lediglich eine Tagesstruktur in Anspruch nehmen. Meist 
ist jedoch die Angebotsstruktur analog zum Modell «Wohnen mit Beschäftigung» so 
konzipiert, dass diese Personen ab einer gewissen Bedarfsintensität die Angebote 
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«Wohnen» und «Beschäftigung» in Kombination in Anspruch nehmen müssen. 
Durch die seit 2018 eingeführte Differenzierung beider Angebote kann nun auch an-
gebotsseitig der Nachfrage nach «Beschäftigung ohne Wohnen» sowie nach einer 
Teilzeitbeschäftigung besser entsprochen werden. 


3.3.3 Trends und Bedarfsszenarien 
Durch die demografische Alterung bedingt, wird sich die Nachfrage nach Beschäfti-
gungsangeboten künftig weiter verstärken. Die geburtenstarke Generation mit den 
Jahrgängen 1960–1969 steht vor der Pensionierung. In Luzerner sozialen Einrichtun-
gen arbeiteten Ende 2022 rund 500 Personen, die in den nächsten 12 Jahren das 
Rentenalter erreichen werden. Die bedarfsorientierte Angebotsentwicklung für die 
Beschäftigung von älteren Personen wird in den nächsten Jahren stark zunehmen. 
Dies ergibt sich aus der gegenwärtigen Altersverteilung der Personen in Tagesstruk-
tur-Angeboten (Abb. 3.3).  
 


 
Abb. 3.3: Altersstruktur in Luzerner Tagesstruktur-Angeboten 2022 
Alterspyramide Tagesstruktur mit/ohne Lohn nach Geburtsjahr, 5-Jahres-Gruppen 
Quelle: Disg 
 
Wir rechnen in einem hohen Szenario mit 200 bis 250 zusätzlichen Personen, die bis 
2027 ein Beschäftigungsangebot benötigen. Dies entspricht einer Zunahme um 150 
bis 200 Vollzeitäquivalente, wobei der durchschnittliche Beschäftigungsgrad weiter-
hin fallen dürfte. Ein Teil der Zunahme wird in ausserkantonalen Institutionen erfol-
gen. 
 
In einem tiefen Szenario wird dieses Wachstum dadurch gedämpft, dass für einen 
Teil der eher selbständigeren Personen nach der Pensionierung eine Tagesstruktur in 
einem vergleichsweise kleinen Teilzeit-Beschäftigungsangebot den individuellen Be-
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darf deckt, und weiter abgefedert durch eine höhere Zahl von Übertritten in Pflege-
heime. In diesem tiefen Szenario rechnen wir mit zusätzlichen 100 bis 150 Personen 
bis im Jahr 2027 und einer Zunahme des Bedarfs um rund 100 Vollzeitäquivalente. 


3.4 Arbeiten 


3.4.1 Zielgruppe und Angebote 
Die Zielgruppe umfasst erwachsene Personen mit Behinderungen, welche zur Bewäl-
tigung der Anforderungen einer Arbeitsstelle einer gewissen Begleitung und Unter-
stützung bedürfen. Tagesstrukturplätze mit Lohn sind Arbeitsstellen im ergänzenden 
Arbeitsmarkt, in Werkstätten oder Produktionsbetrieben gewerblicher und industri-
eller Art sowie in Dienstleistungsbetrieben, die betriebswirtschaftlich geführt werden 
und analog zur Privatwirtschaft zu einem gewissen Grad ertragsorientiert ausgerich-
tet sind. Ein Arbeitsvertrag, eine Entlohnung, die Räumlichkeiten der sozialen Einrich-
tung und der geschützte Rahmen des ergänzenden Arbeitsmarktes sind Merkmale 
der Tagesstruktur mit Lohn.  
 
Im Kanton Luzern gibt es zehn nach dem SEG anerkannte Anbieter von Arbeitsplät-
zen im zweiten Arbeitsmarkt. Die meisten Anbieter sind konzeptionell nicht nur auf 
eine spezifische Zielgruppe ausgerichtet, sondern bieten Angebote für Menschen 
mit unterschiedlichem Unterstützungsbedarf. Arbeitsplätze für Menschen mit Kör-
perbehinderungen stellen die Anbieter Contenti und die rodtegg zur Verfügung. Für 
Personen mit einer Lernbehinderung oder einer psychischen Erkrankung sind der Be-
suchsdienst Innerschweiz BDI, das café sowieso, das Heilpädagogische Zentrum Ho-
henrain, die IG Arbeit, die Stiftung Brändi, die Villa Erica und die Wärchbrogg die an-
erkannten Anbieter. Der Blinden-Fürsorge-Verein Innerschweiz (BFVI) stellt zudem 
auch Angebote für Menschen mit einer Sehbehinderung bereit. 


3.4.2 Rückblick und Evaluation 
Die Nachfrage nach Arbeitsplätzen in sozialen Einrichtungen ist in den letzten Jahren 
recht stabil geblieben. Die leicht zunehmende Tendenz der Jahre 2012 bis 2019 ist 
seit 2020 nicht mehr sichtbar. Im Jahr 2022 haben am Stichtag knapp 1600 Luzerne-
rinnen und Luzerner eine Tagesstruktur mit Lohn in Anspruch genommen. Gut 200 
Personen davon arbeiteten in einer ausserkantonalen Einrichtung. Umgekehrt arbei-
teten fast gleich viele ausserkantonale Personen im ergänzenden Arbeitsmarkt bei 
einer Luzerner Einrichtung. Das durchschnittlich vereinbarte Pensum liegt in den 
letzten Jahren stabil bei 74 Prozent.  
 
Vor dem Hintergrund des Leistungsdrucks im allgemeinen Arbeitsmarkt und der sin-
kenden Bereitschaft, Menschen mit Unterstützungsbedarf zu beschäftigen, wurde im 
Planungsbericht 2020 eine leichte Nachfragesteigerung erwartet. Betroffen von die-
sen wirtschaftlichen Entwicklungen sind insbesondere Menschen mit einer psychi-
schen Erkrankung. Diese Annahme hat sich grundsätzlich in einer abgeschwächten 
Form bestätigt. Aufgrund der betriebswirtschaftlichen Ausrichtung, wonach ein Be-
trieb zu einem gewissen Grad ertragsorientiert ausgerichtet sein muss, können aber 
auch die Anforderungen eines Arbeitsplatzes im zweiten Arbeitsmarkt für Personen 
mit psychischen Erkrankungen zu hoch sein. Hürden können zum Beispiel ein Min-
destpensum von 50 Prozent oder eine gewisse definierte Leistungsfähigkeit sein. 
Menschen mit psychischen Erkrankungen können je nach psychischer Verfassung 
ihre Leistungsfähigkeit nicht konstant abrufen. Für diese Personengruppe stellt sich 
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die Frage, wie eine niederschwellige und durchlässige Tagesstruktur künftig konzi-
piert sein könnte, um dem wechselnden Bedarf dieser Zielgruppe gerecht zu werden. 


3.4.3 Trends und Bedarfsszenarien 
Die Entwicklungen und Anforderungen im allgemeinen Arbeitsmarkt lassen tenden-
ziell eine steigende Nachfrage nach Arbeitsangeboten in sozialen Einrichtungen er-
warten. Zugleich wirken aber demografische Effekte in die Gegenrichtung: Abbil-
dung 3.3 im Kapitel 3.3 zeigt die Altersstruktur von Personen in Luzerner Tagesstruk-
tur-Angeboten, woraus sich die anstehenden Pensionierungen der geburtenstarken 
Jahrgänge 1960–1969 ablesen lassen. Die Alterung führt zu zahlreichen Übergängen 
von der Tagesstruktur mit Lohn in die Tagesstruktur ohne Lohn und senkt die Nach-
frage nach Arbeitsplätzen.  
 
Wir gehen davon aus, dass sich diese gegenläufigen Einflussfaktoren weitgehend 
kompensieren und die Nachfrage nach Arbeitsplätzen in sozialen Einrichtungen in 
der Planungsperiode bis 2027 ungefähr stabil bleibt. Die Bedarfsentwicklung dürfte 
zudem auch konjunkturabhängig sein.  
 
In einem hohen Bedarfsszenario führt der anhaltende Leistungsdruck im allgemei-
nen Arbeitsmarkt sowie die Senkung der Eintrittshürden (z. B. Aufhebung Mindest-
pensum) zu einer leichten Zunahme des künftigen Bedarfs nach Arbeitsplätzen um 
etwa 3 Prozent bis 2027. Dies entspricht rund 40 zusätzlichen Personen zu den ins-
gesamt 1600 Personen. Die Angebotsentwicklung hin zu mehr Flexibilisierung und 
Durchlässigkeit kann zu einem leicht sinkenden Durchschnittspensum führen. Die 
Teilzeitarbeit relativiert die Zunahme von 3 Prozent entsprechend.  
 
In einem tiefen Szenario führen anstehende Pensionierungen und Übertritte in den 
allgemeinen Arbeitsmarkt dank ambulanter Dienstleistungen zu einer leichten Ab-
nahme des Bedarfs an Arbeitsplätzen in ähnlichem Umfang. Bis im Jahr 2027 ent-
spricht dies einem Rückgang um knapp 3 Prozent. 
 
Ein bereits heute verankertes Ziel der Arbeitsplätze in sozialen Einrichtungen ist die 
Befähigung der Menschen, wenn immer möglich im allgemeinen Arbeitsmarkt zu ar-
beiten. Ambulante Leistungen wie beispielsweise die Personalvermittlung, die Ar-
beitsplatzerhaltung oder das Job Coaching verdeutlichen dieses Ziel. Das Gelingen 
dieses Vorhabens ist auch abhängig von der Aufnahmefähigkeit des allgemeinen Ar-
beitsmarktes. Eine Annahme im Planungsbericht 2020 war die Verlagerung der 
Nachfrage von weniger stationären zu mehr ambulanten Leistungen. Zur Beurteilung 
dieser nachfragedämpfenden Entwicklung braucht es allerdings noch mehr Erfah-
rungsjahre.  
 
Der im Kapitel 3.5 beschriebene weiterführende Aufbau der ambulanten Leistungen 
soll künftig noch mehr Personen den Zugang in den allgemeinen Arbeitsmarkt er-
möglichen. Wir knüpfen damit an die entsprechende Zielsetzung im Planungsbericht 
2020 an. 
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3.5 Ambulante Leistungen 


3.5.1 Zielgruppe und Angebote 
Mit dem übergeordneten Ziel, die Wahlfreiheit und die Selbstbestimmung der Men-
schen mit Behinderungen zu fördern, können seit der Teilrevision des SEG per 1. Ja-
nuar 2020 ambulante Leistungen für erwachsenen Personen mit Behinderungen in 
den Bereichen Wohnen und Arbeiten mitfinanziert werden. Damit wird einem zent-
ralen Anliegen der Uno-BRK (vgl. Kap. 3.1) entsprochen. Die ambulante Leistungser-
bringung in Form von Fach- und Assistenzleistungen basiert auf einer Subjektfinan-
zierung und knüpft an den individuellen Betreuungs- und Unterstützungsbedarf an. 
Das Ziel der ambulanten Leistungen ist, die Nutzenden zu unterstützen und ihre 
Ressourcen zu stärken und zu erhalten, damit ein möglichst selbstbestimmtes Leben 
möglich ist. Ein wesentliches Merkmal der ambulanten Leistungen ist die Selbstorga-
nisation: Im Sinne der Selbstbestimmung wählen Nutzende Leistungen frei aus ei-
nem oder mehreren Angeboten, die ausserhalb stationärer Einrichtungen angeboten 
werden. 
 
Im Bereich Wohnen knüpft die Leistung an den Bedarf an, den eine Person hat, um 
in ihrer eigenen Wohnung leben zu können, sei dies alleine, mit Angehörigen oder in 
einer frei gewählten Gemeinschaft, zum Beispiel in einer WG. Im Bereich Arbeit zie-
len die Leistungen darauf ab, eine Arbeitsstelle im ersten Arbeitsmarkt zu finden  
oder halten zu können.  
 
Personen und Organisationen, die Assistenzleistungen erbringen, unterstehen keiner 
Aufsicht. Anbieter von Fachleistungen bedürfen dagegen einer Anerkennung analog 
den Anbietern von stationären Leistungen, wobei die anerkannten Anbieter von am-
bulanten Leistungen ihre Dienstleistungen ohne einen Leistungsauftrag erbringen. 
Im Bereich Wohnen sind zurzeit drei Anbieter für die Leistungserbringung nach dem 
SEG anerkannt (Stand 1.12.22): die Stiftung Pro Infirmis, die Albert Köchlin Stiftung 
und der Verein Luniq. Im Bereich Arbeit stehen ebenfalls drei anerkannte Anbieter 
zur Auswahl: IG Arbeit, Profil Arbeit und Handicap sowie die Stiftung Brändi. 
 
Daneben erbringen zwei weitere Anbieter Leistungen im Bereich Wohnen und Arbei-
ten im Rahmen von Pilotprojekten. Die laufenden Pilotprojekte dienen dazu, Erfah-
rungen mit neuen Angebotsausgestaltungen zu sammeln, die sich entweder nicht 
klar dem ambulanten oder dem stationären Leistungsumfeld zurechnen lassen, oder 
um weitere Abgrenzungen, zum Beispiel der Zielgruppe, schärfen zu können. 


3.5.2 Rückblick und Evaluation 
Im Planungsbericht 2020 haben wir darauf hingewiesen, dass eine bedarfsgerechte 
Entwicklung der Angebote voraussetzt, dass Wahlmöglichkeiten offenstehen und die 
Menschen mit Behinderungen befähigt sind, diese auch zu nutzen. Dafür haben wir 
die Schaffung einer unabhängigen Abklärungs- und Beratungsstelle vorgesehen. 
Während der Einführungsphase waren fünf Pilotstellen mit den Abklärungen betraut, 
und diese Stellen leisteten auch den Grossteil der Beratung.  
 
Für die Bedarfserhebung wurde der Luzerner Unterstützungsplan entwickelt, dies in 
enger Zusammenarbeit mit dem Kanton Zug (Zuger Unterstützungsplan). Das Instru-
ment lehnt sich an die in Deutschland verbreitete Individuelle Hilfeplanung (IHP) an. 
Das Instrument bewährt sich.  
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Hingegen zeigte sich, dass die freiwillige Beratung von der für den Leistungsbezug 
obligatorischen Bedarfsabklärung zu trennen ist. Während nämlich die Beratung sehr 
individuell und gleichzeitig sehr spezifisch erfolgen soll und dabei regelmässig so-
wohl vor wie auch während des Leistungsbezugs in Anspruch genommen wird, ge-
währleistet die unabhängige Bedarfsabklärung eine objektive und gleichzeitig ein-
heitliche Übersetzung der individuellen Zielsetzungen in konkrete Unterstützungs- 
und Begleitleistungen. Die Aufgabe der Abklärungsstelle hat hoheitlichen Charakter. 
Die Beratung andererseits kann niederschwellig durch etablierte Beratungsstellen 
zugunsten der diversen Zielgruppen erbracht werden.  
 
Bis Ende 2021 beantragten rund 100 Personen ambulante Leistungen (81 im Bereich 
Wohnen, 23 im Bereich Arbeit, Doppelzählungen möglich) und im Jahr 2022 ging 
eine ebenso hohe Zahl neuer Gesuche ein (55 im Bereich Wohnen, 33 im Bereich Ar-
beit, Doppelzählungen möglich, Stand November 2022), womit sich die Nachfrage 
im Total der schon bestehenden Kostengutsprachen und der neu eingereichten Ge-
suche innert Jahresfrist verdoppelt hat. Nur vereinzelt erfüllten die Gesuchstellenden 
die Bezugsvoraussetzungen nicht oder zogen im Verlauf des Prozesses das Gesuch 
zurück. 
 
Der Planungsbericht 2020 fokussierte bei der Quantifizierung der Bedarfsschätzung 
vor allem auf Nutzende, die stationäre Leistungen gemäss SEG beziehen, und ging 
davon aus, dass bis Ende 2023 je 20 Personen aus den stationären Bereichen Woh-
nen und Arbeit austreten und ambulante Leistungen beziehen werden. Erste Aus-
tritte wurden vollzogen. Mehr als neun von zehn Personen mit Behinderungen im 
Kanton Luzern leben in Privathaushalten. Entsprechend erreichen die ambulanten 
Leistungen insbesondere Personen, die mit ambulanter Unterstützung ein stabileres 
und tragfähigeres Setting gestalten können, was die Wahrscheinlichkeit eines Ein-
tritts in eine Einrichtung senkt. Dies deckt sich mit den Zielen des Planungsberichtes 
2020, die Wahlmöglichkeit zu erhöhen und ambulante Strukturen zu erhalten.   
 
Die Kostengutsprachen für ambulante Leistungen werden aktuell nur teilweise aus-
geschöpft. Dies ist einerseits ein Indiz, dass sich die Bedarfsabklärung ambulanter 
Leistungen im Aufbau befindet, und andererseits auf ein noch geringes Angebot zu-
rückzuführen. Fachleistungen werden zurzeit vor allem in der Stadt Luzern und der 
Agglomeration angeboten, während in den anderen Kantonsgebieten Angebote erst 
vereinzelt bestehen und noch entwickelt werden müssen. Die Suche von Assistenz-
personen gestaltet sich generell anspruchsvoll und deckt sich insofern mit den Er-
fahrungen, die mit dem ähnlich ausgestalteten IV-Assistenzbeitrag gemacht werden.  
 
Im Rahmen der auf den 1. Januar 2024 geplanten Teilrevision der Verordnung zum 
Gesetz über soziale Einrichtungen (SEV) haben wir eine Vernehmlassung durchge-
führt. Sie hat die hohe Akzeptanz der laufenden Entwicklungen zur Subjektfinanzie-
rung ambulanter Leistungen und der Verfahren zu ihrem Bezug klar bestätigt.  


3.5.3 Gesellschaftliche Entwicklungen 
Neben den Entwicklungen, die durch die Uno-BRK angestossen werden, zeigt sich 
insbesondere, dass die jüngere Generation von Menschen mit Behinderungen ver-
mehrt selbstbestimmt ihr Leben gestalten will und die Nachfrage nach ambulanten 
Leistungen sich entsprechend verstärken wird. Zunehmend nachgefragt werden 
auch passgenauere Settings, die stationäre und ambulante Leistungen vor allem in 
den Übergängen verbinden und kombinieren (vgl. Kap. 3.1). Ein wichtiges Ziel ist 
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deshalb die Flexibilisierung und räumliche Ausweitung der Angebote, um die not-
wendigen Fachleistungen dezentral an den Wohn- und Arbeitsorten der Nutzenden 
gewährleisten zu können. Durch den Verzicht auf Leistungsaufträge sind die ambu-
lanten Angebote stärker dem Nachfragemarkt ausgesetzt als die stationären Anbie-
ter, was sich auf die Bedarfs- und Angebotsplanung auswirkt. Die Mengen- und 
Preissteuerung dieser Angebote ist eingeschränkt.  
 
Bis zum Jahr 2027 rechnen wir mit einem Anstieg auf 300 bis 400 Nutzende von am-
bulanten Leistungen im Bereich B. Nach einer hohen jährlichen Zunahme in den ers-
ten Jahren erwarten wir mit der Zeit eine Stabilisierung der Nutzendenzahlen. Mit 
der verstärkten Nutzung von ambulanten Leistungen wird sich auch die Zahl der 
Personen erhöhen, die während eines Leistungsbezugs den Wohnkanton wechseln, 
zumal die räumliche Mobilität von Personen mit ambulanten Leistungen tendenziell 
höher ist als bei Personen mit stationären Leistungen. Während sich die Kantone im 
stationären Bereich im Rahmen der IVSE auf eine Zusammenarbeit geeinigt haben, 
stehen diese Entwicklungen bei den ambulanten Leistungen erst bevor.  
 
Bei Übergängen von stationären zu ambulanten Leistungen zeigt sich zudem, dass 
für Personen mit Behinderungen spezifische Vorbereitungen notwendig sein können, 
damit der Wechsel in ein selbstbestimmtes Leben nachhaltig möglich wird. Wie weit 
diese Vorbereitungen im ordentlichen Förder- und Entwicklungsauftrag von statio-
nären Leistungserbringern enthalten sind und wo es allenfalls gesonderter neuer An-
gebote bedarf, damit erwachsene Menschen mit Behinderungen ermutigt und wo 
möglich ermächtigt werden, ihre Wahlfreiheit effektiv zu leben, wird im Rahmen von 
Pilotprojekten genauer analysiert und ausgewertet.  
 
Mit der Flexibilisierung stellen sich zudem vermehrt Fragen der Abgrenzung bei der 
Finanzierung, da sowohl im Bereich Wohnen wie auch im Bereich Arbeit ähnliche 
Leistungen, insbesondere über die Sozialversicherungen, finanziert werden können. 
In der Angebotsplanung braucht es in diesem Zusammenhang eine sorgfältige Prü-
fung, wie die unterschiedlichen Angebote verschiedener Leistungserbringer und ver-
schiedener Träger ineinandergreifen, damit die Nutzung für Menschen mit Behinde-
rungen bedarfsgerecht und mit möglichst geringem Koordinationsaufwand gestaltet 
werden kann. Der Bedarfsabklärung kommt in diesem Zusammenhang ebenfalls 
eine wesentliche Aufgabe zu, damit die subsidiäre Leistungserbringung im Sinne des 
SEG gewahrt wird. 


3.5.4 Massnahmen 2024–2027 
Die Bedarfsbestimmung mittels Unterstützungsplan und die Subjektfinanzierung 
stellen Paradigmenwechsel dar. Die Anforderungen an die Nutzenden sind hoch, 
auch administrativ ist die Durchführung aufwendiger als geplant. Gesamthaft kann 
die Einführung jedoch als erfolgreich gewertet werden. Die Erkenntnisse aus der Ein-
führungsphase können in den Regelbetrieb überführt und wo sinnvoll weiter opti-
miert werden.  
 
Dazu ist im nächsten Schritt die Abklärungsstelle zu etablieren, das eingeführte Be-
darfsabklärungsinstrument zu konsolidieren und das Leistungsangebot bedarfsge-
recht weiterzuentwickeln. Beratungsangebote sind zu unterstützen, damit Personen 
mit Behinderungen ihre Wahlmöglichkeiten kennen und situationsgerecht nutzen 
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können. Entwicklungen und Erkenntnisse aus anderen Kantonen, die in der Zwi-
schenzeit ebenfalls die Einführung ambulanter Leistungen planen, können berück-
sichtigt werden. 


3.6 Zusammenfassung und Auswirkungen 
Die Angebote für erwachsene Menschen mit Behinderungen umfassen das statio-
näre Wohnen, meist in einem Wohnheim oder einer Aussenwohngruppe, die Tages-
struktur mit und ohne Lohn in Betrieben oder Ateliers sowie ambulante Fach- und 
Assistenzleistungen in den Bereichen Wohnen und Arbeiten. Dieser sogenannte Be-
reich B ist finanziell der bedeutendste Teil des Aufgabenbereichs «soziale Einrichtun-
gen», fast zwei Drittel des Gesamtaufwands und der grösste Teil des Kostenwachs-
tums entstehen hier.  
 
Der Aufwand im Bereich B ist von 121,0 Millionen Franken im Jahr 2020 auf 125,2 
Millionen Franken im Jahr 2022 gestiegen. Bis 2027 wird der Mittelbedarf weiterhin 
jährlich um rund 1,5 Prozent zunehmen, das heisst bis auf gegen 138 Millionen Fran-
ken im Jahr 2027 (zu Preisen von 2022 exkl. Teuerung und Reallohnentwicklung). Es 
handelt sich bei diesen Zahlen um die Leistungsabgeltungen von Kanton und Ge-
meinden, nicht enthalten sind die eigenen Kostenbeteiligungen der Bewohnerinnen 
und Bewohner, welche in den meisten Fällen über die Invalidenrenten, Hilflosenent-
schädigung und Ergänzungsleistungen (mit)finanziert werden. 
 
Seit der Einführung der ambulanten Leistungen im Bereich B sehen wir eine jährlich 
stark steigende Zahl von Personen, die solche Leistungen in Anspruch nehmen 
möchten. Finanziell wirkt sich dieses Wachstum jedoch kaum aus. Der Anteil der am-
bulanten Leistungen am Gesamtaufwand beläuft sich im Bereich B auf weniger als 1 
Prozent und dürfte auf absehbare Zeit hinaus nicht über 2 Prozent steigen. 
 
Mit der Teilrevision des SEG im Jahr 2020 und der damit verbundenen Einführung 
des individuellen Betreuungsbedarfs und der leistungsorientierten Abgeltung wur-
den Massnahmen umgesetzt, um die Kostentransparenz im Bereich B zu erhöhen 
und die interinstitutionelle und interkantonale Vergleichbarkeit zu verbessern. Dieses 
Finanzierungsmodell setzt sich derzeit in Varianten in fast allen Kantonen der 
Deutschschweiz durch. Die Massnahmen zeigen Wirkung. Wir beurteilen die einge-
schlagene Strategie weiterhin als zielführend und konsolidieren in den kommenden 
Jahren die Einführung und die Umsetzung. 
 
Der Planungsbericht 2020 enthielt sieben Massnahmen zum Bereich B (Tab. 3.1). Die 
Massnahmen B2, B3 und B6 wurden abgeschlossen, nähere Angaben zur Evaluation 
finden sich im Kapitel 3.1. Die Massnahme B4 zur Digitalisierung der Abläufe wurde 
ebenfalls abgeschlossen und wird in Kapitel 5 behandelt. 
 


B1 Förderung ambulanter 
Leistungen 


Aufbau einer Abklärungs- und Bera-
tungsstelle, erhöhte Durchlässigkeit 
stationärer und ambulanter Leistun-
gen, Einführung eines einheitlichen Be-
darfsabklärungsinstruments 


angepasst wei-
terführen, neu B1 
in Tab. 3.2 


B2 Analyse Schwer- und 
Mehrfachbehinderung 


Analyse der Bedarfsentwicklung von 
Menschen mit besonderem Pflege- und 
Betreuungsbedarf 


abgeschlossen 
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B3 Konsolidierung Bedarfs-
instrument IBB 


IBB in die Regelstruktur überführen, Er-
gebnisse für Angebotsentwicklung nut-
zen 


abgeschlossen 


B5 Konzeption interprofes-
sionelle Zusammenar-
beit 


Fachkompetenzen an der Schnittstelle 
von Betreuung und Psychiatrie sowie 
Betreuung und Langzeitpflege stärken 


angepasst wei-
terführen, neu 
B3/B4 in Tab. 3.2 


B6 Analyse Schnittstelle 
Gesundheitsversorgung 


Vermehrte Thematisierung der Koordi-
nationsthemen an der Schnittstelle zur 
Gesundheitsversorgung in Koseg und 
Disg 


abgeschlossen 


B7 Analyse Bedarfsentwick-
lung im ambulanten 
Bereich A/B 


Beobachtung der quantitativen Be-
darfsentwicklung für ambulante Leis-
tungen. Bedarfsanalyse ambulanter 
Leistungen für Eltern von Kindern mit 
Behinderungen 


angepasst wei-
terführen, neu A4 
in Tab. 2.2 


Tab. 3.1: Massnahmen aus dem Planungsbericht 2020–2023 
 
Die drei Massnahmen B1, B5 und B7 sind nicht abgeschlossen und sollen weiterge-
führt werden. Ihre Zielsetzungen und Inhalte wurden auf ihre Aktualität hin geprüft 
und punktuell angepasst. Tabelle 3.2 fasst die Massnahmen im Bereich B für die Pla-
nungsperiode bis 2027 zusammen. Die Reihenfolge beinhaltet keine Wertung. 
 


B1 Förderung Leis-
tungen Ambulant 
B 


Etablierung der Abklärungsstelle, Unterstüt-
zung von Beratungsstellen, Auf- und Ausbau 
ambulanter Leistungen, Erhöhung der 
Durchlässigkeit von stationär und ambulant 


bearbeitet, wei-
terführen von B1 
aus Tab. 3.1 


B2 Flexibilisierung, 
Durchlässigkeit 
und Sozialraum-
orientierung 


Bedarfsgerechte Weiterentwicklung der An-
gebote entlang der Uno-BRK, Erhöhung der 
Durchlässigkeit, Flexibilisierung stationärer 
Angebote, Förderung von Sozialraumorien-
tierung 


neue Massnahme 


B3 Schnittstelle SEG 
mit Psychiatrie 


Bedarfsorientierte Weiterentwicklung der 
Angebote nach dem SEG an der Schnittstelle 
von Betreuung und Psychiatrie, Stärkung der 
interprofessionellen Zusammenarbeit 


bearbeitet, wei-
terführen von B5 
aus Tab. 3.1 


B4 Schnittstelle SEG 
mit Langzeit-
pflege 


Bedarfsorientierte Weiterentwicklung der 
Angebote nach dem SEG an der Schnittstelle 
von Betreuung und Langzeitpflege, Stärkung 
der interprofessionellen Zusammenarbeit 


bearbeitet, wei-
terführen von B5 
aus Tab. 3.1 


Tab. 3.2: Neue Massnahmen für die Periode 2024–2027 
 
Der Leistungstyp Wohnen stationär ist den externen Einflussfaktoren wie der demo-
grafischen Alterung, dem steigenden Pflegebedarf und den zunehmend komplexen 
Betreuungssituationen durch Schwer- und Mehrfachbehinderungen oder in Kombi-
nation mit psychiatrischen Diagnosen am stärksten ausgesetzt. Entsprechend erwar-
ten wir in diesem Leistungstyp in den kommenden Jahren die grössten fachlichen 
und finanziellen Herausforderungen, obwohl das antizipierte Mengenwachstum weit 
hinter demjenigen der Tagesstruktur ohne Lohn zurücksteht.  
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In der Tagesstruktur ohne Lohn sehen wir seit 2020 zwei Tendenzen, die sich fortset-
zen dürften: Erstens sinkt das durchschnittliche Pensum stetig, die gewichtete Leis-
tungsmenge wächst also weniger schnell als die Anzahl Personen, die das Angebot 
nutzen. Zweitens sinkt auch der durchschnittliche individuelle Betreuungsbedarf in 
der Tagesstruktur ohne Lohn, was auf die Pensionierungswelle von ressourcenstar-
ken Personen in den Produktionsbetrieben zurückzuführen sein dürfte. Diese beiden 
Faktoren haben seit 2020 das rasante Mengenwachstum in der Tagesstruktur ohne 
Lohn finanziell fast vollständig kompensiert. 
 
Durch die Massnahme B1, die weitere Förderung der ambulanten Leistungen, wer-
den zudem die Ausgaben in diesem Bereich steigen. In der Gesamtbetrachtung darf 
man sich davon auch einen kostendämpfenden Effekt in stationären Angeboten er-
hoffen. Die anderen Massnahmen B2, B3 und B4 haben keine nennenswerten direk-
ten finanziellen Auswirkungen. 


4 Angebote für Suchttherapie 


4.1 Grundlagen und Konzepte 
Das SEG umfasst mit dem sogenannten Bereich C auch sozialtherapeutische statio-
näre Suchttherapieangebote. Die Behandlungskette in der Suchttherapie besteht ge-
mäss dem Suchtbericht für den Kanton Luzern (2014) aus ambulanter psychologi-
scher Beratung, betäubungsmittelgestützter Behandlung (Substitutionstherapie am-
bulant oder stationär), dem Entzug, abstinenzorientierter stationärer Therapie, der 
Nachsorge und dem betreuten Wohnen. Die sozialtherapeutische stationäre Sucht-
therapie nach dem SEG beginnt nach einem erfolgreichen Entzug und umfasst der-
zeit das Wohnen und die Betreuung mit Suchttherapie und die Nachsorge. Vor- und 
nachgelagerte Angebote der Behandlungskette gilt es möglichst gut miteinander zu 
vernetzen und aufeinander abzustimmen.  
 
Der Kanton Luzern ist dem Bereich C der IVSE (vgl. Kap. 1.4) beigetreten und kann 
somit sowohl ausserkantonale Personen in den IVSE-anerkannten Luzerner Einrich-
tungen aufnehmen wie auch Aufenthalte von Luzerner Nutzenden in ausserkantona-
len IVSE-anerkannten Einrichtungen finanzieren. Personen mit einem Suchtproblem 
nutzen Suchttherapieangebote in der Regel freiwillig und sind grundsätzlich frei in 
der Wahl der Einrichtung. Oft wird eine wohnorts- und milieuferne Einrichtung be-
vorzugt. Ausgenommen von der IVSE sind Einweisungen über die Justiz im Rahmen 
eines Massnahmenvollzugs. 
 
Grundlagen auf Bundesebene 
Die folgenden Ausführungen knüpfen an den Planungsbericht 2020 an. Der Sucht-
bericht für den Kanton Luzern, die Nationale Strategie Sucht 2017-2024 sowie die 
Nationale Strategie Prävention nichtübertragbarer Krankheiten 2017-2024 (NCD-
Strategie) sind die Basis der kantonalen Suchtpolitik und somit auch für die Ausrich-
tung der sozialtherapeutischen stationären Suchttherapie im Kanton Luzern. Die im 
Planungsbericht 2020 erläuterten Grundlagen der kantonalen und nationalen 
Suchtstrategie sind weiterhin gültig. 
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Abb. 4.1: Würfelmodell Nationale Strategie Sucht 
Quelle: Nationale Strategie Sucht 2017–2024, S. 24 
 
Die Nationale Strategie Sucht 2017–2024 baut auf dem weiterentwickelten Würfel-
modell der Vier-Säulen-Politik auf (Abb. 4.1). Die vier Säulen der Suchtpolitik umfas-
sen folgende Aufgaben der Suchthilfe: 
 
1. Prävention 


Massnahmen zur allgemeinen Gesundheitsförderung und zur Verhaltens- und 
Verhältnisprävention, die darauf abzielen, Risikoverhalten möglichst zu verhin-
dern. Früherkennung meint das frühzeitige Wahrnehmen von Anzeichen bei Be-
troffenen, welche zu gesundheitlichen oder gesellschaftlichen Problemen oder 
Suchtverhalten führen können. 


 
2. Therapie 


Massnahmen zur Behandlung von abhängigen Menschen und ihrer Angehörigen 
mit dem Ziel der Verbesserung der Lebensqualität, der körperlichen und psychi-
schen Verfassung wie auch der sozialen und beruflichen Integration. Darunter 
werden die psychosoziale und medizinische Beratung und Behandlung, Ange-
bote im ambulanten Bereich oder in einer stationären Einrichtung, Selbsthilfean-
gebote, die Nachsorge und Freiwilligenhilfe verstanden. Die sozialtherapeutische 
stationäre Suchttherapie nach dem SEG ist dieser Säule 2 des Würfelmodells zu-
zuordnen. 


 
3. Schadensminderung  


Ziel ist der Erhalt der Lebensqualität der Betroffenen trotz aktuellem Risiko- und 
Suchtverhalten. Es soll ein möglichst qualitativ gutes und möglichst selbstbe-
stimmtes und beschwerdefreies Leben geführt werden können. 
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4. Repression  
Das zentrale Ziel der Regulierung ist der Schutz der Gesundheit der Menschen. 
Der Vollzug setzt bestehende gesetzliche Rahmenbedingungen um. 


 
Die Nationale Strategie Sucht 2017–2024 hat die vier Säulen der Suchtpolitik um die 
Dimension der drei Konsummuster erweitert. Die Unterscheidung von risikoarmem, 
problematischem und abhängigem Konsum und die Ausweitung auf alle Suchtfor-
men (nicht nur illegale Substanzen) schafft einen suchtformübergreifenden Ansatz. 
Der Bundesrat schlägt vor, die Lücken beim Suchthilfe- und Suchtbehandlungsange-
bot zu schliessen, eine Anpassung der rechtlichen Grundlagen für die heroinge-
stützte Behandlung zu prüfen und den Zugang zu rekreativ Drogenkonsumierenden 
zu verbessern, insbesondere durch Entwicklung neuer Instrumente. 
 
Gemäss dem Bericht des Bundesrats über die Perspektiven der schweizerischen Dro-
genpolitik vom 28. April 2021 hat sich die Situation in Bezug auf die zentralen Sucht-
thematiken verändert. So würden Personen mit heroingestützter Behandlung immer 
älter, womit sich neue Behandlungsbedürfnisse ergeben. Zudem habe sich seit der 
Auflösung der offenen Drogenszenen das Drogenkonsumverhalten verändert. Im 
Vordergrund stehen heute der Konsum von Cannabis, MDMA und Kokain/Crack, 
auch in Verbindung mit Alkohol zu Entspannungs- und Erholungszwecken (rekrea-
tiv).  
 
Der Bund sieht in seinen Perspektiven der Drogenpolitik bis 2030 in Bezug auf den 
vermehrten Freizeitdrogenkonsum in erster Linie einen Handlungsbedarf im Bereich 
von Cannabis. Verschiedene Staaten haben den Konsum von Cannabis in den ver-
gangenen Jahren legalisiert. Im Jahr 2019 hatten weltweit 110 Millionen Menschen 
einen legalen oder zumindest regulierten Zugang zu Cannabis. Die Schweiz hat per 
15. Mai 2021 im Betäubungsmittelgesetz (BetmG; SR 812.121) die Voraussetzungen 
geschaffen für Pilotversuche im Rahmen von wissenschaftlichen Studien zur Erfor-
schung der Auswirkungen eines legalen, kontrollierten Zugangs zu Cannabis. Der Ex-
perimentierartikel ist auf zehn Jahre befristet. Das Ziel sind wissenschaftlich abge-
stützte Entscheidungsgrundlagen im Hinblick auf eine mögliche spätere Gesetzesän-
derung. 
 
Umsetzung im Kanton Luzern und in anderen Kantonen 
Die kantonalen Gremienstrukturen im Suchtbereich liegen im Zuständigkeitsbereich 
der Dienststelle Gesundheit und Sport und umfassen das Führungsgremium Sucht 
auf strategischer Ebene, das Koordinationsgremium Sucht als Bindeglied zur opera-
tiv-fachlichen Ebene und drei kantonale Fachgruppen bestehend aus Institutionen 
und Organisationen der jeweiligen Säulen Prävention, Therapie und Schadensminde-
rung. Akteure aus der vierten Säule (Repression) sind themenspezifisch in den drei 
Fachgruppen vertreten. Die kantonale Beauftragte für Suchtfragen ist in allen Gre-
mien vertreten. Die Gremienstruktur dient der Vernetzung der Akteure der kantona-
len Suchthilfe und fördert das Wissen um die verschiedenen Angebote. 
 
Diverse Akteure sind somit für die unterschiedlichen Angebote der Suchthilfe im 
Kanton Luzern zuständig. Eine Übersicht findet sich im Suchtbericht für den Kanton 
Luzern. Eine gute Vernetzung und ein aktiver Informationsaustausch sind wichtig, um 
eine bedarfsgerechte und wirkungsvolle Suchthilfe im Kanton Luzern anbieten zu 
können. Der Leitsatz 5 im Leitbild zur kantonalen Suchtpolitik (2015) führt aus, dass 



https://www.bag.admin.ch/bag/de/home/strategie-und-politik/nationale-gesundheitsstrategien/strategie-sucht.html

https://www.bag.admin.ch/bag/de/home/strategie-und-politik/politische-auftraege-und-aktionsplaene/drogenpolitik/perspektiven-drogenpolitik.html

https://www.bag.admin.ch/bag/de/home/strategie-und-politik/politische-auftraege-und-aktionsplaene/drogenpolitik/perspektiven-drogenpolitik.html

https://www.bag.admin.ch/bag/de/home/strategie-und-politik/politische-auftraege-und-aktionsplaene/drogenpolitik/perspektiven-drogenpolitik.html

https://fedlex.data.admin.ch/eli/cc/1952/241_241_245

https://gesundheit.lu.ch/themen/Humanmedizin/sucht/suchtpolitik/Suchtgremien

https://gesundheit.lu.ch/-/media/Gesundheit/Dokumente/Humanmedizin/suchtbericht_20141003.pdf

https://gesundheit.lu.ch/-/media/Gesundheit/Dokumente/Humanmedizin/suchtbericht_20141003.pdf

https://gesundheit.lu.ch/-/media/Gesundheit/Dokumente/Humanmedizin/Leitbild_zur_kantonalen_Suchtpolitik.pdf





69 


Anschlusslösungen in Betreuungsketten gewährleistet sein sollen und durch ein ver-
bindliches Engagement sichergestellt werden müssen. Die einzelnen Angebote der 
Suchthilfe entfalten ihre grösste Wirkung, wenn sie aufeinander abgestimmt und 
möglichst durchlässig ausgestaltet sind. Massnahmen zur Förderung der Durchläs-
sigkeit der Angebote innerhalb der sozialtherapeutischen stationären Suchttherapie 
sind ein Schwerpunktthema für die Planungsperiode 2024–2027. 
 
Die sozialtherapeutische stationäre Suchttherapie folgt direkt auf einen erfolgreichen 
Entzug in einer Fachklinik, die in der Regel die Indikation für die weiterführende The-
rapie stellt. Werden stationäre Kurzzeittherapien (z. B. für die Alkoholsucht) durch die 
Fachklinik indiziert, läuft die Finanzierung nach dem Krankenversicherungsgesetz 
(KVG). Die sozialtherapeutische stationäre Suchttherapie (Langzeittherapie), die nach 
dem SEG finanziert wird, kann bei einem indizierten Bedarf zur Weiterführung erst 
nach Abschluss der Kurzzeittherapie erfolgen (Subsidiarität). Es gibt heute im Kanton 
Luzern keine einheitlich definierten Zuständigkeiten, Kriterien und Instrumente für 
die Indikation einer Kurz- oder Langzeittherapie. In aller Regel stellen die Entzugskli-
niken oder Fachärztinnen und Fachärzte in Privatpraxen die Indikationen. Es stellt 
sich die Frage, ob durch die gängige Praxis der Indikationsstellung durch verschie-
dene Stellen und Personen mit rein medizinischem Hintergrund der tatsächliche Be-
darf der Nutzenden für eine sozialtherapeutische stationäre Suchttherapie eruiert 
werden kann. Neben der Abklärung der Motivation sollten auch soziale Faktoren, 
wie z. B. Familie, Umfeld und Arbeitssituation mitberücksichtigt werden. Eine Zuwei-
sung sollte individuell bedarfsorientiert erfolgen und nicht aufgrund der Substanz.  
 
Im Kanton Freiburg wird der Bedarf der Nutzenden mit Suchterkrankung vor der In-
anspruchnahme inner- oder ausserkantonaler institutioneller Betreuungsleistungen 
durch eine kantonale Bedarfsabklärungsstelle abgeklärt. Ein Indikationsgremium aus 
medizinischen und sozialen Fachpersonen hat gemeinsame Verfahren und Instru-
mente definiert, um das Leistungsangebot nach klaren Kriterien bestmöglich auf den 
individuellen Bedarf einer suchtkranken Person abzustimmen. Die Bedarfsabklä-
rungsstelle im Kanton Freiburg behandelt alle Suchtarten (legal oder illegal, mit oder 
ohne Substanzen), ermöglicht die Beurteilung aller Situationen anhand von Triage-
kriterien und kümmert sich um die Organisation und die Weiterführung der ausge-
suchten Betreuung. Die Bedarfsabklärungsstelle unterstützt und fördert die Durch-
lässigkeit der Behandlungskette von der Anmeldung bis zum Abschluss der Betreu-
ungsleistungen durch die Führung des Case Managements.  
 
Der Kanton Basel-Stadt führt ein Fachteam Case Management, das Menschen mit 
Suchtproblemen strukturierte Beratung, Koordination und Unterstützung bei der 
Einleitung und Umsetzung von Hilfsangeboten bietet. Gemeinsam mit den Nutzen-
den werden Hilfepläne erarbeitet, an welchen sich die jeweiligen Hilfsangebote ori-
entieren können, um bestmöglich die Leistungen an die jeweilige Situation und die 
individuellen Bedürfnisse der Nutzenden anzupassen. Auch der Kanton Zug prüft 
momentan ein kantonales Bedarfsabklärungszentrum. 
 
Die Suchthilfe im Kanton Luzern soll ihre Leistungen in Zukunft noch gezielter auf 
die Bedürfnisse der Personen mit Suchtproblemen ausrichten und besser koordinie-
ren, um die Nutzenden optimal zu begleiten und zu unterstützen. Im Hinblick auf 
eine allfällige zukünftige Bedarfsabklärungsstelle – allenfalls in Zusammenarbeit mit 
anderen Kantonen – sollen deren Erkenntnisse sowie eigene Erfahrungen mit der im 
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Kanton Luzern neu zu schaffenden Abklärungsstelle für ambulante Leistungen im 
Bereich B beobachtet werden (vgl. Kap. 3.6). 
 
Qualitätsnormen 
Das Bundesamt für Gesundheit (BAG) hat im Jahr 2000 das Referenzsystem 
QuaTheDA eingeführt. Im Jahr 2020 trat die letzte revidierte Version in Kraft. Die 
QuaTheDA-Norm habe sich unter den Qualitätsnormen gemäss BAG als wichtigste 
Referenz etabliert. Eine Zertifizierung könne als Garantie für eine hohe Qualität der 
Institutionen betrachtet werden. Das QuaTheDA-Referenzsystem orientiert sich an 
den spezifischen Tätigkeitsfeldern der Suchthilfe und deckt mit seinem modularen 
System den grössten Teil der Suchthilfe ab. Das Basismodul nimmt die wichtigsten 
Anforderungen von ISO 9001:2015 auf und definiert darüber hinaus fachspezifische 
Anforderungen. QuaTheDA wird durch akkreditierte Institutionen in den sozialen 
Einrichtungen überprüft und zertifiziert.  
 
Die Disg hat 2021 das überarbeitete Konzept Aufsicht gemäss BPG, SEG und PAVO 
eingeführt. Es orientiert sich an fünf Standards, welche sich aus gesetzlichen Vorga-
ben, kantonalen Strategien und Leitbildern sowie aktuellen fachlichen Entwicklungen 
ableiten: 
1. Personenzentrierte Ausrichtung: Die Einrichtung kennt Bedarf, Wille, Ressourcen 


und persönliche Ziele der leistungsbeziehenden Personen und richtet ihre Leis-
tungen danach aus. Die Würde des Individuums wird gewahrt. 


2. Wirkung: Die Leistungen der Einrichtung gewährleisten das Wohlergehen und 
den Schutz der leistungsbeziehenden Personen und fördern oder entfalten deren 
Lebensqualität. 


3. Adäquate Leistungserbringung: Die Einrichtungen erbringen die Leistungen 
zweckmässig und wirtschaftlich sowie gemäss den gesetzlichen Vorgaben. 


4. Leistungsumsetzung: Die Betriebskultur wie auch die Strukturen der Einrichtung 
gewährleisten die Umsetzung der vereinbarten Leistungen. 


5. Weiterentwicklung: Die Einrichtung und ihre Trägerschaft stellen die laufende 
Reflexion der internen Prozesse sicher und leiten daraus Massnahmen zur Wei-
terentwicklung ab. Dies dient dem Ziel, die Leistungen noch wirkungsvoller und 
damit präziser am Bedarf, am Willen und an den Ressourcen sowie an den per-
sönlichen Zielen der leistungsbeziehenden Personen auszurichten. 


4.2 Sozialtherapeutische stationäre Suchttherapie 


4.2.1 Zielgruppe und Angebote 
Die Behandlungskette der sozialtherapeutischen stationären Suchttherapie beinhal-
tet nach dem SEG im Kanton Luzern derzeit die Angebote «Wohnen und Betreuung 
mit Suchttherapie» und «Nachsorge».  
 
Wohnen und Betreuung mit Suchttherapie 
Nutzende können nach einem erfolgreich absolvierten Entzug aus einer Fachklinik in 
die sozialtherapeutische stationäre Suchttherapie übertreten und das Angebot 
«Wohnen und Betreuung mit Suchttherapie» nutzen. Ein möglichst nahtloser Über-
tritt aufgrund eines Berichts der Fachklinik mit Empfehlung für die sozialtherapeuti-
sche stationäre Suchttherapie unterstützt den weiteren Behandlungs- und Betreu-
ungsverlauf und gilt als Voraussetzung. Die nach dem Entzug noch fragile Abstinenz 
oder substitutionsgestützte Reduktion des Suchtkonsums gilt es zu festigen. Der 
Suchtdruck soll minimiert und gleichzeitig die Abstinenzleistung erhöht werden. Dies 
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geschieht durch Therapiegespräche, Beratung durch Sozialarbeitende und die Be-
treuung durch sozialpädagogische Mitarbeitende. Neben der Therapie, Beratung 
und Betreuung stehen verschiedene Tagesstrukturangebote wie Mal-, Gestaltungs-, 
Musik-, Bewegungs- und Atemtherapie, Beschäftigung oder Freizeitangebote inner-
halb der sozialen Einrichtung zur Verfügung oder werden extern organisiert. Die Lu-
zerner Einrichtungen bieten sowohl substitutionsgestützte wie auch abstinenzorien-
tierte Therapien an. 
 
Wo möglich gehen die Nutzenden einer Arbeit nach, absolvieren ein Praktikum oder 
führen ihre bisherige Erwerbstätigkeit weiter. Je nach sozialer Einrichtung und ihren 
spezifischen Konzepten besteht abhängig von Verlauf und Zielerreichung die Mög-
lichkeit, nach einer ersten intensiven Therapie-, Beratungs- und Betreuungsphase in 
eine neue Stufe der sozialtherapeutischen stationären Suchttherapie zu wechseln. 
Die Betreuung durch sozialpädagogische Mitarbeitende ist hier nicht mehr durchge-
hend während 24 Stunden an 365 Tagen angezeigt. Vielmehr wird im Rahmen von 
Wohngemeinschaften das Zusammenleben erprobt und an den individuellen Zielen 
der Therapie und Betreuung weitergearbeitet. Regelmässig finden Besuche der zu-
ständigen sozialpädagogischen Betreuungspersonen statt, um das Zusammenleben 
und die Zielsetzungen zu reflektieren und wo notwendig anzupassen. Die Durchläs-
sigkeit der internen Angebote soll personenzentriert sein, und es können Übertritte 
in eine vorhergehende oder nachfolgende Stufe erfolgen.  
 
Nachsorge 
Die Nachsorge bildet das letzte Glied der Angebotskette der sozialtherapeutischen 
stationären Suchttherapie. Beide nach dem SEG anerkannten sozialen Einrichtungen 
bieten Nachsorge an. Das Angebot zielt darauf ab, die erreichten Ziele und Erfolge 
nachhaltig zu sichern. In vielen Fällen haben Personen mit einem Suchtproblem, wel-
che erfolgreich das Leistungsangebot Wohnen und Betreuung mit Suchttherapie ab-
geschlossen haben, einen weiterführenden Bedarf an Beratung und Unterstützung. 
Ziel der Nachsorge ist in jedem Fall die Vernetzung mit den kommunalen Beratungs-
stellen und die Beratung und Unterstützung in den Bereichen Familie, Wohnen, Ar-
beit und Ausbildung, Freizeit und Finanzen. Aufkommende Krisen sollen bis zur er-
folgreichen Triage an kommunale Beratungsstellen aufgefangen werden können. Die 
Nachsorgeleistungen werden gezielt nach den Bedürfnissen der Nutzenden und 
zeitlich begrenzt erbracht und können in der eigenen Wohnung der Nutzenden, in 
der Geschäftsstelle oder an einem neutralen Ort stattfinden. 
 
Anerkannte Anbieter 
Beide anerkannten Anbieter im Kanton Luzern – Akzent Prävention und Suchtthera-
pie sowie Novizonte Sozialwerk – bieten Wohnen und Betreuung mit Suchttherapie 
und Nachsorge an. Das Angebot ist zugänglich für Nutzende, die einen erfolgrei-
chen Entzug abgeschlossen haben und für die eine fachliche Indikation vorliegt. 
Beide Einrichtungen arbeiten mit individuellen Stufenkonzepten. Akzent arbeitet an 
zwei Standorten: Im Haus Lehn wird in einer ersten Therapiephase eine enge thera-
peutische, sozialpädagogische und sozialarbeiterische Betreuung angeboten. In ei-
ner zweiten Phase können die Nutzenden nach einer Stabilisierungsphase im Haus 
Ausserhofmatt die erreichten Ziele durch ein weniger engmaschiges Netz von fachli-
cher Betreuung umsetzen. Zudem ist Akzent auch im Bereich Prävention aktiv. Novi-
zonte arbeitet an einem Standort. Nach einer längeren ersten Phase der Stabilisie-
rung und engen, sozialtherapeutischen Betreuung findet ein Übertritt in die zweite 
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offenere Stufe der fachlichen Betreuung statt. Die dritte Stufe bildet die Anschluss-
stufe, in welcher der Austritt geplant wird. Die Nachsorge bildet bei beiden Anbie-
tern den Abschluss der Betreuung der Nutzenden. 


4.2.2 Rückblick und Evaluation 
Die Zahl der Luzernerinnen und Luzerner, die Leistungen der sozialtherapeutischen 
stationären Suchttherapie in Anspruch genommen haben, stieg von 2017 bis 2021 
kontinuierlich. Abbildung 4.2 zeigt, dass die Luzerner Nutzenden etwa zu gleichen 
Teilen durch innerkantonale und ausserkantonale soziale Einrichtungen betreut wur-
den. In der Stichtagsbetrachtung hat sich die Zahl der Nutzenden seit 2017 etwa ver-
doppelt. Zudem hat sich die durchschnittliche Aufenthaltsdauer zwischen 2020 und 
2022 um rund einen Monat verlängert, was mit der erschwerten Wiedereingliede-
rung während der Pandemie zusammenhängen kann. 
 
Das im Planungsbericht 2020 ausführlich beschriebene Würfelmodell (vgl. Kap. 4.1) 
führte zur Öffnung in Bezug auf substanzgebundene und substanzungebundene 
Suchtproblematiken aufgrund der Suchtlast. Aufgrund dessen wurden seit 2020 
auch Nutzende mit Alkohol- und Cannabisproblematik, aber auch Nutzende mit Ver-
haltenssüchten in der sozialtherapeutischen stationären Suchttherapie betreut, was 
unter anderem zum Wachstum beigetragen hat. 
 
Im Bereich C gibt es im Vergleich zu den anderen Bereichen des SEG einerseits nur 
sehr wenige Nutzende und andererseits sind diese Nutzendenzahlen sehr volatil und 
unterliegen auch unterjährig starken Schwankungen. 
 


 
Abb. 4.2: Wohnen und Betreuung mit Suchttherapie – Anzahl Personen am 1.9. 
Quelle: Disg 
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Im Planungsbericht 2020 wurden drei Massnahmen zur Suchttherapie (Bereich C) 
formuliert.  
 
Massnahme 1 Harmonisierung der Nachsorgeleistungen: 
Ziel der Massnahme war, die Handhabung der Leistungserbringung und der Abrech-
nung bei den Nachsorgeleistungen zu harmonisieren. Während einerseits Nachsor-
geleistungen bereits ab Eintritt in die Suchttherapie angeboten und abgerechnet 
wurden, starteten die Nachsorgeleistungen und deren Abrechnung bei der anderen 
sozialen Einrichtung erst nach dem Austritt aus dem Wohnen und der Betreuung mit 
Suchttherapie. Die Massnahme wurde teilweise umgesetzt. Es fand eine Harmonisie-
rung in Bezug auf die Abrechnungsmodalitäten statt. Die konkreten Leistungsinhalte 
und Zielsetzungen, welche mit der Nachsorge verbunden sind, werden für die bei-
den Luzerner sozialtherapeutischen stationären Suchttherapieeinrichtungen im Rah-
men der Leistungsvereinbarungen zukünftig einheitlich definiert. Auf eine Weiterfüh-
rung der Massnahme wird verzichtet, einzelne offene Punkte werden im Rahmen der 
neuen Massnahme für den Bereich C bearbeitet.  
 
Massnahme 2 Beobachtung und Weiterentwicklung des Stufenmodells: 
Mit dieser Massnahme wurde beabsichtigt, bestehende Stufen der sozialtherapeuti-
schen stationären Suchttherapie zu eruieren, auf ihre Inhalte zu prüfen und weitere 
Stufen zur Erhöhung der Durchlässigkeit zu prüfen. Ein Pilotprojekt zum begleiteten 
Wohnen ohne Suchttherapie, welches von 2019 bis 2022 durchgeführt wurde, hat 
nicht die erwünschte Wirkung erzielt. Zwar konnte eine neue Stufe der einrichtungs-
internen Behandlungskette geschaffen werden, aber die interne Durchlässigkeit der 
Angebote und die Wirtschaftlichkeit waren nicht gegeben. Die Massnahme soll in 
der Periode bis 2027 unter dem Titel «Konzeption Suchttherapie» mit dem Fokus auf 
die Durchlässigkeit weitergeführt werden. 
 
Massnahme 3 Grundlagen zu Verhaltenssüchten erarbeiten: 
Die Massnahme zielte darauf ab, zu beobachten, wie sich Eintritte von Personen mit 
Verhaltenssüchten in sozialtherapeutischen stationären Suchttherapieeinrichtungen 
entwickeln. Analysen über den Substanzgebrauch konnten zeigen, dass Verhaltens-
süchte weiterhin die Ursache eines sehr kleinen Anteils der Leistungen sind. Für 
diese Personen können inner- oder ausserkantonal individuelle Lösungen gefunden 
werden. Die Auseinandersetzung und der Kompetenzaufbau der Luzerner Anbieter 
im Bereich Verhaltenssüchte werden begrüsst. Weitere Massnahmen sind zurzeit 
nicht nötig. 


4.2.3 Trends und Bedarfsszenarien 
Die Konferenz der kantonalen Beauftragten für Suchtfragen (KKBS) beauftragte 2019 
die Hochschule Luzern - Soziale Arbeit, Grundlagen für die Möglichkeit einer inter-
kantonalen Steuerung im Bereich der Suchthilfe gemeinsam mit den Kantonen zu er-
arbeiten und in einem je eigenen Kantonsportrait zu bündeln. Das Kantonsportrait 
Luzern hat zum Ziel, Grundlagen für die kantonale Weiterentwicklung der Suchthilfe 
bereitzustellen und mögliche interkantonale Kooperationsmöglichkeiten aufzuzei-
gen. Da das Kantonsportrait bei der Erstellung dieses Berichtes noch in Bearbeitung 
war, konnten die Ergebnisse in Bezug auf die Weiterentwicklung nicht aufeinander 
abgestimmt werden. 
 
Zur Abschätzung der zukünftigen Nachfrage bis 2027 und als Grundlage für die An-
gebotsentwicklung haben wir ein hohes und ein tiefes Bedarfsszenario entwickelt. Im 



https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/CdwsFiles?fileid=a5d0087944e94728ae4be6cde290213f
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hohen Szenario setzt sich der Anstieg der Nutzendenzahlen fort und die Nachfrage 
nach Leistungen der sozialtherapeutischen stationären Suchttherapie nimmt weiter 
zu. Frühzeitige Abbrüche können vermieden werden. Neue Innovations- und Koope-
rationsprojekte in den Bereichen Wohnen und Arbeiten entstehen. Auch im hohen 
Szenario gehen wir jedoch nicht davon aus, dass sich der Anstieg der Jahre 2017 bis 
2021 im gleichen Ausmass fortsetzen wird. Wir rechnen im hohen Szenario bis zum 
Jahr 2027 mit einem Anstieg auf rund 70 Nutzende in der Stichtagsbetrachtung (vgl. 
Abb. 4.2).  
 
Im tiefen Szenario gehen wir davon aus, dass die treibenden Faktoren der Jahre 2017 
bis 2021 nicht mehr wirken. Kantonale Entwicklungen in der Suchthilfe, konkret eine 
verbesserte Koordination der kantonalen Suchthilfeangebote und die Weiterentwick-
lung von zielgerichteten Stufenkonzepten in der sozialtherapeutischen stationären 
Suchttherapie, führen dazu, dass die Leistungen der Suchthilfe im Kanton Luzern be-
darfsgerechter und personenbezogener angeboten und genutzt werden können. 
Diese Entwicklungen wirken sich auf die Qualität und die Wirkung der Angebote aus 
und beeinflussen die Dauer des Leistungsbezugs und die Rückfallquoten positiv. 
Durch die Zunahme von psychischen Problemen bei Personen mit einer Suchterkran-
kung kommt es aber auch vermehrt zu Abbrüchen der Leistungsbezüge, da die vor-
handenen Strukturen nicht darauf ausgerichtet sind. Auch im tiefen Szenario kann 
kaum von einem Rückgang des Bedarfs an sozialtherapeutischer stationärer Sucht-
therapie ausgegangen werden, da die Suchtproblematik in der Gesellschaft hoch 
bleibt. Wir rechnen im tiefen Szenario bis zum Jahr 2027 mit stabilen Nutzendenzah-
len auf dem Niveau von 2022. 
 
Um zu vermeiden, dass Platzierungen zunehmend in anderen Kantonen erfolgen 
und sich damit der kantonalen Steuerung und Aufsicht entziehen, wird im hohen 
Szenario eine Erweiterung der innerkantonalen Angebote zu prüfen sein. Im tiefen 
Szenario ist kein quantitativer Ausbau nötig. 


4.2.4 Massnahmen 
Im Bereich C liegt der Fokus der kommenden Planungsperiode bis 2027 auf der 
Durchlässigkeit der Angebote der sozialtherapeutischen stationären Suchttherapie 
im Kanton Luzern. Wir haben aufgezeigt, welche Mechanismen zu einer hohen 
Durchlässigkeit beitragen und auf das Gelingen der wirkungsvollen sozialtherapeuti-
schen stationären Suchttherapieangebote und die Finanzen positive Auswirkungen 
haben.  
 
Wir verfolgen im Bereich C folgende Ziele: 
1. Die Angebote der sozialtherapeutischen stationären Suchttherapie sind durchläs-


sig. Dies wollen wir erreichen, indem die sozialtherapeutischen stationären 
Suchttherapieeinrichtungen die vorhandenen Stufenkonzepte anhand des jewei-
ligen Bedarfs der Nutzenden weiterentwickeln. Die Stufen müssen im Rahmen 
der Umsetzung der Massnahme definiert werden. Sie sollen sich in Bezug auf die 
Intensität der Betreuung und Therapie unterscheiden (Progression) und durch 
klare und verbindliche Zielsetzungen definiert und konzeptionell verankert wer-
den.  


2. Innovationsprojekte für Suchtbetroffene mit psychischen Problemen werden ge-
fördert. Durch Innovationsprojekte in den Bereichen Wohnen und Arbeiten sol-
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len Angebote geschaffen werden, welche Suchtbetroffene mit starken psychi-
schen Problemen optimal begleiten und betreuen. Kooperationsmodelle mit an-
deren sozialen Einrichtungen und Dritten sind möglich. 


3. Eine hohe Qualität ist sichergestellt. Die Sicherstellung einer hohen Qualität an-
hand erprobter und einheitlicher Standards erhöht die Chancen wirkungsvoller 
und effizienter Behandlungen. QuaTheDA hat sich als etabliertes Qualitätsrefe-
renzsystem in der Suchthilfe durchgesetzt. QuaTheDA unterstützt zudem die För-
derung von Stufenkonzepten. Es soll geprüft werden, ob die Einführung des Re-
ferenzsystems für die sozialen Einrichtungen sinnvoll ist.  


4. Der Aufenthalt in der sozialtherapeutischen stationären Suchttherapie dauert so 
kurz wie möglich und so lange wie nötig und erzielt einen hohen Wirkungsgrad. 
Werden die oben genannten Ziele konsequent verfolgt und umgesetzt, kann 
überprüft werden, wie sich dies auf die Dauer der Nutzung auswirkt. Im Rahmen 
der jährlichen Prüfung des Qualitätsindikators Durchlässigkeit können Aussagen 
über die Wirkung gemacht werden. Dabei werden die Austrittsgründe und die 
Situation nach dem Austritt analysiert. 


4.3 Zusammenfassung und Auswirkungen 
Die sozialtherapeutischen Angebote für Personen mit Suchtproblemen umfassen das 
stationäre Wohnen mit Suchttherapie (IVSE-Bereich C) sowie die Nachsorge. Der 
Aufgabenbereich ist in den letzten Jahren mengenmässig gewachsen. Der Aufwand 
ist von 4,2 Millionen Franken im Jahr 2020 auf 5,7 Millionen Franken im Jahr 2022 
gestiegen. 
 
Verursacht wurde dieses Wachstum unter anderem durch die Öffnung der Angebote 
für erwachsene Personen mit Verhaltenssüchten, Alkohol- oder Cannabisproblematik 
sowie durch die längere durchschnittliche Dauer des Leistungsbezugs, was mit der 
erschwerten Wiedereingliederung während der Pandemie zusammenhängen kann.  
 
Der Planungsbericht 2020 enthielt drei Massnahmen zur Suchttherapie, von denen 
alle bearbeitet und zwei abgeschlossen wurden (Tab. 4.1). Einzelheiten zur Evaluation 
finden sich in Kapitel 4.2.  
 


C1 Konzeption 
Nachsorge 


Inhalte, Ziele und Finanzierung der Nachsor-
geleistungen harmonisieren. 


abgeschlossen 


C2 Konzeption 
Suchttherapie 


Umsetzung der Stufenmodelle der beiden 
Suchttherapieeinrichtungen beobachten und 
Ergebnisse für die Weiterentwicklung nutzen. 


bearbeitet, wei-
terführen 


C3 Analyse Verhal-
tenssucht 


Kantonale und nationale Entwicklungen der 
sozialtherapeutischen Suchttherapie bei Ver-
haltenssüchten analysieren. 


abgeschlossen 


Tab. 4.1: Massnahmen aus dem Planungsbericht 2020–2023 
 
Die Massnahme «Konzeption Suchttherapie» soll weitergeführt werden mit dem 
Schwerpunkt, eine durchgängige Angebotskette über alle Stufen der sozialtherapeu-
tischen stationären Suchttherapie inkl. Nachsorge zu schaffen, die Durchlässigkeit zu 
anderen einrichtungsinternen sowie vor- und nachgelagerten Angeboten sicherzu-
stellen und die Entwicklung der Aufenthaltsdauer zu überwachen. 
 



https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/CdwsFiles?fileid=a5d0087944e94728ae4be6cde290213f
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C1 Konzeption 
Suchttherapie 


Prüfung und Weiterentwicklung der Stufen-
konzepte, Erhöhung der Durchlässigkeit, För-
derung von Innovationsprojekten, Prüfung 
der QuaTheDA-Zertifizierung, Beobachtung 
der Aufenthaltsdauer 


Weiterführung 
der Massnahme 
C2 aus Tab. 4.1 


Tab. 4.2: Neue Massnahmen für die Periode 2024–2027 
 
Der Bedarf dürfte in den kommenden Jahren auch im hohen Szenario weniger stark 
wachsen als seit 2020 – oder sich im tiefen Szenario gar auf dem Niveau von 2022 
stabilisieren. Im Mittel erwarten wir bis 2027 einen durch ein Mengenwachstum be-
dingten Anstieg der Kosten von 5,7 auf 6,3 Millionen Franken (zu Preisen von 2022 
exkl. Teuerung und Reallohnentwicklung).  
 
Um zu vermeiden, dass Platzierungen zunehmend in anderen Kantonen erfolgen 
und sich damit der kantonalen Steuerung und Aufsicht entziehen, ist eine Erweite-
rung der innerkantonalen Angebote zu prüfen. Dabei sollen insbesondere Kooperati-
onen verschiedener Akteure gefördert und das Stufenmodell mit weniger betreu-
ungsintensiven Wohnkonzepten durch Innovationsprojekte umgesetzt werden. 


5 Rahmenbedingungen und Auswirkungen 
Die vorangehenden Kapitel haben zielgruppenspezifische Themen zum Inhalt: Kin-
der, Jugendliche, junge Erwachsene und Familien in Kapitel 2, Erwachsene mit Behin-
derungen in Kapitel 3 sowie Erwachsene mit Suchtproblematiken in Kapitel 4. Wir 
schliessen den Bericht ab mit Bemerkungen zu Querschnittsaufgaben, institutionel-
len und rechtlichen Fragen und dem zielgruppenübergreifenden Handlungsbedarf. 


5.1 Querschnittsmassnahmen 
Der Planungsbericht 2020 enthielt eine generelle, zielgruppenübergreifende Mass-
nahme, welche erfolgreich abgeschlossen wurde (Tab. 5.1). 
 


A6 
B4 


Fachapplikation 
SEG 


Digitalisierung der administrativen Abläufe 
zwischen sozialen Einrichtungen und der 
Disg 


abgeschlossen 


Tab. 5.1: Massnahmen aus dem Planungsbericht 2020–2023 
 
Die Einführung der Fachapplikation SEG ist erfolgreich abgeschlossen und erlaubte 
die Einführung des individuellen Betreuungsbedarfs und der leistungsorientierten 
Abgeltung im stationären Bereich B. Die Digitalisierung der Prozesse verringerte den 
administrativen Aufwand und beschleunigte die Prozesse. Die Fachapplikation er-
laubte die Aufrechterhaltung der Gesuchsbearbeitung während der Pandemie, er-
möglicht ein tagesaktuelles Controlling, die Automatisierung der Rechnungsprüfung, 
raschere Zahlungen, weniger Abklärungen dank einer gemeinsamen Datenplattform, 
einen verbesserten Datenschutz und die Ablösung der alten Datenbank. Alle Luzer-
ner Einrichtungen haben für innerkantonale Platzierungen auf einen papierlosen Ge-
suchs- und Abrechnungsprozess umgestellt. Die Pflege und die Weiterentwicklung 
der Software ist eine laufende Aufgabe. 
 
Für die Planungsperiode bis 2027 sind in einer gemeinsamen Anstrengung aller be-
teiligten Akteure verschiedene Massnahmen im Personalbereich erforderlich, um die 



https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/CdwsFiles?fileid=a5d0087944e94728ae4be6cde290213f
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Tragfähigkeit und Fachkompetenz der Institutionen zu sichern und ihre Innovations-
kraft zu fördern. Durch Bildung und Weiterbildung sowie eine adäquate Entwicklung 
des Personalaufwands sollen die Arbeitgeberattraktivität der sozialen Einrichtungen 
erhalten und weiterentwickelt und die Betreuungsleistungen sichergestellt werden. 
Der Auf- und Ausbau von Fachkompetenzen beispielsweise zu den Themen Sozial-
raumorientierung, Traumapädagogik und psychische Erkrankungen hat zum Ziel, die 
eigene Kompetenz und Fachlichkeit der Einrichtungen im Umgang mit Krisen- wie 
auch Entwicklungssituationen zu erhalten und zu fördern. Anreizsysteme für Ausbil-
dungsbetriebe sollen geprüft werden. Die Analyse der vorhandenen Personalres-
sourcen und des Betreuungsschlüssels zur bedarfsgerechten Betreuung wird durch 
eine systematische Datenerhebung ermöglicht (Qualitätsindikatoren).  
 
Der Fachpersonalmangel betrifft die sozialen Einrichtungen in besonderem Masse, 
die Förderung und der Erhalt des bestehenden Personals hat hohe Priorität. Betreu-
ungspersonen ziehen einen wesentlichen Teil ihrer Arbeitsmotivation aus der wir-
kungsvollen Interaktion mit den betreuten Personen und ihrem Umfeld. Qualitäts-
einbussen in der Betreuungsarbeit, welche durch fehlende Personalressourcen verur-
sacht werden, sind daher für die Betreuungspersonen nicht nur durch die Arbeitsbe-
lastung an sich, sondern zusätzlich durch einen Verlust an Sinnhaftigkeit doppelt be-
lastend (Schweizerisches Observatorium für die Berufsbildung 2018). Ergriffene 
Massnahmen in angrenzenden Berufsfeldern (z. B. Pflegeinitiative), die attraktiven 
Arbeitszeiten und Ferienregelungen im Bildungswesen und Lohnunterschiede zu an-
deren Kantonen verstärken den Druck auf die Betreuung in den Luzerner Institutio-
nen zusätzlich. 
 
Übergeordnete Zielsetzungen und Strategien mit Bezug zum Aufgabenbereich sozi-
aler Einrichtungen sind weiter die kantonale Klimastrategie (Planungsbericht B 87 
über die Klima- und Energiepolitik 2021 des Kantons Luzern vom 21. September 
2021) und die kantonale Digitalstrategie (Planungsbericht B 108 über die Strategie 
zur Gestaltung des digitalen Wandels in Wirtschaft, Gesellschaft und öffentlicher Ver-
waltung vom 29. März 2022). 
 
Die Klimastrategie hat das Ziel netto null Treibhausgasemissionen bis 2050 und for-
muliert Aufträge bezüglich der Gebäude (Kap. 6.5 in B 87) und zur Vorbildfunktion 
des Kantons Luzern (Kap. 6.8 in B 87). Die sozialen Einrichtungen betreiben einen be-
trächtlichen Gebäudepark und der Kanton Luzern ist Eigner von mehreren sozialen 
Einrichtungen, welche zu den grössten Arbeitgebern der Zentralschweiz gehören. 
Die Massnahme KS-V6.1 der Massnahmen- und Umsetzungsplanung Klima und 
Energie beinhaltet die Aufnahme und die Konkretisierung von Klimazielen in den 
Eignerstrategien des Kantons, verbunden mit Vorgaben für die Unternehmen. Die 
Organisationen sollen die gleichen klimabezogenen Ziele wie der Kanton selbst ver-
folgen. Auch alle anderen sozialen Einrichtungen müssen die Folgekosten von Inves-
titionen, welche 250'000 Franken übersteigen, vorgängig von der Koseg anerkennen 
lassen. Dies trifft beispielsweise auf den Ersatz von Heizungssystemen zu. Die Koseg 
und unser Rat nehmen damit entscheidenden Einfluss auf Investitionsvorhaben, wel-
che die Umsetzung der Klimastrategie in den sozialen Einrichtungen fördern oder 
behindern können. Ihr Rat wiederum hat die Kompetenz und Aufgabe, die nötigen 
Mittel im Rahmen des Budgets und des AFP zu bewilligen. 
 
Die Digitalstrategie (B 108) will als Kernziele unter anderem «die Förderung der 
Chancengerechtigkeit ins Zentrum rücken» und «Bildung als Basis für den Erfolg 
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nutzen». Die Anknüpfungspunkte zu den Aufgaben der sozialen Einrichtungen sind 
offensichtlich und vielfältig. Beispielsweise sind die Kompetenzen von Kindern, Ju-
gendlichen und jungen Erwachsenen, die in sozialen Einrichtungen aufwachsen, im 
Hinblick auf die Berufsbildung und im Umgang mit digitalen Medien zu fördern. Bei 
allen Zielgruppen und insbesondere auch bei Menschen mit Behinderungen steht 
die Partizipation im Fokus, sodass der digitale Wandel nicht zu einer Quelle neuer 
Diskriminierungen wird, sondern sein Potenzial als Chance genutzt werden kann, 
beispielsweise in der unterstützten Kommunikation. Die sozialen Einrichtungen sind 
herausgefordert, die nötigen Kompetenzen zur Gestaltung des digitalen Wandels in 
der Betreuungsarbeit, zur Förderung der Selbstbestimmung und in ihrer innerbe-
trieblichen Administration weiterzuentwickeln. 
 
Tabelle 5.2 zeigt die Querschnittsmassnahmen in der Übersicht. Die Reihenfolge be-
inhaltet keine Wertung. 
 


Q1 Personal Tragfähige Institutionen, Innovationskraft 
und Fachkompetenz sicherstellen in einem 
Umfeld mit Fachpersonalmangel;  
Bildung und Weiterbildung fördern, Arbeit-
geberattraktivität erhalten 


neue Massnahme 


Q2 Klima Umsetzung kantonale Klimastrategie bezüg-
lich Gebäudepark und Investitionen 


neue Massnahme 


Q3 Digitaler Wandel Umsetzung kantonale Strategie zur Gestal-
tung des digitalen Wandels bezüglich Chan-
cengerechtigkeit und Bildung als Basis 


neue Massnahme 


Tab. 5.2: Neue Massnahmen für die Periode 2024–2027 
 
Weitere Handlungsfelder im Bereich der externen Rahmenbedingungen sind die Ver-
besserung der Zusammenarbeit mit dem Sozialversicherungszentrum WAS Wirt-
schaft Arbeit Soziales und die Weiterentwicklung der rechtlichen Grundlagen. 
 
In der Zusammenarbeit mit dem WAS soll offengelegt und koordiniert werden, wel-
che Angebote nach dem SEG in welchem Umfang und zu welchen Konditionen di-
rekt durch das WAS genutzt werden. Das WAS nutzt heute Plätze, die Gegenstand 
des Leistungsauftrags der Koseg sind. Dadurch fehlen diese Kapazitäten für Perso-
nen mit Anspruch auf Leistungen nach dem SEG. Der Effekt ist antizyklisch: Je höher 
die allgemeine Nachfrage, desto mehr Plätze besetzt das WAS, desto kleiner das ver-
bleibende Platzangebot nach dem SEG. Nachfragespitzen werden dadurch akzentu-
iert.  
 
Da die sozialen Einrichtungen nach einem Entscheid des Bundesamts für Sozialversi-
cherungen für IV-Angebote keinen Schwankungsfonds mehr führen, fliessen Über-
schüsse aus Leistungsabgeltungen vom WAS bei hoher Auslastung direkt ins freie 
Kapital der Trägerschaft. Dies führt zu Fehlanreizen in der Ausgestaltung der Kosten-
rechnung und zu einer bevorzugten Aufnahme von Klientinnen und Klienten mit ei-
ner IV-Finanzierung. Umgekehrt werden bei tiefer Auslastung die Verluste aus unge-
nutzten Kapazitäten nur dem Schwankungsfonds SEG belastet, da die ungenutzten 
Plätze dem Leistungsauftrag der Koseg zugeordnet werden. Die Kooperation des 
WAS ist notwendig, um die Belegung und die Mittelflüsse transparent nachvollzie-
hen und effizient gestalten zu können.  
 



https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
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Bei den rechtlichen Grundlagen drängt sich eine Revision der Interkantonalen Ver-
einbarung über soziale Einrichtungen auf (IVSE, vgl. Kap. 1.4). Ihr Geltungsbereich 
soll um ambulante Leistungen in den Bereichen A, B und C sowie um die Dienstleis-
tungsanbieter für die Familienpflege erweitert werden, um auch für diese Angebots-
typen eine verlässliche Grundlage für die interkantonale Zusammenarbeit und Finan-
zierung zu schaffen. Die Disg setzt sich als IVSE-Verbindungsstelle des Kantons Lu-
zern in den entsprechenden interkantonalen Gremien für eine Revision ein. 
 
Im Kanton Luzern ist für die Periode bis 2027 von unserem Rat nach heutigem Stand 
keine Revision des Gesetzes über soziale Einrichtungen (SEG) vorgesehen. Anpassun-
gen an der Verordnung zum Gesetz (SEV) liegen – nach Anhörung der Koseg – in un-
serer Kompetenz, und wir haben im 1. Quartal 2023 eine öffentliche Vernehmlassung 
zu einer solchen Änderung durchgeführt. Eine weitere punktuelle Anpassung der 
SEV dürfte in der zweiten Hälfte der Legislaturperiode folgen. 


5.2 Finanzielle Entwicklung 
Es ist unser Ziel, bedarfsgerechte Angebote für die unterschiedlichen Anspruchs-
gruppen auch zukünftig wirkungsvoll und kostengünstig bereitzustellen. Eine strate-
gisch ausgerichtete zukunftsorientierte Weiterentwicklung soll laufend stattfinden, 
ohne bestehende Werte und Elemente eines funktionierenden Systems zu zerstören. 
Im Fokus stehen die Betreuung, die Begleitung, die Schulung und die Förderung be-
treuungsbedürftiger Personen unter Berücksichtigung der Grundsätze der Ethik, der 
Wirtschaftlichkeit, der Wirksamkeit und der Qualität. Angestrebt werden die gesell-
schaftliche Integration, die Selbstbestimmung und die Gewährleistung des Schutzes 
der betreuungsbedürftigen Personen. Ein qualifiziertes und ausreichendes Angebot 
im Kanton Luzern setzt die richtigen Anreize und ermöglicht eine effektive und effizi-
ente Nutzung der Angebote. 
 
Die in diesem Planungsbericht skizzierten Vorgehensweisen und Massnahmen die-
nen demnach hauptsächlich dazu, bereits eingeschlagene Strategien fortzuführen 
und anstehende Herausforderungen zu bewältigen. Den finanziellen Mittelbedarf im 
Aufgabenbereich 5040 «Soziales und Gesellschaft», Leistungsgruppe «Soziale Ein-
richtungen», zeigt Abbildung 5.1 (brutto).  
 
Die hellblauen Säulen zeigen die tatsächlichen Aufwendungen der Rechnungsjahre 
2020 bis 2022 sowie die Hochrechnung I zum Rechnungsjahr 2023. Der sprunghafte 
Anstieg im Jahr 2023 ist auf die in der Schweiz seit Sommer 2022 erstmals seit langer 
Zeit wieder deutlich spürbare Inflation zurückzuführen. Seit der Teilrevision des SEG 
per 1. Januar 2020, welche günstiger herausgekommen ist als erwartet beziehungs-
weise budgetiert, hat die Entwicklung des Aufwands in jedem Jahr genau den Erwar-
tungen entsprochen. Die Planungsgenauigkeit war in diesem Aufgabenbereich in 
den letzten Jahren sehr hoch. Ende 2023 erwarten wir die Eröffnung des Neubaus 
des Wohnheims Sonnegarte, wodurch ab dem Jahr 2024 Mehrkosten anfallen und 
ein kontinuierlicher Platzausbau im Kanton Luzern für Menschen mit hohem Betreu-
ungsbedarf ermöglicht wird. 
 



https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/896

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
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Abb. 5.1: Mittelbedarf in Millionen Franken (brutto) 
Wichtiger Hinweis zur Abbildung: Die Säulen sind unten bei 150 Millionen Franken abgeschnit-
ten. Dadurch werden Entwicklungen von Jahr zu Jahr besser sichtbar, das Kostenwachstum 
wirkt aber um einen Faktor 4 überzeichnet im Vergleich zu einer Abbildung, welche die Säulen 
in ihrer ganzen Höhe zeigt. 
 
Für die weiteren Jahre bis 2027 zeigen die dunkelblauen Säulen in Abbildung 5.1 
den voraussichtlichen Mittelbedarf (brutto). Der Mittelbedarf steigt in der Grössen-
ordnung von 2 Prozent pro Jahr (exkl. Teuerung und Reallohnentwicklung). Dies ent-
spricht einer Fortsetzung vergangener Trends. Im Vergleich zum Gesundheitswesen 
mit jährlichen Kostensteigerungen von bis 4 Prozent liegt das Kostenwachstum bei 
den sozialen Einrichtungen tiefer, obwohl mit dem Bevölkerungswachstum, der de-
mografischen Alterung, dem medizinischen Fortschritt und einer zunehmenden 
Komplexität der Betreuungssituationen ähnliche Faktoren wirken. Einen kosten-
dämpfenden Effekt haben unter anderem die leistungsorientierte Abgeltung, die 
ambulanten Leistungen, das wirkungsvolle Controlling sowie der geplante Ausbau 
von ergänzenden Betreuungsangeboten.  
 
In dieser Aufwandschätzung ist die Umsetzung der Massnahmen A1–A6 (Kap. 2.7), 
B1–B4 (Kap. 3.6), C1 (Kap. 4.3) und Q1–Q3 (Kap. 5.1) bereits enthalten. Ein Verzicht 
auf einzelne Massnahmen würde nicht zu Einsparungen führen, denn die Massnah-
men dienen dazu, die antizipierten gesellschaftlichen, demografischen und ökono-
mischen Entwicklungen aufzufangen. Die vorgesehenen Massnahmen sind in dreier-
lei Hinsicht finanzwirksam: 


‒ Verlagerung zwischen Angebotstypen (z. B. A5, B1): Niederschwellige Ange-
bote sind oft vergleichsweise kostengünstig. Dasselbe gilt für ambulante 
Leistungen und für Platzierungen in Pflegefamilien im Vergleich zu Heimen. 
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Für die individuelle Platzierung sind immer der Bedarf und die Indikation aus-
schlaggebend, nicht finanzielle Überlegungen. Wichtig ist aber, dass ausrei-
chend kostengünstige Angebote zur Verfügung stehen, wenn sie geeignet 
erscheinen, damit nicht auf teurere Angebote ausgewichen werden muss. 


‒ Verlagerung zwischen Angeboten nach dem SEG und angrenzenden Syste-
men (z. B. A1, B4, C1): Bedarfsorientierte Angebote an den Schnittstellen ver-
hindern ein teures Hin-und-Her der betreuten Kinder und Erwachsenen bei-
spielsweise zwischen Einrichtung und Herkunftsfamilie, Alters- und Pflegehei-
men, Psychiatrie oder Entzugskliniken. Sie entlasten so das Sozial-, Gesund-
heits- und Bildungswesen. 


‒ Verlagerung von ausser- zu innerkantonalen Angeboten (z. B. A2, B3): Der 
Aufbau innerkantonaler Angebote führt dazu, dass weniger spezialisierte 
Leistungen in anderen Kantonen eingekauft werden müssen. Das Lohnniveau 
ist im Kanton Luzern tiefer als in den meisten Kantonen mit ausserkantonal 
genutzten Angeboten. Daher sind durch eine Verlagerung zu lokalen Anbie-
tern keine Mehrkosten zu erwarten. Die finanzielle Steuerbarkeit für den Kan-
ton Luzern wird verbessert. 


 
Der Bruttoaufwand abzüglich durchlaufende Beiträge wird hälftig von Kanton und 
Gemeinden finanziert. Die Teuerung ist in den Planzahlen in der Abbildung 5.1 ab 
2024 nicht enthalten. Die benötigten Mittel sind im Voranschlag 2024 inklusive Teue-
rung und in den Planjahren 2025–2027 exklusive Teuerung eingestellt. Wir verweisen 
dazu auf unsere Botschaft zum Aufgaben- und Finanzplan (AFP) 2024–2027 mit Ent-
wurf des Voranschlags 2024. Die finanziellen Angaben in diesem Bericht sind infor-
mativ und stehen unter dem Budgetvorbehalt. Mit seiner Zustimmung zu diesem Be-
richt bewilligt Ihr Rat diese Mittel nicht, sondern nimmt die voraussichtlichen Auswir-
kungen der Bedarfs- und Angebotsentwicklung zur Kenntnis. 


6 Ergebnis der Vernehmlassung 
Die Vernehmlassung fand vom 27. Januar bis zum 20. April 2023 statt. Es sind insge-
samt 101 Stellungnahmen eingegangen: von allen im Kantonsrat vertretenen Par-
teien, vom Verband Luzerner Gemeinden (VLG) und 40 Gemeinden, von den Verbän-
den IG Trägerschaften und Heimkonferenz Luzern sowie von32 sozialen Einrichtun-
gen und von 20 weiteren Teilnehmenden. Die Vernehmlassung ergab dadurch ein 
aussagekräftiges, repräsentatives Bild. 


6.1 Stellungnahme zu einzelnen Punkten und Würdigung 
Die Vernehmlassung wurde mittels Online-Fragebogen durchgeführt. Die Teilneh-
menden wurden zu sechs Themenfeldern befragt und konnten sich äussern, ob sie 
mit dem Bericht ganz, teilweise oder nicht einverstanden waren. Jede Antwort 
konnte zudem mit individuellen Bemerkungen ergänzt werden. Eines der sechs ab-
gefragten Themen war die Zustimmung zur grundsätzlichen strategischen Ausrich-
tung. Dazu gehört insbesondere der Rückblick auf die Teilrevision des SEG im Jahr 
2020, die Fortführung der Strategie «ambulant und stationär» und die Förderung ei-
ner bedarfsgerechten Weiterentwicklung unter Berücksichtigung von demografi-
schen, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Trends. Die übrigen Fragen bezogen 
sich auf die Bedarfsszenarien und die vorgesehenen Massnahmen jeweils für die Be-
reiche A (Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene), B (Erwachsene mit Behinde-
rungen) und C (Suchttherapie). 
 



https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
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Der Bericht stiess auf grossmehrheitliche Zustimmung: 
‒ Die im Kantonsrat vertretenen Parteien unterstützten den Planungsbericht 


und wiesen teilweise auf zusätzlichen Bedarf hin. So verwies die FDP im Be-
reich A auf die Wartezeiten für Angebote mit psychiatrischer und psychothe-
rapeutischer Ausrichtung, welche Besorgnis erregten. Die GLP forderte eine 
stärkere Berücksichtigung der demografischen Alterung. 


‒ Der Verband Luzerner Gemeinden und fast alle teilnehmenden Gemeinden 
stimmten allen Fragen zu. Drei Gemeinden stimmten bei ausgewählten Fra-
gen nur teilweise zu, generell ablehnende Stimmen gab es keine. Dies ist in-
sofern von herausragender Bedeutung, als die Gemeinden die Hälfte des 
Aufwands nach dem SEG finanzieren. 


‒ Die IG Trägerschaften und die Heimkonferenz des Kantons Luzern waren 
ebenfalls mit allen Themenfeldern grundsätzlich einverstanden. Dies trifft 
auch auf die meisten teilnehmenden sozialen Einrichtungen zu, wobei einige 
vor allem zu ihrem eigenen Tätigkeitsfeld differenzierte Rückmeldungen ge-
geben haben. Vier Anbieter hatten teilweise Vorbehalte zu einem sie betref-
fenden Thema, ein Anbieter war mit einem Thema nicht einverstanden. 


‒ Weiter nahmen die Kommission für soziale Einrichtungen, die Kommission 
Soziales und Gesellschaft, drei Departemente, drei Privatpersonen und elf 
weitere Verbände und Organisationen teil. Die Zustimmung überwog auch in 
dieser Gruppe deutlich. Einige Organisationen bezogen pointiert Stellung 
und setzten sich mit Nachdruck für ihre jeweilige Interessengruppe ein. Dies 
führte zu einem höheren Anteil an nur teilweise zustimmenden Rückmeldun-
gen. Mehrheitlich kritisch war die Stellungnahme von Pro Infirmis, die den 
Bericht als zu stark in überholten (stationären) Denkmustern verhaftet sah 
und eine noch stärkere Subjektorientierung forderte. 


 
Von der Möglichkeit, eigene Bemerkungen anzubringen, wurde von allen Gruppen 
rege Gebrauch gemacht. Die Bemerkungen zeigten, dass der Bericht insgesamt als 
faktenbasiert, plausibel und solide wahrgenommen wurde und die vorgesehenen 
Massnahmen als zeitgemäss, angemessen und realisierbar erschienen. Alle Massnah-
men wurden mit unterschiedlich viel Nachdruck als notwendig bezeichnet und nur 
sehr vereinzelt wurden zusätzliche Massnahmen gefordert. 
 
Während die Richtung der weiteren Entwicklung also weitgehend unumstritten war, 
wurde die Geschwindigkeit der nächsten Schritte kontroverser diskutiert. Vor allem 
die etablierten Anbieter wiesen vielfach auf konkret zu lösende operative oder auch 
finanzielle Herausforderungen hin. Derweil drängten vor allem die Verbände, aber je 
nach Thema auch die Parteien und Gemeinden auf mehr Tempo bei der Weiterent-
wicklung. Unser Rat ist sich dieser Spannung bewusst und achtet auf eine gute Ba-
lance. 
 
Der Bereich A, der die Angebote für Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene mit 
Betreuungsbedarf umfasst, führte in der Vernehmlassung zu engagierten Rückmel-
dungen. Der Aufgabenbereich ist sehr vielseitig und komplex durch die grosse Zahl 
an Akteurinnen und Akteuren und die vielen Schnittstellen. Auch die rasche biografi-
sche Entwicklung der Kinder und Jugendlichen sowie die aktuellen Veränderungen 
der psychischen Gesundheit der jüngeren Generation führen zu einer hohen Dyna-
mik in diesem Bereich.  
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Handlungsbedarf und Dringlichkeit wurden von den Teilnehmenden der Vernehm-
lassung im Bereich A denn auch generell als grösser wahrgenommen als in anderen 
Aufgabenbereichen. Die Aufmerksamkeit lag auf den Pflegefamilienverhältnissen, 
auf den Auswirkungen der Migration, bei der Übergangsbegleitung und ambulanten 
Nachbetreuung nach dem Heimaustritt sowie an den Schnittstellen zwischen Psychi-
atrie und sozialen Einrichtungen für Jugendliche mit herausforderndem Verhalten 
und psychischen Problemen. Die Bedarfsszenarien wurden als plausibel eingestuft 
und die vorgesehenen Massnahmen als zielführend, umstritten ist allenfalls das 
Tempo. 
 
Bei den Angeboten für Erwachsene war die Teilrevision des SEG im Jahr 2020 erfolg-
reich. Die damals umgesetzten Änderungen haben breite Akzeptanz. Auch in diesem 
Aufgabenbereich soll für die Teilnehmenden der Vernehmlassung eine Priorität bei 
der Schnittstelle zur Psychiatrie liegen. Die ambulanten Angebote sollen weiter aus-
gebaut werden, alle Menschen mit Behinderungen sollen aber weiterhin auch be-
darfsgerechten Zugang zu stationären Angeboten haben. 
 
Zahlreiche Teilnehmende der Vernehmlassung betonten, dass es sich bei den Leis-
tungen der sozialen Einrichtungen um eine gesetzlich vorgeschriebene staatliche 
Aufgabe handelt, die entsprechend finanziert werden müsse. Ein jährliches Wachs-
tum des realen Mittelbedarfs in der Grössenordnung von ungefähr 2 Prozent wurde 
als plausibel aufgenommen. Die Finanzplanung solle nun mit dem Mittelbedarf in 
Übereinstimmung gebracht werden, forderten beispielsweise die FDP und die SP, 
der Verband Luzerner Gemeinden, die Stadt Luzern und zahlreiche soziale Einrich-
tungen. 
 
Die IG Trägerschaften und die Heimkonferenz Luzern sowie zahlreiche Anbieter kriti-
sierten die bisherige Praxis, auf dem Transferaufwand für die Leistungsabgeltung der 
sozialen Einrichtungen keine Teuerung und keine Lohnentwicklung zu budgetieren. 
Auch die Kommission für soziale Einrichtungen wies auf diesen Punkt hin und kam 
zum Schluss, «dass die Fortführung der bisherigen Politik gegenüber dem Betreu-
ungs- und Pflegepersonal wesentliche Risiken birgt, welche die Systemstabilität und 
Betreuungsqualität gefährden». 
 
Wir teilen die Einschätzung, dass die Leistungen der sozialen Einrichtungen in Über-
einstimmung mit § 12 SEG grundsätzlich kostendeckend finanziert sein sollen. Den 
finanziellen Forderungen tragen wir im Budget 2024 Rechnung und verweisen dazu 
auf unsere Botschaft zum AFP 2024–2027. Zugleich sind wir überzeugt, dass auch in 
dieser Branche betriebswirtschaftliche Potenziale vorhanden und Effizienzsteigerun-
gen möglich sind; diese gilt es auch in den kommenden Jahren zu realisieren. 
 
Oft wurde in den Vernehmlassungsantworten zudem eine Verbindung zwischen der 
Finanzierung und dem Thema Fachpersonalmangel hergestellt, welcher als grosse 
Herausforderung für die ganze Branche erkannt wird. Wir sind der Meinung, dass 
neben marktgerechten Löhnen auch andere Faktoren wichtig sind und eine ganz-
heitliche Betrachtung angezeigt ist. Insbesondere die Berufswahl, die Aus- und Wei-
terbildung sowie der langfristige Verbleib im Beruf – möglichst mit einem hohen 
Pensum – sind durch attraktive Rahmenbedingungen zu fördern. Die Massnahme Q1 
zum Personal zielt darauf ab, wird aber die eigenen Bemühungen der sozialen Ein-
richtungen als Arbeitgeberinnen nur ergänzen und unterstützen können. 
 



https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
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Wenige Teilnehmende der Vernehmlassung wünschten sich für die vorgesehenen 
Massnahmen ein Preisschild. Die Massnahmen sind im ausgewiesenen Mittelbedarf 
enthalten und können nicht einzeln quantifiziert werden. Zudem sind sie oft Voraus-
setzung, um Mehrkosten zu vermeiden. Beispielsweise wird die Zahl der Jugendli-
chen, die 365-Tage-Sonderschulinternatsplätze im Bereich Verhalten benötigen, 
durch die Massnahme A2, mit welcher die Schaffung solcher Plätze im Kanton Lu-
zern geprüft werden soll, nicht verändert. Die Massnahme kann aber mittelfristig zu 
einer Verlagerung des Leistungsbezugs von ausserkantonalen zu innerkantonalen 
Einrichtungen führen, was sich positiv auf die Steuerung, Planung und Abgeltung der 
Angebote auswirkt. Angesichts des höheren Lohnniveaus in anderen Kantonen mit 
solchen Angeboten dürfte die Massnahme zudem einen kostendämpfenden Effekt 
haben.  
 
Einige anerkannte Einrichtungen bezweifelten im Rahmen der Vernehmlassung aller-
dings die kostendämpfende Wirkung der Massnahmen A6 und B2, mit welchen die 
Flexibilisierung, die Durchlässigkeit und die Sozialraumorientierung gefördert wer-
den sollen. Ein grosser Anbieter schrieb, es gelte «zu beachten, dass individualisierte 
statt standardisierte Angebote per se mehr kosten». Wir teilen diese Einschätzung 
nicht und sind überzeugt, dass der Grundsatz «so viel wie nötig, so wenig wie mög-
lich» nicht nur aus bedarfs- und personenorientierter Perspektive, sondern auch fi-
nanzpolitisch nachhaltig ist. 


6.2 Wichtige Unterschiede Vernehmlassungsbotschaft - definitive Bot-
schaft 
In allen Kapiteln haben wir redaktionelle Anpassungen oder inhaltliche Präzisierun-
gen vorgenommen, auf die im Rahmen der Vernehmlassung aufmerksam gemacht 
wurde. Die grundsätzliche strategische Ausrichtung, die Bedarfsszenarien und die 
vorgesehenen Massnahmen in den Kapiteln 1 bis 5.1 sowie das Kapitel 7 blieben da-
bei unverändert. Gegenstand dieses Planungsberichtes sind Leistungen der sozialen 
Einrichtungen nach dem SEG, dazu haben wir in den Kapiteln 1 und 3 einige Abgren-
zungen klarer formuliert. Inhaltliche Änderungen betrafen unter anderem die Aus-
führungen zum Bedarf an den Schnittstellen zu angrenzenden Systemen in den Ka-
piteln 2.1 und 2.2 (Psychiatrie, Berufsfindung, Migration, IV) sowie zu den Stufenkon-
zepten der Suchttherapie in Kapitel 4. Dem Bedarf von Familien mit Kindern mit Be-
hinderungen wurde in Kapitel 2.6 mehr Raum gegeben. 
 
Die Ergebnisse aus der Vernehmlassung führten zu einer grundlegenden Überarbei-
tung des Kapitels 5.2 «Finanzielle Entwicklung». Das Kapitel zeigt nun besser auf, 
dass der ausgewiesene Mittelbedarf die vorgesehenen Massnahmen beinhaltet und 
voraussetzt. Der Mittelbedarf im Total in Abbildung 5.1 wurde auf den aktuellen 
Stand nachgeführt, unter anderem mit dem Rechnungsergebnis 2022, mit einer ers-
ten Hochrechnung für das Jahr 2023 sowie unter Berücksichtigung einiger weiterer 
Entwicklungen seit Erarbeitung der Vernehmlassungsbotschaft. Weiterhin werden die 
Planjahre ab 2024 ohne Teuerung und Lohnentwicklung dargestellt – da diese so 
weit in die Zukunft nicht planbar sind –, jedoch neu zu Preisen von 2023 statt zu 
denjenigen von 2022. Der Bezug zum AFP 2023–2026 wird in Kapitel 5.2 nicht mehr 
hergestellt, wir verweisen stattdessen auf unsere Botschaft zum AFP 2024–2027. Die 
Herleitung der finanziellen Szenarien in den Kapiteln 2 bis 4 blieb unverändert. 



https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/894
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7 Würdigung 
Dieser Planungsbericht ist die strategische Leitlinie unseres Handelns im Aufgaben-
bereich «soziale Einrichtungen» in den kommenden vier Jahren. Er schliesst metho-
disch und inhaltlich an den vorangehenden Planungsbericht 2020 an und führt die 
strategischen Zielsetzungen des Kantons Luzern weiter: 
 


‒ Luzern steht für Lebensqualität 
Für Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene sowie ihre Familien stehen be-
darfsgerechte ergänzende Hilfen zur Erziehung bereit. Erwachsene Menschen mit 
Behinderungen wählen zwischen vielseitigen Angeboten für Wohnen, Arbeiten 
und Beschäftigung. Der Zugang zur sozialtherapeutischen Suchttherapie ist bei 
Bedarf gewährleistet. Betreuende Angehörige können ergänzende Betreuungsan-
gebote nutzen. 
 
‒ Luzern steht für Innovation 


Alle Angebote sind flexibel und durchlässig ausgestaltet. Neue Wohn- und Ar-
beitsformen in stationären und ambulanten Betreuungssituationen werden entwi-
ckelt. Konzeptionelle Grundlagen entwickeln sich weiter, Pilotprojekte fördern die 
Innovation. Der Planungsunsicherheit begegnen wir mit Szenarien. Durch die in-
terprofessionelle Zusammenarbeit an den Schnittstellen zur Psychiatrie, zur Son-
derschulung und zum Leben im Alter entstehen tragfähige Lösungen. 
 
‒ Luzern steht für Zusammenhalt 


Art und Umfang der benötigten Leistungen nach dem SEG ist von schwer beein-
flussbaren externen Faktoren abhängig. Gesellschaftliche Solidarität ist die Ant-
wort darauf. Kanton und Gemeinden finanzieren die Leistungen nach dem SEG 
paritätisch. Das im Jahr 2020 eingeführte Finanzierungsmodell bewährt sich und 
wird weitergeführt. 
 
‒ Luzern steht für Nachhaltigkeit 


Die sozialen Einrichtungen leisten als Ausbildungsbetriebe, durch energetische 
Sanierungen und energiesparende Prozesse, durch eine aktive Gestaltung des di-
gitalen Wandels sowie durch ihr hohes Kostenbewusstsein und vorausschauendes 
Handeln einen wesentlichen Beitrag zur wirtschaftlichen, ökologischen und sozia-
len Nachhaltigkeit im Kanton Luzern.  


 
Rund 16'000 Personen arbeiten im Kanton Luzern in Heimen und im Sozialwesen 
(Lustat, STATENT 2020). Sie sind in ganz unterschiedlichen Aufgaben in der Betreu-
ung und in der Pflege, in der Küche, in der Reinigung, als Buchhalterin, Fahrer oder 
Haustechnikerin, Arbeitsagoge oder Therapeutin und in vielen weiteren Berufsfel-
dern tätig. Ihnen allen gebührt unsere Anerkennung für ihr tägliches Engagement. 
 
 
 
 



https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/CdwsFiles?fileid=a5d0087944e94728ae4be6cde290213f
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8 Antrag 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren, wir beantragen 
Ihnen, unseren Planungsbericht über die sozialen Einrichtungen nach dem SEG 
2024–2027 in zustimmendem Sinn zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
 
Luzern, 4. Juli 2023 
 
Im Namen des Regierungsrates 
Der Präsident: Fabian Peter 
Der Staatsschreiber: Vincenz Blaser 
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Entwurf 


Kantonsratsbeschluss 
über die sozialen Einrichtungen  
nach dem SEG 2024–2027 


vom  


Der Kantonsrat des Kantons Luzern, 
nach Einsicht in den Bericht des Regierungsrates vom 4. Juli 2023, 
beschliesst: 
 
 
1.  Vom Planungsbericht über die sozialen Einrichtungen nach dem SEG 2024–2027 


wird in zustimmendem Sinn Kenntnis genommen. 
2.  Der Kantonsratsbeschluss ist zu veröffentlichen. 


Luzern,  


Im Namen des Kantonsrates 
Die Präsidentin:  
Der Staatsschreiber:  
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